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c) Intervention
Folgendes Vorgehen wird bei Verdacht auf Kin-
deswohlgefährdung empfohlen:
Handlungsschema
1. Beratung mit den Teamkollegen über die
Beobachtungen
2. Dokumentation der Verdachtsmomente
3. Information der Leitung der Frühförder-
stelle
4. Information des Trägers bei Einschätzung,
dass ein hohes Gefährdungsrisiko für das
Kind besteht
5. Gesprächsführung mit den Eltern sowie
Planung von Hilfe- und Unterstützungs-
maßnahme
6. Information des Jugendamts, wenn die
Gespräche mit den Eltern nicht oder nicht
ausreichend erfolgreich sind
Es besteht grundsätzlich die Notwendigkeit, alle
Schritte bezogen auf den konkreten Fall zu do-
kumentieren. In Abhängigkeit vom konkreten
Fall ist zu entscheiden, ob jeder der aufgezeigten
Schritte zu gehen ist.
Es wird empfohlen, Verfahrensabsprachen zu den
einzelnen Handlungsschritten mit den Jugend-
ämtern zu führen.
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Das Sozialgesetzbuch Achtes Buch – Kinder- und Jugendhilfe – (SGB VIII) enthält die 
bundesrechtlichen Grundlagen für die Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland. Die nähe-
re Ausgestaltung der Kinder- und Jugendhilfeleistungen und -aufgaben obliegt dagegen 
den Ländern. Der Freistaat Thüringen hat infolgedessen von den zahlreichen Landes-
rechtsvorbehalten im SGB VIII Gebrauch gemacht und ein umfangreiches Regelungs-
werk in den Bereichen Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, Kinder- und Jugendschutz, För-
derung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespﬂege, Hilfen zur Erziehung, 
Frühe Hilfen sowie Familienförderung erlassen. Für die Praxis vor Ort sind neben die-
sen landesrechtlichen Regelungen ebenso wichtig die vom Landesjugendhilfeausschuss 
verabschiedeten Empfehlungen zur fachlich-inhaltlichen Ausgestaltungen der einzelnen 
Jugendhilfe- und Familienleistungen sowie die die Finanzierungsfragen betreffenden För-
derrichtlinien.
Die vorliegende Broschüre enthält nunmehr in der 9. Auﬂage eine aktualisierte Zusammenstellung aller Regelungen und Rah-
menbedingungen in Umsetzung des SGB VIII sowie weitere Gesetze und Verordnungen im Kontext Jugend und Familie, wie 
z. B. zum Erziehungsgeld, zum Unterhaltsvorschuss, zum Schwangerschaftskonﬂiktgesetz, zur Förderung der Teilnahme an 
Früherkennungsuntersuchungen für Kinder, zur staatlichen Anerkennung sozialpädagogischer Berufe und zur Insolvenzord-
nung. 
Insgesamt gesehen wendet sich die Broschüre damit an alle an der Kinder- und Jugendhilfe sowie an der Familienförderung 
Engagierte, insbesondere aber an alle haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der öffentlichen und 
freien Kinder- und Jugendhilfe sowie aus dem Bereich der Familienförderung.
Auch wenn die in dieser Broschüre zusammengestellten Regelungen im Zeitalter des Internets selbstverständlich auch 
auf den Homepages des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie und Gesundheit (vgl. http://www.thueringen.de/de/ 
tmsfg/familie/ content.html) bzw. des Thüringer Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur (vgl. http://www.thue-
ringen.de/de/tmbwk/kindergarten/content.html) veröffentlicht sind, so vermittelt die vorliegende Broschüre darüber hinaus 
vor allem einen schnellen Überblick über die Rechtslage in Thüringen und erspart langwieriges Suchen nach einzelnen Vor-
schriften.
Ich hoffe und wünsche daher, dass diese Broschüre wiederum eine wortvolle Hilfe ist bei Ihrer täglichen Arbeit für die Kinder 
und Jugendlichen in unserem Land sowie für deren Eltern!
Heike Taubert
Thüringer Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit
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Der nachfolgende Broschürentext berücksichtigt die neue Deutsche Rechtschreibung, die Währungsumstellung 
sowie die aktuellen Behördenbezeichnungen. Insoweit weichen die gedruckten Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften von den zitierten Veröffentlichungen ggf. ab.
Darüber hinaus kann es auf Grund einer Weiterentwicklung der Jugendhilfe und der Familienpolitik künftig zu Än-
derungen insbesondere von Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien kommen. Die nachstehenden Vorschriften 
entsprechen dem Stand bei Redaktionsschluss (Oktober 2010).
7Erster Abschnitt
Örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe
§ 1
Jugendamt
Örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind die Land-
kreise und kreisfreien Städte. Sie nehmen diese Aufgabe im 
eigenen Wirkungskreis wahr. Die Aufgaben des örtlichen 
Trägers werden durch das Jugendamt wahrgenommen.
§ 2
Satzung des Jugendamtes
Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe regelt durch 
Satzung insbesondere
1. den Umfang des Beschlussrechts des Jugendhilfeaus-
schusses, 
2. die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder des Jugend-
hilfeausschusses,
3. die Anhörung des Jugendhilfeausschusses vor Be-
schlüssen der Vertretungskörperschaft in Fragen der 
Jugendhilfe,
4. den Umfang des Antragsrechts des Jugendhilfeaus-
schusses an die Vertretungskörperschaft,
5. die Bildung von Arbeitsgemeinschaften, in denen ne-
ben dem Jugendamt die anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen 




(1) Der Jugendhilfeausschuss ist ein beschließender Aus-
schuss im Sinne der Thüringer Kommunalordnung.
(2) Seine Sitzungen sind öffentlich, soweit er nicht durch 
Beschluss die Öffentlichkeit ausschließt oder das den 
Vorsitz führende Mitglied zu einer nicht öffentlichen Sitzung 
einberuft, weil das Wohl der Allgemeinheit, berechtig-
te Interessen einzelner Personen oder schutzbedürftiger 
Gruppen einer öffentlichen Verhandlung der zur Beratung 
anstehenden Tagesordnungspunkte entgegenstehen. Der 
Ausschlussgrund ist in dem Beschluss oder der Einladung 
zu nennen.
(3) Der Jugendhilfeausschuss kann zu einzelnen Verhand-
lungsgegenständen Sachverständige und Betroffene, insbe-
sondere junge Menschen, an seinen Beratungen beteiligen. 
Zur Vorbereitung seiner Beratungen kann er Unterausschüs-
se bilden.
(4) Die den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz führen-
den Mitglieder werden von den stimmberechtigten Mitglie-
dern aus ihrer Mitte gewählt. Das den Vorsitz oder das den 
stellvertretenden Vorsitz führende Mitglied soll der Vertre-
tungskörperschaft angehören.
(5) Die Amtszeit des Jugendhilfeausschusses entspricht der 
Wahlperiode der Vertretungskörperschaft. Sie beginnt mit 
dem ersten Zusammentritt des Jugendhilfeausschusses. Sie 
endet, wenn nach der nächsten Neuwahl der Mitglieder der 
neugebildete Jugendhilfeausschuss erstmals zusammen-
tritt.
§ 4
Stimmberechtigte Mitglieder des Jugendhilfeausschusses
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören nach Bestimmung 
der Satzung entweder zehn oder 15 stimmberechtigte Mit-
glieder an, die von der Vertretungskörperschaft gewählt 
werden. Für jedes stimmberechtigte Mitglied ist ein stellver-
tretendes Mitglied zu wählen. Eine gleichmäßige Besetzung 
durch Frauen und Männer ist anzustreben. Personen, die in 
der Jugendhilfe ehrenamtlich tätig sind, sind angemessen 
zu berücksichtigen.
(2) Drei Fünftel der Mitglieder werden von der 
Vertretungskörperschaft aus ihrer Mitte gewählt. Sie kann 
unter Anrechnung auf diese Zahl auch andere, in der 
Jugendhilfe erfahrene Personen wählen (§ 71 Abs. 1 Nr. 1 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch - SGB VIII - in der Fassung 
vom 8. Dezember 1998 [BGBl. I S. 3546] in der jeweils gel-
tenden Fassung).
(3) Für zwei Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder sind 
rechtzeitig vor der Wahl Vorschläge der im Bereich des Ju-
gendamtes tätigen anerkannten Träger der freien Jugendhilfe 
einzuholen (§ 71 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII). Dabei soll darauf hin-
gewirkt werden, dass die Träger der freien Jugendhilfe einen 
untereinander abgestimmten Vorschlag einreichen. Wird 
ein abgestimmter Vorschlag eingereicht, ist die Vertretungs-
körperschaft an die Vorschlagsliste gebunden. Anderenfalls 
wählt die Vertretungskörperschaft unter Berücksichtigung 
der eingegangenen Vorschläge, ohne an sie gebunden zu 
sein.
(4) Endet die Mitarbeit eines Mitgliedes bei einem Träger der 
freien Jugendhilfe, auf Grund deren es für die Wahl vorge-
schlagen worden war, so kann der vorschlagende Träger der 
Vertretungskörperschaft mitteilen, dass die Mitgliedschaft 
im Jugendhilfeausschuss endet. In diesem Fall ﬁndet eine 
Ersatzwahl für dieses Mitglied unter entsprechender Anwen-
dung von Absatz 3 statt. Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied 
aus anderem Grund vor Ablauf seiner Wahlzeit ausscheidet.
(5) Für die nicht der Vertretungskörperschaft angehörenden 
stimmberechtigten Mitglieder und ihre Stellvertreter gelten 
die Vorschriften über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz (ThürKJHAG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar 2009 (GVBl. S. 1),
zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 4. Mai 2010 (GVBl. S. 105)
8der Vertretungskörperschaft entsprechend. Sie sollen in der 
Regel ihren Wohnsitz oder ihr Arbeitsfeld im Bereich des ört-
lichen Trägers haben.
(6) Nach jeder Neuwahl der Vertretungskörperschaft ﬁndet 
eine Neuwahl der stimmberechtigten Mitglieder des Jugend-
hilfeausschusses statt.
§ 5
Beratende Mitglieder des Jugendhilfeausschusses
(1) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeaus-
schuss an:
1. der Oberbürgermeister oder der Landrat oder an ihrer 
Stelle eine von ihnen mit der Vertretung beauftragte 
Person;
2. der Leiter der Verwaltung des Jugendamtes, im Falle 
der Verhinderung, die geschäftsordnungsmäßige Ver-
tretung;
3. die für die Jugendarbeit zuständige Fachkraft des Ju-
gendamtes;
4. die Gleichstellungsbeauftragte der Stadt oder des Krei-
ses;
5. der Ausländerbeauftragte der Stadt oder des Kreises, 
wenn ein solcher bestellt ist;
6. der Behindertenbeauftragte der Stadt oder des Kreises, 
wenn ein solcher bestellt ist.
(2) In den Jugendhilfeausschuss entsenden je ein weiteres 
beratendes Mitglied
1. das Amtsgericht aus der mit Vormundschafts-, Famili-
en- oder Jugendsachen befassten Richterschaft;
2. das Arbeitsamt;
3. das Schulamt aus der Lehrerschaft;
4. die Polizeibehörde aus den mit Jugendsachen befas-
sten Polizeibeamten;
5. das Gesundheitsamt aus der Ärzteschaft;
6. die evangelische Kirche;
7. die katholische Kirche;
8. die jüdische Kulturgemeinde, falls Gemeinden dieses 
Bekenntnisses im Bereich des örtlichen Trägers beste-
hen.
Für jedes dieser Mitglieder ist von der entsendenden Stelle 
ein Stellvertreter zu benennen.
(3) Die Satzung kann bestimmen, dass weitere sachkundige 
Frauen und Männer dem Jugendhilfeausschuss als beraten-
de Mitglieder angehören. Dies gilt insbesondere in Ergän-
zung zu Absatz 2 Satz 1 Nr. 6 bis 8, wenn dies auf Grund der 
religiösen und bekenntnismäßigen Zusammensetzung der 
Bevölkerung angemessen ist.
(4) Die Entsendung der beratenden Mitglieder nach den Ab-
sätzen 2 und 3 erfolgt jeweils für die Dauer der Amtszeit des 
Jugendhilfeausschusses.
Zweiter Abschnitt
Überörtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe
§ 6
Überörtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe
Überörtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist das 
Land. Das für Kindertagesbetreuung zuständige Ministeri-
um nimmt die Aufgaben des überörtlichen Trägers in die-
sen Bereichen wahr. Die übrigen Aufgaben des überörtlichen 
Trägers sowie die dem Landesjugendamt außerhalb des Be-
reichs Kindertagesbetreuung nach Bundes- und Landesrecht 
zugewiesenen Aufgaben nimmt das für Kinder- und Jugend-
hilfe zuständige Ministerium wahr.
§ 7
Landesjugendhilfeausschuss
(1) Der Landesjugendhilfeausschuss befasst sich mit allen 
dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe obliegenden Auf-
gaben. Er beschließt über die Angelegenheiten der Jugend-
hilfe, soweit sie nach § 85 Abs. 2 SGB VIII zur Zuständigkeit 
des überörtlichen Trägers gehören, mit Ausnahme der lau-
fenden Geschäfte.
(2) Er berät die Landesregierung bei der Verwendung der 
vom Land für die Jugendhilfe bereitgestellten Mittel.
(3) Seine Sitzungen sind öffentlich, soweit er nicht durch Be-
schluss die Öffentlichkeit ausschließt oder der Vorsitzende 
zu einer nicht öffentlichen Sitzung einberuft, weil das Wohl 
der Allgemeinheit, berechtigte Interessen einzelner Personen 
oder schutzbedürftiger Gruppen einer öffentlichen Verhand-
lung der zur Beratung anstehenden Tagesordnungspunkte 
entgegenstehen. Der Ausschlussgrund ist in dem Beschluss 
oder der Einladung zu nennen.
(4) Der Landesjugendhilfeausschuss kann zu einzelnen Ver-
handlungsgegenständen Sachverständige und Betroffene, 
insbesondere junge Menschen, an seinen Beratungen betei-
ligen. Zur Vorbereitung seiner Beratungen kann er Unteraus-
schüsse bilden.
(5) Die den Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz führen-
den Mitglieder werden von den stimmberechtigten Mitglie-
dern aus ihrer Mitte gewählt.
(6) Die Amtszeit des Landesjugendhilfeausschusses ent-
spricht der Wahlperiode des Landtags. Sie beginnt mit dem 
ersten Zusammentritt des Landesjugendhilfeausschusses. 
Sie endet, wenn nach der nächsten Neuwahl und Neube-
rufung der Mitglieder der neugebildete Landesjugendhilfe-
ausschuss erstmals zusammentritt.
(7) Der Landesjugendhilfeausschuss erlässt für das Landes-
jugendamt eine Satzung, die der Genehmigung durch das 




(1) Dem Landesjugendhilfeausschuss gehören 20 stimmbe-
rechtigte Mitglieder an. Für jedes stimmberechtigte Mitglied 
ist ein stellvertretendes Mitglied zu wählen bzw. zu berufen.
(2) Vier Mitglieder werden vom Landtag gewählt. Sie sollen 
in der Jugendhilfe erfahrene Personen sein.
(3) Acht Mitglieder werden auf Vorschlag der im Bereich des 
Landes tätigen anerkannten Träger der freien Jugendhilfe 
durch den für Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Minister 
berufen. Es soll darauf hingewirkt werden, dass die Träger 
der freien Jugendhilfe einen untereinander abgestimmten 
Vorschlag einreichen, der acht Mitglieder und acht stellver-
tretende Mitglieder benennt, und zwar vier Mitglieder aus 
den Verbänden und Gruppen der Jugend und vier aus den 
anderen anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe. Unter 
ihnen sollen wenigstens vier Frauen sein und wenigstens 
zwei Personen, die ehrenamtlich im Bereich der Jugendhilfe 
tätig sind. Wird ein abgestimmter Vorschlag eingereicht, der 
diese Anforderungen erfüllt, werden die Vorgeschlagenen 
berufen. Anderenfalls beruft der Minister acht Mitglieder un-
ter Berücksichtigung der eingereichten Vorschläge, ohne an 
sie gebunden zu sein.
(3 a) Vier Mitglieder werden aufgrund eines abgestimmten 
Vorschlags des Gemeinde- und Städtebundes Thüringen 
und des Thüringischen Landkreistages durch den für Kinder- 
und Jugendhilfe zuständigen Minister berufen. Wird kein ab-
gestimmter Vorschlag eingereicht, beruft der Minister vier 
Mitglieder unter Berücksichtigung der Vorschläge, ohne an 
sie gebunden zu sein.
(4) In Ergänzung der gewählten und der auf Grund des Vor-
schlags berufenen Mitglieder nach den Absätzen 2, 3 und 3 
a beruft der für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Minister 
weitere vier in der Jugendhilfe erfahrene Personen, davon 
zwei auf Vorschlag des Arbeitskreises Thüringer Familienor-
ganisationen, die jedoch nicht in einem Dienst- oder Ange-
stelltenverhältnis zur Landesverwaltung im Geschäftsbereich 
des für Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministeriums 
stehen dürfen. Wird kein abgestimmter Vorschlag einge-
reicht, beruft der Minister zwei Mitglieder unter Berücksich-
tigung der Vorschläge, ohne an sie gebunden zu sein.
(5) Endet die Mitarbeit eines Mitgliedes bei einem Träger 
oder einer Institution, auf dessen oder deren Vorschlag es 
berufen wurde, so kann der Vorschlagende dem für Kinder- 
und Jugendhilfe zuständigen Ministerium mitteilen, dass 
die Mitgliedschaft im Landesjugendhilfeausschuss endet. In 
diesem Fall ﬁndet eine Ersatzberufung für dieses Mitglied 
unter entsprechender Anwendung der Absätze 3, 3 a und 4 
statt. Das Gleiche gilt, wenn ein Mitglied aus einem anderen 
Grund vor Ablauf seiner Berufungszeit ausscheidet.
(6) Der für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Minister be-
ruft die Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses nach 
den Absätzen 3 bis 5 im Einvernehmen mit dem für Kinder-





(1) Als beratende Mitglieder gehören dem Landesjugendhil-
feausschuss an:
1. der Leiter der Verwaltung des Landesjugendamtes, im 
Falle der Verhinderung die geschäftsordnungsmäßige 
Vertretung;
2. die für die Jugendarbeit zuständige Fachkraft des Lan-
desjugendamtes;
3. eine für Kindertagesbetreuung zuständige Fachkraft, 
die von dem für Kindertageseinrichtungen und Tages-
pﬂege für Kinder zuständigen Ministerium benannt 
wird;
4. die Landesfrauenbeauftragte;
5. der Ausländerbeauftragte des Landes;
6. der Behindertenbeauftragte des Landes;
7. ein Richter oder ein Beamter der Justizverwaltung, der 
vom für die Justizverwaltung zuständigen Ministerium 
benannt wird;
8. ein Vertreter des schulpsychologischen Dienstes sowie 
ein Lehrer oder ein Beamter, die vom für die Schulver-
waltung zuständigen Ministerium benannt werden;
9. ein vom Landesschulbeirat gewählter Vertreter;
10. ein Vertreter der Polizei, der vom zuständigen Minister 
benannt wird;
11. ein Vertreter der Arbeitsverwaltung, der vom Landesar-
beitsamt benannt wird;
12. je ein Vertreter der evangelischen und katholischen Kir-
che sowie der jüdischen Kulturgemeinde, die von deren 
zuständigen Stellen benannt werden. 
Für jedes dieser Mitglieder ist von der entsendenden Stelle 
ein Stellvertreter zu benennen.
(2) Die beratenden Mitglieder sollen fachliche Fähigkeiten 
und Erfahrungen in Bereichen haben, die mit der Jugendhilfe 
im Zusammenhang stehen.
(3) Der für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Minister be-
ruft die benannten Mitglieder sowie deren Stellvertreter. Er 
kann im Benehmen mit dem Landesjugendhilfeausschuss 
oder auf dessen Vorschlag weitere in der Jugendhilfe erfah-





(1) Oberste Landesjugendbehörden sind das für Kinder- und 
Jugendhilfe zuständige Ministerium sowie das für Kinder-
tageseinrichtungen und Tagespﬂege für Kinder zuständige 
Ministerium.
(2) Die Landesregierung unterrichtet nach Vorlage des Be-
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richtes der Bundesregierung über die Lage junger Menschen 
und die Bestrebungen und Leistungen der Jugendhilfe den 
Landtag darüber, welche Folgerungen sie für die Jugendhilfe 
im Lande für erforderlich hält.
Dritter Abschnitt
Träger der freien Jugendhilfe
§ 11
Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe
(1) Die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe nach 
§ 75 SGB VIII wird ausgesprochen
1. vom Jugendamt, wenn der Träger im Wesentlichen im 
Zuständigkeitsbereich des Jugendamtes tätig ist und 
dort seinen Sitz hat;
2. vom Landesjugendamt, wenn der Träger vorwiegend 
in Thüringen in mehreren Jugendamtsbereichen tätig 
ist und in Thüringen seinen Sitz hat oder wenn Sitz 
und vorwiegende Tätigkeit im Sinne von Nummer 1 
verschiedenen Jugendamtsbereichen des Landes zuzu-
ordnen sind;
3. von dem für Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Mi-
nisterium, wenn der Tätigkeitsbereich des Trägers über 
Thüringen hinausreicht und er seinen Sitz in Thüringen 
hat oder wenn er eine Anerkennung nur für seinen Tä-
tigkeitsbereich in Thüringen begehrt.
(2) Die in der Liga der freien Wohlfahrtspﬂege zusammenge-
schlossenen Verbände der freien Wohlfahrtspﬂege, ihre Or-
ganisationen auf Regional- und Ortsebene sowie die ihnen 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes angehören-
den Mitgliedsverbände und Mitgliedseinrichtungen gelten 
als anerkannt, sofern sie Jugendhilfe leisten oder fördern. 
 (3) Die Anerkennung kann auf Antrag auch auf rechtlich 
selbstständige Untergliederungen des Trägers ausgedehnt 
werden, wenn diese an dem Träger ausgerichtete einheitli-
che Organisationsformen haben.
(4) Die Anerkennung kann zurückgenommen oder wider-
rufen werden, wenn sich herausstellt, dass ihre Vorausset-
zungen nicht vorgelegen haben oder wenn sie nachträglich 
weggefallen sind.
§ 12
Beteiligung an der Planung
(1) An der Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII sollen die 
davon berührten anerkannten Träger der freien Jugendhilfe 
von Anfang an beteiligt werden. Die Zusammenschlüsse 
der anerkannten Träger der freien Jugendhilfe und die nach 
Kenntnis des Ausschusses von der Planung besonders be-
troffenen einzelnen Träger sind über Inhalte, Ziele und 
Verfahren der Planung umfassend zu unterrichten.
(2) Zum Zwecke der Jugendhilfeplanung soll der öffentliche 
Träger darauf hinwirken, dass für einzelne Arbeitsbereiche 
von besonderer Bedeutung auf der Ebene des örtlichen 
Trägers Arbeitsgemeinschaften und auf der Ebene des übe-
rörtlichen Trägers Landesarbeitsgemeinschaften gebildet 
werden, in denen er mit den anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe und den Trägern geförderter Maßnahmen zu-
sammenarbeitet. In den Arbeitsgemeinschaften und Lande
sarbeitsgemeinschaften sollen die geplanten Einrichtungen, 
Dienste und Maßnahmen so aufeinander abgestimmt wer-
den, dass sie sich gegenseitig ergänzen. 
(3) Die Arbeitsgemeinschaften können eigene Planungs-
vorstellungen erarbeiten und im zuständigen Jugendhilfe-
ausschuss oder Landesjugendhilfeausschuss vortragen. Sie 
haben das Recht auf Anhörung vor Beschlüssen des Jugend-
hilfeausschusses oder Landesjugendhilfeausschusses, die 
ihren Planungsbereich berühren.
(4) Es soll darauf hingewirkt werden, die Jugendhilfe- und 
die Schulnetzplanung aufeinander abzustimmen.
§ 13
Vereinbarungen über die Höhe der Kosten
Für den Abschluss von Vereinbarungen nach § 78 b Abs. 1 
SGB VIII sind der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe, 
in dessen Bereich die Einrichtung gelegen ist, und der ört-
liche Träger der öffentlichen Jugendhilfe, der für die in der 
Einrichtung erbrachten Leistungen überwiegend zustän-
dig ist, Verhandlungs- und Vertragspartner. Die von diesen 
Trägern abgeschlossenen Vereinbarungen sind für alle örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bindend.
Vierter Abschnitt
Aufgaben und Arbeitsweise der Träger der
öffentlichen Jugendhilfe
§ 14
Aufgaben der Träger der öffentlichen Jugendhilfe
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben dazu beizu-
tragen, dass die Bedürfnisse der Jugend in der Gesellschaft 
öffentlich wahrgenommen und zur Geltung gebracht werden. 
Sie sind verpﬂichtet und berechtigt, gegenüber Behörden, 
anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen dahin ge-
hend zu wirken, dass die Bedingungen für eine positive 
Entwicklung und Erziehung der Kinder und Jugendlichen, 
bei der familien- und kinderfreundlichen Gestaltung des 
Gemeinwesens, des öffentlichen und des kulturellen Lebens, 
der Arbeitswelt und der Umwelt erhalten oder geschaffen 
werden (§ 1 Abs. 3 SGB VIII).
(2) Neben der ihnen durch § 2 SGB VIII übertragenen Auf-
gaben der Jugendhilfe gehören zu den Aufgaben der Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe in Zusammenarbeit mit den 
Trägern der freien Jugendhilfe, den Jugendverbänden und 
Jugendgruppen
1. Erziehung zur Achtung der Würde des Menschen, un-
abhängig von Geschlecht, Rasse und Glauben,
2. Erziehung zur sozialen Verantwortung im Rahmen der 
individuellen Freiheit,
3. Erziehung zur Achtung der natürlichen Lebensgrundla-
gen der Umwelt,
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4. Bekämpfung der Gefährdung durch Gewaltkriminalität 
durch präventive Maßnahmen.
(3) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe wirken 
durch eine vernetzte Zusammenarbeit mit Trägern der freien 
Jugendhilfe und mit anderen Behörden, Einrichtungen und 
Stellen darauf hin, dass mögliche Beeinträchtigungen und 
Gefahren für das Wohl und die Entwicklung junger Men-
schen frühzeitig erkannt werden und ihnen entgegengewirkt 
wird. 
(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe arbei-
ten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den Schulen zu-
sammen, stimmen sich insbesondere bei schulbezogenen 
Jugendhilfemaßnahmen mit diesen ab und entwickeln die 
hierfür geeigneten Kooperationsstrukturen. Näheres kann 
durch eine Vereinbarung zur Kooperation von Jugendhilfe 
und Schule zwischen den kommunalen Spitzenverbänden 
und dem Land geregelt werden.
(5) Jeder, auch jeder Jugendliche und jedes Kind, hat das 
Recht, sich in allen Angelegenheiten der Erziehung und Ent-
wicklung junger Menschen an den Jugendhilfeausschuss, 
den Landesjugendhilfeausschuss und die Verwaltungen der 
Jugendämter zu wenden.
§ 15
Arbeitsweise der Träger der öffentlichen Jugendhilfe
Erhält das Jugendamt davon Kenntnis, dass die Entwicklung 
eines jungen Menschen und seine Erziehung zu einer eigen-
verantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit 
nachhaltig gestört oder gefährdet wird, so hat es die 
Leistungen und Hilfen anzubieten, die zur Behebung der 
Störung und zur Abwendung der Gefährdung erforderlich 
sind, auch wenn ein Anspruch auf die Leistung oder Hilfe 
nicht geltend gemacht wird. Soweit sie angenommen werden 
und die Personensorgeberechtigten nicht widersprechen, 
soll es die Leistungen und Hilfen auch erbringen. Können 
die geeigneten Leistungen und Hilfen durch freie Träger er-
bracht werden, soll das Jugendamt auf diese verweisen. Der 
Grundsatz der Freiwilligkeit der Jugendhilfe, das Wunsch- 
und Wahlrecht nach § 5 SGB VIII, das Recht auf Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen nach § 8 SGB VIII und das 
Recht der Eltern, über die Pﬂege und Erziehung ihrer Kinder 





(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat zu 
gewährleisten, dass geeignete Einrichtungen, Dienste und 
Veranstaltungen der Jugendarbeit im Sinne der §§ 11 und 12 
SGB VIII rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen. 
Er fördert die Jugendarbeit nach Maßgabe des Jugendför-
derplans. Das Land gewährt Zuschüsse nach Maßgabe des 
Haushalts.
(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe weist im 
Rahmen der Jugendhilfeplanung nach § 80 SGB VIII in einem 
besonderen Jugendförderplan den Bedarf an Einrichtungen, 
Diensten und Veranstaltungen für den Bereich der Jugendar-
beit und Jugendverbandsarbeit aus. Auf der Grundlage einer 
Feststellung des Bestandes ist der Bedarf festzustellen an
1. Veranstaltungen, insbesondere für die in § 11 Abs. 3 
SGB VIII genannten Schwerpunkte der Jugendarbeit,
2. Einrichtungen, einschließlich der dazu erforderlichen 
Gebäude und Räume, insbesondere
a) Häusern der offenen Tür,
b) Jugendbildungs- und Jugendfreizeitstätten,
c) Jugendherbergen und Wanderheimen,
d) Räumen für Jugendtreffs und Jugendgruppen, 
auch an Schulen,
3. den dafür erforderlichen Fach- und Hilfskräften. 
In den Jugendförderplan sind auch die Rangfolge der ge-
nannten Maßnahmen und die voraussichtlichen Kosten 
aufzunehmen. Der Jugendförderplan ist regelmäßig, aber 
mindestens einmal in jeder Wahlperiode, zu überprüfen und 
entsprechend fortzuschreiben. Für einzelne Veranstaltun-
gen, Dienste und Einrichtungen kann eine gemeinsame Be-
darfsfeststellung benachbarter örtlicher Träger erfolgen.
(3) Im Jugendförderplan ausgewiesene Einrichtungen, 
Dienste und Veranstaltungen, die ein hierfür geeigneter an-
erkannter Träger der freien Jugendhilfe verwirklichen will, 
sollen von dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 




(1) Die Jugendverbände und Jugendgruppen haben auf 
Grund ihrer eigenverantwortlichen Tätigkeit für junge Men-
schen eine tragende Funktion in der Jugendarbeit.
 (2) Jugendverbände und Jugendgruppen sind durch die 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe nur zu fördern, wenn 
sie einen demokratischen Organisationsaufbau haben, die 
in ihnen mitwirkenden Menschen an den für das gemein-
schaftliche Leben zu treffenden organisatorischen und 
inhaltlichen Entscheidungen teilhaben sowie die übrigen 
Voraussetzungen für die Anerkennung als Träger der freien 
Jugendhilfe nach § 75 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 SGB VIII erfüllt sind. 
Jugendabteilungen oder entsprechende Untergliederungen 
von Organisationen sind in diesem Sinne förderungswür-
dig, wenn sie gegenüber der Gesamtorganisation ein ausrei-
chendes Maß an Eigenständigkeit besitzen und selbststän-
dig handlungsfähig sind.
(3) Jugendverbände und Jugendgruppen nach Absatz 2 wer-
den durch Zuwendungen zu den angemessenen Personal- 





(1) Im Rahmen der Jugendhilfeplanung des überörtlichen 
Trägers stellt das Landesjugendamt einen Landesjugend-
förderplan auf, der den Bedarf an Einrichtungen, Diensten 
und Veranstaltungen der Jugendarbeit von überregionaler 
Bedeutung mit den dafür erforderlichen Gebäuden und 
Räumlichkeiten sowie den notwendigen Fach- und Hilfskräf-
ten feststellt. § 16 Abs. 2 Satz 3 und 4 ﬁndet entsprechende 
Anwendung.
(2) Das Land fördert freie Träger, die die im Landesjugend-
förderplan ausgewiesenen Einrichtungen, Dienste und Ver-
anstaltungen verwirklichen wollen, nach Maßgabe der im 
Landeshaushaltsplan hierfür ausgewiesenen Mittel und der 
vom für Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministerium 
zu erlassenden Förderrichtlinien.
(3) Das Land fördert die überregionale Arbeit der im Lan-
desjugendring zusammengeschlossenen Jugendverbände 
unter Berücksichtigung ihrer Tätigkeit, Struktur und Größe 
im Rahmen des Landesjugendförderplans.
§ 18 a 
Freistellung für ehrenamtliche Tätigkeit in der Jugendarbeit
(1) Den ehrenamtlich in der Jugendarbeit im Sinne der §§ 11 
und 12 SGB VIII tätigen Jugendleitern, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben und im Besitz der Jugendleiter-Card sind, ist 
auf Antrag Freistellung von der Arbeit zu gewähren zur 
1. Durchführung von Maßnahmen im Bereich der Kinder- 
und Jugenderholung (Fahrten, Lager, Freizeiten) und 
der internationalen Jugendbegegnung, 
2. Durchführung oder Teilnahme an Fort- und Weiterbil-
dungsveranstaltungen sowie Fachtagungen, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit der Jugendleitertätig-
keit stehen,
sofern die Veranstaltungen von anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe oder Trägern der öffentlichen Jugendhilfe durch-
geführt werden. Ein Anspruch auf Freistellung besteht nicht, 
soweit berechtigte betriebliche Interessen entgegenstehen.
(2) Die Freistellung beträgt jährlich bis zu zehn Arbeitstage 
und kann auf höchstens drei Veranstaltungen im Jahr verteilt 
werden. Der Anspruch auf Freistellung ist auf das nächste 
Jahr nicht übertragbar.
 (3) Die Arbeitgeber sind nicht verpﬂichtet, für die Zeit der 
Freistellung eine Vergütung zu gewähren. Ob im Einzelfall 
vom Arbeitgeber ein freiwilliger Ausgleich gewährt wird, ent-
scheidet der Arbeitgeber.
(4) Die ehrenamtlich tätigen Jugendleiter müssen ihre 
Freistellung spätestens einen Monat vor Maßnahmebeginn 
bei ihrem Arbeitgeber schriftlich beantragen. Dem 
Freistellungsantrag ist 
1. eine Bestätigung des Maßnahmeträgers über das 
Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 
und
2. bei Jugendlichen unter 18 Jahren die Zustimmung der 
Erziehungsberechtigten 
beizufügen. Die Entscheidung über ihren Freistellungsantrag 
ist den ehrenamtlich tätigen Jugendleitern vom Arbeitgeber 
spätestens 14 Tage vor Maßnahmebeginn schriftlich mitzu-
teilen; Ablehnungen sind schriftlich zu begründen.
(5) Dem ehrenamtlich tätigen Jugendleiter dür-
fen aus der Freistellung keine Nachteile in seinem 
Beschäftigungsverhältnis entstehen. Dies gilt auch für die 
Berechnung der Dauer des Beschäftigungsverhältnisses.
(6) Weiter gehende gesetzliche oder vertragliche Freistel-
lungsansprüche bleiben unberührt.
(7) Die ehrenamtlich tätigen Jugendleiter erhalten auf An-
trag vom Land nach Maßgabe des Landeshaushaltsplans 
als Ersatz für ihren Vergütungsausfall für jeden freigestellten 
Arbeitstag einen Zuschuss von bis zu 35 Euro; ﬁnanzielle Lei-
stungen Dritter sind offen zu legen und auf den Landeszu-
schuss anzurechnen.
(8) Die zur Umsetzung dieser Freistellungsregelung erfor-
derlichen Verwaltungsvorschriften erlässt das für Kinder- 
und Jugendhilfe zuständige Ministerium.
§ 19
Jugendberufshilfe
Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll dar-
auf hinwirken, dass sozial benachteiligten oder individuell 
beeinträchtigten jungen Menschen geeignete berufs- und 
arbeitsweltbezogene sozialpädagogische Hilfen sowie Be-
ratung angeboten werden, soweit diese Maßnahmen nicht 
durch Maßnahmen und Programme anderer Träger und Or-
ganisationen sichergestellt sind. Der überörtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe soll darauf hinwirken, dass Träger 
entsprechender Jugendberufshilfemaßnahmen unterstützt 
werden durch Beratung insbesondere zu Fragen der fachli-
chen Konzeption, der ﬁnanziellen Ausstattung und kosten-
mäßigen Absicherung sowie der zweckmäßigen Organisa-
tion. Letzteres fördert das Land nach Maßgabe des Haus-
halts.
Sechster Abschnitt
Schutz von Kindern und Jugendlichen
§ 20
Kinder- und Jugendschutz
(1) Kinder und Jugendliche sind vor körperlicher und see-
lischer Vernachlässigung, Misshandlung, Missbrauch und 
Gewalt zu schützen. 
(2) Schwangere Frauen, Mütter und Väter sollen frühzeitig 
bei der Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die Pﬂege, 
Bildung und Erziehung ihrer Kinder unterstützt werden, 
Risiken für das gesunde Aufwachsen von Kindern soll 
rechtzeitig begegnet und bei konkreten Gefährdungen des 
Kindeswohls konsequent durch wirksame frühe Förderung 
und rechtzeitige Hilfen für den notwendigen Schutz des 
Kindes gesorgt werden. Insbesondere sollen die zur 
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Vermeidung von Überforderung und Fehlverhalten sowie 
zur Bewältigung besonderer Belastungen oder individueller 
Beeinträchtigungen der Schwangeren und der Personenso
rgeberechtigten erforderlichen Beratungen und Hilfen, bei 
Bedarf auch Leistungsträger übergreifend, möglichst früh-
zeitig und niedrigschwellig angeboten werden.
(3) Für das Erreichen der in Absatz 2 genannten Ziele ste-
hen unter anderem ausgebildete Familienhebammen als 
Ansprechpartner zur Verfügung. Bei erkennbaren Risiken 
im Sinne des § 8 a SGB VIII wirken diese darauf hin, dass 
die notwendigen Unterstützungs- und Schutzmaßnahmen 
erfolgen.
(4) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe soll die 
für den Kinderschutz nach den Absätzen 1 bis 3 erforderli-
chen und geeigneten Einrichtungen, Dienste, insbesondere 
Kinderschutzdienste, und Veranstaltungen einschließlich der 
präventiven Angebote im Rahmen der Jugendhilfeplanung 
nach § 80 SGB VIII ausweisen und gewährleisten, dass die-
se rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen. Dabei 
ist auch eine gemeinsame Jugendhilfeplanung mehrerer 
örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe möglich. Das 
Land fördert die in der Jugendhilfeplanung vorgesehenen 
Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen nach Maßgabe 
des Landeshaushaltsplanes.
(5) Zu den Aufgaben des Jugendamtes nach § 1 Abs. 3 Nr. 3 
SGB VIII gehört es in Zusammenarbeit mit den freien Trägern 
der Jugendhilfe und anderen Behörden, Einrichtungen und 
Stellen in der Öffentlichkeit auf besondere Gefährdungen von 
Minderjährigen hinzuweisen und Jugendschutzmaßnahmen 
anzuregen, zu unterstützen und durchzuführen.
(6) Soweit die Polizei innerhalb ihrer Zuständigkeit 
Aufgaben zum Schutz von Minderjährigen wahrnimmt, 
ist das Jugendamt verpﬂichtet, die Polizei zu beraten und 
die Gesichtspunkte der Förderung von Erziehung und 
Entwicklung junger Menschen zur Geltung zu bringen.
(7) Die Polizei leistet in den Fällen des § 42 SGB VIII 
Vollzugshilfe auf Ersuchen des Jugendamtes. In den 
Fällen, in denen sonstige Maßnahmen zum Schutze junger 
Menschen erforderlich erscheinen, unterrichtet die Polizei 
das Jugendamt. 
(8) Bei der Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen 
des Jugendschutzgesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730) 
in der jeweils geltenden Fassung (Jugendschutzkontrollen) 
soll das Jugendamt die Polizei unterstützen. Es soll auch 
eigene Kontrollen durchführen und die Polizei über die 
Ergebnisse entsprechend informieren. Soweit zweckmäßig, 
sind gemeinsame Kontrollen durchzuführen.
(9) Die Bediensteten der Polizei und des Jugendamtes sind 
befugt, Veranstaltungen und gewerblich genutzte Räume, 
in denen die Anwesenheit von Kindern und Jugendlichen 
jugendschutzrechtlichen Beschränkungen unterliegt, wäh-
rend der Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftszeit zu betreten 
und dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen. 
Das Gleiche gilt für Betriebe, die geschäftsmäßig Schriften, 
Videokassetten und andere Ton- und Bildträger, Abbildungen 
und andere Darstellungen verbreiten, vorführen oder sonst 
zugänglich machen.
(10) Die Inhaber dieser Betriebe und die in den Räumen 
beschäftigten Personen sind auf Anforderung der in 
Absatz 8 genannten Bediensteten verpﬂichtet, Schriften, 
Videokassetten und andere Ton- und Bildträger, Abbildungen 
und andere Darstellungen auszuhändigen, damit außerhalb 
der Räume des Betriebes geprüft werden kann, wie weit ihre 
Verbreitung, Vorführung oder sonstige Zugänglichmachung 
zulässig ist. Auf Verlangen ist darüber eine Bescheinigung 
zu erteilen. Die ausgehändigten Stücke sollen spätestens 
nach drei Tagen zurückgegeben werden, wenn nicht nach 
anderen Vorschriften eine Beschlagnahme angeordnet oder 
beantragt worden ist.
(11) Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz, Artikel 8 Abs. 1 der Verfassung 
des Freistaats Thüringen) wird insoweit eingeschränkt.
§ 21
Pﬂegeerlaubnis
(1) Die Pﬂegeerlaubnis ist zu erteilen, wenn das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen (Pﬂegekind) in der Pﬂegestelle 
gewährleistet ist. Voraussetzung ist insbesondere, dass die 
Pﬂegeperson über ausreichende erzieherische Fähigkeiten 
verfügt, die für die Pﬂege und Erziehung erforderliche Zeit 
erübrigen kann und die räumliche Unterbringung den erzie-
herischen Notwendigkeiten entspricht.
(2) Die Pﬂegeerlaubnis ist zurückzunehmen oder zu wider-
rufen, wenn das Wohl des Pﬂegekindes in der Pﬂegestelle 
gefährdet ist und die Pﬂegeperson nicht bereit oder in der 
Lage ist, die Gefährdung abzuwenden. Sie ist zu widerru-
fen, wenn nachträglich Umstände eintreten oder bekannt 
werden, die zu ihrer Versagung geführt hätten, es sei denn, 
dass unter Berücksichtigung des unterdessen gewachsenen 
persönlichen Verhältnisses zwischen der Pﬂegeperson und 
dem Pﬂegekind die Fortdauer des Pﬂegeverhältnisses dem 
Wohle des Pﬂegekindes entspricht. Der Widerspruch und die 
Anfechtungsklage gegen die Rücknahme oder den Widerruf 
haben keine aufschiebende Wirkung.
(3) Die Pﬂegeperson hat den Bediensteten des Jugendamtes 
Auskunft über die Pﬂegestelle und das Pﬂegekind zu geben 
und ihnen bei rechtzeitiger vorheriger Anmeldung den Zu-
tritt zu den Räumen, die dem Aufenthalt des Pﬂegekindes 
dienen, zu gestatten. Besteht ein begründeter Verdacht, 
dass das Wohl des Pﬂegekindes in der Pﬂegestelle schwer-
wiegend gefährdet ist, insbesondere, dass es misshandelt, 
grob vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden ist, ist 
der Zutritt unverzüglich zu gestatten. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung gemäß Artikel 13 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und Artikel 8 Abs. 1 der Verfassung des Frei-
staats Thüringen wird insoweit eingeschränkt. Die Mitarbei-




Aufsicht über erlaubnispﬂichtige Einrichtungen
(1) Der Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen 
(§§ 45 ff. SGB VIII) im Bereich der Kindertageseinrichtungen 
ist Aufgabe des für Kindertageseinrichtungen zuständigen 
Ministeriums, im Übrigen ist er Aufgabe des Landesjugend-
amtes.
(2) Die Erlaubnis für den Betrieb einer Einrichtung, in der 
Kinder oder Jugendliche ganztägig oder für einen Teil des 
Tages betreut werden oder Unterkunft erhalten, ist zu ertei-
len, wenn unter Berücksichtigung der Art und Ausstattung 
der Einrichtung, der Zahl und fachlichen Qualiﬁkation der 
Mitarbeiter unter Berücksichtigung der Zahl und des er-
zieherischen Bedarfs der betreuten jungen Menschen, der 
räumlichen Ausstattung und der Größe der erzieherischen 
Gruppen eine dem Wohl der jungen Menschen entsprechen-
de Erziehung gemäß der Aufgabenstellung der Einrichtung 
zu erwarten ist. Die Erlaubnis ist zurückzunehmen oder zu 
widerrufen, wenn das Wohl der jungen Menschen in der 
Einrichtung gefährdet ist und der Träger der Einrichtung 
nicht bereit oder in der Lage ist, die Gefährdung abzuwen-
den. Sie ist zu widerrufen, wenn Umstände eintreten oder 
bekannt werden, die zu ihrer Versagung geführt hätten, wenn 
nicht durch nachträgliche Auﬂagen das Wohl der Kinder 
und Jugendlichen gesichert werden kann. Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen die Rücknahme oder den Widerruf 
haben keine aufschiebende Wirkung.
(3) Die für die gesundheits-, bau- und feuerpolizeiliche sowie 
für die schulische Überwachung zuständigen Stellen haben 
die nach Absatz 1 zuständige Behörde über Beanstandungen, 
die das Wohl der in den Einrichtungen betreuten jungen 
Menschen beeinträchtigen könnten, zu unterrichten, falls 
diese nicht innerhalb der gesetzten Frist behoben werden.
§ 23
Betreuungskräfte
Geeignet zur Betreuung von Kindern und Jugendlichen in ei-
ner erlaubnispﬂichtigen Einrichtung sind pädagogische und 
therapeutische Fachkräfte, die über eine staatlich anerkannte 
oder dieser gleichwertige Fachausbildung verfügen, sofern 
nicht in ihrer Person liegende Gründe sie ungeeignet erschei-
nen lassen. Andere Personen soll das Landesjugendamt im 
Einzelfall auf Antrag des Trägers der Einrichtung zulassen, 
wenn sie nach Vorbildung und Erfahrung geeignet erschei-
nen; die Zulassung kann mit Auﬂagen verbunden werden. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
1. pﬂegerische und erzieherische Hilfskräfte, die unter 
unmittelbarer Aufsicht und Anleitung durch Fachkräfte 






(1) Für die Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung 
und Entwicklung junger Menschen (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 
SGB VIII), der Partnerschaft, Ehe und Familie, Trennung und 
Scheidung (§ 17 SGB VIII), der Ausübung der Personensorge 
(§ 18 SGB VIII) und bei der Klärung und Bewältigung in-
dividueller und familienbezogener Probleme und der 
Lösung von Erziehungsfragen (§ 28 SGB VIII) sollen im 
Bereich jedes örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
Beratungsstellen für die Erziehungsberatung und die Ehe-, 
Familien- und Lebensberatung errichtet werden. Anzahl, 
Ausstattung und Aufgabenbereich der Beratungsstellen 
sind in die Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII, § 12 dieses 
Gesetzes) aufzunehmen; die Landesarbeitsgemeinschaft für 
Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatung ist zu hö-
ren.
(2) Das Jugendamt fördert die Errichtung der in der Jugend-
hilfeplanung vorgesehenen Beratungsstellen in freier Träger-
schaft. Die Errichtung erforderlicher neuer Beratungsstellen 
in öffentlicher Trägerschaft ist durch das Jugendamt zu ver-
anlassen, soweit Beratungsstellen in freier Trägerschaft, die 
den Bedarf abdecken, nicht rechtzeitig geschaffen werden 
können (§ 4 Abs. 2 SGB VIII).
(3) Das Land fördert in der Jugendhilfeplanung vorgesehene 
Beratungsstellen durch einen ergänzenden Landeszuschuss 
im Rahmen der im Haushaltsplan hierfür ausgewiesenen 
Mittel. Es kann die Förderung an die Erfüllung von Vorausset-
zungen für die Gewährleistung einer fachlichen Beratungs-
arbeit binden. Das Nähere regeln Förderungsrichtlinien des 
für Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministeriums.
(4) Die Beratung im Sinne von § 17 Abs. 1 Nr. 1 und 2 SGB 
VIII soll jungen Menschen auch angeboten werden, wenn in 
Betracht kommt, dass sie im Rahmen ihrer Partnerschaft für 
ein Kind zu sorgen haben werden.
(5) Die in der Jugendhilfeplanung des örtlichen Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe vorgesehenen Beratungsstellen sind 






(1) Zuständige Behörde für die Festsetzung des angemes-
senen Barbetrags nach § 39 Abs. 2 SGB VIII und für die 
Festsetzung der Pauschalbeträge nach § 39 Abs. 5 SGB VIII 
ist das Landesjugendamt.
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(2) Zuständige Behörden für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach
1. § 104 Abs. 1 Nr. 1 und 4 SGB VIII,
2. § 14 des Adoptionsvermittlungsgesetzes in der Fassung 
vom 22. Dezember 2001 (BGBl. 2002 I S. 354) in der 
jeweils geltenden Fassung
sind die Landkreise und kreisfreie Städte im übertragenen 
Wirkungskreis.
(3) Zuständige Behörde für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 104 Abs. 1 Nr. 2 und 3 SGB VIII 
sind
1. im Bereich Kindertageseinrichtungen das für 
Kindertageseinrichtungen zuständige Ministerium und
2. im Übrigen das Landesjugendamt.
(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, die Zuständigkeit 
von Behörden abweichend von den Absätzen 1 bis 3 durch 
Rechtsverordnung zu regeln.
§ 26
Verhältnis zu anderen Leistungen
Bei Maßnahmen der Frühförderung für Kinder bis zum vollen-
deten sechsten Lebensjahr, längstens bis zum Schuleintritt, 
gehen unabhängig von der Art der Behinderung die 
Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch vor. Die schulrechtlichen Bestimmungen 
des Förderschulgesetzes bleiben hiervon unberührt.
§ 27
Übergangsvorschriften
(1) Vorschrift wurde durch ein der Änderungsgesetz aufgeho-
ben.
(2) Personen, die am Tage des Inkrafttretens dieses Geset-
zes Aufgaben nach § 23 Satz 1 wahrgenommen haben, kön-
nen in ihrem oder einem vergleichbaren Arbeitsfeld auch bei 
einem Wechsel des Anstellungsträgers weiterhin beschäftigt 
werden, wenn sie die erforderliche beruﬂiche Erfahrung ha-
ben und an Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen.
§ 28
Gleichstellungsbestimmung
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 29
Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.
(2) § 19 Abs. 2 tritt am 1. Januar 1993 in Kraft.
(3) § 26 Abs. 4 und Abs. 7 Nr. 3 treten an dem Tage in Kraft, 
an dem das Unterhaltsvorschussgesetz für Thüringen in 
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Rechtsanspruch, Ziele und Aufgaben, Allgemeines
§ 1 
Begriffsbestimmungen 
(1) Kindertageseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes 
sind familienunterstützende Einrichtungen, in denen Kinder 
tagsüber gebildet, erzogen und betreut werden. Sie gliedern 
sich in:
1. Kinderkrippen für Kinder bis zu zwei Jahren,
2. Kindergärten für Kinder vom vollendeten zweiten
 Lebensjahr bis zum Schuleintritt,
3. Kinderhorte für schulpﬂichtige Kinder und
4. gemeinschaftlich geführte Einrichtungen für Kinder
 verschiedener Altersgruppen.
Kindertageseinrichtungen, die nicht ganztägig arbeiten, 
müssen nicht zwingend gebäudebezogen sein.
(2) Kindertagespﬂege ist eine familiennahe Form 
der Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern, 
insbesondere von Kindern bis zu zwei Jahren, im Haushalt 
der Tagespﬂegeperson, der Eltern oder in anderen 
geeigneten Räumen oder im Rahmen eines besonderen 
Betreuungsbedarfs ergänzend zur Kindertageseinrichtung.
(3) Kindertagesbetreuung ist die Bildung, Erziehung und 
Betreuung von Kindern nach den Absätzen 1 und 2. Sie kann 
im Verbund oder in Kombination mit anderen Angeboten der 
Kinder- und Jugendhilfe, des Schulwesens oder der Sozialhilfe 
durchgeführt werden. Betreuungsangebote in Verantwortung 
der Eltern, die durch Fachkräfte unterstützt und zeitweise 
angeleitet werden, sind insbesondere Spielkreise und Eltern-
Kind-Gruppen.
(4) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die jeweiligen 
Erziehungsberechtigten.
(5) Wohnsitzgemeinde im Sinne dieses Gesetzes ist dieje-
nige Gemeinde, bei der das Kind nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des 
Thüringer Meldegesetzes mit Hauptwohnsitz gemeldet ist.
§ 2 
Anspruch auf Kindertagesbetreuung 
(1) Jedes Kind mit gewöhnlichem Aufenthalt in Thüringen hat 
vom vollendeten ersten Lebensjahr bis zum Schuleintritt ei-
nen Rechtsanspruch auf ganztägige Bildung, Erziehung und 
Betreuung in einer Kindertageseinrichtung. Der Anspruch 
umfasst im Rahmen der Öffnungszeiten der Kindertagesein-
richtung montags bis freitags eine tägliche Betreuungszeit 
Thüringer Gesetz über die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Tageseinrich-
tungen und in Tagespﬂege als Ausführungsgesetz zum Achten Buch Sozialgesetzbuch 
– Kinder- und Jugendhilfe – Thüringer Kindertageseinrichtungsgesetz – ThürKitaG –
vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 371), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kinder-
tageseinrichtungsgesetzes und anderer Gesetze vom 4. Mai 2010 (GVBl. S. 105)
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von zehn Stunden; er soll in der Regel sechs Monate vor 
der beabsichtigten Aufnahme in die Kindertageseinrichtung 
gegenüber der Wohnsitzgemeinde geltend gemacht werden. 
Zur Realisierung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
können längere Betreuungszeiten bis zu zwölf Stunden ver-
einbart werden; ein Rechtsanspruch hierauf besteht nicht. 
Der Anspruch auf Betreuung in Kindertagespﬂege bleibt un-
berührt. Für Kinder bis zum vollendeten ersten Lebensjahr ist 
ein bedarfsgerechtes Angebot vorzuhalten, wenn diese Lei-
stung für seine Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist oder 
die Erziehungsberechtigten einer Erwerbstätigkeit nachge-
hen, eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder Arbeit suchend 
sind, sich in einer beruﬂichen Bildungsmaßnahme, in der 
Schulausbildung oder Hochschulausbildung beﬁnden oder 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) erhalten.
(2) Für Grundschulkinder besteht ein Rechtsanspruch auf 
Förderung in Kindertageseinrichtungen von montags bis 
freitags mit einer täglichen Betreuungszeit von zehn Stun-
den unter Anrechnung der Unterrichtszeit. Dieser Anspruch 
gilt mit der Förderung an Horten in Grundschulen als erfüllt. 
Der Anspruch auf Förderung in Horten an Grundschulen gilt 
vorrangig und richtet sich nach dem Thüringer Schulgesetz.
(3) Der Anspruch nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 
1 richtet sich gegen den Landkreis oder die kreisfreie Stadt 
als örtlichem Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in der das 
Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Für Schüler der 
Grundschule gilt der Anspruch mit der Betreuung in Horten 
an Schulen nach § 10 des Thüringer Schulgesetzes als erfüllt. 
Für Kinder bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres wird 
das nach Absatz 1 Satz 5 vorzuhaltende Angebot durch die 
Bereitstellung von Plätzen in Kindertageseinrichtungen und 
in Kindertagespﬂege gewährleistet; Satz 1 gilt entsprechend.
(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben 
gemeinsam mit den Gemeinden darauf hinzuwirken, dass 
ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot mit bedarfsgerech-
ten Öffnungszeiten zur Verfügung steht.
§ 3 
Freiwilligkeit 
Der Besuch von Kindertageseinrichtungen ist freiwillig. Die 
mit öffentlichen Mitteln geförderten Tageseinrichtungen 
stehen allen Kindern unabhängig von der religiösen, welt-




Die Eltern haben das Recht, im Rahmen freier Kapazitäten 
zwischen den verschiedenen Kindertageseinrichtungen 
sowie den Angeboten der Kindertagespﬂege am Ort ihres 
gewöhnlichen Aufenthalts oder an einem anderen Ort zu 
wählen. Sie haben den Träger der gewünschten Einrichtung 
und die Wohnsitzgemeinde unter Angabe der gewünschten 
Einrichtung über den Betreuungsbedarf in der Regel sechs 
Monate im Voraus zu informieren.
§ 5 
Träger 
(1) Träger von Tageseinrichtungen können sein:
1. anerkannte Träger der freien Jugendhilfe,
2. Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und
 Zweckverbände als kommunale Träger,
3. sonstige juristische Personen, deren Zweck das 
Betreiben einer Tageseinrichtung ist und deren Tätigkeit 
nicht auf Gewinnerzielung gerichtet ist, und
4. sonstige Träger, insbesondere Elterninitiativen und
 Betriebe.
Kommunale Träger können gemeinsam Kindertageseinrich-
tungen betreiben; es gilt das Thüringer Gesetz über die kom-
munale Gemeinschaftsarbeit.
(2) Soweit geeignete Einrichtungen und Dienste von aner-
kannten Trägern der freien Jugendhilfe betrieben werden 
oder rechtzeitig geschaffen werden können, soll die öffentli-
che Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen.
§ 6 
Ziele und Aufgaben der Kindertageseinrichtungen 
(1) In Anerkennung der vorrangigen Verantwortung der El-
tern für die Bildung, Erziehung und Betreuung ihrer Kinder 
haben die Kindertageseinrichtungen einen familienergän-
zenden Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag und 
ermöglichen den Kindern Erfahrungen über den Familien-
rahmen hinaus. Durch Bildungs- und Erziehungsangebote 
wird die Gesamtentwicklung der Kinder altersgerecht und 
entwicklungsspeziﬁsch gefördert. Insbesondere sollen der 
Erwerb sozialer Kompetenzen, wie Selbstständigkeit, Verant-
wortungsbereitschaft und Gemeinschaftsfähigkeit, Toleranz 
und Akzeptanz gegenüber anderen Menschen, Kulturen und 
Lebensweisen sowie Kreativität und Fantasie gefördert wer-
den. Grundlage für die gesamte Arbeit ist ein von dem für 
Kindertageseinrichtungen zuständigen Ministerium erar-
beiteter Bildungsplan, der für Kindertageseinrichtungen, für 
Tagespﬂege und für Schulen pädagogische Schwerpunkte 
festlegt und zu einem aufeinander aufbauenden Bildungssy-
stem zusammenführt. 
(2) Die Kindertageseinrichtungen nehmen ihren Auftrag zum 
Wohl des Kindes im ständigen engen Austausch mit den Eltern 
wahr und gewährleisten deren Anspruch auf Information 
und Beratung hinsichtlich aller Fragen zur Entwicklung ihres 
Kindes. Eltern werden durch das pädagogische Fachpersonal 
auf Angebote zur Familienbildung sowie der Frühförderung 
hingewiesen. Dazu kooperieren die Kindertageseinrichtungen 
mit geeigneten Einrichtungen in ihrem Sozialraum. 
(2a) Werden in einer Kindertageseinrichtung gewichtige 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes bekannt, so hat das pädagogische Fachpersonal 
dem nachzugehen und bei der Abschätzung des 
Gefährdungsrisikos eine insoweit erfahrene Fachkraft 
hinzuzuziehen. Die Eltern sowie gegebenenfalls das 
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Kind sind einzubeziehen, wenn hierdurch der wirksame 
Schutz des Kindes nicht in Frage gestellt wird. Wenn das 
pädagogische Fachpersonal dies für notwendig erachtet, 
hat es bei den Eltern auf die Inanspruchnahme geeigneter 
Hilfe hinzuwirken, erforderlichenfalls ist das Jugendamt 
einzubeziehen. 
(3) In Umsetzung der im Bildungsplan aufgeführten 
Ziele und Aufgaben erstellt jede Einrichtung eine für sie 
verbindliche pädagogische Konzeption, die fortzuschreiben 
ist. Die Konzeption soll auch Aussagen zur Gestaltung der 
Zusammenarbeit mit den Schulen sowie mit den Angeboten 
der Familienbildung und -beratung im Einzugsbereich 
enthalten. 
(4) Die Kindertageseinrichtungen sollen auf der Basis kon-
tinuierlicher Selbstevaluation unter Einbeziehung der Eltern 
und in Verbindung mit internen Zielvereinbarungen konse-
quent und systematisch an der Weiterentwicklung der Qua-
lität arbeiten. 
(5) Das pädagogische Fachpersonal in der Kindertagesein-
richtung und in der Schule soll eng zusammenarbeiten.
§ 7 
Angebote für behinderte und von Behinderung bedrohte 
Kinder sowie weitere Kinder mit Förderbedarf
(1) Kinder, die im Sinne des Achten und Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB VIII, SGB XII) behindert oder von Be-
hinderung bedroht sind, haben das Recht, gemeinsam mit 
Kindern ohne Behinderung gefördert zu werden.
(2) Die gemeinsame Förderung erfolgt in allen Kindertages-
einrichtungen (integrative Einrichtungen und Regeleinrich-
tungen), wenn eine dem Bedarf entsprechende Förderung 
gewährleistet werden kann. Grundlage hierfür ist die jeweili-
ge Vereinbarung nach § 75 SGB XII auf Basis der Beschlüsse 
der gemeinsamen Kommission nach § 29 des Landesrah-
menvertrages gemäß § 79 Abs. 1 SGB XII.
(3) Maßgabe der Förderung ist der vom Träger der Sozial-
hilfe erarbeitete Gesamtplan nach § 58 SGB XII, an dessen 
Aufstellung und Durchführung der Leistungen der örtliche 
Träger der Sozialhilfe mit den Eltern oder Sorgeberechtigten 
des behinderten Kindes und den sonst im Einzelfall Betei-
ligten, insbesondere mit dem behandelnden Arzt, dem Ge-
sundheitsamt und dem Jugendamt zusammenwirkt. Der Ge-
samtplan beschreibt und regelt den besonderen Betreuungs- 
und Förderbedarf zur erfolgreichen Integration ausgehend 
von einer personenzentrierten Feststellung des individuellen 
Hilfebedarfs des Kindes.
(4) Für Kinder, die einer besonderen Förderung bedürfen, 
ohne behindert oder von Behinderung bedroht zu sein, sind 
geeignete Fördermaßnahmen in der Einrichtung im Rahmen 




(1) Anstelle oder in Ergänzung der Bildung, Erziehung 
und Betreuung in einer Tageseinrichtung können 
Kinder, insbesondere im Alter von unter zwei Jahren, in 
Kindertagespﬂege vermittelt werden. Dem Wahlrecht der Eltern 
bei der Auswahl einer geeigneten Betreuungsmöglichkeit 
soll weitestgehend entsprochen werden. Nach Vollendung 
des dritten Lebensjahres des Kindes sollen die Eltern auf 
eine altersentsprechende Bildung, Erziehung und Betreuung 
in einer Tageseinrichtung verwiesen werden. 
(2) Eine Tagespﬂegeperson darf nicht mehr als fünf Kinder in 
Tagespﬂege betreuen. 
(3) Die Eignung von Tagespﬂegepersonen sowie das Vorliegen 
der kindgerechten Räumlichkeiten prüft der örtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe.
(4) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
wirkt darauf hin, dass die Rechte und Pﬂichten aus dem 
Tagespﬂegeverhältnis zwischen der Tagespﬂegeperson 
und den Eltern vertraglich geregelt werden. Im Fall 
einer öffentlichen Förderung schließt er zusätzlich 
eine Vereinbarung mit der Tagespﬂegeperson ab. Die 
Vereinbarungen nach Sätzen 1 und 2 sollen insbesondere 
die Erstattung der Aufwendungen der Tagespﬂegeperson, 
die Vergütung der Erziehungsleistung und den Abschluss 
einer Unfall- und Haftpﬂichtversicherung für Schäden, die 
im Zusammenhang mit der Tagespﬂege eintreten können, 
regeln.
§ 9 
Erlaubnis und Aufsicht 
(1) Der Betrieb von Kindertageseinrichtungen bedarf der 
Erlaubnis nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII). Zuständige Behörde für die Erteilung der Erlaubnis 
ist das für Kindertageseinrichtungen zuständige Ministerium; 
dies hat nach den Erfordernissen des Einzelfalls zu prüfen, 
ob die Voraussetzung zur Erteilung noch vorliegen. § 22 des 
Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetzes 
bleibt unberührt. 
(2) Kindertagespﬂege bedarf der Erlaubnis nach § 43 SGB VIII; 
zuständig für die Erteilung der Erlaubnis ist das Jugendamt. 
(3) Die Kindertageseinrichtungen unterstehen der 
staatlichen Aufsicht. Aufsichtsbehörde ist das für 
Kindertageseinrichtungen zuständige Ministerium. Die 
staatliche Aufsicht gewährleistet die Einhaltung der 
Rechtsvorschriften und bietet fachliche Beratung an. 
(4) Es ist die Aufgabe des Jugendamtes, die Aufsicht und 
fachliche Beratung durch das für Kindertageseinrichtungen 
zuständige Ministerium durch begleitende Beratungsan-
gebote für die Kindertageseinrichtungen zu ergänzen. Im 
Rahmen dieser ergänzenden Beratung sollen insbesondere 
Anregungen für die pädagogische Arbeit und die wirtschaft-
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liche Betriebsführung vermittelt werden.
(5) Die Träger von Kindertageseinrichtungen haben der zu-
ständigen Behörde im Sinne von Absatz 1 unverzüglich an-
zuzeigen:
1. den Wechsel des Trägers,
2. jeden Wechsel der Leitung oder der pädagogischen 
Fachkräfte der Einrichtung unter Nachweis der Ausbil-





(1) Die Eltern haben das Recht, an Entscheidungen der 
Kindertageseinrichtung mitzuwirken und einen Elternbeirat 
zu bilden; über dieses Recht sind die Eltern durch den Träger 
der Einrichtung jährlich zu informieren. Der Elternbeirat 
fördert die Zusammenarbeit zwischen dem Träger der 
Einrichtung, den Eltern und den anderen an der Bildung, 
Erziehung und Betreuung der Kinder Beteiligten sowie das 
Interesse der Eltern für die Arbeit der Einrichtung. Dazu 
wählen die Eltern der Kinder einer Gruppe aus ihrer Mitte 
einen Elternvertreter und seinen Stellvertreter. Die gewählten 
Elternvertreter bilden den Elternbeirat; er wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 
(2) Der Elternbeirat ist vom Träger und der Leitung der 
Einrichtung rechtzeitig und umfassend über wesentliche 
Entscheidungen in Bezug auf die Kindertageseinrichtung zu 
informieren und insbesondere vor Entscheidungen über 
1. das pädagogischen Konzept der Tageseinrichtung, 
2. die räumliche und sächliche Ausstattung, 
3. die personelle Besetzung, 
4. den Haushaltsplan der Tageseinrichtung, 
5. die Gruppengröße und -zusammensetzung, 
6. die Hausordnung und Öffnungszeiten, 
7. die Elternbeiträge sowie 
8. einen Trägerwechsel anzuhören. 
(3) Entscheidungen, die die Eltern in ﬁnanzieller Hinsicht 
außerhalb der regelmäßigen Elternbeiträge berühren, 
bedürfen der Zustimmung durch den Elternbeirat. Hierzu 
zählen insbesondere 
1. die Planung und Gestaltung von Veranstaltungen für
 die Kinder und Eltern, 
2. die Verpﬂegung in der Einrichtung sowie 
3. die Teilnahme an Modellprojekten. 
(4) Zur Wahl der Elternvertreter lädt die Leitung der 
Kindertageseinrichtung ein. Die Wahl hat bis zum 30. 
September des Jahres stattzuﬁnden. Sie kann schriftlich 
und geheim durchgeführt werden. Der Elternbeirat kann 
sich eine Geschäftsordnung geben, die seine Arbeit regelt. 
Er informiert die Eltern, die Leitung und den Träger der 
Kindertageseinrichtung über seine Tätigkeit.
§ 10 a
Elternsprecher auf kommunaler, Kreis- und Landesebene
(1) Elternbeiräte der Kindertageseinrichtungen können sich 
jeweils auf der Ebene der Gemeinde, des Landkreises sowie 
landesweit zu einer Gesamtelternvertretung zusammen- 
schließen. Die Gemeinden, der örtliche Träger der öffent- 
lichen Jugendhilfe sowie das für Kindertages- 
einrichtungen zuständige Ministerium unterstützen und 
fördern die Arbeit der Elternvertretungen.
(2) Die landesweite Gesamtelternvertretung nach Absatz 1 
entsendet ein beratendes Mitglied in den Landesjugend- 
hilfeausschuss nach § 9 in Verbindung mit § 7 Thüringer 
Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz (ThürKJHAG).
(3) Die förderfähigen Kosten der Gesamtelternvertretungen 
tragen auf der Ebene des Landes das Land, auf der Ebene 
des Landkreises der Landkreis und auf der Ebene der 
Gemeinde die Gemeinde. Die einzelnen Mitwirkungsrechte 
der Elternvertretungen, das jeweilige Wahlverfahren und 
die Fördergrundsätze werden durch Rechtsverordnung des 
für Kindertageseinrichtungen zuständigen Ministeriums 
geregelt.
§ 11 
Aufgabe des Trägers 
(1) Der Träger ist verpﬂichtet, die Zusammenarbeit 
aller Beschäftigten sowie ihr Zusammenwirken mit 
den Eltern und anderen Partnern im Sozialraum zu 
unterstützen und anzuregen. Über wesentliche Belange 
der Kindertageseinrichtung sind die Eltern rechtzeitig zu 
informieren. 
(2) Der Träger sichert die Information aller Beschäftigten zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben in der Tageseinrichtung und 
die erforderliche fachliche Abstimmung zwischen seinen Ta-
geseinrichtungen. Er trägt die Verantwortung für die inhaltli-
che und organisatorische Arbeit in der Tageseinrichtung.
Dritter Abschnitt
Organisation und Betrieb der Kindertageseinrichtungen
§ 12
Öffnungs- und Betreuungszeiten
Die Kindertageseinrichtungen sollen bedarfsgerechte 
Öffnungszeiten anbieten, die am Kindeswohl orientiert sind. 
Der Lebensrhythmus der Kinder sowie die Arbeitszeiten der 
Eltern der aufzunehmenden Kinder sind zu berücksichtigen. 
Unabhängig von der Öffnungszeit der Einrichtung soll die 




(1) Für Kindertageseinrichtungen gilt:
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1. je Kind im Alter bis zu drei Jahren muss eine 
Mindestﬂäche von fünf Quadratmeter, bezogen auf die 
pädagogische Nutzﬂäche und Ruheräume,
2. je Kind ab dem vollendeten dritten Lebensjahr muss 
eine Mindestﬂäche von 2,5 Quadratmeter bezogen auf 
die pädagogische Nutzﬂäche,
3. je Betreuungsplatz sollen wenigstens zehn Quadratmeter 
Außengelände vorhanden sein.
(2) Bei vor dem 1. August 2010 genehmigten, im Bau 
beﬁndlichen oder bestehenden Einrichtungen soll das für 
Kindertageseinrichtungen zuständige Ministerium auf Antrag 
des Trägers Ausnahmen von den Flächenanforderungen 
gemäß Absatz 1 zulassen. Darüber hinaus können befristete 
Ausnahmen durch das für Kindertageseinrichtungen 
zuständige Ministerium bewilligt werden.
§ 14
Personalausstattung
(1) Kindertageseinrichtungen müssen über die notwendige 
Zahl geeigneter pädagogischer Fachkräfte verfügen. 
Fachkräfte in diesem Sinne sind staatlich anerkannte 
Erzieher sowie Diplompädagogen und Diplomsozial- 
pädagogen/-sozialarbeiter, jeweils mit dem Nachweis 
der methodisch-didaktischen Befähigung zur Arbeit in 
Kindertageseinrichtungen, oder Absolventen fachlich ent- 
sprechender Bachelor-, Master- oder Magisterstudien- 
gänge, staatlich anerkannte Heilpädagogen und Heil- 
erziehungspﬂeger, darüber hinaus sind Fachkräfte in diesem 
Sinne für die Arbeit in Kinderkrippen Krippenerzieher, für 
die Arbeit in Kindergärten Kindergärtner und für die Arbeit 
in Kinderhorten Horterzieher sowie Unterstufenlehrer mit 
der Befähigung zur Arbeit in Heimen und Horten. Das für 
Kindertageseinrichtungen zuständige Ministerium kann 
generell oder im Einzelfall Personal mit weiteren staatlichen 
oder nichtstaatlichen Ausbildungs- und Prüfungsnachweisen 
als fachlich geeignet anerkennen. 
(2) Zur Erfüllung des Rechtsanspruchs nach § 2 Abs. 1 Satz 
2 dieses Gesetztes soll eine pädagogische Fachkraft in der 
Regel insgesamt nicht mehr als: 
1. vier Kinder im ersten Lebensjahr,
2. sechs Kinder im Alter zwischen einem und zwei Jahren,
3. acht Kinder im Alter zwischen zwei und drei Jahren,
4. sechzehn Kinder nach Vollendung des dritten Lebens-
 jahres bis zur Einschulung,
5. zwanzig Kinder im Grundschulalter betreuen.
Unter Berücksichtigung der fachlichen Arbeit außerhalb 
der Gruppen sowie von Ausfallzeiten ergeben sich 
folgende Personalschlüssel: Ausgehend von einer 
durchschnittlichen Regelbetreuung im Umfang von neun 
Stunden ergibt sich daraus ein Personalschlüssel von 0,352 
Vollzeitbeschäftigten je Kind nach Nummer 1, von 0,234 
Vollzeitbeschäftigten je Kind nach Nummer 2, von 0,176 
Vollzeitbeschäftigten je Kind nach Nummer 3, von 0,088 
Vollzeitbeschäftigten je Kind nach Nummer 4. Je Kind nach 
Nummer 5 ergibt sich ausgehend von einer Betreuung 
im Umfang von vier Stunden ein Personalschlüssel von 
0,031 Vollzeitbeschäftigten. Zu diesen Personalschlüsseln 
werden zusätzlich Stellenanteile für Leitungstätigkeit im 
Umfang von 0,01 Vollzeitbeschäftigten je Kind berechnet, 
mindestens jedoch 0,2 Vollzeitstellen und maximal 1,0 
Vollzeitstellen je Einrichtung. Jede Einrichtung muss über 
mindestens zwei pädagogische Fachkräfte verfügen. Näheres 
zu Gruppengröße und Gruppenzusammensetzung regelt 
eine Rechtsverordnung des für Kindertageseinrichtungen 
zuständigen Ministeriums.
(3) Über die in Absatz 2 genannte Mindestausstattung 
hinaus kann die Arbeit der Fachkräfte durch weitere geeignete 
Mitarbeiter sowie durch Eltern unterstützt werden. 
(4) Für die pädagogische Leitung jeder Kindertageseinrichtung 
ist eine besonders geeignete pädagogische Fachkraft als 
Leiter einzusetzen. Eine besondere Eignung liegt vor, wenn 
eine Qualiﬁkation nach Absatz 1 für alle Altersstufen mit 
entsprechender Berufserfahrung oder die Qualiﬁkation zum 
Diplompädagogen, Diplomsozialpädagogen/-sozialarbeiter 
oder Absolventen mit entsprechendem Bachelor-, Master- 
oder Magisterabschluss nachgewiesen werden kann. 
§ 15
Fortbildung
(1) Die Fortbildung der pädagogischen Fachkräfte der 
Kindertageseinrichtung ist Aufgabe des Landes und 
der Träger. Das Land kommt dieser Aufgabe dadurch 
nach, dass es Fortbildungsmaßnahmen anbietet und die 
Qualiﬁzierung des Unterstützungssystems nach Maßgabe 
des Landeshaushalts unterstützt. 
(2) Das Unterstützungssystem umfasst alle 
verfügbaren, abrufbaren und organisierten Angebote zur 
eigenverantwortlichen Qualitätsentwicklung in Kindertages- 
einrichtungen, insbesondere Fachberatung durch das für
Kindertageseinrichtungen zuständige Ministerium, die 
Jugendämter und die freien Träger sowie Konsultations- 
einrichtungen und Multiplikatoren. 
(3) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bietet Fortbildung insbesondere für kommunale Träger 
an und koordiniert trägerübergreifende Fortbildungen. 
Er arbeitet eng mit dem Unterstützungssystem für 
Kindertageseinrichtungen und dem Unterstützungssystem 
für Grundschulen zusammen. 
(4) Die Fachkräfte sind jährlich zur fachlich qualiﬁzierten 
Fortbildung entsprechend den pädagogischen Konzepten 
der Einrichtungen verpﬂichtet. Die Fortbildung soll 
mindestens zwei volle Arbeitstage umfassen. Der Träger 
hat den Fachkräften die Teilnahme an der Fortbildung zu 
ermöglichen und die Kosten zu tragen.
§ 15 a
Fachberatung
(1) Fachberatung beinhaltet insbesondere: Fachberatung 
bezogen auf das Kind, Beratung bei der Umsetzung des 
Bildungsplanes, bei Fragen der Betriebsführung, der 
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baulichen, räumlichen und sächlichen Ausstattung, der 
Konzept-, Team- und Konﬂiktberatung. Sie ist für Träger, 
Leiter und Fachkräfte von Kindertageseinrichtungen 
gleichermaßen anzubieten.
(2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bietet bedarfsgerecht Fachberatung an. Freie Träger von 
Kindertageseinrichtungen können ebenfalls Fachberatung 
einrichten und anbieten. § 5 Absatz 2 gilt entsprechend.
(3) Fachberater sollen die Befähigung zur Leitung einer 
Kindertageseinrichtung nach § 14 Absatz 4 haben.
(4) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben die 
Qualität der Kindertagesbetreuungsangebote durch geeignete 
Maßnahmen sicherzustellen und weiterzuentwickeln.




(1) Bei der Aufnahme eines Kindes in einer 
Kindertageseinrichtung ist durch die Eltern eine ärztliche 
oder amtsärztliche Bescheinigung über die gesundheitliche 
Eignung des Kindes zum Besuch der Tageseinrichtung 
vorzulegen, wobei den Eltern die Vervollständigung der 
empfohlenen Impfungen anzuraten ist. 
(2) Einmal jährlich führt der öffentliche Gesundheitsdienst 
mit Zustimmung der Eltern in der Tageseinrichtung eine 
ärztliche und eine zahnärztliche Vorsorgeuntersuchung 
der Kinder durch. Die Eltern können an der Untersuchung 
teilnehmen; sie sind über das Ergebnis zu informieren. 
(3) Im Interesse der gesunden Entwicklung der Kinder ist 
das Rauchen in der Kindertageseinrichtung nicht gestattet. 
(4) Der Träger der Kindertageseinrichtung gewährleistet 






(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat die 
Aufgabe, die Kindertagesbetreuung nach § 2 zu gewährlei-
sten. Die Wohnsitzgemeinde ist verpﬂichtet, die erforderli-
chen Plätze in Kindertageseinrichtungen bereitzustellen. Die 
Gemeinden nehmen diese Aufgabe als Pﬂichtaufgabe im 
eigenen Wirkungskreis wahr. Sie können diese Aufgabe auf 
eine Verwaltungsgemeinschaft übertragen oder nach den 
Bestimmungen des Thüringer Gesetzes über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit wahrnehmen. 
(2) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe stellen 
rechtzeitig vor Beginn des Kindergartenjahres für ihr 
Gebiet einen Bedarfsplan für die Kindertagesbetreuung in 
Tageseinrichtungen und in Tagespﬂege auf und schreiben ihn 
rechtzeitig fort. Der Bedarfsplan wird für ein Kindergartenjahr 
erstellt, das mit dem Schuljahr identisch ist. Der Bedarfsplan 
weist für die Gemeinden - auf der Grundlage des dem 
Kindergartenjahr vorangegangenen Stichtages 31. März - 
die Einrichtungen, die Plätze und den Personalbedarf aus, 
die zur Erfüllung des Anspruchs nach § 2 erforderlich sind. 
Bei der Aufstellung ﬁndet das für die anspruchsberechtigten 
Kinder vorgehaltene Betreuungsangebot in Einrichtungen 
außerhalb der Jugendhilfe Beachtung. 
(3) Bei der Bedarfsplanung sind die örtlichen 
Lebensbedingungen, die sich auf den Bedarf an 
Kindertagesbetreuung auswirken, insbesondere die 
Wirtschafts- und Sozialstruktur im Planungsgebiet zu 
berücksichtigen. Hierbei sind die Erreichbarkeit, die 
tatsächliche Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen und 
Tagespﬂege sowie das Wahlrecht nach § 4 zu beachten. Der 
Anteil der Kinder mit Behinderungen ist zu berücksichtigen. 
(4) Der Bedarfsplan ist nach Anhörung der Elternbeiräte der 
Tageseinrichtungen im Benehmen mit den örtlichen Trägern 
der freien Jugendhilfe und den Gemeinden aufzustellen. Er 
ist mit den benachbarten Trägern der öffentlichen Jugendhilfe 




(1) Die Kosten der Kindertagesbetreuung werden durch 
Zuschüsse des Landes, durch den örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe, durch die Wohnsitzgemeinden, 
durch Elternbeiträge und nach Möglichkeit durch 
Eigenleistungen des Trägers nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen gedeckt. Im Falle einer Übertragung 
der Aufgabe auf eine Verwaltungsgemeinschaft oder 
einen Zweckverband stehen diese in den nachfolgenden 
Bestimmungen den Wohnsitzgemeinden gleich. 
(2) Voraussetzung für die Finanzierung nach diesem Gesetz 
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ist die Aufnahme der Kindertageseinrichtung und des 
Angebots der Kindertagespﬂege in den Bedarfsplan. 
(3) Bei Einrichtungen nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 tragen die 
für die Einrichtung zuständigen Gemeinden die durch die 
Elternbeiträge nicht gedeckten Betriebskosten. 
(4) Bei Einrichtungen nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4 hat 
die für die Einrichtung zuständige Gemeinde den durch die 
Elternbeiträge und den möglichen Eigenanteil des Trägers 
nicht gedeckten Anteil der erforderlichen Betriebskosten zu 
übernehmen. Die Höhe und das Verfahren der Erstattung 
ist mit dem Träger vertraglich zu vereinbaren. Der 
Gemeindeanteil soll in der Regel den Anteil, den die für die 
Einrichtung zuständige Gemeinde für eine eigene Einrichtung 
abzüglich des Eigenanteils des Trägers bereitstellt, nicht 
übersteigen. 
(5) Für die Betreuung in Kindertagespﬂege hat der örtliche 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe den durch Elternbeiträge 
nicht gedeckten Anteil der erforderlichen Betriebskosten zu 
übernehmen. 
(6) Besuchen Kinder infolge des Wunsch- und 
Wahlrechts nach § 4 eine Tageseinrichtung außerhalb der 
Wohnsitzgemeinde, hat diese abweichend von Absätzen 
2 und 3 der für die aufnehmende Einrichtung zuständigen 
Gemeinde einen durch das für Kindertageseinrichtungen 
zuständige Ministerium festgesetzten pauschalierten 
Anteil an den Betriebskosten zu zahlen. Diese Pauschale 
beträgt 70 vom Hundert der nach Absatz 10 ermittelten 
landesdurchschnittlichen Betriebskosten. 
(7) Erfolgt eine Unterbringung grundsätzlich oder in 
ihrem zeitlichen oder qualitativen Umfang aufgrund der 
§§ 53 und 54 SGB XII, der §§ 55 und 56 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB IX) oder des § 35a SGB VIII, so trägt 
der nach diesen Bestimmungen Verpﬂichtete die hierdurch 
entstehenden Mehrkosten; § 26 des Thüringer Kinder- und 
Jugendhilfeausführungsgesetzes bleibt unberührt. 
(8) Betriebskosten im Sinne dieses Gesetzes sind die 
angemessenen Personal- und Sachkosten, die für den 
Betrieb einer Kindertageseinrichtung erforderlich sind. Dies 
schließt die Kosten für Fortbildung ein.
(9) Wird eine geeignete Tagespﬂegeperson vermittelt oder 
eine selbstorganisierte Tagespﬂegeperson als geeignet 
und erforderlich anerkannt, gewährt der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe eine laufende Geldleistung nach 
§ 23 Abs. 2 SGB VIII, deren Höhe von dem für Tagespﬂege 
für Kinder zuständigen Ministerium festgelegt wird. 
(10) Die Wohnsitzgemeinde hat jährlich bis zum 31. Mai 
des Folgejahres die durchschnittlichen Betriebskosten eines 
Platzes je Einrichtungsart, die Zusammensetzung und ihre 
Deckung sowie die Anzahl der betreuten Kinder zu ermitteln 
und dem für Kindertageseinrichtungen zuständigen 
Ministerium vorzulegen. Die Träger nach § 5 Abs. 1 Satz 1 
sind verpﬂichtet, der Wohnsitzgemeinde die nach Satz 1 
erforderlichen Daten mitzuteilen. Der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe meldet jährlich bis zum 31. Mai die 
Kosten der Tagespﬂege sowie die Anzahl der betreuten Kinder 
dem für Tagespﬂege für Kinder zuständigen Ministerium.
§ 19
Landeszuschüsse zur Kindertagesbetreuung
(1) Das Land beteiligt sich im Rahmen des Kommunalen 
Finanzausgleichs an den Kosten der Kindertagesbetreuung 
im Wesentlichen über die Schlüsselzuweisungen und mit 
einem zweckgebundenen Zuschuss (Landespauschale). 
(2) Für jeden in einer Kindertageseinrichtung bzw. in 
Kindertagespﬂege mit einem Kind im Alter zwischen null 
und einem Jahr tatsächlich belegten Platz zahlt das Land 
eine Landespauschale in Höhe von 170 Euro monatlich. 
Für jeden in einer Kindertageseinrichtung bzw. in 
Kindertagespﬂege mit einem Kind im Alter zwischen einem 
und drei Jahren tatsächlich belegten Platz zahlt das Land 
eine Landespauschale in Höhe von 270 Euro monatlich. Die 
Landespauschalen für die Betreuung von Kindern im Alter 
zwischen null und drei Jahren in Kindertageseinrichtungen 
werden der zuständigen Wohnsitzgemeinde gezahlt, die 
Landespauschalen für die Betreuung von Kindern im Alter 
von null bis drei Jahren in Kindertagespﬂege werden dem 
jeweilig zuständigen Örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe gezahlt. Für jedes Kind im Alter zwischen drei 
Jahren und sechs Jahren und sechs Monaten zahlt das Land 
eine Landespauschale in Höhe von 130 Euro monatlich an 
die zuständige Wohnsitzgemeinde. 
(3) Für jeden tatsächlich belegten Hortplatz in einer 
Kindertageseinrichtung zahlt das Land eine Landespauschale 
in Höhe von jeweils 50 Euro monatlich an die zuständige 
Wohnsitzgemeinde. 
(4) Zur Unterstützung der Einrichtungen bei der Förderung 
von Kindern mit erhöhtem Förderbedarf gemäß § 7 Absatz 4 
zahlt das Land eine Landespauschale in Höhe von jeweils 50 
Euro monatlich für 0,675 vom Hundert der Kinder im Alter 
bis zu zwei Jahren, für 2,25 vom Hundert der Kinder im Alter 
zwischen zwei und drei Jahren sowie 4,5 vom Hundert der 
Kinder im Alter von drei bis sechs Jahren und sechs Monaten 
an den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
(5) Für die Zuweisung der Landespauschale nach Absatz 4 
und 7 werden die Zahlen der Kinder bis zu einem Alter von 
sechs Jahren und sechs Monaten nach der amtlichen Statistik 
des Landesamtes für Statistik zum Stichtag 31. Dezember 
des jeweils vorletzten Jahres angesetzt. Für die Zuweisung 
der Landespauschale nach Absatz 3 werden die tatsächlich 
belegten Hortplätze in einer Kindertageseinrichtung zum 
Stichtag 1. September und 1. März des laufenden Jahres 
angesetzt; sie sind dem Land spätestens bis zum 30. 
September beziehungsweise 31. März des laufenden Jahres zu 
melden. Für die Zuweisung der Landespauschale nach Absatz 
2 Satz 1 und 2 gilt Satz 2 unter Berücksichtigung der jeweils 
tatsächlich belegten Plätze in Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespﬂege entsprechend. Die Auszahlung der 
Landespauschalen erfolgt vierteljährlich. 
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(6) Das Land trägt die Kosten für Praktikantenstellen zur 
Ableistung des notwendigen Berufspraktikums im Rahmen 
der Ausbildung zum Erzieher an einer Thüringer Fachschule 
in Kindertageseinrichtungen nach § 1 Abs. 1.
(7) Für die Fachberatung nach § 15 a zahlt das Land eine 
Landespauschale in Höhe von jeweils 30 Euro jährlich je Kind 
im Alter zwischen einem Jahr und sechs Jahren und sechs 
Monaten an den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
Ist die Erbringung dieser Leistung auf freie Träger übertragen 
worden, leitet der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
die Landespauschale entsprechend weiter.
§ 20
Elternbeiträge
(1) Die Eltern tragen in angemessener Weise zur Finanzierung 
der Kindertagesbetreuung bei. Die Elternbeiträge beziehen 
sich auf alle mit der Erziehung, Bildung und Betreuung des 
Kindes verbundenen Leistungen. 
(2) Die Elternbeiträge sind sozialverträglich zu gestalten. Sie 
sind nach dem Einkommen der Eltern und/oder der Anzahl 
der Kinder und nach dem vereinbarten Betreuungsumfang 
zu staffeln. Der Elternbeitrag für die Kindertagespﬂege soll 
je nach dem Alter des Kindes der Höhe der Beiträge für die 
Bildung, Erziehung und Betreuung in einer Tageseinrichtung 




(1) Das Land gewährt den Gemeinden eine Infra- 
strukturpauschale in Höhe von 1 000 Euro pro Kind 
für die Anzahl der jährlich neugeborenen Kinder ihres 
Gemeindegebietes, die in ihrem Zuständigkeitsbereich 
bevölkerungsstatistisch erfasst sind. Für die Zuweisung 
der Infrastrukturpauschale wird die Zahl der Kinder nach 
der amtlichen Statistik des Landesamtes für Statistik 
zum Stichtag 31. Dezember des jeweils vorletzten Jahres 
angesetzt. Die Mittel aus der Infrastrukturpauschale werden 
an die Wohnsitzgemeinde ausgereicht. 
(2) Förderfähige Infrastrukturmaßnahmen im Sinne dieses 
Gesetzes sind: 
1. Investitionen in Kindertageseinrichtungen, 
Ausstattungs- und Werterhaltungsmaßnahmen sowie 
2. die Errichtung neuer Spielplätze und deren 
Werterhaltung oder andere Maßnahmen im Interesse 
der Kinder und Familien in der Wohnsitzgemeinde. 
Eine Verwendung der Infrastrukturpauschale für die Finan-
zierung der Betriebskosten von Kindertageseinrichtungen ist 
bis 31. Dezember 2010 möglich. Maßnahmen nach Satz 1 
Nummer 1 ist der Vorrang zu gewähren.
§ 22
Modellprojekte
Das für Kindertageseinrichtungen zuständige Ministerium 
kann einzelnen Kindertageseinrichtungen die Erprobung 
besonderer pädagogischer Methoden sowie Organisations-
strukturen genehmigen. Modellprojekte sollen wissenschaft-
lich begleitet und auf die Übertragbarkeit ihrer Ergebnisse 
hin ausgewertet werden; die Ergebnisse der Modellprojekte 
sind zu veröffentlichen. Das Land gewährt den Trägern ei-
nen Zuschuss für Modellprojekte nach Maßgabe des Lan-
deshaushalts.
Fünfter Abschnitt




Das für Kindertageseinrichtungen und Tagespﬂege für 
Kinder zuständige Ministerium ermittelt jährlich die 
tatsächlich angefallenen Kosten der Kindertagesbetreuung, 
die aufgrund der Durchführung dieses Gesetzes entstehen, 
sowie den prozentualen Anteil der Kinder, die einen Platz in 
Kindertageseinrichtungen in Anspruch genommen haben. 
Die Gemeinden und örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe sind bei der Auswertung der ermittelten Daten 
zu beteiligen. Die Landesregierung unterrichtet den Landtag 
über die entstandenen Kosten und über die Erfahrungen mit 
den Regelungen dieses Gesetzes.
§ 23 a
Kostenerstattung für das Haushaltsjahr 2010
(1) Abweichend von § 19 erfolgt für das Haushaltsjahr 2010 
einmalig die Erstattung der angemessenen Kosten für die 
Kindertagesbetreuung, die den Gemeinden oder den örtli-
chen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe unter Berücksich-
tigung der erzielten Einnahmen durch den Vollzug des Thü-
ringer Kindertageseinrichtungsgesetzes entstanden sind. 
Das Verfahren zur Feststellung der Kosten nach Satz 1 wird 
durch Rechtsverordnung des für Kindertagesbetreuung zu-
ständigen Ministeriums geregelt.
(2) Übersteigen die Kosten nach Absatz 1 den für die Aufga-
benerfüllung nach dem Thüringer Kindertageseinrichtungs-
gesetz ursprünglich prognostizierten Gesamtbedarf im kom-
munalen Finanzausgleich für das Haushaltsjahr 2010, ist die 
Differenz im Jahr 2012 durch das Land zu erstatten. Bei einer 
Überzahlung ist der Überzahlungsbetrag im Kommunalen 
Finanzausgleich des Haushaltsjahres 2012 zu verrechnen.
§ 24
Verordnungsermächtigungen
(1) Das für Kindertageseinrichtungen zuständige Ministerium 
regelt im Einvernehmen mit dem zuständigen Ausschuss 
des Thüringer Landtags durch Rechtsverordnung Näheres 
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über
1. die räumliche Ausstattung von 
Kindertageseinrichtungen nach § 13, 
2. das Verfahren der Auszahlung der Landespauschalen 
zur Kindertagesbetreuung nach §§ 19 und 21 sowie die 
Grundlagen und die Höhe des Zuschusses nach § 19 
Abs. 6.
3. die Wahl und die Mitwirkungsrechte der Elternbeiräte 
sowie die Förderungsgrundsätze des Landes nach 
 § 10 a,
4. Gruppengröße und -zusammensetzung nach § 14 
 Abs. 2,
5. Sicherstellung der Qualität in den Einrichtungen nach 
 § 15 a Abs. 5
6. das Verfahren zur Feststellung der Kosten für die 
Kindertagesbetreuung nach § 23 a Abs. 1.
(2) Das für Kindertagespﬂege zuständige Ministerium regelt 
durch Rechtsverordnung Finanzierungsgrundsätze und Nä-
heres zu § 8, insbesondere zur Eignung und Qualiﬁzierung 
der Tagespﬂegeperson sowie zu den Anforderungen an die 
Organisation und räumliche Unterbringung.
§ 25
Übergangsbestimmungen
(1) Zur Umsetzung des Rechtsanspruchs nach § 2 Abs. 1 Satz 
1 dieses Gesetzes gelten bis zum 1. August 2013 folgende 
Übergangsbestimmungen:
1. Kann eine Gemeinde die erforderlichen Plätze in der 
Kindertageseinrichtung für den am 1. August 2010 
bestehenden Rechtsanspruch auf Betreuung ab dem 
vollendeten ersten Lebensjahr noch nicht bereitstellen, 
so ist sie zum stufenweisen Ausbau des Platzangebotes 
verpﬂichtet. Für die bedarfsgerechte Bereitstellung von 
Plätzen in Kindertagespﬂege durch die örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe gilt diese Verpﬂichtung 
entsprechend. Der Anspruch nach § 2 Abs. 1 ist bis 
spätestens 1. August 2013 zu erfüllen.
2. Im Fall der Nummer 1 beschließt die Gemeinde 
jährliche Ausbaustufen für die erforderlichen Plätze 
in der Kindertageseinrichtung, der örtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe beschließt jährliche 
Ausbaustufen für ein bedarfsgerechtes Angebot an 
Kindertagespﬂege. Die Ausbaustufen sind Gegenstand 
der Bedarfsplanung.
3. Solange das erforderliche Angebot noch nicht zur 
Verfügung steht, ist ein bedarfsgerechtes Angebot gemäß 
§ 24 Abs. 2 und 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII) vorzuhalten und die vorhandenen Plätze 
sind in erster Linie Kindern zur Verfügung zu stellen, 
deren familiäre Situation eine Tagesbetreuung erfordert. 
Hierzu zählen insbesondere die Erwerbstätigkeit der 
Eltern bzw. des allein erziehenden Elternteils, die 
Teilnahme an Maßnahmen der Arbeitsförderung nach 
§ 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III), die 
Aus- und Fortbildung der Eltern oder ein besonderer 
Erziehungsbedarf des Kindes.
(2) Zur Umsetzung der gesetzlichen Mindestpersonal- 
ausstattung nach § 14 Abs. 2 dieses Gesetzes gelten bis zum 
1. August 2013 folgende Übergangsbestimmungen:
1. Kann ein Träger die Personalschlüssel nach § 14 Abs. 2 
nicht gewährleisten, weil weder die Beschäftigungszeit 
der bereits eingestellten pädagogischen Fachkräfte 
in ausreichendem Maße erhöht werden kann, noch 
aus Mangel an fachlich qualiﬁziertem Personal 
Neueinstellungen möglich sind, hat er dies dem für 
Kindertageseinrichtungen zuständigen Ministerium 
unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige enthält 
Angaben darüber, wie viel Personal mit Inkrafttreten 
der Neuregelung neu eingestellt und/oder ob und 
in welchem Umfang die Beschäftigungszeit der 
bereits eingestellten pädagogischen Fachkräfte 
erhöht werden konnte. Die Anzeige verpﬂichtet 
den Träger, dem für Kindertageseinrichtungen 
zuständigen Ministerium spätestens zwölf Monate 
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nach erfolgter Anzeige mitzuteilen, ob die 
Mindestpersonalausstattung zwischenzeitlich erfüllt
 wird. Konnten die Personalschlüssel auch weiterhin 
nicht vollständig gewährleistet werden, kann 
das für Kindertageseinrichtungen zuständige 
Ministerium nach Anhörung des Trägers weitere 
Personalgewinnungsmaßnahmen verlangen.
2. Solange die Umsetzung des gesetzlichen 
Mindestpersonalschlüssels nach § 14 Abs. 2 dieses 
Gesetzes aufgrund Nummer 1 nicht gewährleistet 
werden kann, gelten die folgenden, bisher geltenden 
Vorgaben zur Mindestpersonalausstattung fort:
Die Bemessungsgröße für die pädagogische Arbeit 
in der Kindertageseinrichtung zur Erfüllung des 
Rechtsanspruchs nach § 2 Abs. 1 Satz 2 ist mindestens:
1. eine pädagogische Fachkraft für jeweils sieben 
Kinder im Alter von null bis zwei Jahren,
2. eine pädagogische Fachkraft für jeweils zehn Kinder 
im Alter zwischen zwei und drei Jahren,
3. eine pädagogische Fachkraft für jeweils 15 Kinder 
nach Vollendung des dritten Lebensjahres bis zur 
Einschulung,
4. 0,6 Stellen einer pädagogischen Fachkraft für jeweils 
20 Kinder im Grundschulalter. 
Ausgehend von einer durchschnittlichen Regel- 
betreuung von neun Stunden ergibt sich daraus ein 
Personalschlüssel von 0,161 Vollzeitbeschäftigten je 
Kind nach Nummer 1, von 0,113 Vollzeitbeschäftigten je 
Kind nach Nummer 2, von 0,075 Vollzeitbeschäftigten 
je Kind nach Nummer 3 sowie ausgehend von 
einer Betreuung im Umfang von vier Stunden ein 
Personalschlüssel von 0,03 Vollzeitbeschäftigten je 
Kind nach Nummer 4. Zu diesem Personalschlüssel 
werden zusätzlich Stellenanteile für Leitungstätigkeit im 
Umfang von 0,005 Vollzeitbeschäftigten je Kind sowie 
für Vor- und Nachbereitung im Umfang von 0,0025 
Vollzeitbeschäftigten je Kind berechnet.
§ 26
Gleichstellungsbestimmung
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-




Zweck des Gesetzes ist die Förderung von Familien mit 
Hauptwohnung oder gewöhnlichem Aufenthalt in Thüringen 
unmittelbar sowie mittelbar durch die Förderung familien-
freundlicher Lebensbedingungen. Es soll damit auch bewirkt 
werden, die Abwanderung von jungen Menschen und Fami-
lien zu vermeiden und deren Zuzug nach Thüringen zu be-
wirken. Insbesondere sollen
1. die Familienleistungen der freien Maßnahmeträger un-
terstützt und ein Beitrag zur Erhaltung oder Schaffung 
der dafür erforderlichen Einrichtungen geleistet werden 
und





(1)  Familienleistungen werden vom Land nach Maßgabe 
des Landeshaushalts gefördert.
(2) Die so geförderten Familienleistungen sollen so einge-
setzt werden, dass sie sich, wenn möglich, ergänzen und 
durch ihr Zusammenwirken in ihrer jeweiligen Zweckbestim-
mung verstärken.
(3) Bei Stellenneubesetzungen im Landesdienst soll bei glei-
cher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung und bei 
vorrangiger Beachtung anderer gesetzlicher Auswahlkriteri-
en das Personensorgerecht für in häuslicher Gemeinschaft 
mit dem Bewerber lebende Kinder und deren Anzahl zu des-
sen Gunsten berücksichtigt werden.
§ 3
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes sind Familienleistungen die Fami-
lienbildung und die Familienhilfe. Familienbildung ist jede 
Maßnahme zum Zweck der Bildung, der Unterrichtung und 
des seelischen Ausgleichs, die die Beziehungs- und Erzie-
hungsfähigkeit im angebrachten Bezug auf Partnerschaft, 
Ehe und Familie stärkt. Familienhilfe ist jede Maßnahme zur 




Die Landesregierung beschließt in jeder Legislaturperiode 
einen Landesfamilienförderplan, der den voraussichtlichen 
Bedarf an Einrichtungen und Maßnahmen der Familienbil-
Thüringer Gesetz zur Sicherung der Familienförderung (Thüringer Familienförderungssicherungs-
gesetz -ThürFamFöSiG-) 
vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 365) 
dung und Familienhilfe von überregionaler Bedeutung aus-
weist. Die Bestimmungen des Achten Buches Sozialgesetz-
buch  (SGB VIII) zur Jugendhilfeplanung des überörtlichen 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe bleiben unberührt.
§ 5
Familienbericht
In jeder Legislaturperiode legt die Landesregierung dem 
Landtag einen Bericht über die Lage, den Zustand und die 
Entwicklung der Familien im Land, auch auf der Grundla-
ge der durch die für Statistik zuständige Landesbehörde 
zur Verfügung zu stellenden Daten und unter besonderer 
Berücksichtigung der demographischen Entwicklung, vor. 
Dabei ist auch die Förderung der Familien, insbesondere die 
Förderung durch das Land, zu berücksichtigen. Der Bericht 
soll auch Ausführungen zum Fortschritt bei der Umsetzung 
dieses Gesetzes enthalten. Der Bericht umfasst auch die Er-




(1) In Ausführung des § 16 SGB VIII werden im Einzelnen 
insbesondere folgende Bereiche gefördert:
1. Familienbildungsangebote,
2. Familienerholung und Familienferienstätten,
3. Familienverbände,
4. Familienzentren und
5. Investitionen von Familieneinrichtungen und Einrichtun-
gen der Familienhilfe.
(2) Die Förderung nach Absatz 1 wird von der Stiftung „Fa-
milienSinn“ wahrgenommen.
§ 7
Zweck der Förderung von Bildungsangeboten
Zweck der Förderung ist es, auf der Grundlage des § 82 SGB 
VIII Angebote zur Förderung der Erziehung in der Familie 
nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII anzuregen und zu unterstüt-
zen, um Familien in ihrer Erziehungskompetenz zu stärken.
§ 8
Gegenstand der Förderung von Bildungsangeboten
Gefördert werden Bildungsangebote, die
1. auf Interessen, Bedürfnisse und Erfahrungen von Fami-
lien in unterschiedlichen Lebenslagen eingehen,
2. die Familien zur Mitarbeit in Erziehungseinrichtungen 
und in Formen der Selbst- und Nachbarschaftshilfe be-
fähigen und bei Bedarf die sozialpädagogische Betreu-
ung der Kinder einschließen,
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3. insbesondere junge Familien befähigen, Konﬂikte und 
Krisen zu vermeiden und zu bewältigen oder
4. junge Menschen auf Ehe, Partnerschaft und das Zu-
sammenleben mit Kindern vorbereiten.
§ 9
Grundsätze der Förderung von Bildungsangeboten
(1) Antragsberechtigt sind die Träger der freien Jugendhilfe.
(2) Die Teilnehmer an den Bildungsangeboten sollen ihre 
Hauptwohnung in Thüringen haben.
(3) Das Bildungsangebot soll vorrangig in Thüringen statt-
ﬁnden.
(4) Vorwiegend sollen Angebote gefördert werden, bei denen 
Kinder einbezogen sind. Die sozialpädagogische Betreuung 
ist dann zu gewährleisten.
(5) Das Nähere, insbesondere Art und Umfang der Förde-
rung sowie das Förderverfahren, wird durch Rechtsverord-
nung des für Familienförderung zuständigen Ministeriums 
geregelt.
§ 10
Zweck der Förderung von Familienerholung
und Familienfreizeit
(1) Zweck der Förderung ist es, Familien, die eine gemeinsa-
me Erholung oder ein gemeinsames Bildungs- oder Freizei-
terlebnis aus eigenen Mitteln nicht bestreiten können, eine 
Erholung während gemeinsamer Ferien oder gemeinsame 
Freizeit- und Bildungserlebnisse durch eine andere geeigne-
te Maßnahme im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII zu 
ermöglichen. Gefördert werden sollen insbesondere kinder-
reiche Familien und Familien, in denen Menschen mit Behin-
derung leben. Bei der Förderung werden die Regelungen des 
Sozialgesetzbuchs herangezogen.
(2) Die Förderung erfolgt mit dem Ziel der Vertiefung des 
Zusammenhalts der Familien und der Bindung zwischen 
den Familienmitgliedern durch gemeinsame Freizeit- und 
Bildungserfahrungen sowie des Neuerlebens der partner-
schaftlichen Beziehungen der Eltern, um Mütter, Väter und 
andere Erziehungsberechtigte zu befähigen, ihre Erziehungs-
verantwortung besser wahrnehmen zu können.
§ 11
Gegenstand der Förderung von Familienerholung und
Familienfreizeit
Förderfähig sind der Aufenthalt in einer Familienerholungs-
einrichtung, die Teilnahme an Vorhaben der Familienerho-
lung oder andere geeignete Maßnahmen zur Ermöglichung 
einer gemeinsamen Bildungs- und Freizeiterfahrung für Fa-
milien.
§ 12
Grundsätze der Förderung von Familienerholung und
Familienfreizeit
(1) Gefördert werden Familien mit Hauptwohnung oder ge-
wöhnlichem Aufenthalt in Thüringen, wenn ihnen für minde-
stens zwei Kinder Kindergeld oder vergleichbare Leistungen 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes gewährt werden. 
Davon abweichend können Familien in besonderen Situatio-
nen bereits beim Vorhandensein nur eines Kindes gefördert 
werden.
(2) Die Familie soll die Erholung oder die Familienfreizeit 
oder -bildungsmaßnahme möglichst gemeinsam durchfüh-
ren.
(3) Bei der Förderung können neben den Eltern gegebenen-
falls auch Großeltern berücksichtigt werden.
(4) Das Nähere, insbesondere Umfang der Förderung sowie 
das Verfahren wird durch Rechtsverordnung des für Famili-
enförderung zuständigen Ministeriums geregelt.
§ 13
Zweck der Förderung von Familienverbänden
(1) Zweck der Förderung ist die Gewährleistung der Tätig-
keit der in Thüringen wirkenden Familienverbände auf der 
Grundlage des § 16 SGB VIII.
(2) Gefördert wird ein landesweit tätiger Verband, sofern er 
nachfolgende Ziele anstrebt:
1. die Stärkung und Erhaltung von Ehe und Familie als 
grundlegende Lebensgemeinschaften unserer Gesell-
schaft, einschließlich der Unterstützung Alleinerziehen-
der,
2. die Thematisierung familienpolitischer Anliegen gegen-
über Parlament, Regierung und anderen gesellschaftli-
chen Kräften,
3. die Information der Familien über familienpolitische 
Ziele und Angebote des jeweiligen Verbandes,
4. die Durchführung von Angeboten der Familienbildung 
und
5. die Beratung und Hilfestellung für Familien in besonde-
ren Situationen.
§ 14
Grundsätze der Förderung von Familienverbänden
(1) Alle Landesverbände von Familienorganisationen, die 
überregionale Aufgaben in Thüringen wahrnehmen, einem 
Bundesverband angehören und gemeinnützig tätig sind, 
werden auf Antrag Mitglied im Arbeitskreis Thüringer Fami-
lienorganisationen und sind somit antragsberechtigt.
(2) Das Nähere, insbesondere Art und Umfang der Förde-
rung sowie das Verfahren, wird durch Rechtsverordnung des 
für Familienförderung zuständigen Ministeriums geregelt.
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§ 15
Zweck der Förderung von Familienzentren
(1) Zweck der Förderung ist es, in Abstimmung mit den ört-
lichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe ein bedarfsorien-
tiertes Angebot an Familienzentren auf der Grundlage des 
§ 16 SGB VIII zu entwickeln.
(2) Familienzentren sollen als Orte der Begegnung sowie des 
Erfahrungs- und Meinungsaustausches Möglichkeiten zum 
offenen und ungezwungenen Kontakt schaffen. Sie bieten 
Maßnahmen der Familienbildung sowie familienbezogene 
Informationen und Vermittlungsangebote für Beratungen an 
und leisten Unterstützung beim Aufbau von Familienselbst-
hilfe und Eigeninitiative.
(3) Familienzentren mit ihrer Anlauf-, Orientierungs- und 
Stützfunktion dienen dem Erhalt und der Unterstützung von 
Familien, der Stärkung ihrer Leistungskraft und der Schaf-
fung von Bedingungen der Hilfe zur Selbsthilfe, unter denen 
Familien ihr Leben selbst verantwortlich gestalten können.
§ 16
Grundsätze der Förderung von Familienzentren
(1) Antragsberechtigt sind freie, gemeinnützige Träger von 
Familienzentren.
(2) Förderungsfähig sind Personal- und Sachausgaben von 
Familienzentren.
(3) Das Nähere, insbesondere Umfang der Förderung sowie 
das Verfahren wird durch Rechtsverordnung des für Famili-
enförderung zuständigen Ministeriums geregelt.
§ 17
Zweck der Förderung von Investitionen
Mit der Förderung sollen investive Vorhaben der Famili-
eneinrichtungen und Einrichtungen der Familienhilfe un-
terstützt und ermöglicht werden, um eine bedarfsgerechte 
Versorgung der Familien mit wohnortnahen Angeboten an-
zustreben.
§ 18
Gegenstand der Förderung von Investitionen




2. überörtliche Familienfreizeit- und -bildungsstätten,
3. Zentren der Familien- und Jugendhilfe,
4. Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungs-
 stellen,
5. Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen,
6. Einrichtungen nach § 19 SGB VIII und
7. Familienzentren.
§ 19
Grundsätze der Förderung von Investitionen
(1) Antragsberechtigt sind gemeinnützige Träger von Einrich-
tungen, die kein Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsverhältnis 
zu einer kommunalen Körperschaft unterhalten. Die Vorha-
ben privater gewerblicher Träger werden nicht gefördert.
(2) Das Nähere, insbesondere Art und Umfang der Förde-
rung sowie das Verfahren, wird durch Rechtsverordnung des 
für Familienförderung zuständigen Ministeriums geregelt.
§ 20
Gleichstellungsbestimmung
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
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Verordnung zur Durchführung des Thüringer Familienförderungssicherungsgesetzes
(ThürFamFöSiGDVO)
vom 31. Mai 2006 (GVBl. S. 297)
Aufgrund des § 9 Abs. 5, des § 12 Abs. 4, des § 14 Abs. 2, 
des § 16 Abs. 3 und des § 19 Abs. 2 des Thüringer Famili-
enförderungssicherungsgesetzes (ThürFamFöSiG) vom 16. 
Dezember 2005 (GVBl. S. 365) verordnet das Ministerium 





(1) Gefördert werden können Personalausgaben für eine so-
zialpädagogische Fachkraft, wenn
1. die Fachkraft ausschließlich für die sozialpädagogische 
Betreuung der Familien sowie für Vorhaben der Fami-
lienerholung und Familienbildung eingesetzt wird und 
hierzu nach Vorbildung oder Berufserfahrung befähigt 
und geeignet ist,
2. die Fachkraft höchstens nach dem Bundesangestellten-
tarifvertrag für das Beitrittsgebiet -BAT-O- (Land), ent-
sprechenden Nachfolgeregelungen oder nach vergleich-
baren Vergütungsregelungen bezahlt wird und
3. eine die Fachkraft beschäftigende Familienferienstätte 
durch einen der Arbeitskreise für Familienerholung auf 
Bundesebene anerkannt ist und dem Arbeitskreis Thü-
ringer Familienferienstätten angehört.
(2) Gefördert werden können Ausgaben im Rahmen einzel-
ner Bildungsangebote, insbesondere 
1. Personalausgaben für Bildungsreferenten und sozial-
pädagogische Betreuer,
2. notwendige Sachausgaben,
3. Fahrkosten für Referenten und sonstige Mitarbeiter ent-
sprechend den Regelungen des Thüringer Reisekosten-
gesetzes,
4. Kosten für Verpﬂegung und Unterkunft der Teilnehmer, 




(1) Die Förderung nach § 1 wird in Form eines nicht rückzahl-
baren Zuschusses als Festbetragsﬁnanzierung im Rahmen 
einer Projektförderung gewährt. Die Höhe der zweckgebun-
denen Förderung der Personalausgaben beträgt für die an-
erkannte hauptamtlich angestellte vollzeitbeschäftigte Fach-
kraft der Familienferienstätte bei ganzjähriger Beschäftigung 
17 900 Euro. Änderungen oder die Aufteilung des zeitlichen 
Umfangs bedürfen der Zustimmung des Zuwendungsge-
bers nach § 3 Abs. 1. Für teilzeitbeschäftigte Fachkräfte ist der 
Festbetrag entsprechend dem Vomhundertsatz zu berech-
nen, der dem Umfang der Beschäftigung entspricht. Hat der 
Zuwendungsempfänger Förderung für Zeiträume erhalten, 
in denen bei ihm keine Personalausgaben für die Fachkraft 
angefallen sind, so ist diese zurückzuzahlen.
(2) Der Umfang der Förderung einzelner Bildungsangebote 
nach § 1 Abs. 2 kann bis zu einem Drittel der förderfähigen 




(1) Die Stiftung „FamilienSinn“ ist für die Förderung von 
Bildungsangeboten zuständig, soweit die Zuständigkeit des 
örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe nach § 85 Abs. 
2 in Verbindung mit § 16 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch (SGB VIII) begründet ist. Sie hält Antragsformulare be-
reit und berät die Antragsteller.
(2) Der Träger hat die geplanten Vorhaben bis zum 30. No-
vember des Jahres für das Folgejahr mit einer Kostenkalkula-
tion bei der Stiftung „FamilienSinn“ anzuzeigen.
(3) Der Antrag für jedes Einzelvorhaben ist grundsätzlich 
spätestens bis sechs Wochen vor Beginn des Vorhabens mit 
Angaben zu Konzeption, Kosten und Zeitrahmen bei der 
Stiftung „FamilienSinn“ einzureichen.
(4) Träger von Familienbildungsvorhaben, die im laufenden 
Haushaltsjahr mindestens zehn Angebote planen, können 
aus Gründen der Zweckmäßigkeit und der Verwaltungsver-
einfachung eine Förderpauschale beantragen, soweit dies ei-
ner wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung der Förder-
mittel Rechnung trägt. Der Antrag hat Konzeption, Umfang 
und Kosten der Vorhaben zu enthalten.
(5) Im Rahmen der Förderpauschale nach Absatz 4 können 
aus den bewilligten Mitteln weitere Vorhaben der Familienbil-
dung ﬁnanziert werden, die zum Zeitpunkt der Beantragung 
noch nicht verbindlich planbar waren. Ausgabenerhöhungen 
bei einzelnen Vorhaben können nach vorheriger Zustimmung 
der Stiftung „FamilienSinn“ mit Ausgabenminderungen bei 
anderen Vorhaben ausgeglichen werden. Ist abzusehen, 
dass die bewilligten Landesmittel nicht verausgabt werden 
können, ist dies der Stiftung unverzüglich mitzuteilen. Bis 
zum 30. September des laufenden Haushaltsjahres ist der 
Stiftung „FamilienSinn“ eine verbindliche Mitteilung über 
die im Haushaltsjahr voraussichtlich tatsächlich benötigten 
Mittel der bewilligten Förderpauschale vorzulegen.
(6) Der geförderte Träger hat der Stiftung „FamilienSinn“ 
spätestens drei Monate nach Beendigung des Vorhabens, 
im Fall der Förderpauschale nach Absatz 4 drei Monate nach 
Beendigung des Haushaltsjahres, einen Nachweis über die 
zweckentsprechende Verwendung der Mittel vorzulegen. 
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Dieser besteht aus einem zahlenmäßigen Nachweis mit ent-
sprechenden Belegen und einem Sachbericht. Die Stiftung 
„FamilienSinn“ oder ein von ihr Beauftragter prüft die Ver-
wendungsnachweise. Das Prüfungsrecht des Rechnungs-
hofs nach § 91 der Thüringer Landeshaushaltsordnung 
(ThürLHO) bleibt unberührt.
Zweiter Abschnitt
Förderung von Familienerholung und Familienfreizeit
§ 4
Anforderungen an das Familieneinkommen
(1) Eine Familienerholung oder Familienfreizeit kann geför-
dert werden, wenn das in den letzten drei Monaten vor der 
Antragstellung durchschnittlich erzielte Familiennettoein-
kommen das Eineinhalbfache der aufgrund des § 28 Abs. 2 
Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bestimmten 
Regelsätze nicht übersteigt. Übersteigt das monatliche Fa-
miliennettoeinkommen die Einkommensgrenze um bis zu 
10 vom Hundert, so wird die Förderung um die Hälfte des 
übersteigenden Betrags gekürzt. Für allein Erziehende tritt 
an die Stelle des Eineinhalbfachen das Zweifache des Regel-
satzes eines Haushaltsvorstands.
(2) Das Nettoeinkommen im Sinne des Absatzes 1 setzt 
sich zusammen aus dem Bruttoeinkommen der Familien-
mitglieder zuzüglich Wohngeld, Ausbildungsbeihilfen und 
sonstigen Einkünften, abzüglich der Einkommensteuern, 
Sozialversicherungsbeiträge, festgesetzten und erfüllten Un-
terhaltsleistungen sowie der Ausgaben für eine angemesse-
ne Unterkunft. Die Obergrenze anrechenbarer Wohnﬂächen 
richtet sich nach § 19 Abs. 1 des Gesetzes über die soziale 
Wohnraumförderung vom 13. September 2001 (BGBl. I 
S. 2376) in der jeweils geltenden Fassung. Kindergeld, Bun-
deserziehungsgeld und Erziehungsgeld nach dem Thüringer 
Erziehungsgeldgesetz in der Fassung vom 3. Februar 2006 
(GVBl. S. 46) in der jeweils geltenden Fassung sind keine 
sonstigen Einkünfte nach Satz 1. Personen, die in eheähn-
licher Gemeinschaft leben, dürfen hinsichtlich der Voraus-
setzungen und des Umfangs der Förderung von Familiener-
holung und Familienfreizeit nicht besser gestellt werden als 
Ehegatten.
§ 5
Anforderungen an die Unterkunft oder den Veran-
staltungsort
Die Familienerholung oder Familienfreizeit kann in einer öf-
fentlich geförderten Familienferienstätte oder in sonstigen 
familiengerechten Einrichtungen in Deutschland stattﬁn-
den. Die sonstigen Einrichtungen sollen insbesondere nach 
ihrer örtlichen Lage, ihrer räumlichen Ausstattung und den 
vorhandenen Freizeitangeboten Möglichkeiten für familien-
gerechten Urlaub in der Gemeinschaft mit anderen Familien 
bieten und bei Bedarf eine sozialpädagogische Betreuung 
gewährleisten. Auf die Belange von Familien, in denen Men-
schen mit Behinderung leben, ist besonders Rücksicht zu 
nehmen.
§ 6
Anforderungen an die Dauer der Maßnahme
Die Familienerholung oder Familienfreizeit kann nur geför-
dert werden, wenn sie zusammenhängend mindestens drei 
Kalendertage und höchstens 18 Kalendertage dauert. Anrei-
se- und Abreisetag gelten zusammen als ein Kalendertag.
§ 7
Förderart, Förderhöhe, Förderhäuﬁgkeit
(1) Die Förderung erfolgt im Rahmen einer Projektförderung 
als Festbetragsﬁnanzierung in Form eines nicht rückzahlba-
ren Betrags in folgender Höhe:
1. pro Tag für jeden Elternteil und für das erste und das
 zweite Kind je 8 Euro,
2. pro Tag für das dritte und jedes weitere Kind je 10 Euro,
3. als zusätzliche tägliche Leistung je Angehörigen mit 
 Behinderung 10 Euro.
(2) Familienerholung oder Familienfreizeit kann grundsätz-
lich alle zwei Jahre gefördert werden.
§ 8
Förderverfahren von Familienerholung und Familienfreizeit
(1) Die Stiftung „FamilienSinn“ ist für die Förderung von 
Familienerholung und Familienfreizeit zuständig, soweit die 
Zuständigkeit des überörtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe nach § 85 Abs. 2 in Verbindung mit § 16 SGB VIII 
begründet ist. Sie hält Antragsformulare bereit und berät die 
Antragsteller.
(2) Der Förderantrag soll spätestens vier Wochen vor Beginn 
der Maßnahme der Stiftung „FamilienSinn“ zugegangen sein. 
Später als sieben Kalendertage vor Beginn des Vorhabens 
zugegangene Anträge werden nicht berücksichtigt; maßgeb-
lich ist der Poststempel. Der Antrag ist von einer natürlichen 
Person, die nach dem bürgerlichen Recht geschäftsfähig ist, 
zu stellen. Er ist zu stellen, bevor der Antragsteller sich ver-
traglich wegen der Maßnahme gebunden hat. Das Vorliegen 
der Fördervoraussetzungen ist entsprechend dem Antrags-
formular durch geeignete Unterlagen nachzuweisen.
(3) Der Förderungsempfänger hat umgehend, spätestens 
jedoch sechs Wochen nach Ende der bewilligten Maßnah-
me der Stiftung „FamilienSinn“ einen Nachweis über die 
zweckentsprechende Verwendung der Mittel vorzulegen. Als 
Nachweis gilt die Bestätigung durch die Familienferienstätte 
auf dem Vordruck der Stiftung „FamilienSinn“.
(4) Die Prüfungsrechte des Rechnungshofs nach § 91 ThürL-
HO oder seiner mit der Prüfung beauftragten Rechnungsprü-
fungsstellen nach § 88 Abs. 1 ThürLHO bleiben unberührt.
(5) Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Förderung sowie für den Nachweis und die Prüfung ihrer 
Verwendung, die Aufhebung des Förderbescheids und die 
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Rückforderung der gewährten Förderung gelten die §§ 45, 47 
und 50 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X).
§ 9
Mitwirkungspﬂichten der Wohlfahrts- und 
Familienverbände im Rahmen der Förderung
Die Wohlfahrts- und Familienverbände beraten die Familien 
möglichst wohnortnah über die Fördervoraussetzungen und 




Art und Umfang der Förderung
(1) Förderfähig sind die im Haushaltsjahr anfallenden Per-
sonalausgaben für einen Geschäftsführer und eine Verwal-
tungskraft sowie Sachausgaben für die Führung der Ge-
schäftsstelle des Familienverbands. Die Gesamtﬁnanzierung 
der Geschäftsstelle muss gesichert sein. Die Landesförde-
rung erfolgt als Projektförderung im Wege einer Festbetrags-
ﬁnanzierung. In Abhängigkeit von den förderfähigen Ge-
samtkosten kann ein Festbetrag bis zur Höhe des sich aus 
einem übereinstimmend von den im Arbeitskreis Thüringer 
Familienorganisationen zusammengeschlossenen Familien-
organisationen vorgeschlagenen Verteilerschlüssel ergeben-
den Betrags gewährt werden. Der Arbeitskreis Thüringer Fa-
milienorganisationen hat dem Verteilerschlüssel eine Bewer-
tung der Ziele des Verbands nach § 13 Abs. 2 ThürFamFöSiG 
zugrunde zu legen.
(2) Personalausgaben nach Absatz 1 Satz 1 sind:
1. Vergütungen und sonstige Leistungen nach den Vergü-
tungsregelungen des BAT-O (Land), nach entsprechen-
den Nachfolgeregelungen oder nach vergleichbaren Ver-
gütungsregelungen und
2. Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung nach den ge-
setzlichen Vorschriften.
Es ist zu gewährleisten, dass die Beschäftigten der Fami-
lienverbände ﬁnanziell nicht besser gestellt werden, als 
vergleichbare Landesbedienstete.




Der Antrag stellende Familienverband hat seine regionalen 
und überregionalen Aktivitäten in einem jährlichen Tätig-
keitsbericht der Stiftung „FamilienSinn“ nachzuweisen.
§ 12
Förderverfahren
(1) Die Stiftung „FamilienSinn“ ist für die Förderung von 
Familienverbänden zuständig, soweit die Zuständigkeit des 
überörtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe nach § 85 
Abs. 2 in Verbindung mit § 16 SGB VIII begründet ist. Sie hält 
Antragsformulare bereit und berät die Antragsteller.
(2) Der Förderantrag ist schriftlich bis zum 30. November 
des Jahres für das Folgejahr zu stellen. Dem Antrag ist ein 
aktuelles Votum des Arbeitskreises Thüringer Familienorga-
nisationen über die Förderfähigkeit und die Förderhöhe des 
Familienverbands beizufügen.
(3) Veränderungen der im Förderantrag eingesetzten Fach-
personalkosten sind durch den Träger bis Ende September 
des Förderjahres bei der Stiftung „FamilienSinn“ anzuzei-
gen.
(4) Der Familienverband hat bis zum 1. März des der För-
derung folgenden Jahres einen Nachweis mit Belegen über 
die zweckentsprechende Verwendung der Mittel zu erbrin-
gen. Dieser besteht aus einem zahlenmäßigen Nachweis der 
geförderten Personal- und Sachkosten laut Formblatt mit 
Belegen und einem Tätigkeitsbericht. Soweit Honorarkräfte 
gefördert werden, ist vom Familienverband eine Aufzeich-
nung über die geleisteten Stunden zu führen. Belege sind 
mindestens fünf Jahre aufzubewahren.
(5) Die Stiftung „FamilienSinn“ hat das Recht, die Verwen-
dung der Mittel bei dem Familienverband selbst zu prüfen 
oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Das Prüfungsrecht 




Anforderungen an das Familienzentrum
Ein Familienzentrum wird nach Maßgabe des Landeshaus-
halts gefördert, wenn
1. sein Standort einen Beitrag zur regionalen Ausgewo-
genheit im Sinne einer Netzstruktur für ganz Thüringen 
leistet,
2. ein hauptamtlich tätiger Leiter und eine hauptamtlich 
vollbeschäftigte sozialpädagogische Fachkraft tätig sind; 
eine vollbeschäftigte sozialpädagogische Fachkraft kann 
durch teilzeitbeschäftigte Fachkräfte ersetzt werden,
3. der Leiter über einen Abschluss als Diplomsozialarbei-
ter/Diplomsozialpädagoge, als Diplomsozialwirt oder 
1. Miete und Mietnebenkosten bis zur Höhe der ortsübli-
chen Miete,
2. Heizung, Strom, Gas und Wasser,
3. Büro- und Schreibbedarf,
4. Porto- und Fernsprechgebühren,
5. Fachbücher und Zeitschriften,
6. Erst- und Ersatzbeschaffung von Büroeinrichtung und 
-maschinen sowie Instandhaltung der Räume in ange-
messenem Umfang und
7. Öffentlichkeitsarbeit, Tagungen und Reisekosten nach 
Maßgabe des Thüringer Reisekostengesetzes.
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über einen vergleichbaren Fachhochschul- oder Hoch-
schulabschluss im Sozialwesen verfügt; Fachkräfte mit 
vergleichbaren Abschlüssen können auf Antrag durch 
die Stiftung „FamilienSinn“ als geeignet anerkannt wer-
den; der Leiter soll dazu befähigt sein, die geschäftsfüh-
rende Leitung des Familienzentrums selbständig wahr-
zunehmen und die Arbeitsplanung und die inhaltlichen 
Schwerpunkte sowie die konkreten Maßnahmen zu ent-
wickeln und umzusetzen,
4. die sozialpädagogische Fachkraft über einen Abschluss 
entsprechend dem Thüringer Sozialberufe-Anerken-
nungsgesetz in der Fassung vom 20. Juli 2005 (GVBl. 
S. 296) in der jeweils geltenden Fassung verfügt und 
die Leitung bei der Entwicklung der Angebote und der 
Durchführung des Programms unterstützt; Fachkräfte 
mit vergleichbaren Fachhochschul- oder Hochschulab-
schlüssen, insbesondere in der Erziehungswissenschaft, 
können auf Antrag durch die Stiftung „FamilienSinn“ als 
geeignet anerkannt werden.
§ 14
Berücksichtigung in der örtlichen Jugendhilfeplanung
Ein Familienzentrum kann vom Land grundsätzlich nur ge-
fördert werden, wenn es in die örtliche Jugendhilfeplanung 
nach § 80 SGB VIII aufgenommen wurde. Sind mehrere Ein-
richtungen in der Jugendhilfeplanung vorgesehen, hat der 
Antragsteller nachzuweisen, welche Priorität der örtliche Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe der Einrichtung, für die die 
Förderung beantragt wird, einräumt. Die durch den örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe festgelegte Rangfolge ist 
für die Förderentscheidung der Stiftung „FamilienSinn“ bin-
dend. Eine angemessene Finanzierungsbeteiligung des örtli-
chen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe an den förderfähi-
gen Ausgaben soll angestrebt werden.
§ 15
Art und Höhe der Förderung
(1) Die Förderung erfolgt in Form eines nicht rückzahlbaren 
Zuschusses als Festbetragsﬁnanzierung im Rahmen einer 
Projektförderung.
(2) Die Höhe der Förderung für Personal- und Sachausga-
ben nach § 16 Abs. 2 ThürFamFöSiG beträgt pro Haushalts-
jahr und Familienzentrum bis zu 41 000 Euro.
§ 16
Förderverfahren
(1) Die Stiftung „FamilienSinn“ ist für die Förderung von Fa-
milienzentren zuständig, soweit die Zuständigkeit des über-
örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe nach § 85 Abs. 
2 in Verbindung mit § 16 SGB VIII begründet ist. Sie hält 
Antragsformulare bereit und berät die Antragsteller.
(2) Der Förderantrag ist schriftlich bis zum 30. November 
des Jahres für das Folgejahr zu stellen. Eine ausführliche 
Konzeption, ein Kosten- und Finanzierungsplan sowie die 
Nachweise nach § 14 sind beizufügen.
(3) Das Familienzentrum hat der Stiftung „FamilienSinn“ 
spätestens zum 30. Juni des der Förderung folgenden Jahres 
einen Nachweis über die zweckentsprechende Verwendung 
der Fördermittel vorzulegen. Dieser besteht aus einem zah-
lenmäßigen Nachweis der geförderten Ausgaben mit ent-
sprechenden Belegen und einem Sachbericht. Die Stiftung 
„FamilienSinn“ oder ein von ihr Beauftragter prüft die Ver-
wendungsnachweise.
(4) § 8 Abs. 5 gilt entsprechend. Die Stiftung „FamilienSinn“ 
ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunter-
lagen anzufordern und zu prüfen sowie die ordnungsgemä-
ße Verwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte nach § 44 Abs. 1 Satz 3 ThürLHO prüfen 
zu lassen. Die Prüfungsrechte des Rechnungshofs nach § 91 
ThürLHO oder seiner mit der Prüfung beauftragten Rech-





Pauschale für mehrere Maßnahmen
(1) Auf Antrag können mehrere Maßnahmen aus allen oder 
einigen Förderbereichen des Ersten, Dritten und Vierten Ab-
schnitts durch eine gemeinsame Pauschale gefördert wer-
den, wenn sie durch einen Träger oder einen Trägerverbund 
beantragt werden. Die Gewährung einer Pauschale schließt 
die Gewährung weiterer Fördermittel aus dem Ersten, Drit-
ten und Vierten Abschnitt an den gleichen Träger oder die 
Träger des gleichen Trägerverbundes aus. Die Pauschale darf 
nicht höher als die anzunehmende Summe der Förderung 
der einzelnen Maßnahmen liegen. Umwidmungen von Maß-
nahmen durch den Antragsteller innerhalb der Förderberei-
che des Ersten, Dritten und Vierten Abschnitts sind im Rah-
men der Pauschale und des Förderzeitraums zulässig, wenn 
sie der Stiftung „FamilienSinn“ zuvor angezeigt werden.
(2) Die Stiftung „FamilienSinn“ ist für die Förderung von 
mehreren Maßnahmen nach Absatz 1 zuständig, soweit die 
Zuständigkeit des überörtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe nach § 85 Abs. 2 in Verbindung mit § 16 SGB VIII 
begründet ist.
(3) Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Fördermittel sowie für den Nachweis und die Prüfung ihrer 
Verwendung, die Aufhebung des Förderbescheids und die 
Rückforderung der gewährten Förderung gelten die §§ 45, 47 




Art und Umfang der Förderung von Investitionen
(1) Gefördert werden können 
1.     Vorhaben des Neu- oder Erweiterungsbaus, des Aus-     
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        oder Umbaus, der Sanierung sowie der Modernisie- 
       rung von Einrichtungen 
2.   Vorhaben der technischen und inventarmäßigen Aus- 
        stattung von Einrichtungen nach § 18 ThürFamFöSiG. 
        Vorhaben der Bauunterhaltung werden nicht gefördert.  
        Die fördermittelfähigen Ausgaben nach Satz 1 Nr. 1 sol-
        len 10 000 Euro, die nach Satz 1 Nr. 2 5 000 Euro über- 
        steigen. Bei Vorhaben, die Satz 1 Nr. 1 und 2 umfassen, 
     sind Ausgaben von mindestens 10 000 Euro  förder-
        fähig.
(2) Eine Landesförderung ist grundsätzlich nur möglich, 
wenn der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe das 
Vorhaben nach Absatz 1 ebenfalls fördert.
(3) Die Förderung wird in Form eines nicht rückzahlbaren 
Zuschusses im Rahmen einer Projektförderung als Anteilﬁ-
nanzierung gewährt. Beteiligen sich mehrere Fördermittel-
geber an der Finanzierung, so ist über die Finanzierungsart 
und die Höhe der Finanzierung Einvernehmen herbeizufüh-
ren.
§ 19
Anforderungen an das Vorhaben
(1) Die Bildung in sich geschlossener und funktionsfähiger 
Bauabschnitte ist zulässig. Bei der Bildung solcher Abschnit-
te muss bei Planung des ersten Bauabschnitts sichergestellt 
werden, dass die weiteren Bauabschnitte ohne unvertretbare 
Mehrkosten angefügt werden können.
(2) Neu- oder Erweiterungsbauten sollen so gestaltet wer-
den, dass sie auch für Menschen mit Behinderungen zu-
gänglich und benutzbar sind; bei Vorhaben des Aus- und 
Umbaus sowie der Sanierung jedoch nur, soweit dies wirt-
schaftlich vertretbar ist.
(3) Bei der Vergabe von Aufträgen und der Durchführung 
der Vorhaben sollen umweltfreundliche und gesundheitlich 
unbedenkliche Werkstoffe und Verfahren berücksichtigt wer-
den. Insbesondere gilt dies für Produkte mit dem Umwelt-
zeichen.
(4) Für das Vorhaben sind die jeweiligen fachlichen Vor-
schriften und behördlichen Auﬂagen für Planung, Bau, Aus-
stattung und Betrieb zu beachten. Entsprechende fachliche 
Empfehlungen sind zu beachten.
(5) Das Vorhaben muss sich nach dem Bedarf richten und 
bestehende Planungen berücksichtigen. Bau- und betriebs-
technische Auﬂagen sind zu beachten.
(6) Die Vorhaben dürfen grundsätzlich erst nach Bewilligung 
der Förderung begonnen werden.
§ 20
Eigenmittel und nicht förderfähige Ausgaben
(1) Mit der Förderung muss die Gesamtﬁnanzierung des 
Vorhabens gesichert sein. Die Eigenmittel des Fördermittel-
empfängers müssen durch Bankbestätigung oder in sonsti-
ger geeigneter Weise nachgewiesen werden.
(2) Unentgeltliche Arbeitsleistungen für Baumaßnahmen, 
die bei Familieneinrichtungen und Einrichtungen der Famili-
enhilfe von freien Trägern, im Übrigen von Trägern der freien 
Jugendhilfe erbracht werden, können als Eigenanteil an der 
Finanzierung anerkannt werden, wenn
1. die nicht baren Eigenleistungen durch Berechnung 
des bauleitenden Architekten betraglich nachge-
wiesen oder durch einen Bausachverständigen be-
stätigt werden und dieser außerdem ausdrücklich 
schriftlich bestätigt hat, dass die Eigenleistungen 
fachtechnisch einwandfrei vom Fördermittelemp-
fänger erbracht werden können und
2. der Fördermittelempfänger sich schriftlich verpﬂich-
tet, die Leistungen zu erbringen und diese nachzu-
weisen.
(3) Die Höhe der Eigenleistung wird wie eine vergleichbar 
angebotene Fremdleistung bewertet, kann aber höchstens 
in Höhe von einem Drittel der förderfähigen Ausgaben als 
Eigenanteil des Trägers anerkannt werden.
(4) Nicht förderfähig sind Aufwendungen für
Die DIN-Normen, auf die in Satz 1 verwiesen wird, sind im 
Beuth-Verlag GmbH, Berlin und Köln, erschienen und beim 




(1) Bei Bauvorhaben hat die Stiftung „FamilienSinn“ das ört-
lich zuständige Staatsbauamt grundsätzlich zu beteiligen.
(2) Das Staatsbauamt prüft auch Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit der Planung sowie die Angemessenheit der 
Ausgaben.
1. die Teile der Einrichtung, die nicht deren Zweckbestim-
mung dienen,
2. den Wert des Baugrundstücks (Kostengruppe 110 - DIN 
276),
3. die Erwerbskosten von Baugrundstücken und aufste-
henden Gebäuden,
4. die Beschaffung und Verzinsung von Finanzierungsmit-
teln (Kostengruppe 760 - DIN 276),
5. die nicht maßnahmebedingte Bauunterhaltung und In-
standsetzung,
6. die öffentlichen Erschließungskosten (Kostengruppe 
220 - DIN 276),
7. die Maklerprovision (Kostengruppe 124 - DIN 276),
8. die Abbruchmaßnahmen (Kostengruppe 212 - DIN 
276),





(1) Der Träger hat das für das Folgejahr geplante Vorhaben 
vor Planungsbeginn und Antragstellung bis zum 31. Oktober 
des laufenden Jahres bei der Stiftung „FamilienSinn“ anzu-
melden.
(2) Die schriftliche Anmeldung ist in zweifacher Ausfertigung 
einzureichen und hat insbesondere zu enthalten:
1. eine Schilderung der Notwendigkeit des geplanten Vor-
habens unter Zugrundelegung des Bedarfs,
2. eine zusammenfassende, kurze Beschreibung des Vor-
habens, insbesondere hinsichtlich Standort, Kapazität, 
Raumprogramm und Ausstattung,
3. die voraussichtlichen Ausgaben sowie die Finanzie-
rungsplanung sowie
4. die Angabe, wann das Vorhaben verwirklicht werden 
soll.
(3) Die Stiftung „FamilienSinn“ entscheidet über die Anmel-
dung nach Anhörung des Trägers und nach Zustimmung 
des für die Familienförderung zuständigen Ministeriums. 
Die Entscheidung enthält die Mitteilung, dass entweder das 
Vorhaben in die Förderungsplanung einbezogen wird oder 
mit einer Förderung nach dieser Verordnung für das kom-
mende Haushaltsjahr nicht zu rechnen ist. Die Mitteilung, 
dass das Vorhaben in die Förderungsplanung einbezogen 
wird, und die Aufforderung zur Antragstellung begründen 
keine Verpﬂichtung der Stiftung „FamilienSinn“, das Vorha-
ben tatsächlich zu fördern.
(4) Wird ein in die Förderungsplanung einbezogenes Vor-
haben aufgegeben, zurückgestellt oder wesentlich verändert 
oder ergeben sich neue Finanzierungsmöglichkeiten, die die 
Finanzierungsplanung verändern, so ist dies der Stiftung 
„FamilienSinn“ umgehend mitzuteilen.
(5) Der Träger des Vorhabens hat innerhalb von zwei Mo-
naten nach der Aufforderung nach Absatz 3 Satz 3 der Stif-
tung „FamilienSinn“ schriftlich zu bestätigen, dass mit der 
Planung des Vorhabens begonnen worden ist. Die Stiftung 
„FamilienSinn“ ist berechtigt, das Vorhaben aus der Förde-




(1) Die Stiftung „FamilienSinn“ ist für die Förderung von In-
vestitionen für Einrichtungen nach § 18 ThürFamFöSiG zu-
ständig, soweit die Zuständigkeit des überörtlichen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe nach § 85 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 16 SGB VIII begründet ist.
(2) Der Antrag auf Förderung hat insbesondere zu enthal-
ten:
1. einen Finanzierungsplan mit aufgegliederter Berech-
nung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhän-
genden Ausgaben, einer Übersicht über die beabsich-
tigte Finanzierung sowie der verbindlichen schriftlichen 
Bestätigung über die Übernahme und Höhe des Finan-
zierungsanteils Dritter,
2. eine Erklärung darüber, ob der Fördermittelempfänger 
allgemein oder für das betreffende Vorhaben zum Vor-
steuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes be-
rechtigt ist; im Falle der Berechtigung zum Vorsteuerab-
zug ist die Mehrwertsteuer gesondert auszuweisen,
3. einen Nachweis, dass der Zuwendungsempfänger
a) Eigentümer,
b) Erbbauberechtigter des Grundstücks,
c) Inhaber eines grundbuchrechtlich gesicherten Nut-
zungsrechts oder,
d) falls sich das Grundstück im Eigentum einer Gebiets-
körperschaft beﬁndet, im Besitz eines auf mindestens 
25 Jahre, bei Vorhaben kleineren Umfangs im Besitz 
eines auf mindestens 15 Jahre abgeschlossenen Pacht-, 
Miet- oder Nutzungsvertrags ist; als Vorhaben kleineren 
Umfangs gelten solche, bei denen die Zuwendung des 
Landes den Betrag von 25 000 Euro nicht übersteigt; 
beﬁndet sich das Grundstück nicht im Eigentum einer 
Gebietskörperschaft, beträgt die erforderliche Vertrags-
laufzeit immer mindestens 25 Jahre.
(3) Die Auszahlung der Zuwendung oder von Teilbeträgen 
davon ist mit Formblatt entsprechend den Regelungen des 
Zuwendungsbescheids bei der Bewilligungsbehörde abzuru-
fen.
(4) Die erforderlichen Formblätter können bei der Stiftung 
„FamilienSinn“ angefordert werden.
(5) Die Prüfung des Verwendungsnachweises obliegt der Stif-
tung „FamilienSinn“, der der Verwendungsnachweis nebst 
Unterlagen einzureichen ist. Bei der Prüfung ist das örtlich 
zuständige Staatsbauamt einzuschalten, das gegebenen-
falls, nach besonderer Regelung im Zuwendungsbescheid, 
die bauliche oder anderweitige technische Prüfung des Ver-
wendungsnachweises vornimmt.
(6) Der Verwendungsnachweis ist nach vorgegebenem Form-
blatt zu erstellen und der Stiftung „FamilienSinn“ bis zu dem 
im Fördermittelbescheid festgelegten Termin einzureichen.
(7) Dem Verwendungsnachweis sind insbesondere beizufü-
gen:
1. bei Hochbauten die Berechnung der Flächen- und Raum-
inhalte nach DIN 276 und, soweit nicht im Fördermittel-
bescheid hierauf verzichtet wurde, den auf dem dafür 
vorgegebenen Formblatt der Stiftung „FamilienSinn“ 
erstellten Planungs- und Kostendaten,
2. mit der Bauausführung übereinstimmende Bauzeich-
nungen, in der Regel im Maßstab 1:100.
Belege sind dem Verwendungsnachweis nur auf besondere 
Anforderung beizufügen. Die Übereinstimmung der Beträge 
mit den Büchern und Belegen ist von den für die Bauausfüh-
rung Verantwortlichen zu bescheinigen.
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(8) § 16 Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
§ 24
Rückforderung von Investitionsfördermitteln
(1) Werden Gegenstände, die ganz oder teilweise mit der 
Zuwendung erworben oder hergestellt werden, nicht mehr 
zweckentsprechend verwendet oder wird über sie vor Ablauf 
der in Satz 2 genannten Bindungsfristen verfügt, entscheidet 
die Stiftung „FamilienSinn“ über die vollständige oder teil-
weise Aufhebung des Fördermittelbescheids und die Rück-
forderung der bewilligten Fördermittel. Dabei ist von einer 
Zweckbindung
1. bei unbeweglichen sowie bei beweglichen Gegenstän-
den, deren Anschaffungswert 50 000 Euro übersteigt, 
von 25 Jahren,
2. bei technischen Geräten von drei Jahren und
3. bei Möbeln und sonstigen beweglichen Gegenständen 
von zehn Jahren auszugehen, sodass sich die Rückfor-
derung in den Fällen nach den Nummern 1 oder 3 je Jahr 
zweckentsprechender Verwendung der Gegenstände re-
gelmäßig um 4 beziehungsweise 10 vom Hundert der 
Zuwendung mindert.
(2) Der dem Land entstehende Rückzahlungsanspruch ist 
von dem Tage an, von dem die Gegenstände nicht mehr 
zweckentsprechend verwendet werden oder von dem über 
sie vor Ablauf der Bindungsfrist nach Absatz 1 Satz 2 ander-
weitig verfügt wird,
1. bei Familieneinrichtungen und Einrichtungen der Fami-
lienhilfe nach § 49 a Abs. 3 Satz 1 des Thüringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes mit 6 vom Hundert,
2. bei Einrichtungen der Jugend- und Jugendsozialarbeit 
sowie bei Einrichtungen der Erziehungshilfe nach § 50 
Abs. 2a SGB X mit 5 vom Hundert über dem jeweiligen 
Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank für das Jahr 
zu verzinsen.
(3) Der Rückforderungsanspruch ist durch Eintragung einer 
Grundschuld dinglich zu sichern, wenn der Fördermittel-
empfänger Eigentümer oder Erbbauberechtigter des Grund-
stücks ist und die Zuwendung des Landes den Betrag von 
10 000 Euro übersteigt. Bei Gebietskörperschaften, anderen 
Körperschaften, des öffentlichen Rechts sowie kirchlichen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts kommt regelmäßig 
keine dingliche Sicherung des Rückforderungsanspruchs 





Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 26
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2011 außer Kraft.
(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 treten 
1. die Richtlinien zur Förderung von Vorhaben der Famili-
enbildung vom 14. Juli 2000 (StAnz Nr. 40 S. 1941) mit 
Änderungen vom 22. April 2005 (StAnz Nr. 21 S. 951),
2. die Neufassung der Richtlinie für die Gewährung indivi-
dueller Zuschüsse zur Förderung der Familienerholung 
vom 12. August 2003 (StAnz Nr. 35 S. 1661),
3. die Richtlinien zur Förderung von Familienverbänden 
vom 11. Mai 1995 (StAnz Nr. 22 S. 900), zuletzt mit Än-
derungen vom 22. April 2005 (StAnz Nr. 21 S. 951),
4. die Neufassung der Richtlinien zur Förderung von Fami-
lienzentren vom 12. August 2003 (StAnz Nr. 35 S. 1663) 
und 
5. Abschnitt II (Familieneinrichtungen und Einrichtungen 
der Familienhilfe) der Richtlinie zur investiven Förde-
rung im Fachbereich Familie und Kinder- und Jugendhil-
fe vom 21. März 2005 (StAnz Nr. 16 S. 767) mit Änderun-
gen vom 22. April 2005 (ThürStAnz Nr. 21/2005 S. 951)
außer Kraft.
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Thüringer Gesetz über die Errichtung der Stiftung „FamilienSinn“ und die Förderung der 
 „Thüringer Stiftung Hilfe für schwangere Frauen und Familien in Not“
vom 23. Dezember 2005 (GVBl. S. 377)
§ 1
Errichtung, Rechtsstellung
Unter dem Namen „FamilienSinn“ wird eine rechtsfähige 
Stiftung des öffentlichen Rechts mit Sitz in Erfurt errichtet.
§ 2
Stiftungszweck
Zweck der Stiftung ist es, Maßnahmen und Einrichtungen zu 
fördern, die der Familienbildung, der Unterstützung von Ehe 
und Familien in sozialer, politischer und kultureller Hinsicht, 
der Familienhilfe, der allgemeinen Schwangerenberatung so-
wie der Beratung von Schwangeren, Paaren und Familien in 
schwieriger Situation sowie der Steigerung der Wirksamkeit 
bestehender familienunterstützender Maßnahmen dienen. 
Hierbei sind die in § 6 Abs. 1 Thüringer Familienförderungs-
sicherungsgesetz aufgeführten Förderbereiche sowie die 
Aufgaben nach § 3 vorrangig zu berücksichtigen.
§ 3
Elternakademie
(1) Die Stiftung unterhält die Elternakademie.
(2) Die Elternakademie erarbeitet Empfehlungen an die 
Landesregierung zu den Planungen im Bereich der Fami-
lien- und der Elternbildung zur Vorbereitung es Landesfa-
milienförderplans und des Familienberichts nach den §§ 4 
und 5 des Thüringer Familienförderungssicherungsgesetzes. 
Die Elternakademie hat außerdem insbesondere folgende 
Aufgaben:
1. die Förderung der Zusammenarbeit der Trä-
ger der Familien- und der Elternbildung und deren 
Beratung, insbesondere in Angelegenheiten der fachlichen 
Qualitätssicherung,
2.   die Bekanntmachung der Angebote der Familienbildung,
3. die Beratung des für Familienförderung zustän-
digen Ministeriums hinsichtlich der Förderung von 
Maßnahmen der Familienbildung und von Familienleistun-
gen.
(3) Mitglieder (Auditoren) der Elternakademie können Ver-
treter der Wissenschaft und von auf dem Gebiet der El-
ternbildung Tätigen, vom Land anerkannten Trägern der 
Erwachsenenbildung und solchen Trägern der Familienbil-
dung und Familienhilfe sein, die die Gewähr für eine dauer-
hafte Tätigkeit in den Tätigkeitsfeldern nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 Thüringer Familienförderungssicherungsgesetz so-
wie im Bereich der Kindertageseinrichtungen bieten. Jedes 
dieser Tätigkeitsfelder soll nach Möglichkeit durch minde-
stens ein Mitglied vertreten sein; die Einbeziehung weiterer 
geeigneter Tätigkeitsfelder ist möglich. Die Höchstzahl der 
Auditoren der Elternakademie sollte neun nicht übersteigen. 
Die Geschäfte der Elternakademie werden durch eine Koor-
dinierungsstelle geführt, deren Leiter (Koordinator) durch 
den Stiftungsrat berufen wird. Die Auditoren und der Koor-
dinator bilden ein Kollegium gleichberechtigter Mitglieder 
und geben der Elternakademie eine Geschäftsförderung. Für 
die Leitung der Sitzungen, die Vertretung gegenüber den Trä-
gern und die Berichterstattung gegenüber dem Stiftungsrat 
und dem für Familienförderung zuständigen Ministerium 
gibt sich das Kollegium einen Vorsitzenden und einen stell-
vertretenden Vorsitzenden der Elternakademie. Die Audito-
ren, der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende 
sind ehrenamtlich tätig.
(4) Der Stiftungsrat beruft auf Vorschlag des Kurators die 
Auditoren der Elternakademie grundsätzlich für eine Amts-
zeit von fünf Jahren. Das Kollegium der Elternakademie wird 
zu seinen Tagungen durch den Kurator einberufen; Träger 
der Elternbildung und Träger der Familiebildung sollen nach 
Möglichkeit einmal jährlich zu einem Gedankenaustausch 




(1) Das Stiftungsvermögen besteht aus einer Einlage in 
Höhe von 34 Millionen Euro. Diese Einlage wird das Land im 
Haushaltsjahr 2006 in Höhe von zwei Millionen Euro und in 
den Haushaltsjahren 2007 und 2008 in Höhe von jeweils 16 
Millionen Euro der Stiftung zuführen.
(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert zu erhalten.
(3) Die Erträge des Stiftungsvermögens dürfen nur zur Ver-
wirklichung des Stiftungszwecks verwendet werden. Am 
Ende eines Haushaltsjahres nicht verausgabte Mittel aus 
den Erträgen sind dem Stiftungsvermögen zuzuführen.
§ 5
Zuweisung weiterer Aufgaben des Landes, Zuwendungen 
Dritter
(1) Das Land kann der Stiftung mit Zustimmung des Stif-
tungsrates weitere Aufgaben, die über die zur Erreichung des 
in § 2 genannten Stiftungszwecks zu erfüllenden Aufgaben 
hinausgehen, übertragen. Für den dadurch entstehenden 
Aufwand erhält die Stiftung einen angemessenen Ausgleich 
in Form einer Zuwendung nach Maßgabe des Landeshaus-
haltes.
(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen und Zustiftun-
gen Dritter anzunehmen, um sie zu dem Stiftungszweck zu 




(1) Die Stiftung gibt sich eine Satzung, die vom Stiftungs-
rat mit Zweidrittelmehrheit beschlossen wird und der Ge-
nehmigung, des für Familienpolitik zuständigen Ministe-
riums bedarf; für Satzungsänderungen gilt diese Regelung 
entsprechend. Bei der Feststellung der Zweidrittelmehrheit 
sind rechnerische Stimmenbruchteile als ganze Stimmen zu 
zählen.
(2) Die Stiftung ist berechtigt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben 




Organe der Stiftung sind
1. der Stiftungsrat,
2. der Kurator
3. der Fachbeirat und
4. der Präsident.
Der Präsident der Stiftung wird auf Vorschlag des für Fami-
lienpolitik zuständigen Ministeriums aufgrund eines Kabi-
nettsbeschlusses ernannt; er ist ehrenamtlich tätig.
§ 8
Stiftungsrat
(1) Der Stiftungsrat besteht aus bis zu neun Mitgliedern, und 
zwar
1. je einem Vertreter des für Familienpolitik zuständigen 
Ministeriums, des für Finanzen zuständigen Ministe-
riums, des für Kultus und Wissenschaft zuständigen 
Ministeriums, des für Kultus und Wissenschaft zustän-
digen Ministeriums und der Beauftragten für die Gleich-
stellung von Frau und Mann beim Thüringer Ministeri-
um für Soziales, Familie und Gesundheit,
2. dem Präsidenten der Stiftung,
3. zwei weiteren Vertretern, die auf Vorschlag des für Fami-
lienpolitik zuständigen Ministeriums durch Kabinetts-
beschluss  bestimmt werden, sowie
4. zwei Vertretern von Zuwendungsgebern, die aufgrund 
des Beschlusses der übrigen Stiftungsratsmitglieder be-
stimmt werden können.
Die Mitglieder können sich vertreten lassen und haben einen 
Vertreter zu benennen.
(2) Den Vorsitz im Stiftungsrat übernimmt der Präsident der 
Stiftung. Der Stiftungsrat hat das Recht, den Kurator zu den 
Sitzungen einzuladen.
(3) Die Tätigkeit im Stiftungsrat ist ehrenamtlich.
(4) Beschlüsse des Stiftungsrates kommen mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zustande, soweit die-
ses Gesetz oder die Satzung nichts anderes bestimmen. Der 
Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
Mitglieder anwesend sind.
(5) Der Stiftungsrat kann die beratende Teilnahme weiterer 
Personen ohne Stimmrecht beschließen.
(6) In Haushalts- und Stellenangelegenheiten bedürfen die 
Beschlüsse des Stiftungsrates der Zustimmung der Vertreter 
des für Familienpolitik zuständigen Ministeriums und des 
für Finanzen zuständigen Ministeriums.
(7) Das Nähere regelt die Satzung.
§ 9
Aufgaben der Stiftung
(1) Der Stiftungsrat beschließt über alle grundsätzlichen An-
gelegenheiten der Stiftung, soweit sie nicht durch dieses Ge-
setz dem Kurator übertragen sind. Er beschließt insbesonde-
re über den Haushalts- und Stellenplan, die Satzung sowie 
die Geschäftsordnung der Stiftung, die Zuweisung weiterer 
Aufgaben nach § 4 Abs. 1 und die Gebührensatzungen. Er 
bestellt den Beauftragten für den Haushalt.
(2) Der Stiftungsrat überwacht die Ausführung seiner Be-
schlüsse durch den Kurator sowie dessen Geschäftsführung 
und entlastet den Kurator nach Prüfung des Jahresabschlus-
ses.
(3) Das Nähere regelt die Satzung.
§ 10
Kurator
(1) Der Kurator wird nach Anhörung des Stiftungsrates 
durch das für Familienpolitik zuständige Ministerium für 
eine Amtszeit von sechs Jahren berufen. Eine erneute Beru-
fung, auch für eine kürzere Amtszeit, ist zulässig.
(2) Der Kurator leitet die Stiftung, führt die Beschlüsse des 
Stiftungsrates aus und bereitet dessen Sitzungen vor. Er ver-
tritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Das Nähe-
re regelt die Satzung.
§ 11
Fachbeirat
Die Mitglieder des Fachbeirates werden durch Beschluss des 
Stiftungsrates berufen. Der Fachbeirat berät den Stiftungsrat 
und den Kurator. Das Nähere regelt die Satzung.
§ 12
Beschäftigte
Als Kurator und sonstige Beschäftigte der Stiftung sind in 
der Regel solche Personen zu verwenden, die bereits vor Auf-
nahme ihrer Tätigkeit in der Stiftung im Dienst des Landes 





Die Stiftung führt ein Dienstsiegel.
§ 14
Aufsicht, Haushalt, Rechnungsprüfung, eigenwirtschaftli-
che Tätigkeit
(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht des für Familienpoli-
tik zuständigen Ministeriums.
(2) Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sowie 
für die Rechnungslegung gelten die Bestimmungen der Thü-
ringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO).
(3) Soweit ein Wirtschaften nach Einnahmen und Ausgaben 
nicht zweckmäßig ist, kann der Stiftungsrat beschließen, 
dass die Wirtschaftsführung aufgrund eines Wirtschafts-
planes nach den Regeln der kaufmännischen doppelten 
Buchführung zu erfolgen hat (§ 110 ThürLHO); hierzu ist die 
Genehmigung des für Finanzen zuständigen Ministeriums 
erforderlich.
(4) Die Stiftung ist berechtigt, in begründeten Ausnahmefäl-
len im Rahmen des Stiftungszwecks jeweils eigenwirtschaft-
lich in Form von Gesellschaften mit eigener Rechtspersön-
lichkeit tätig zu werden. Hierzu bedarf es eines Beschlusses 
des Stiftungsrates und der Zustimmung des Vertreters des 
für Familienpolitik zuständigen Ministeriums und des für Fi-
nanzen zuständigen Ministeriums.
(5) Der Rechnungshof prüft die Haushaltsführung der Stif-
tung nach § 91 ThürLHO.
§ 15
Aufhebung
(1) Die Stiftung kann nur durch Gesetz aufgehoben werden. 
Im Falle der Aufhebung fällt das eingebrachte Vermögen an 
das Land als Zuwendungsgeber zurück.
(2) Die aus Zuwendungsmitteln des Landes beschafften und 
in das Eigentum der Stiftung eingegangenen beweglichen 
und unbeweglichen Vermögensgegenstände fallen an das 
Land als Zuwendungsgeber zurück.
§ 16
Zweck der Förderung der „Thüringer Stiftung Hilfe für 
schwangere Frauen und Familien in Not“
Das Land fördert die „Thüringer Stiftung Hilfe für schwan-
gere Frauen und Familien in Not“ nach Maßgabe des Haus-
halts. Zweck der Förderung ist es, die „Thüringer Stiftung 
Hilfe für schwangere Frauen und Familien in Not“ zu einer 
sich selbst tragenden Institution auszubauen und sie bei der 
Erfüllung ihrer satzungsgemäßen Stiftungszwecke zu unter-
stützen.
§ 17
Gegenstand der Förderung der „Thüringer Stiftung Hilfe für 
schwangere Frauen und Familien in Not“
(1) Gefördert werden der weitere Aufbau des Grundstock-
vermögens sowie die Bereitstellung von Mitteln zur Verga-
be von Stiftungsleistungen insbesondere für die folgenden 
Zwecke:
1. Unterstützung von schwangeren Frauen, die sich in ei-
ner Not- und Konﬂiktlage an eine Schwangerschaftsbe-
ratungsstelle wenden,
2. Hilfe für Familien, die sich in einer außergewöhnlichen 
Notlage beﬁnden, die nicht aus eigener Kraft und mit 
Hilfe gesetzlicher Leistungen bewältigt werden kann, 
sowie
3. Erstattung der Kosten für anonyme Geburt in Thüringer 
Kliniken mit geburtshilﬂichen Abteilungen, wenn diese 
im Zusammenhang mit einer anonymen Entbindung 
entstanden sind und aufgrund der Wahrung der Anony-
mität der Mutter nicht durch andere Leistungsträger 
übernommen werden.
(2) Am Ende eines Haushaltsjahres nicht verausgabte För-
dermittel sind dem Stiftungsvermögen zuzuführen.
(3) Die Vergabe der Stiftungsmittel erfolgt auf der Grundlage 
von Vergabegrundsätzen, die der Stiftungsrat beschließ.
§ 18
Gleichstellungsbestimmungen
Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
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Aufgrund des § 78g Abs. 4 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - (SGB VIII) in 
der Fassung vom 15. März 1996 (BGBl. I S. 477), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Mai 1998 
(BGBl. I S. 1188), verordnet die Landesregierung:
§ 1
Einrichtung der Schiedsstelle und deren Geschäftsstelle
(1) Die nach § 78 g Abs. 1 SGB VIII in Thüringen einzurich-
tende Schiedsstelle wird beim Landesverwaltungsamt gebildet.
(2) Die Geschäftsführung der Schiedsstelle wird vom 




(1) Der Schiedsstelle gehören neun Mitglieder an; sie besteht 
aus dem vorsitzenden Mitglied, vier Vertretern der örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe und vier Vertretern der 
Träger der Einrichtungen.
(2) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle hat einen 
Stellvertreter, die übrigen Mitglieder haben jeweils einen 
ersten und einen zweiten Stellvertreter.
(3) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle und sein 
Stellvertreter dürfen weder haupt- noch nebenberuﬂich bei 
einem Träger der freien oder öffentlichen Jugendhilfe tätig 
sein.
§ 3
Bestellung der Mitglieder der Schiedsstelle
(1) Als Vertreter der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bestellen die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
gemeinsam vier Mitglieder der Schiedsstelle und deren 
Stellvertreter.
(2) Als Vertreter der Träger der Einrichtungen bestellen
1. zwei Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertreter 
die Liga der freien Wohlfahrtspﬂege,
2. ein Mitglied der Schiedsstelle und dessen Stellvertreter die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gemeinsam 
und
3. ein Mitglied der Schiedsstelle und dessen Stellvertreter 
die im Lande vertretenen Vereinigungen der 
privatgewerblichen Träger gemeinsam.
(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 beteiligten Organisationen 
bestellen das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle und 
dessen Stellvertreter gemeinsam. 
Thüringer Verordnung über die Schiedsstelle nach § 78 g des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - (ThürSchiedsVO-SGB VIII)
vom 28. Januar 1999 (GVBl. S. 206), geändert durch Verordnung vom 17. Mai 2002 (GVBl. S. 203), 
geändert und neugefasst durch § 7 der Anordnung und Verordnung vom 1. April 2008 (GVBl. S. 85, 87)
(4) Soweit die nach den Absätzen 1 bis 3 beteiligten 
Organisationen von ihrem Recht auf Bestellung keinen 
Gebrauch machen oder bei gemeinsam zu bestellenden 
Mitgliedern der Schiedsstelle und deren Stellvertretern 
eine Einigung über diese nicht erzielt wird, bestellt das 
Landesverwaltungsamt auf Antrag einer der beteiligten 
Organisationen die Mitglieder der Schiedsstelle und deren 
Stellvertreter.
(5) Die Bestellung der Mitglieder der Schiedsstelle und 
deren Stellvertreter bedarf der Schriftform. Die Bestellung 
wird wirksam, sobald die Mitglieder der Schiedsstelle 
und deren Stellvertreter ihr Einverständnis gegenüber der 
Geschäftsstelle der Schiedsstelle schriftlich mitgeteilt haben. 
Die Geschäftsstelle der Schiedsstelle unterrichtet die nach 




(1) Die Amtsperiode der Mitglieder der Schiedsstelle beträgt 
vier Jahre. Die erste Amtsperiode beginnt am ersten Tag 
des auf die Verkündung dieser Verordnung folgenden 
Kalendermonats.
(2) Die Amtszeit der Mitglieder der Schiedsstelle und deren 
Stellvertreter endet mit dem Ablauf der Amtsperiode. Sie 
führen ihr Amt weiter, bis ihre Nachfolger bestellt sind. Die 
erneute Bestellung ist möglich.
(3) Scheidet ein Mitglied der Schiedsstelle oder ein 
Stellvertreter vorzeitig aus, so wird von den für seine Bestellung 
nach § 3 Abs. 1 bis 3 zuständigen Organisationen für den 
Rest der Amtsperiode unverzüglich ein Ersatzmitglied oder 
ein Ersatzstellvertreter bestellt. § 3 Abs. 4 gilt entsprechend.
§ 5
Abberufung und Amtsniederlegung
(1) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle und sein 
Stellvertreter können von den für ihre Bestellung nach § 3 
Abs. 3 zuständigen Organisationen gemeinsam unter 
gleichzeitiger Bestellung eines Nachfolgers abberufen werden. 
Auf Antrag einer der beteiligten Organisationen können sie 
aus wichtigem Grund durch das Landesverwaltungsamt 
abberufen werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere 
vor, wenn nach Abwägung ihrer Interessen den beteiligten 
Organisationen eine weitere Zusammenarbeit mit 
demjenigen, der abberufen werden soll, bis zum Ende der 
Amtsperiode nicht zugemutet werden kann. Dem Betroffenen 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
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(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle und ihre 
Stellvertreter können unter gleichzeitiger Bestellung eines 
Nachfolgers von den Organisationen abberufen werden, die 
sie bestellt haben.
(3) Die Abberufung bedarf der Schriftform. Sie ist der 
Geschäftsstelle der Schiedsstelle schriftlich mitzuteilen. 
Diese unterrichtet die übrigen nach § 3 Abs. 1 bis 3 beteiligten 
Organisationen.
(4) Die Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertreter 
können ihr Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
der Geschäftsstelle der Schiedsstelle niederlegen. 




(1) Die Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertreter 
führen ihr Amt als Ehrenamt. Sie sind an Weisungen nicht 
gebunden.
(2) Die Mitglieder der Schiedsstelle sind zur Teilnahme an den 
Sitzungen der Schiedsstelle verpﬂichtet. Ein an der Teilnahme 
verhindertes Mitglied der Schiedsstelle muss unverzüglich 
seinen ersten Stellvertreter, bei dessen Verhinderung seinen 
zweiten Stellvertreter, zur Teilnahme auffordern und die 
Verhinderung sowie den Namen des Stellvertreters der 
Geschäftsstelle der Schiedsstelle mitteilen. Die Sätze 1 
und 2 gelten für die Stellvertreter entsprechend.
(3) Die Mitglieder der Schiedsstelle und ihre Stellvertreter 
sowie die Mitarbeiter der Geschäftsstelle haben, auch 
nach Beendigung ihrer Tätigkeit, über die ihnen bekannt 




(1) Das Schiedsverfahren beginnt mit dem schriftlichen 
Antrag einer Partei. Der Antrag ist bei der Geschäftsstelle 
der Schiedsstelle einzureichen; diese vermerkt das 
Eingangsdatum.
(2) Der Antrag muss folgende Angaben enthalten:
1. die Bezeichnung der Parteien,
2. den Sachverhalt und das Ergebnis der vorangegangenen  
 Verhandlungen,
3. die Angabe der Gründe, aus denen eine Vereinbarung  
 nicht erzielt werden konnte,
4. einen Entscheidungsantrag.
Die Unterlagen, die den Verhandlungen über die streitige 
Angelegenheit zu Grunde gelegen haben, sind beizufügen.
(3) Die Geschäftsstelle der Schiedsstelle leitet den anderen 
Parteien eine Ausfertigung des Antrags einschließlich der 
dem Antrag beigefügten Unterlagen zu und fordert sie unter 
Fristsetzung zur Stellungnahme auf.
§ 8
Vorbereitung der Sitzung
(1) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle legt Zeit, Ort 
und Gegenstand der Sitzung fest und bereitet diese inhaltlich 
vor.
(2) Die Ladungsfrist für Parteien und Mitglieder der 
Schiedsstelle beträgt mindestens zwei Wochen. Die 
schriftliche Ladung enthält Angaben über Zeit und Ort 
der Sitzung sowie über den Gegenstand und die von den 
Parteien eingereichten Unterlagen. Es kann in Abwesenheit 
der Parteien verhandelt werden, sofern in der Ladung darauf 
hingewiesen wurde. Zeit und Ort der Sitzung sind auch den 
Stellvertretern mitzuteilen.
(3) Auf Verlangen des vorsitzenden Mitgliedes der 
Schiedsstelle sind die Parteien verpﬂichtet, zusätzliche 
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen.
§ 9
Verlauf der Sitzung
(1) Die Schiedsstelle entscheidet nach mündlicher, nicht 
öffentlicher Verhandlung.
(2) Stellvertretende Mitglieder der Schiedsstelle können als 
Zuhörer teilnehmen. Anderen Personen kann das vorsitzende 
Mitglied der Schiedsstelle die Anwesenheit gestatten, wenn 
keine Partei widerspricht.
(3) Die Schiedsstelle kann durch Beschluss Zeugen und 
Sachverständige hinzuziehen, wenn die Parteien dies 
beantragen. Zeugen sind zur Aussage und Sachverständige 
zur Erstattung von Gutachten verpﬂichtet. Den Parteien ist 
Gelegenheit zu geben, der Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen beizuwohnen und hierbei sachdienliche 
Fragen zu stellen; ein schriftliches Gutachten soll ihnen 
zugänglich gemacht werden.
(4) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle leitet die 
Sitzung; es ist für die Ordnung verantwortlich.
(5) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle hat den 
Verfahrensgegenstand mit den Parteien zu erörtern 
und darauf hinzuwirken, dass unklare Anträge erläutert, 
sachdienliche Anträge gestellt, ungenügende Angaben 
ergänzt sowie alle für die Feststellung des Sachverhalts 
wesentlichen Erklärungen abgegeben werden. Die übrigen 
Mitglieder der Schiedsstelle haben das Recht, sachdienliche 
Fragen zu stellen. Die Schiedsstelle soll auf eine Einigung 
der Parteien hinwirken.
(6) Über die Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen. Die 
Niederschrift muss Angaben enthalten über
1. den Ort und den Tag der Sitzung,
2. die Namen des vorsitzenden Mitgliedes der Schiedsstelle, 
der anwesenden übrigen Mitglieder der Schiedsstelle, der 
erschienenen Parteien und deren Bevollmächtigten sowie 
der hinzugezogenen Zeugen und Sachverständigen,
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3. den behandelten Verfahrensgegenstand,
4. die gestellten Entscheidungsanträge,
5. den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Zeugen und  
 Sachverständigen und
6. die getroffene Entscheidung sowie das Abstim- 
 mungsergebnis; jedes Mitglied der Schiedsstelle kann
verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird,  
 wie es abgestimmt hat.
Die Niederschrift ist vom vorsitzenden Mitglied der 
Schiedsstelle und von einem bei der Sitzung anwesenden 
Mitglied der Schiedsstelle zu unterzeichnen.
§ 10
Entscheidung
(1) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
der Schiedsstelle ordnungsgemäß geladen und neben dem 
vorsitzenden Mitglied der Schiedsstelle mindestens je drei 
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die Träger der 
Einrichtungen vertretenden Mitglieder der Schiedsstelle 
anwesend sind. Tritt die Schiedsstelle wegen vorheriger 
Beschlussunfähigkeit erneut zur Beratung über denselben 
Gegenstand zusammen, so ist sie ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Erschienenen beschlussfähig. In der Einladung zur 
Sitzung ist darauf hinzuweisen.
(2) Die Schiedsstelle berät und entscheidet nicht öffentlich in 
Abwesenheit der Parteien. Bei der Beratung und Entscheidung 
dürfen nur Mitglieder der Schiedsstelle zugegen sein, die 
auch an der Sitzung teilgenommen haben.
(3) Die Entscheidung wird mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen getroffen. Ergibt sich keine Mehrheit, gibt die 
Stimme des vorsitzenden Mitgliedes der Schiedsstelle den 
Ausschlag.
(4) Die Entscheidung ist schriftlich zu begründen und den 




(1) Zur Deckung der Kosten der Schiedsstelle (Aufwendungen 
für die Geschäftsstelle und Entschädigungen nach § 12 Abs. 
1) wird für jedes Verfahren der Schiedsstelle eine Gebühr 
erhoben. Die Höhe der Gebühr und deren Verteilung auf die 
Parteien setzt das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle mit 
einem Betrag zwischen 250 und 2.500 Euro schriftlich fest.
(2) Die Gebühr trägt die unterliegende Partei. Bei 
nur teilweisem Unterliegen oder bei einem Vergleich 
erfolgt eine anteilige Kostentragung entsprechend der 
Unterliegensquote.
(3) Die durch Gebühren nicht gedeckten Kosten der 
Schiedsstelle (Aufwendungen für die Geschäftsstelle und 
Entschädigungen nach § 12 Abs. 1) tragen je zur Hälfte 
die nach § 3 Abs. 1 und 2 beteiligten Organisationen, 
untereinander als Gesamtschuldner, entsprechend der 
Sitzverteilung in der Schiedsstelle.
§ 12
Entschädigung
(1) Das vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle und sein 
Stellvertreter erhalten Reisekosten nach dem Thüringer 
Reisekostengesetz vom 23. Dezember 2005 (GVBl. S. 446) 
in der jeweils geltenden Fassung. Für sonstige Barauslagen 
und Zeitaufwendungen erhalten sie einen Pauschalbetrag, 
dessen Höhe die nach § 3 Abs. 3 beteiligten Organisationen 
zu Beginn der Amtsperiode gemeinsam festsetzen. Kommt 
eine Einigung nicht zu Stande, wird der Pauschalbetrag vom 
Landesverwaltungsamt festgesetzt.
(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle und deren 
Stellvertreter erhalten Reisekosten sowie Ersatz für sonstige 
Barauslagen und Zeitaufwendungen von den Organisationen, 
die sie nach § 3 Abs. 1 und 2 bestellt haben, nach deren 
Bestimmungen.
(3) Sachverständige und Zeugen erhalten eine Entschädigung 
nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz 
vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718-776) in der Fassung vom 
1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1756) in der jeweils geltenden 
Fassung. Die Entschädigung wird von dem vorsitzenden 
Mitglied der Schiedsstelle festgesetzt. Im Übrigen gilt § 11 
Abs. 2 entsprechend.
(4) Die Ansprüche auf Entschädigung nach den Absätzen 1 




Die Schiedsstelle gibt sich eine Geschäftsordnung. Diese 
bedarf der Bestätigung durch das Landesverwaltungsamt.
§ 14
Rechtsaufsicht
Die Rechtsaufsicht über die Schiedsstelle führt das für 
Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministerium. Es ist auch 
Fachaufsichtsbehörde über das Landesverwaltungsamt 




Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 16
Inkrafttreten





(1) Anspruch auf Gewährung von Erziehungsgeld nach die-
sem Gesetz hat, wer
1. seine Hauptwohnung oder seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt in Thüringen hat,
2. mit einem Kind, für das ihm die Personensorge zusteht, 
in einem Haushalt lebt,
3. dieses Kind nicht oder nicht mehr als fünf Stunden täg-
lich in einer Kindertageseinrichtung oder von einer Kin-
dertagespﬂegeperson betreuen lässt,
4. den Nachweis über die Teilnahme seines Kindes an der 
nach § 26 Abs. 1 und § 25 Abs. 4 Satz 2 SGB V in Ver-
bindung mit den Richtlinien des Bundesausschusses 
der Ärzte und Krankenkassen über die Früherkennung 
von Krankheiten bei Kindern bis zur Vollendung des 
6. Lebensjahres (Kinder-Richtlinien) zwischen dem 9. 
und 14. Lebensmonat vorgesehenen Früherkennungs-
untersuchung oder an einer vergleichbaren Früherken-
nungsuntersuchung führt oder, nach Ablauf des dafür 
vorgesehenen Untersuchungszeitraums, den Nachweis 
über die Vorstellung seines Kindes beim zuständigen 
Gesundheitsamt führt und
5. die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaates der Euro-
päischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
besitzt (EU/EWR-Bürger) oder wer auf Grund völker-
rechtlicher oder gemeinschaftsrechtlicher Abkommen 
mit Drittstaaten den EU/EWR-Bürgern insoweit gleich-
gestellt ist.
(2) In besonderen Fällen, insbesondere bei längerem Kran-
kenhausaufenthalt des Kindes, kann von dem Nachweis 
nach Absatz 1 Nr. 4 abgesehen werden.
(3) Anspruch auf den Erhöhungsbetrag nach § 3 
Satz 1 Nr. 2 bis 4 abzüglich des Betrages nach 
§ 3 Satz 1 Nr. 1 hat auch derjenige, der das Kind mehr als fünf 
Stunden täglich in einer Kindertageseinrichtung oder von ei-
ner Kindertagespﬂegeperson betreuen lässt.
(4) Die Voraussetzungen des Absatz 1 Nr. 1 erfüllt auch ein 
Antragsteller, der
1. im Rahmen seines in Deutschland bestehenden Be-
schäftigungsverhältnisses von Thüringen aus vorüber-
gehend in ein anderes Land oder ins Ausland entsandt 
ist und im Fall der Entsendung ins Ausland auf Grund 
über- oder zwischenstaatlichen Rechts oder nach § 4 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch dem deutschen Sozi-
alversicherungsrecht unterliegt,
2. im Rahmen seines in Deutschland bestehenden öf-
fentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses 
vorübergehend in ein Gebiet außerhalb von Thüringen 
abgeordnet, versetzt oder kommandiert ist, oder
3. Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 des Entwicklungs-
helfer-Gesetzes ist.
Satz 1 gilt auch für den mit dem Antragsteller in einem Haus-
halt lebenden Ehegatten, wenn dieser im Ausland keine Er-
werbstätigkeit ausübt, welche den dortigen Vorschriften der 
sozialen Sicherheit unterliegt.
(5) Einem in Absatz 1 Nr. 2 genannten Kind steht gleich
1. ein Kind, das mit dem Ziel der Annahme als Kind bei der 
berechtigten Person aufgenommen ist,
2. ein Kind des Ehegatten oder Lebenspartners, das der 
Antragsteller in seinen Haushalt aufgenommen hat,
3. ein leibliches Kind des nicht sorgeberechtigten Antrag-
stellers, mit dem dieser in einem Haushalt lebt,
4. ein Kind, das mit dem nicht sorgeberechtigten Antrag-
steller, dessen von ihm erklärte Anerkennung der Vater-
schaft nach § 1594 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
noch nicht wirksam oder über dessen von ihm beantrag-
ter Vaterschaftsfeststellung nach § 1600 d des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs noch nicht entschieden ist, in einem 
Haushalt lebt.
(6) Der Anspruch auf Erziehungsgeld besteht auch, wenn 
der Antragsteller nicht die Voraussetzungen nach Absatz 
1 Nr. 5 erfüllt, jedoch das Kind, für das Erziehungsgeld be-
antragt wird, die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Bei 
Ehepaaren, Lebenspartnern und Eltern in eheähnlicher Ge-
meinschaft gilt Absatz 1 Nr. 5 auch dann als erfüllt, wenn der 
Partner EU/EWR-Bürger ist oder auf Grund völkerrechtlicher 
oder gemeinschaftsrechtlicher Abkommen mit Drittstaaten 
den EU/EWR-Bürgern insoweit gleichgestellt ist und der An-
tragsteller
1. eine Niederlassungserlaubnis besitzt,
2. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die zur Ausübung ei-
ner Erwerbstätigkeit berechtigt oder berechtigt hat, es 
sei denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde
a) nach § 16 oder § 17 des Aufenthaltsgesetzes (Auf-
enthG) erteilt,
b) nach § 18 Abs. 2 AufenthG erteilt und die Zustim-
mung der Bundesagentur für Arbeit darf nach der Be-
schäftigungsverordnung nur für einen bestimmten 
Höchstzeitraum erteilt werden,
c) nach § 23 Abs. 1 AufenthG wegen eines Krieges in sei-
nem Heimatland oder nach §§ 23 a, 24, 25 Abs. 3 bis 5 
AufenthG erteilt oder
eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte Aufenthaltser-
laubnis besitzt und
a) sich seit mindestens drei Jahren rechtmäßig, gestat-
tet oder geduldet im Bundesgebiet aufhält und
b) im Bundesgebiet berechtigt erwerbstätig ist, laufende 
Geldleistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch bezieht oder Elternzeit in Anspruch nimmt.
Thüringer Erziehungsgeldgesetz - ThürErzGG -
vom 3. Februar 2006 (GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Thüringer Kinder-
tageseinrichtungsgesetzes und anderer Gesetze vom 4. Mai 2010 (GVBl. S. 105)
3.
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(7) Der Bezug von vergleichbaren Leistungen anderer Län-
der schließt den Bezug von Erziehungsgeld aus.
(8) In Fällen besonderer Härte, insbesondere bei schwerer 
Krankheit, Behinderung oder Tod eines Elternteils oder bei 
erheblich gefährdeter wirtschaftlicher Existenz, kann von 
dem Erfordernis der Personensorge oder der Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 Nr. 3 abgesehen werden. Das Erforder-
nis der Personensorge kann jedoch nur entfallen, wenn die 
sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind, das 
Kind mit einem Verwandten bis dritten Grades oder dessen 
Ehegatten oder Lebenspartner in einem Haushalt lebt und 
für dieses Kind kein Erziehungsgeld von einem Personensor-
geberechtigten in Anspruch genommen wird.
§ 2
Beginn und Ende des Anspruchs
(1) Erziehungsgeld wird ab dem 13. Lebensmonat des Kindes 
für die Dauer von höchstens 12 Lebensmonaten gewährt, je-
doch nicht vor dem Ende des Bezuges des Elterngeldes nach 
dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG).
(2) Erziehungsgeld wird auf schriftlichen Antrag gewährt, 
rückwirkend höchstens für drei Monate vor Antragstellung. 
Vor Ende der Bezugsdauer nach Absatz 1 endet der Anspruch 
auf Erziehungsgeld mit dem Ablauf des Lebensmonats, in 
dem eine der Anspruchsvoraussetzungen entfallen ist.
(3) Für angenommene Kinder und Kinder im Sinne des § 1 
Abs. 5 wird Erziehungsgeld entsprechend Absatz 1 gewährt. 
An die Stelle des Geburtstags tritt der Tag der Aufnahme des 
Kindes bei der berechtigten Person. Der Anspruch endet 





1. für das erste Kind 150 Euro,
2. für das zweite Kind 200 Euro,
3. für das dritte Kind 250 Euro und
4. für das vierte und jedes weitere Kind 300 Euro monatlich. 
Für die Festlegung der Ordnungszahl der Kinder nach Satz 
1 ist die Kindergeldberechtigung maßgeblich. Wird das Kind 
nicht mehr als fünf Stunden täglich in einer Kindertagesein-
richtung oder von einer Kindertagespﬂegeperson betreut, 
verringert sich der Monatsbetrag nach Satz 1 um 75 Euro.
§ 3 a
Zusammentreffen von Ansprüchen
(1) Für die Betreuung und Erziehung eines Kindes wird 
nur einer Person Erziehungsgeld gezahlt. Werden in einem 
Haushalt mehrere Kinder betreut und erzogen, wird für je-
des Kind Erziehungsgeld gezahlt.
(2) Erfüllen beide Elternteile oder Lebenspartner die An-
spruchsvoraussetzungen, so wird das Erziehungsgeld dem-
jenigen gezahlt, den sie zum Berechtigten bestimmen. Die 
Bestimmung kann nur geändert werden, wenn die Betreu-
ung des Kindes nicht mehr sichergestellt werden kann.
(3) Einem nicht sorgeberechtigten Elternteil kann das Erzie-
hungsgeld nur mit Zustimmung des sorgeberechtigten El-
ternteils gezahlt werden.
(4) Ein Wechsel in der Anspruchsberechtigung wird mit Be-
ginn des folgenden Lebensmonats des Kindes wirksam.
§ 4
Berücksichtigung bei anderen Sozialleistungen, Pfändung
(1) Erziehungsgeld nach diesem Gesetz ist eine ver-
gleichbare Leistung des Landes im Sinne des 
§ 27 Abs. 4 BEEG und des § 54 Abs. 3 Nr. 1 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB I).
(2) Die dem Erziehungsgeld, dem Elterngeld und dem Mut-
terschaftsgeld vergleichbaren Leistungen, die im Ausland in 
Anspruch genommen werden können, sind, soweit sich aus 
dem vorrangigen Recht der Europäischen Union über Famili-
enleistungen nichts Abweichendes ergibt, anzurechnen und 
schließen insoweit Erziehungsgeld aus.
          § 5
Zuständigkeit, Rechtsweg
(1) Zuständige Behörden für die Ausführung des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes sind die Landkreise 
und kreisfreien Städte im übertragenen Wirkungskreis. 
Zuständig für die Ausführung dieses Gesetzes sind die 
Wohnsitzgemeinden im übertragenen Wirkungskreis. 
Wohnsitzgemeinden sind die Gemeinden nach § 1 Abs. 5 
Thüringer Kindertageseinrichtungsgesetz.
(2) Obere Fachaufsichtsbehörde ist das Landes- 
verwaltungsamt. Oberste Fachaufsichtsbehörde ist das für 
Familienpolitik zuständige Ministerium.
(3) Über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegenhei-
ten der §§ 1 bis 4 entscheiden die Gerichte der Sozialgerichts-




Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, sind 
die Bestimmungen des Ersten und des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch entsprechend anzuwenden. § 60 Abs. 1 
SGB I gilt auch für den Ehegatten oder Lebenspartner 




(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
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entgegen
1. § 60 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 SGB I auf Verlangen die leistungs-
erheblichen Tatsachen nicht angibt oder Beweisurkunden 
nicht vorlegt oder
2. § 60 Abs. 1 Nr. 2 SGB I eine Änderung in den Verhältnissen, 
die für den Anspruch auf Erziehungsgeld erheblich ist, 
der nach § 5 zuständigen Behörde nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahn-
det werden.
(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die nach § 5 Abs. 
1 und 2 Satz 1 zuständigen Behörden.
§ 8
Übergangsbestimmung
(1) Die für zwischen dem 1. August 2007 und dem 31. Juli 
2008 geborenen oder bei der berechtigten Person mit dem 
Ziel der Annahme als Kind aufgenommenen Kinder erlasse-
nen Bescheide sind dem Thüringer Erziehungsgeldgesetz in 
der ab dem 1. August 2010 geltenden Fassung anzupassen. 
§ 2 Abs. 1 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes in der bis-
her geltenden Fassung ﬁndet Anwendung.
(2) Für die zwischen dem 1. August 2007 und dem 31. Juli 
2008 geborenen oder bei der berechtigten Person mit dem 
Ziel der Annahme als Kind aufgenommenen Kinder, für die 
noch kein Erziehungsgeld nach dem Thüringer Erziehungs-
geldgesetz in der bisher geltenden Fassung beantragt wur-
de, gilt das Thüringer Erziehungsgeldgesetz in der ab dem 
1. August 2010 geltenden Fassung entsprechend. § 2 Abs. 1 
und 2 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes in der bisher 
geltenden Fassung ﬁndet Anwendung. 
(3) Für die zwischen dem 1. August 2008 und dem 31. Juli 
2009 geborenen oder bei der berechtigten Person mit dem 
Ziel der Annahme als Kind aufgenommenen Kinder gilt das 
Thüringer Erziehungsgeldgesetz in der ab dem 1. August 
2010 geltenden Fassung mit der Maßgabe, dass der An-
spruch auf Erziehungsgeld im Sinne von § 2 Abs. 1 frühes-
tens am 1. August 2010 beginnt.
§ 9
Verordnungsermächtigung







Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
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Aufgrund des § 9 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes in 
der Fassung vom 3. Februar 2006 (GVBl. S. 46) verordnet 
das Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit:
§ 1
Verfahren
(1) Die Beantragung des Thüringer Erziehungsgeldes erfolgt 
mit Formblättern, die durch das Landesverwaltungsamt ein-
heitlich vorgegeben werden. Die Wohnsitzgemeinden nach 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Thüringer Erziehungsgeldgeset-
zes haben dafür Sorge zu tragen, dass die voraussichtlich 
Anspruchsberechtigten rechtzeitig vor der Vollendung des 
zweiten Lebensjahres des Kindes ein Antragsformular zur 
Verfügung haben.
(2) Anträge auf Erziehungsgeld von Ausländern oder in Här-
tefällen nach § 1 Abs. 5 des Bundeserziehungsgeldgesetzes 
(BErzGG) können im Wege des Ersuchens um Amtshilfe den 
nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes 
zuständigen Behörden zur Bearbeitung zugeleitet und von 
diesen der Wohnsitzgemeinde zur Bescheiderteilung vorge-
legt werden. Wird dem Ersuchen um Amtshilfe nach Satz 
1 nicht entsprochen, sind die Anträge in den in Satz 1 ge-
nannten Fällen dem Landesverwaltungsamt zur Bearbeitung 
zuzuleiten und werden von diesem der Wohnsitzgemeinde 
zur Bescheiderteilung vorgelegt. Das Landesverwaltungs-
amt kann Verwaltungsvorschriften zur Regelung von Härte-
fällen nach § 1 Abs. 5 BErzGG und von besonderen Fällen 
erlassen.
(3) Nehmen Eltern das Wunsch- und Wahlrecht nach § 4 des 
Thüringer Kindertageseinrichtungsgesetzes (ThürKitaG) in 
Anspruch, so hat die Wohnsitzgemeinde so zu verfahren, 
dass die Berücksichtigung des Betrages von bis zu 150 Euro 
monatlich bei der Zahlung an die für die aufnehmende Ein-
richtung zuständige Gemeinde nach § 18 Abs. 6 und § 25 
Abs. 9 ThürKitaG gewährleistet ist.
(4) Für Anspruchsberechtigte, die Übergangsleistungen 
nach § 8 Abs. 2 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes er-
halten, ist grundsätzlich das Verfahren nach § 4 Abs. 1 Satz 3 
anzuwenden.




(1) Die schriftlich vorzulegende Abtretungserklärung nach 
 § 2 Abs. 3 Satz 1 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes be-
zieht sich jeweils auf die Dauer der Inanspruchnahme von 
Kindertagesbetreuung bis zur Abmeldung durch den Erzie-
hungsgeldberechtigten oder bis zum Tag der Vollendung des 
Verordnung zur Durchführung des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes (ThürErzGGDVO)
vom 4. Juli 2006 
dritten Lebensjahres des Kindes. Sie ist von der Kinderta-
geseinrichtung oder Kindertagespﬂegeperson der Wohnsitz-
gemeinde vorzulegen. Dies gilt auch bei einer Anmeldung 
des Kindes in einer anderen Einrichtung als der der Wohn-
sitzgemeinde in Ausübung des Wunsch- und Wahlrechts der 
Eltern nach § 4 ThürKitaG.
(2) Die Wohnsitzgemeinde hat dem örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe nach Vorlage der Abtretungserklärung 
die Inanspruchnahme von Kindertagespﬂege unverzüglich 
mitzuteilen. Die Kindertageseinrichtung oder die Kinderta-
gespﬂegeperson informiert die Gemeinde spätestens am 
letzten Tag der Inanspruchnahme der Kinderbetreuung über 
die Abmeldung des Kindes.
§ 3
Zahlung des Landes an die Wohnsitzgemeinden
Das Land zahlt den Wohnsitzgemeinden vierteljährlich im 
Voraus eine Pauschale zur Auszahlung der in § 3 Abs. 1 
des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes genannten Beträge. 
Die Zahlung der Pauschale erfolgt jeweils am 1. Januar, am 
1. April, am 1. Juli und am 1. Oktober des Jahres. Die Höhe 
der Pauschale richtet sich nach den aufgrund der amtlichen 
Statistik des vorletzten Jahres örtlich aufgeschlüsselten Ge-
burtenzahlen. Die Wohnsitzgemeinde weist dem Land quar-
talsweise die Verwendung der Pauschale nach. Ein Ausgleich 
für zu viel oder zu wenig gezahltes Geld erfolgt mit der über-
nächsten Pauschalzuweisung. Die Wohnsitzgemeinde erhält 
zu den in Satz 2 genannten Terminen auf der Basis der Be-
messung der Pauschale nach Satz 1 vierteljährlich im Voraus 
einen Verwaltungskostenersatz in Höhe von 43,80 Euro pro 
Antrag auf Erziehungsgeld. Die Sätze 4 und 5 gelten entspre-
chend für den Verwaltungskostenersatz.
§ 4
Auszahlung des Erziehungsgeldes
(1) Die Wohnsitzgemeinde zahlt das Erziehungsgeld an die 
Erziehungsgeldberechtigten. Die Auszahlung erfolgt in der 
Mitte eines Kalendermonats für den jeweils laufenden Le-
bensmonat des Kindes. In jedem Lebensmonat des Kindes 
erfolgt nur einmal eine Zahlung von Bundeserziehungsgeld 
oder Erziehungsgeld nach dem Thüringer Erziehungsgeld-
gesetz. Im Jahr 2006 erfolgt die erste Auszahlung des Thü-
ringer Erziehungsgeldes an die Anspruchsberechtigten am 
15. Juli 2006. Die Finanzierung eines Platzes in einer Kinder-
tageseinrichtung oder in der Kindertagespﬂege bleibt hier-
von unberührt.
(2) Legt der Träger einer Kindertageseinrichtung oder eine 
Kindertagespﬂegeperson eine Abtretungserklärung nach § 2 
Abs. 3 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes vor, so zahlt 
die Wohnsitzgemeinde entsprechend der Abtretungserklä-
rung das Erziehungsgeld in Höhe von bis zu 150 Euro mo-
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natlich an den Träger der Kindertageseinrichtung oder die 
Kindertagespﬂegeperson nach Maßgabe der von ihr dazu 
getroffenen Auszahlungsregelungen. Dabei kann die Wohn-
sitzgemeinde einen Betrag von bis zu 150 Euro pro Monat je 
in Anspruch genommenem Platz an den Träger unabhängig 
davon auszahlen, ob der Platz über den gesamten Monat 
oder nur in Teilen in Anspruch genommen wurde. Für Teile 
von Monaten, für die ein Anspruchsberechtigter Erziehungs-
geld bezogen hat oder über eine Rückerstattung nach § 2 
Abs. 3 Satz 4 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes verfügt 
und einen Platz in einer Kindertageseinrichtung oder in der 
Kindertagespﬂege in Anspruch nimmt, hat der Träger das 
Recht, dem Anspruchsberechtigten pro Kalendertag ein 
Dreißigstel des Monatsbetrags bis zur Höhe von 150 Euro in 
Rechnung zu stellen (Monats-Teilzahlung). Die Zahlung von 
monatlich 150 Euro Landeszuschuss aus der Pauschale nach 
§ 3 Satz 1 an den Träger für einen Platz in einer Kindertages-
einrichtung oder an die Kindertagespﬂegeperson für solche 
Kinder im dritten Lebensjahr, für die ein Anspruch auf Kin-
dertagesbetreuung, nicht aber auf Erziehungsgeld besteht, 
ist durch die Wohnsitzgemeinde zu gewährleisten und nach 
§ 3 Satz 4 nachzuweisen.
(3) Ein durch Umzug des Anspruchsberechtigten oder an-
dere Umstände erfolgender Wechsel der Zuständigkeit der 
auszahlenden Wohnsitzgemeinde ﬁndet erst mit dem Ende 
eines Kalendermonats statt.
§ 5
Rückerstattung durch den Träger der Kindertageseinrich-
tung
Für die Feststellung des zeitlichen Ausmaßes der Inan-
spruchnahme eines Platzes zum Zweck der Errechnung von 
Monats-Teilzahlungen oder Rückerstattungen ist allein die 
Anmeldung des Kindes zur Kindertagesbetreuung durch die 
Erziehungsgeldberechtigten maßgeblich.
§ 6
Aufgaben des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe
Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe prüft bei Vor-
liegen von gewichtigen Anhaltspunkten für die Gefährdung 
eines Kindes auf der Grundlage des § 8 a Abs. 1 Satz 3 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch auch, ob der Anspruch auf 
Erziehungsgeld nach § 3 a des Thüringer Erziehungsgeldge-
setzes entfallen kann. Er hat seine Entscheidung nach § 3 a 
Satz 4 des Thüringer Erziehungsgeldgesetzes der Wohnsitz-
gemeinde mitzuteilen, die an diese Entscheidung hinsicht-
lich der weiteren Auszahlung von Thüringer Erziehungsgeld 
an den Anspruchsberechtigten gebunden ist. Sofern der ört-
liche Träger der öffentlichen Jugendhilfe Kenntnis darüber 
besitzt, teilt dieser auch mit, ob und zu welchem Zeitpunkt 
das Kind eine Kindertageseinrichtung oder Kindertagespﬂe-
ge in Anspruch nehmen wird. Die Wohnsitzgemeinde reicht 
den Landeszuschuss an den Träger der Kindertageseinrich-
tung oder die Kindertagespﬂegeperson aus.
§ 7
Nachweispﬂicht, Statistik
Für Zwecke der Planung und zur Nachweisführung sind dem 
Landesverwaltungsamt nach § 3 Satz 4 quartalsweise von 
den Gemeinden zahlenmäßig
1. der Anteil der Anträge auf Erziehungsgeld gemessen an     
    allen Antragsberechtigten,
2. der Anteil der abgelehnten und der bewilligten Anträge  
    an allen Anträgen,
3. die Inanspruchnahme von Plätzen in Kindertageseinrich- 
    tungen sowie von Kindertagespﬂege in und außerhalb der 
    Wohnsitzgemeinde,
4. die Bearbeitung von Anträgen nach § 1 Abs. 2 und 3,
5. die Widerspruchsverfahren sowie
6. die Anzahl der Kinder, für die ein Landeszuschuss nach 
    § 4 Abs. 2 Satz 4 gezahlt wird,
durch gesonderte Statistik mitzuteilen.
§ 8
Gleichstellungsbestimmung
Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 9
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2006 in Kraft 
und mit Ablauf des 30. Juni 2011 außer Kraft.
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Aufgrund des § 19 Abs. 1 Satz 3 des Jugendschutzgesetzes 
vom 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2730), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 Abs. 1 des Gesetzes vom 31. Oktober 2008 (BGBl. 
I S. 2149),
des § 3 Abs. 1 a Satz 1 und 2 Halbsatz 1 und des § 88 Abs. 
1 a Satz 1 und 2 Halbsatz 1 der Thüringer Kommunalordnung 
in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. November 
2008 (GVBl. S. 381), des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 
1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 7. August 2007 (BGBl. I S. 1786), und des 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Verkündungsgesetzes 
vom 30. Januar 1991 (GBl. S. 2) verordnet die Landesregie-
rung:
§ 1
(1) Die Landkreise und kreisfreien Städte im übertragenen 
Wirkungskreis sind zuständige Behörde für
1. die Zulassung von Ausnahmen nach § 4 Abs. 4 und 
 § 5 Abs. 3 JuSchG,
2. Anordnungen nach § 7 JuSchG und
3. die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
 nach § 28 JuSchG.
(2) Das Landesjugendamt ist Fachaufsichtsbehörde für die 
Behörden nach Absatz 1 im Rahmen der dort bestimmten 
Zuständigkeiten.
(3) Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministerium 
 ist
1. oberste Landesbehörde oder oberste Landesjugendbe- 
 hörde nach dem Jugendschutzgesetz,
2. oberste Fachaufsichtsbehörde für die Behörden nach 
 Absatz 1 im Rahmen der dort bestimmten Zuständig- 
 keiten und
3. zuständige oberste Landesbehörde für die Ernennungen 
 nach § 19 Abs. 1 Satz 1 und 2 JuSchG.
(4) Die Polizei und die Ordnungsbehörden sind zuständige 
Behörde nach § 8 JuSchG.
§ 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
Thüringer Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Jugendschutzgesetz 
(Thüringer Jugendschutzzuständigkeitsverordnung - ThürJuSchZVO -)




Die Landkreise und kreisfreien Städte führen das Unter-
haltsvorschussgesetz in der Fassung vom 19. Januar 1994 
(BGBl. I S. 165) in der jeweils geltenden Fassung als Pﬂicht-
aufgabe des eigenen Wirkungskreises durch.
§ 2
Bewilligung und Auszahlung der Leistungen
Die Landkreise und kreisfreien Städte sind zuständige Stel-
len nach § 6 Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 9 Abs. 1 des Unterhalts-
vorschussgesetzes und zuständig für die Annahme von An-
trägen auf Unterhaltsleistungen sowie deren Auszahlung.
§ 3
Durchführung des Rückgriffs
Die Landkreise und kreisfreien Städte sind berechtigt und 
verpﬂichtet, die nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes 
auf das Land übergegangenen Ansprüche durchzusetzen. 




Von den nach § 8 Abs. 1 des Unterhaltsvorschussgesetzes 
vom Land zu tragenden Geldleistungen tragen die Land-
kreise und kreisfreien Städte 50 vom Hundert. Die nach 
§ 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes eingezogenen Beträge 
stehen den Landkreisen und kreisfreien Städten zu, soweit 
sie nicht an den Bund abzuführen sind.
§ 5
Abrechnungsverfahren
(1) Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministeri-
um bestimmt durch Anordnung im Benehmen mit dem für 
Kommunalaufsicht zuständigen Ministerium die beim Land 
für das Abrechnungsverfahren zuständige Stelle (Abrech-
nungsstelle).
(2) Die Abrechnungsstelle zahlt den Bundes- und Landes-
anteil an den Ausgaben nach § 8 des Unterhaltsvorschuss-
gesetzes an die Landkreise und kreisfreien Städte aus. Die 
nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes im Rückgriffsver-
fahren eingezogenen Beträge werden von den Landkreisen 
und kreisfreien Städten an die Abrechnungsstelle abgeführt, 
soweit die Rückﬂüsse dem Bund zustehen. Die Abrech-
nungsstelle führt die Beträge nach § 8 Abs. 2 des Unterhalts-
vorschussgesetzes an den Bund ab.
§ 6
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
Zuständige Stellen für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach § 10  Abs. 3 des Unterhaltsvor-
schussgesetzes sind die Landkreise und kreisfreien Städte.
§ 7
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. 
Thüringer Ausführungsgesetz zum Unterhaltsvorschussgesetz (ThürAGUVG)
vom 21. Dezember 2000 (GVBl. S. 410)
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Auf Grund der Anordnung über die Auﬂösung des Landes-
amtes für Soziales und Familie und der Versorgungsämter 
und der Thüringer Verordnung zur Anpassung der Zustän-
digkeiten in der Versorgungs- und Sozialverwaltung vom 
1. April 2008 (GVBl. S. 85) wird die Anordnung über die Be-
stimmung der Abrechnungsstelle nach § 5 des Thüringer 
Ausführungsgesetzes zum Unterhaltsvorschussgesetz vom 
14. Dezember 2005 (ThürStAnz. Nr.3/2006 S. 64) wie folgt 
geändert:
§ 1
Zuständige Stelle beim Land (Abrechnungsstelle) für das 
Abrechnungsverfahren nach § 5 Abs. 2 des Thüringer Aus-
Anordnung über die Bestimmung der Abrechnungsstelle nach § 5 des Thüringer Ausführungsgesetzes 
zum Unterhaltsvorschussgesetz
vom 1. April 2008 (GVBl. S. 85)
führungsgesetzes zum Unterhaltsvorschussgesetz vom 21. 
Dezember 2000 (GVBl. S. 408-410) in der jeweils geltenden 
Fassung ist das Landesverwaltungsamt.
§ 2
Die Fachaufsicht über das Landesverwaltungsamt führt im 
Rahmen der nach § 1 übertragenen Aufgaben das für Kinder 
und Jugendliche zuständige Ministerium.
Erster Abschnitt
Staatliche Anerkennung inländischer Berufsabschlüsse
§ 1
Berufe mit Hochschulausbildung oder Ausbildung an einer 
Berufsakademie
(1) Wer einen Abschluss an einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschule in Thüringen oder den Berufsaka-
demien Eisenach oder Gera in einem Studiengang des Sozi-
alwesens erworben hat, erhält auf Antrag die Berechtigung, 
die Berufsbezeichnung „Staatlich anerkannter Sozialarbei-
ter“ oder „Staatlich anerkannte Sozialarbeiterin“, „Staatlich 
anerkannter Sozialpädagoge“ oder „Staatlich
anerkannte Sozialpädagogin“, „Staatlich anerkannter Sozial-
pädagoge/Sozialarbeiter“ oder „Staatlich anerkannte Sozial-
pädagogin/Sozialarbeiterin“ zu führen (staatliche Anerken-
nung). Die staatliche Anerkennung wird mit dem Abschluss- 
zeugnis erteilt. 
(2) Voraussetzung für die staatliche Anerkennung ist, dass 
innerhalb des Studiengangs ein integriertes Praktikum von 
mindestens 20 Wochen nach einem Ausbildungsplan unter 
Anleitung einer Fachkraft an geeigneten Praktikumsstellen 
abgeleistet wird. Über die Eignung der Praktikumsstellen 
entscheidet die Hochschule. Satz 1 ﬁndet auf Abschlüsse der 
Berufsakademien Eisenach und Gera keine Anwendung.
(3) Ein Berufspraktikum ist nicht erforderlich, wenn der Ab-
schluss als Externenprüfung nach § 120 des Thüringer Hoch-
schulgesetzes in der bis zum 24. April 2003 geltenden Fas-
sung abgelegt worden ist.
Thüringer Gesetz über die staatliche Anerkennung sozialpädagogischer Berufe
(Thüringer Sozialberufe-Anerkennungsgesetz - ThürSozAnerkG -) *
vom 10. Oktober 2007 (GVBl. S. 149)
§ 2
Berufe mit Fachschulausbildung
(1) Wer den Ausbildungsgang Erzieher, Familienpﬂeger, 
Fachkraft für Soziale Arbeit, Heilerziehungspﬂege oder Heil-
pädagogik an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Fachschule in Thüringen erfolgreich abgeschlossen hat, 
erhält auf Antrag mit dem Abschlusszeugnis die Berechti-
gung, die Berufsbezeichnung „Staatlich anerkannter Erzie-
her“ oder „Staatlich anerkannte Erzieherin“, „Staatlich an-
erkannter Familienpﬂeger“ oder „Staatlich anerkannte Fa-
milienpﬂegerin“, „Staatlich anerkannte Fachkraft für Soziale 
Arbeit“, „Staatlich anerkannter Heilerziehungspﬂeger“ oder 
„Staatlich anerkannte Heilerziehungspﬂegerin“, „Staatlich 
anerkannter Heilpädagoge“ oder „Staatlich anerkannte Heil-
pädagogin“ zu führen.
(2) Voraussetzung für die staatliche Anerkennung ist, dass 
mit der Ausbildung ein Berufspraktikum an einer geeigne-
ten Praktikumsstelle nach den Vorgaben der Thüringer Fach-
schulordnung in der Fassung vom 3. Februar 2004 (GVBl. S. 
125) in der jeweils geltenden Fassung abgeleistet wird. Über 




Der staatlichen Anerkennung einer Berufsbezeichnung nach 
§ 1 Abs. 1 oder § 2 Abs. 1 wird eine staatliche Anerkennung 
einer vergleichbaren Berufsbezeichnung, die in einem ande-
ren Land der Bundesrepublik Deutschland erworben wurde, 
gleichgestellt.
*Dieses Gesetz dient unter anderem der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualiﬁkationen (ABl. EG Nr. L 255 S. 22).
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§ 4
Versagung, Rücknahme und Widerruf der staatlichen Aner-
kennung
(1) Die staatliche Anerkennung ist zu versagen, wenn sich 
die Nichteignung des Antragstellers für die Ausübung eines 
der Ausbildung entsprechenden Berufs aus einer rechtskräf-
tigen, aus dem Bundeszentralregister noch nicht getilgten 
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe oder aufgrund sonstiger 
Tatsachen ergibt.
(2) Die staatliche Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn 
der Abschluss, aufgrund dessen die staatliche Anerkennung 
erteilt wurde, aberkannt wurde.
(3) Die staatliche Anerkennung ist zu widerrufen, wenn ein 
Versagungsgrund nach Absatz 1 nachträglich eintritt.
(4) Die Rücknahme oder der Widerruf der staatlichen An-
erkennung nach den allgemeinen Bestimmungen über das 






Staatliche Anerkennung von Ausbildungs- und
Befähigungsnachweisen Staatsangehöriger der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union
§ 5
Grundsatz
(1) Auf Antrag erhält ein Staatsangehöriger eines Mitglied-
staats der Europäischen Union die Berechtigung, eine der in 
§ 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 genannten Berufsbezeichnungen zu 
führen, wenn er die Anerkennungsbedingungen des Artikels 
13 Abs. 1 oder 2 in Verbindung mit Artikel 11 der Richtlinie 
2005/36/EG erfüllt.
(2) Ausbildungsnachweise nach Artikel 3 Abs. 3 der Richtli-
nie 2005/36/EG und Ausbildungsgänge nach Artikel 12 der 
Richtlinie 2005/36/EG sind den für das Anerkennungsver-
fahren nach Artikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG geforderten 
Ausbildungsnachweisen gleichgestellt.
(3) Berufsqualiﬁkationen in einem reglementierten Beruf 
nach Artikel 3 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG 
von Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, die nicht in ei-
nem Mitgliedstaat erworben worden sind, werden unter den 




(1) Der Antragsteller hat einen höchstens dreijährigen An-
passungslehrgang im Sinne des Artikels 3 Abs. 1 Buchst. g 
der Richtlinie 2005/36/EG oder eine Eignungsprüfung im 
Sinne des Artikels 3 Abs. 1 Buchst. h der Richtlinie 2005/ 




(2) Unter Fächern, die sich wesentlich unterscheiden, sind 
jene Fächer zu verstehen, deren Kenntnis eine wesentliche 
Voraussetzung für die Ausübung des Berufs ist und bei de-
nen die bisherige Ausbildung des Antragstellers bedeutende 
Abweichungen hinsichtlich Dauer oder Inhalt gegenüber der 
Ausbildung aufweist, die für die in diesem Gesetz genannten 
Berufe gefordert wird.
(3) Absatz 1 ﬁndet keine Anwendung, wenn die Berufsqualiﬁ-
kationen des Antragstellers die Kriterien gemeinsamer Platt-
formen nach Artikel 15 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllen. 
(4) Das für Sozialberufe und sozialpädagogische Berufe zu-
ständige Ministerium kann im Einvernehmen mit dem für 
Hochschul- und Schulwesen zuständigen Ministerium die 
inhaltliche und organisatorische Ausgestaltung des Anpas-
sungslehrgangs und der Eignungsprüfung sowie das Zulas-
sungsverfahren nach Maßgabe von Artikel 3 Abs. 1 Buchst. 




(1) Zur Beurteilung der Anerkennungsvoraussetzungen nach 
§ 5 und Artikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG können vom An-




die Ausbildungsdauer, die er nach § 5 nachweist, mindes- 
tens ein Jahr unter der Ausbildungsdauer liegt, die für die 
in § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 aufgeführten Berufe gefordert 
wird,
seine bisherige Ausbildung sich auf Fächer bezieht, die 
sich wesentlich von denen unterscheiden, die durch den 
Ausbildungsnachweis abgedeckt werden, der für die in 
§ 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 genannten Berufe vorgeschrieben 
ist, oder
die in § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 aufgeführten Berufe eine 
oder mehrere reglementierte beruﬂiche Tätigkeiten um-
fassen, die im Herkunftsmitgliedstaat des Antragstellers 
nicht Bestandteil des entsprechenden reglementier-
ten Berufs im Sinne des Artikels 4 Abs. 2 der Richtlinie 
2005/36/EG sind, und wenn dieser Unterschied in der 
besonderen Ausbildung besteht, die nach § 1 Abs. 1 und 
§ 2 Abs. 1 gefordert wird, und sich auf Fächer bezieht, die 
sich wesentlich von denen unterscheiden, die von dem 
Befähigungs- oder Ausbildungsnachweis abgedeckt wer-
den, den der Antragsteller vorlegt, und seine nachgewie-
sene Berufserfahrung nicht zum Ausgleich der unter den 
Nummern 1 bis 3 genannten Unterschiede geeignet ist. 
Der Antragsteller hat ein Wahlrecht zwischen dem An-
passungslehrgang und der Eignungsprüfung.
ein Staatsangehörigkeitsnachweis,
eine Kopie der Befähigungsnachweise oder des Ausbil-
dungsnachweises, der zur Aufnahme des entsprechen-
den Berufs berechtigt, sowie gegebenenfalls eine Be-
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(3) Bescheinigungen nach Absatz 2 dürfen bei ihrer Vorlage 
nicht älter als drei Monate sein. Die zuständige Behörde hat 
die Vertraulichkeit der übermittelten Angaben zu gewährleis-
ten.
(4) Die zuständige Behörde bestätigt dem Antragsteller bin-
nen eines Monats den Empfang der Unterlagen und teilt ihm 
gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. Eine Entschei-
dung über den Antrag nach § 5 Abs. 1 ist dem Antragsteller 
spätestens vier Monate nach Vorlage der vollständigen Un-
terlagen, bei einer Ablehnung unter Angabe der Gründe und 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen, mitzuteilen.
§ 8
Sprachkenntnisse
Personen, deren Berufsqualiﬁkation anerkannt wird, müssen 
über die Sprachkenntnisse verfügen, die für die Ausübung 
ihrer Berufstätigkeit im Aufnahmemitgliedstaat erforderlich 
sind.
§ 9
Ausnahmen nach dem Grundsatz der Dienstleistungsfrei-
heit
(1) Sozialpädagogen, Sozialarbeiter, Erzieher, Familienpﬂe-
ger, Fachkräfte für Soziale Arbeit, Heilerziehungspﬂeger 
und Heilpädagogen, die Staatsangehörige eines Mitglied-
staats der Europäischen Union sind, dürfen den Beruf im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes nach Maßgabe der Artikel 
5 und 6 der Richtlinie 2005/36/EG ohne staatliche Anerken-
nung ausüben, sofern sie vorübergehend und gelegentlich 
als Erbringer von Dienstleistungen im Sinne des Artikels 50 
des EG-Vertrags im Geltungsbereich dieses Gesetzes tätig 
werden und zur Ausübung des Berufs rechtmäßig in einem 
Mitgliedstaat niedergelassen sind oder, wenn der Beruf im 
Niederlassungsmitgliedstaat nicht reglementiert ist, sie ihn 
während der vorhergehenden zehn Jahre mindestens zwei 
Jahre im Niederlassungsmitgliedstaat ausgeübt haben.
(2) Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der 
Erbringung von Dienstleistungen wird von der zuständigen 
Behörde im Einzelfall beurteilt, insbesondere anhand der 
Dauer, der Häuﬁgkeit, der regelmäßigen Wiederkehr und der 
Kontinuität der Dienstleistung.
(3) Die zuständige Behörde kann von den zuständigen Be-
hörden des Niederlassungsmitgliedstaats Informationen 
über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung, die gute Füh-
rung des Dienstleisters sowie darüber, ob gegen ihn berufs-
bezogene disziplinarische oder strafrechtliche Sanktionen 
vorliegen, anfordern.
Zweiter Unterabschnitt
Staatliche Anerkennung der Ausbildungs- und
Befähigungsnachweise Staatsangehöriger von Drittstaaten
§ 10
Anerkennung von Ausbildungs- und Befähigungsnachwei-
sen Staatsangehöriger eines Vertragsstaats
Für die staatliche Anerkennung von Ausbildungs- und Befä-
higungsnachweisen Staatsangehöriger eines Vertragsstaats 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder eines Staats, dem die Europäische Gemeinschaft oder 
Deutschland und die Europäische Gemeinschaft vertraglich 
einen entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt haben, 
gelten die §§ 5 bis 9 unmittelbar.
§ 11
Anerkennung von Ausbildungs- und Befähigungsnachwei-
sen Staatsangehöriger sonstiger Staaten
Die staatliche Anerkennung der Ausbildungs- und Befähi-
gungsnachweise Staatsangehöriger von Antragstellern, die 
nicht Staatsangehörige eines Mitglieds- oder Vertragsstaa-
tes sind, erfolgt in entsprechender Anwendung der §§ 5 bis 8. 
Die staatliche Anerkennung kann versagt werden, wenn die 
Gegenseitigkeit der Anerkennung der Ausbildungs- und Be-
fähigungsnachweise nicht gewährleistet ist.
scheinigung über die erworbene Berufserfahrung und
Informationen zur Ausbildung, soweit dies erforderlich 
ist, um festzustellen, ob diese von der geforderten Aus-
bildung erheblich abweicht.
Ist der Antragsteller nicht in der Lage, die erforderlichen 
Informationen nach Satz 1 Nr. 3 vorzulegen, wendet 
sich die zuständige Behörde an die Kontaktstelle, die 
zuständige Behörde oder an eine andere einschlägige 
Stelle des Herkunftsmitgliedstaats. Die Überprüfungs-
möglichkeiten in den Fällen des Artikels 50 Abs. 3 der 
Richtlinie 2005/36/ EG bleiben unberührt.
Unterlagen, die von den zuständigen Behörden des 
Herkunftsmitgliedstaats ausgestellt wurden, oder
eine eidesstattliche Erklärung, wenn im Herkunftsmit-
gliedstaat Unterlagen über die Vorstrafenfreiheit nicht 
ausgestellt werden, oder
bei Staaten, in denen es keine eidesstattliche Erklärung 
gibt, eine feierliche Erklärung, die die betreffende Per-
son vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbe-
hörde oder gegebenenfalls vor einem Notar oder einer 
entsprechend bevollmächtigten Berufsorganisation, die 
eine diese feierliche Erklärung bestätigende Bescheini-
gung ausstellt, abgegeben hat, die belegen, dass keine 
Verurteilung wegen einschlägiger strafbarer Handlun-
gen vorliegt. Für die Beurteilung der Vorstrafenfreiheit 
gilt § 4 entsprechend, wobei der staatlichen Anerken-
nung eine nach ausländischem Recht erfolgte und da-
nach noch nicht getilgte Verurteilung nicht entgegen-
steht, wenn sie bei Anwendung deutschen Rechts aus 






(1) Zuständig sind für die staatliche Anerkennung
1. von Abschlüssen nach § 1 Abs. 1
a)  bei Hochschulabschlüssen die Hochschulen,
b)  bei Abschlüssen der Berufsakademien Eisenach und
   Gera das für das Hochschulwesen zuständige Mi-
     nisterium;
2. von Abschlüssen nach § 2 Abs. 1 die Fachschulen.
(2) Die in Absatz 1 genannten Stellen sind außerdem in ih-
rem Bereich zuständig für die Versagung der staatlichen An-
erkennung nach § 4 Abs. 1 oder deren Rücknahme nach  § 4 
Abs. 2.
(3) Das für Sozialberufe und sozialpädagogische Berufe zu-
ständige Ministerium ist 1. zuständige Behörde nach diesem 
Gesetz, mit Ausnahme der in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Fälle, und 2. zuständige Behörde nach Artikel 56 Abs. 3 
der Richtlinie 2005/36/EG sowie Kontaktstelle nach Artikel 
57 der Richtlinie 2005/36/EG, soweit es sich um die staat-
liche Anerkennung von Abschlüssen im Regelungsbereich 
dieses Gesetzes handelt; die Vorgaben zur Verwaltungszu-






(1) Wer an der Pädagogischen Hochschule Erfurt/Mühlhau-
sen in den Jahren 1991 und 1992 an dem Fortbildungslehr-
gang für Sozialpädagogen erfolgreich teilgenommen und 
das Abschlusszertiﬁkat erworben hat, erhält auf Antrag die 
Berechtigung, die Berufsbezeichnung „Staatlich anerkannter 
Sozialpädagoge“ oder „Staatlich anerkannte Sozialpädago-
gin“ zu führen.
(2) Wer bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Beschei-
nigung über die Berechtigung zum Führen der Berufsbe-
zeichnung „Sozialarbeiter“ oder „Sozialarbeiterin“ durch 
das Kultusministerium erhalten hat, erhält auf Antrag die 
Berechtigung, die Berufsbezeichnung „Staatlich anerkannter 
Sozialarbeiter“ oder „Staatlich anerkannte Sozialarbeiterin“ 
zu führen.
(3) Wer aufgrund einer landesrechtlichen Regelung im Rah-
men eines Nachdiplomierungsverfahrens berechtigt ist, die 
staatliche Bezeichnung „Diplomsozialpädagoge (FH)“ oder 
„Diplomsozialpädagogin (FH)“ oder „Diplomsozialarbeiter 
(FH)“ oder „Diplomsozialarbeiterin (FH)“ zu führen, kann 
auf Antrag die Berechtigung erwerben, jeweils die Berufs-
bezeichnung „Staatlich anerkannter Sozialpädagoge“ oder 
„Staatlich anerkannte Sozialpädagogin“ oder „Staatlich an-
erkannter Sozialarbeiter“ oder „Staatlich anerkannte Sozial-
arbeiterin“ zu führen.
(4) Absolventen der staatlichen und staatlich anerkannten 
Fachschulen in den Fachrichtungen Erzieher, Familienpﬂege, 
Heilerziehungspﬂege und Heilpädagogik, die mit der Aus-
bildung ein Berufspraktikum abgeleistet haben und denen 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die staatliche Aner-




Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 15
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. Gleich-
zeitig mit dem Inkrafttreten nach Satz 1 tritt das Thüringer 
Sozialberufe-Anerkennungsgesetz in der Fassung vom 20. 
Juli 2005 (GVBl. S. 296) außer Kraft.
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§ 1
Geeignete Stellen im Verbraucherinsolvenzverfahren
(1) Geeignete Stellen im Sinne des § 305 Abs. 1 Nr. 1 der 
Insolvenzordnung (InsO) bedürfen der Anerkennung durch 
das für Verbraucherinsolvenzberatung zuständige Ministeri-
um. Stellen können als geeignet anerkannt werden, wenn
1. sie in der Trägerschaft eines Verbandes der Freien 
Wohlfahrtspﬂege oder eines Mitglieds eines Verbandes, 
eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt, einer 
Gemeinde, sonstiger juristischer Personen des öffentli-
chen Rechts oder einer Verbraucherzentrale stehen,
2. sie von einer zuverlässigen und hinreichend sachkun-
digen Person geleitet werden, die auch die Zuverlässig-
keit der einzelnen Mitarbeiter überwacht,
3. sie auf Dauer angelegt sind,
4. in ihnen mindestens eine Person beschäftigt ist, die 
ausreichende praktische Erfahrungen in der Schuldner-
beratung besitzt,
5. sie die erforderliche Rechtsberatung sicherstellen und 
6. sie den weiteren, von dem für Verbraucherinsolvenzbe-
ratung zuständigen Ministerium durch Rechtsverord-
nung zu regelnden, fachlichen Anforderungen genü-
gen.
(2) Eine Anerkennung ist ausgeschlossen, wenn neben der 
Verbraucherinsolvenzberatung Kredit,  Finanz-, Finanzver-
mittlungs- oder ähnliche Dienste gewerblich betrieben wer-
den.
(3) Das für Verbraucherinsolvenzberatung zuständige Mini-
sterium kann die Zuständigkeit für die Anerkennung durch 
Rechtsverordnung anderen Behörden übertragen. Die Über-
tragung erfolgt im Einvernehmen mit der für die andere Be-
hörde zuständigen obersten Landesbehörde.




(1) Die Anerkennung als geeignete Stelle ist bei dem für Ver-
braucherinsolvenzberatung zuständigen Ministerium oder 
der nach § 1 Abs. 3 zuständigen Behörde (Anerkennungsbe-
hörde) zu beantragen. Mit dem Antrag sind die in § 1 Abs. 1 
genannten Anerkennungsvoraussetzungen nachzuweisen.
(2) Die Anerkennung ist widerruﬂich; sie kann befristet und 
unter Auﬂagen erteilt werden.
(3) Die als geeignet anerkannte Stelle ist verpﬂichtet, die 
Anerkennungsbehörde unverzüglich über den Wegfall von 
Anerkennungsvoraussetzungen zu unterrichten. Die Aner-
kennungsbehörde kann zudem jederzeit verlangen, dass der 
Thüringer Gesetz zur Ausführung der Insolvenzordnung (ThürAGInsO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 2006 (GVBl. S. 44)
Nachweis des Fortbestehens der Anerkennungsvorausset-
zungen geführt wird.
(4) Näheres zum Anerkennungsverfahren regelt das für Ver-
braucherinsolvenzberatung zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung.
§ 3
Geeignete Personen im Verbraucherinsolvenzverfahren
Geeignete Personen nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO sind Rechts-
anwälte, Notare, Steuerberater, die übrigen in § 3 des Steu-
erberatungsgesetzes genannten natürlichen Personen sowie 
Erlaubnisinhaber nach dem Rechtsberatungsgesetz, bei de-




(1) Aufgabe der geeigneten Stelle oder Person ist die Bera-
tung, Unterstützung und Vertretung von Schuldnern bei der 
Schuldenbereinigung, insbesondere bei der außergerichtli-
chen Einigung mit den Gläubigern auf der Grundlage eines 
Plans nach den Bestimmungen über das Verbraucherinsol-
venzverfahren nach dem Neunten Teil der Insolvenzord-
nung.
(2) Scheitert eine außergerichtliche Einigung zwischen dem 
Schuldner und seinen Gläubigern, hat die geeignete Stelle 
oder Person den Schuldner über die Voraussetzungen des 
Verbraucherinsolvenz- und des Restschuldbefreiungsverfah-
rens zu unterrichten und ihm eine Bescheinigung über den 
erfolglosen Einigungsversuch auszustellen.
(3) Die von einer geeigneten Stelle oder Person eines an-
deren Landes ausgestellte Beratungsbescheinigung über die 
erfolglose außergerichtliche Einigung nach § 305 Abs. 1 Nr. 
1 InsO steht der Bescheinigung einer nach § 1 Abs. 1 als ge-
eignet anerkannten Stelle oder einer geeigneten Person nach 
§ 3 gleich.
(4) Die geeignete Stelle oder Person unterstützt den Schuld-
ner auf Verlangen bei der Erstellung der nach § 305 Abs. 1 
InsO vorgeschriebenen Antragsunterlagen. Sie kann den 
Schuldner im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen in 




Geeignete Stellen nach § 1 haben den Schutz der in 
Ausführung dieses Gesetzes erhobenen, verarbeiteten und 





(1) Das für Verbraucherinsolvenzberatung zuständige 
Ministerium gewährt den die Verbraucherinsolvenzberatung 
durchführenden Stellen nach Maßgabe des Haushaltsplans 
auf Antrag Zuwendungen zu den anerkannten Personal- 
kosten und den notwendigen Sachkosten. Es kann die 
Förderung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen über-
tragen und diese gegebenenfalls auch mit allen hierzu erfor-
derlichen öffentlich-rechtlichen Tätigkeiten beleihen.
(2) Das Nähere zum Verfahren und zur Höhe der Zuwendun-
gen, insbesondere zur Pauschalierung und Anerkennung der 
Kosten sowie zur Festlegung eines Bedarfsschlüssels, regelt 




Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 8
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
Aufgrund des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 und des § 2 Abs. 4 des 
Thüringer Gesetzes zur Ausführung der Insolvenzordnung 
(ThürAGInsO) in der Fassung vom 3. Februar 2006 (GVBl. 




(1) Der Träger einer geeigneten Stelle im Verbraucherinsol-
venzverfahren stellt sicher, dass diese von einer zuverläs-
sigen Person geleitet wird, die auch die Zuverlässigkeit der 
einzelnen Mitarbeiter überwacht.
(2) Als zuverlässig gelten Personen, 
1.
2.
(3) In geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt nicht, 
wer innerhalb der letzten fünf Jahre eine eidesstattliche Ver-
sicherung abgegeben hat, über dessen Vermögen ein Insol-
venzverfahren eröffnet, beziehungsweise die Eröffnung man-
gels Masse abgelehnt worden ist, oder wer in das Schuldner-
verzeichnis nach § 915 der Zivilprozessordnung eingetragen 
ist.
Thüringer Verordnung über die Anforderungen an geeignete Stellen im  Verbraucherinsolvenzverfahren
und über das Anerkennungsverfahren (ThürVIBSVO)  
vom 1. Juni 2006 (GVBl. S. 305)
§ 2
Anzahl der Beschäftigten
(1) In einer geeigneten Stelle im Verbraucherinsolvenzver-
fahren müssen mindestens zwei hauptamtliche Beratungs-
fachkräfte beschäftigt sein, von denen eine über mindestens 
dreijährige praktische Erfahrungen in der Schuldnerberatung 
verfügen muss. Eine Teilzeitbeschäftigung ist ausreichend. 
Die Leitung der Beratungsstelle muss durch eine mit min-
destens 20 Wochenstunden hauptamtlich beschäftigten Be-
ratungsfachkraft sichergestellt werden.
(2) Das für Verbraucherinsolvenzberatung zuständige Mini-




(1) Beratungsfachkräfte in einer geeigneten Stelle im Ver-
braucherinsolvenzverfahren müssen über eine abgeschlos-
sene Ausbildung
1. als Diplomsozialarbeiter, Diplomsozialpädagoge oder 
einen vergleichbaren Hochschulabschluss im Sozial-
wesen (Bachelor, Master, Magister),
2. als Diplombetriebswirt oder Betriebswirt,
3. als Ökonom,
4. als Bankkaufmann,
5. im gehobenen Verwaltungs- oder Justizdienst oder
6. mit der Befähigung zum Richteramt
verfügen.
die in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen leben 
und 
bei denen keine einschlägigen Vorstrafen vorliegen 
oder Strafverfahren anhängig sind; einschlägige 
Straftatbestände sind insbesondere Eigentums- 
und Vermögensdelikte sowie Bestechung und Be-
stechlichkeit.
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(2) Beratungsfachkräfte mit anderen als in Absatz 1 genann-
ten Ausbildungsabschlüssen können in der Verbraucherin-
solvenzberatung tätig sein, wenn sie nach Nummer 2.3 der 
Richtlinien zur Förderung von Schuldnerberatungsstellen 
vom 30. Januar 1997 (StAnz. Nr. 10 S. 513) in der jeweils 
geltenden Fassung vor dem 1. Januar 1999 als förderfähige 
Fachkraft in einer Schuldnerberatungsstelle anerkannt wa-
ren. Einzelfallanerkennungen zur Fachkraftqualiﬁkation, die 
nach Nummer 6 der Grundsätze für die Anerkennung von 
geeigneten Stellen im Verbraucherinsolvenzverfahren auf 
der Grundlage des Thüringer Gesetzes zur Ausführung der 
Insolvenzordnung vom 28. Oktober 2002 (StAnz. Nr. 46 S. 
2757) vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung ausgespro-
chen worden sind, gelten fort.
(3) Zusätzlich zu einer in Absatz 1 aufgeführten Ausbildung 
müssen alle Beratungsfachkräfte über ausreichende Kennt-
nisse auf dem Gebiet der Schuldnerberatung verfügen. Die-
se sind anzunehmen, wenn Kenntnisse und Fähigkeiten im 
allgemeinen Schuldrecht, Zwangsvollstreckungsrecht und 
Insolvenzrecht sowie in psychosozialer und pädagogischer 
Beratung nachgewiesen oder aufgrund der Ausbildung oder 
praktischer Erfahrung vorausgesetzt werden können. Werden 
zum Zeitpunkt der Einstellung in einzelnen der nach Satz 2 
genannten Bereiche noch keine Kenntnisse nachgewiesen, 
sind sie durch entsprechende Fortbildungen zum nächst-
möglichen Termin, spätestens aber innerhalb von sechs 
Monaten nach der Einstellung, nachzuholen und gegenüber 




(1) Der Träger einer geeigneten Stelle hat eine kontinuierli-
che Fortbildung der Beratungsfachkräfte sicherzustellen. Je 
nach Inhalt, Umfang und Dauer der Fortbildung sollte jede 
Beratungsfachkraft an mindestens einer fachlich fundierten, 
auf die Verbraucherinsolvenzberatung ausgerichteten Fort-
bildungsmaßnahme pro Jahr teilnehmen. Von der Fachbe-
ratungsstelle angebotene Veranstaltungen können als Fort-
bildung anerkannt werden, wenn sie vom zeitlichen Umfang 
her ausreichend Gelegenheit bieten, sich mit der Thematik 
intensiv auseinanderzusetzen. Dies ist der Fall, wenn die Ver-
anstaltung mindestens acht Unterrichtsstunden umfasst.
(2) Der Träger einer geeigneten Stelle hat eine mindestens 
sechsmalige zweistündige Supervision pro Jahr zu gewähr-
leisten.
§ 5
Ausstattung der geeigneten Stelle im Verbraucherinsolvenz-
verfahren
Die geeignete Stelle im Verbraucherinsolvenzverfahren 
muss über zeitgemäße technische, organisatorische und 
räumliche Voraussetzungen verfügen. Dazu gehören insbe-
sondere
1. geeignete Räume, in denen Vertraulichkeit und Daten-
schutz gewährleistet sind,
2. ein eigener Telefonanschluss und Internetzugang ein-
schließlich der Kommunikationsmöglichkeit mittels E-
Mail,
3. ein Hinweisschild auf die Beratungsstelle und deren 
Öffnungszeiten am Eingang,
4. regelmäßige Öffnungszeiten an mindestens vier Werk-
tagen, davon zweimal abends bis mindestens 17.30 Uhr 
sowie eine fernmündliche Erreichbarkeit an den übrigen 
Werktagen ausgenommen samstags; Berufstätige müs-




Träger von geeigneten Stellen im Verbraucherinsolvenzver-
fahren haben zu erklären, dass sie weder selbst unter dem 
jetzigen oder einem anderen Namen noch mit ihnen durch 
Personenidentität oder sonstige Verpﬂichtungen verbunde-
ne Organisationen, Vereine oder Gesellschaften derzeit und 
in den letzten fünf Jahren vor Antragstellung Kredit-, Finanz-, 




(1) Der Antrag auf Anerkennung als geeignete Stelle im Ver-
braucherinsolvenzverfahren ist schriftlich bei dem für Ver-
braucherinsolvenzberatung zuständigen Ministerium zu 
stellen.
(2) Dem Antrag sind beizufügen:
1.      eine Bescheinigung nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
        ThürAGInsO,
2. die Vereinssatzung sowie ein aktueller Auszug aus dem 
Vereinsregister,
3. der Nachweis, dass ein Führungszeugnis des Leiters 
nach § 30 Abs. 5 des Bundeszentralregistergesetzes be-
antragt wurde,
4. die schriftliche Versicherung des Leiters, dass gegen ihn 
keine Strafverfahren anhängig sind, er in geordneten 
wirtschaftlichen Verhältnissen lebt und er keine Kredit-, 
Finanz-, Finanzvermittlungs- oder ähnliche Dienste be-
treibt beziehungsweise in den letzten fünf Jahren vor 
der Antragstellung betrieben hat,
5. der Nachweis über die Anzahl der hauptamtlichen Be-
ratungsfachkräfte sowie ihre Qualiﬁkation und Berufs-
erfahrung in der Schuldnerberatung nach Maßgabe der 
§§ 2 und 3,
6. ein Wirtschaftsplan oder eine Darstellung der Finanzie-
rung der Stelle, für die die Anerkennung beantragt wird, 
als Nachweis der Dauerhaftigkeit nach § 1 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 3 ThürAGInsO,
7. die Darstellung, wie die erforderliche Rechtsberatung 
nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 ThürAGInsO sichergestellt 
wird,
8. eine schriftliche Versicherung, dass neben der 
Verbraucherinsolvenzberatung keiner der in 
§ 1 Abs. 2 ThürAGInsO genannten Dienste betrieben 
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nungsvoraussetzungen nach § 1 Abs. 1 und 2 ThürAGInsO 
oder nach den §§ 1 bis 3, 5 oder 6 dieser Verordnung nicht 
mehr vorliegt oder eine sachgemäße Beratung nicht mehr 
gewährleistet ist.
(2) Die Anerkennung kann widerrufen werden, wenn der Trä-
ger der als geeignet anerkannten Stelle seinen Pﬂichten nach 
§ 2 Abs. 3 ThürAGInsO oder nach den §§ 4 oder 9 dieser 
Verordnung nicht nachkommt.
(3) Die Anerkennung erlischt bei Orts- oder Trägerschafts-




Anerkennungen, die vor dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung erteilt wurden, gelten bis zur ersten Änderung aner-
kennungsrelevanter Tatsachen fort.
wird sowie eine Erklärung des Trägers nach § 6,
9. die Darstellung der Ausstattung und Lage der Räume 
sowie Angabe der Öffnungszeiten,
10. eine Konzeption zur Beratungstätigkeit und 




Die Einstellung einer neuen Beratungsfachkraft oder eines 
neuen Leiters bedarf der vorherigen Zustimmung des für 
Verbraucherinsolvenzberatung zuständigen Ministeriums. 
Die nach § 3 vorgeschriebene Qualiﬁkation ist dabei nach-
zuweisen. Wird ein neuer Leiter eingestellt oder eine bereits 
in der geeigneten Stelle beschäftigte Beratungskraft zum 
neuen Leiter ernannt, gilt zudem § 7 Abs. 2 Nr. 3 und 4 ent-
sprechend.
§ 9
Nachweis über das Fortbestehen der Anerkennungsvoraus-
setzungen
Die als geeignet anerkannten Stellen im Verbraucherinsol-
venzverfahren sind verpﬂichtet, jährlich, jeweils bis zum 
30. April des Folgejahres, dem für Verbraucherinsolvenzbera-
tung zuständigen Ministerium in einem Tätigkeitsbericht nach 
dessen Vorgaben nachzuweisen, dass die Anerkennungsvor-
aussetzungen weiterhin vorliegen. Mit dem jährlichen Tätig-
keitsbericht sind auch die Nachweise über die Teilnahme der 
Beratungsfachkräfte an Fortbildungsveranstaltungen und 
Supervision vorzulegen.
§ 10
Widerruf und Erlöschen der Anerkennung
(1) Die Anerkennung als geeignete Stelle im Verbraucherin-
solvenzverfahren ist zu widerrufen, wenn eine der Anerken-
§ 12
Gleichstellungsbestimmung
Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1) Dieser Verordnung tritt am 1. Juli 2006 in Kraft und mit 
Ablauf des 30. Juni 2011 außer Kraft.
(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 treten 
die Grundsätze für die Anerkennung von geeigneten Stellen 
im Verbraucherinsolvenzverfahren auf der Grundlage des 






Zweck und Gegenstand des Gesetzes
(1) Dieses Gesetz dient dem Zweck, den in den §§ 2 und 5 
des Schwangerschaftskonﬂiktgesetzes (SchKG) vom 27. Juli 
1992 (BGBl. I S. 1398) in der jeweils geltenden Fassung ga-
rantierten Anspruch auf Beratung zum Schutz des ungebo-
renen Lebens im Land umzusetzen.
(2) Das Gesetz regelt die Anerkennung von Stellen, die Be-
ratung nach § 5 SchKG durchführen sowie deren öffentliche 
Förderung nach § 4 Abs. 2 SchKG.




Für die Sicherstellung eines angemessenen Angebots an Be-
ratung nach den §§ 2 und 5 SchKG erarbeitet das für Schwan-
gerschafts- und Schwangerschaftskonﬂiktberatung zustän-
dige Ministerium einen Bedarfsplan. Dabei ist der sich aus 
§ 4 Abs. 1 SchKG ergebende Personalschlüssel anzuwenden. 
Wohnortnähe und Trägervielfalt sind zu berücksichtigen.
§ 3
Aufgaben der Beratungsstellen
(1) Die Beratungsstellen nehmen folgende Aufgaben wahr:
1. Beratung nach § 2 SchKG,
2. Schwangerschaftskonﬂiktberatung nach den §§ 5 bis 7 
SchKG,
3. jährliche Aufzeichnung der ihrer Beratungstätigkeit 
zugrunde liegenden Maßstäbe und der hierbei gesam-
melten Erfahrungen in einer Statistik und einem Tätig-
keitsbericht,
4. Bereitstellung präventiver, altersgerechter, geschlechts-
speziﬁscher und zielgruppenorientierter Angebote zu 
Fragen der Partnerschaft, Sexualaufklärung, Familien-
planung und Schwangerschaft sowie der Schutzwür-
digkeit des ungeborenen Lebens und der Entwicklung 
des ungeborenen Kindes,
5. Öffentlichkeitsarbeit, die über die Aufgaben und Ar-
beitsweise der Beratungsstellen allgemein informiert 
und ihre Bekanntheit und Erreichbarkeit fördert,
6. Entgegennahme, Vorprüfung und Weiterleitung von An-
trägen auf ﬁnanzielle Hilfen an die „Thüringer Stiftung 
Hilfe für schwangere Frauen und Familien in Not“.
(2) Absatz 1 Nr. 2 gilt nicht für Beratungsstellen, die aus-
schließlich Beratung nach § 2 SchKG anbieten.
Thüringer Gesetz zur Ausführung des Schwangerschaftskonﬂiktgesetzes 
(Thüringer Schwangerschaftskonﬂiktgesetz -ThürSchKG-)
vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 365)
(3) Das für Schwangerschafts- und Schwangerschaftskon-
ﬂiktberatung zuständige Ministerium erteilt Vorgaben für 
die Erarbeitung der Statistik und des Tätigkeitsberichtes. 
Statistik und Tätigkeitsbericht sind jeweils bis zum 31. März 
des Folgejahres dem für Schwangerschafts- und Schwanger-
schaftskonﬂiktberatung zuständigen Ministerium vorzule-
gen.
(4) Die Beratungsaufzeichnungen nach § 10 Abs. 2 SchKG 
sind unter Berücksichtigung der gesetzlichen Bestimmun-
gen über den Schutz von personenbezogenen Daten fünf 
Jahre aufzubewahren und anschließend zu vernichten.
§ 4
Träger
Träger von Schwangerschaftsberatungsstellen und staatlich 
anerkannten Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen kön-
nen grundsätzlich die in der Liga der Freien Wohlfahrtspﬂege 
zusammengeschlossenen Verbände der Freien Wohlfahrts-
pﬂege, ihre Organisationen auf Kreis- und Ortsebene, die 
ihnen angehörenden Mitgliedsverbände sowie kommunale 





Anerkennung und Überwachung der Einhaltung der Aner-
kennungsvoraussetzungen
(1) Auf Grundlage der §§ 8 und 9 SchKG kann das für 
Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonﬂiktberatung 
zuständige Ministerium eine Schwangerschaftskonﬂiktbera-
tungsstelle auf schriftlichen Antrag des Trägers staatlich an-
erkennen, wenn sie die Anforderungen nach diesem Gesetz 
erfüllt. Es besteht kein Anspruch auf Anerkennung.
(2) Die Anerkennung begründet keinen Anspruch des Trä-
gers auf eine Landesförderung.
(3) Das für Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonﬂikt-
beratung zuständige Ministerium prüft im Abstand von drei 
Jahren das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen. 
Der Träger hat hierzu unaufgefordert drei Monate vor Ablauf 
der Drei-Jahres-Frist das Vorliegen der Anerkennungsvoraus-
setzungen durch geeignete Unterlagen nachzuweisen.
(4) Das für Schwangerschafts- und Schwangerschaftskon-
ﬂiktberatung zuständige Ministerium ist zur Einsichtnahme 
in die Beratungsaufzeichnungen nach § 10 Abs. 2 SchKG be-
fugt.
(5) Das Nähere, insbesondere über die Anerken- 
nung der Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen, wird 
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(1) Die Leistungen der Beratungsstellen sind kostenlos. Sie 
müssen Rat Suchenden ohne Rücksicht auf ihre politische, 
weltanschauliche oder religiöse Überzeugung angeboten 
werden.
(2) Über die Beratung ist Verschwiegenheit zu wahren. Der 
Träger einer Beratungsstelle hat die Beratungsfachkräfte so-
wie deren berufsmäßig tätige Gehilfen und die Personen, die 
bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind, über ihre 
Pﬂicht zur Verschwiegenheit sowie über ihr Zeugnisverwei-
gerungsrecht nach § 53 Abs. 1 Nr. 3 a der Strafprozessord-
nung zu unterrichten und sie auf die Strafbarkeit einer Verlet-
zung der Verschwiegenheitspﬂicht nach § 203 Abs. 1 Nr. 4 a 
des Strafgesetzbuchs hinzuweisen.
(3) Weitere Anforderungen, insbesondere an die personelle 
Ausstattung, Organisation, Lage und räumliche Unterbrin-
gung werden durch Rechtsverordnung des für Schwanger-
schafts- und Schwangerschaftskonﬂiktberatung zuständigen 
Ministeriums geregelt.
§ 7
Bekanntmachung der anerkannten Schwangerschaftskon-
ﬂiktberatungsstellen
Das für Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonﬂikt-
beratung zuständige Ministerium führt ein Verzeichnis der 
anerkannten Beratungsstellen und veröffentlicht dieses im 
Internet.
Dritter Abschnitt
Förderung, Übergangs- und Schlussbestimmungen
§ 8
Bedarfsplan
(1) Gefördert werden nur Beratungsstellen, die die Anfor-
derungen nach den §§ 3 und 6 erfüllen und im Bedarfsplan 
des für Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonﬂikt-
beratung zuständigen Ministeriums enthalten sind.
(2) Das für Schwangerschafts- und Schwangerschaftskon-
ﬂiktberatung zuständige Ministerium erstellt mindestens 
alle drei Jahre, erstmalig zum 1. Januar 2006, einen Be-
darfsplan nach § 2. Hierbei ist den Trägern der beteiligten 
Beratungsstellen sowie den Vertretern der betroffenen Spit-
zenverbände Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Vor 
Festschreibung des Bedarfsplans sind die kommunalen Spit-
zenverbände zu hören.
(3) Dem Bedarfsplan sind bestimmte Einzugsbereiche zu-
grunde zu legen. Ein Einzugsbereich soll ein bis vier Land-
kreise beziehungsweise kreisfreie Städte umfassen und min-
destens 300 000 Einwohner haben. Für die Festlegung der 
Einzugsbereiche ist das für Schwangerschafts- und Schwan-
gerschaftskonﬂiktberatung zuständige Ministerium zustän-
dig.
(4) Die erforderliche Trägervielfalt ist gegeben, wenn in je-
dem Einzugsbereich mindestens zwei Beratungsstellen un-
terschiedlicher Träger vorhanden sind. 
(5) Vorrangig sind die Beratungsangebote im Bedarfsplan 
zu berücksichtigen, die sowohl Beratungsleistungen nach 
den §§ 5 bis 7 SchKG als auch nach § 2 SchKG vorhalten. 
Beratungsstellen, die nur eine Form der Beratung anbieten, 
können nur dann aus Landesmitteln gefördert werden, wenn 
sie zur Sicherstellung der Beratungsleistungen notwendig 
sind. Satz 2 gilt nicht für Beratungsstellen, die bereits eine 
Landesförderung für eine Beratung nach § 2 SchKG in den 
Vorjahren erhalten haben.
(6) Maßstab für die Festlegung des örtlichen Bedarfs sind 
die Einwohnerzahl, die Anzahl der Beratungsfälle und Bera-
tungsgespräche, die Anzahl der Anträge nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 
und durchgeführte Präventionsmaßnahmen. 
§ 9
Umfang der Landesförderung
Das Land fördert mindestens 80 v. H. der Personal- und 
Sachausgaben, die für den Betrieb einer Beratungsstelle 
notwendig sind. Näheres, insbesondere Art und Umfang 
der Förderung und das Verfahren, regelt das für Schwanger-




Eine auf der Grundlage der Grundsätze für die Anerkennung 
von Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen vom 18. Ok-
tober 1999 ausgesprochene Anerkennung einer Schwanger-




Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
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Aufgrund des § 5 Abs. 5 und des § 6 Abs. 3 des Thüringer 
Schwangerschaftskonﬂiktgesetzes (ThürSchKG) vom 16. 
Dezember 2005 (GVBl. S. 365 -380-) verordnet das Ministe-
rium für Soziales, Familie und Gesundheit:
§ 1
Anforderungen an die personelle Ausstattung der 
Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen
(1) Der Hauptsitz einer Schwangerschaftskonﬂiktberatungs-
stelle muss über eine Beratungskapazität von mindestens 
einer Vollbeschäftigtenstelle verfügen. Soweit nur eine Voll-
beschäftigtenstelle insgesamt zur Verfügung steht, ist die 
Aufteilung auf zwei hauptamtlich teilzeitbeschäftigte Be-
ratungsfachkräfte erforderlich. Allgemeine Verwaltungsar-
beiten im Zuständigkeitsbereich des Trägers, die nicht im 
unmittelbaren Zusammenhang mit den Beratungsaufgaben 
stehen, dürfen nicht in die Beratungskapazität eingerechnet 
werden. 
(2) Ist die Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle Teil einer 
integrierten Beratungsstelle, kann von den Erfordernissen 
der Mindestbesetzung nach Absatz 1 Satz 1 und 2 abgesehen 
werden. In diesem Fall muss aber eine Beratungskapazität 
von mindestens 0,5 einer vollzeitbeschäftigten Beratungs-
fachkraft und deren Vertretung gesichert sein.
§ 2
Qualiﬁkationsanforderungen
(1) Die Beratungsfachkräfte müssen in fachlicher und per-
sönlicher Hinsicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße 
Durchführung der Beratung bieten, mit den sozialen Hilfs-
möglichkeiten für schwangere Frauen, Familien, Mütter und 
Kinder vertraut sein und über ausreichende Kenntnisse auf 
dem Gebiet der Schwangerschafts- und Schwangerschafts-
konﬂiktberatung verfügen.
(2) Als Beratungsfachkräfte kommen in Betracht:
1. Diplomsozialarbeiter/Diplomsozialpädagogen,
2. staatlich anerkannte Sozialarbeiter/Sozialpädagogen,




6. Fachkräfte, die über eine vergleichbare beruﬂiche Quali-
ﬁkation verfügen und durch das für Schwangerschafts- 
und Schwangerschaftskonﬂiktberatung zuständige Mi-
nisterium bereits anerkannt worden sind.
(3) Ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet der Schwan-
gerschafts- und Schwangerschaftskonﬂiktberatung sind an-
zunehmen, wenn der Nachweis erbracht wird, dass an einer 
Zusatzausbildung im Umfang von mindestens 150 Stunden 
teilgenommen wurde. Bei Neuanstellungen ist mindestens 
Thüringer Verordnung über die Anforderungen an Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen und de-
ren Anerkennung (Thüringer Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellenverordnung -ThürSchKBVO-)  
vom 31. Mai 2006 (GVBl. S. 303)
eine verbindliche Anmeldebestätigung oder die Erklärung 
vorzulegen, dass sich die Fachkraft in einer entsprechenden 
Zusatzausbildung beﬁndet. Fachkräfte, die als Vertretung 
längstens für ein Jahr befristet in der Schwangerschaftskon-
ﬂiktberatungsstelle tätig sind, haben einen Grundkurs mit 
mindestens 20 Stunden nachzuweisen. Die fachlich erforder-
lichen Fortbildungsinhalte für die Zusatzqualiﬁkation werden 
von dem für Schwangerschafts- und Schwangerschaftskon-
ﬂiktberatung zuständigen Ministerium festgelegt.
§ 3 
Fortbildung und Supervision
(1) Die Fachkräfte sind verpﬂichtet, sich regelmäßig fortzu-
bilden und insbesondere ihre Kenntnisse auf dem Gebiet 
der Schwangerschaftskonﬂiktberatung sowie über die zur 
Verfügung stehenden öffentlichen und privaten Hilfen für 
schwangere Frauen, Familien, Mütter und Kinder der aktuel-
len Entwicklung anzupassen. 
(2) Der Träger einer staatlich anerkannten Schwangerschafts-
konﬂiktberatungsstelle hat sicherzustellen, dass die Fach-
kräfte der Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle minde-
stens zwölf Stunden im Jahr an Supervisionen teilnehmen. 
§ 4 
Interdisziplinäre Zusammenarbeit
Zur Gewährleistung einer fachlich mehrdimensionalen Be-
ratung muss die Mitwirkung ärztlich, fachärztlich, psycho-
logisch, sozialarbeiterisch, sozialpädagogisch und juristisch 
ausgebildeter Fachkräfte durch entsprechende Vereinbarun-
gen sichergestellt sein, soweit die Qualiﬁkation nicht bereits 
bei den Beratungsfachkräften vorhanden ist. 
§ 5
Organisation 
(1) Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen dürfen mit 
Einrichtungen, in denen Schwangerschaftsabbrüche vorge-
nommen werden, nicht derart organisatorisch oder durch 
wirtschaftliche Interessen verbunden sein, dass ein materi-
elles Interesse der Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle 
an der Durchführung von Schwangerschaftsabbrüchen nicht 
auszuschließen ist. Der Arzt, der den Schwangerschaftsab-
bruch vornimmt, ist als Berater ausgeschlossen; er darf nicht 
der Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle angehören, die 
die Beratung durchgeführt hat.
(2) Die inhaltlichen und organisatorischen Grundsätze der 
Beratungsarbeit sind konzeptionell festzuschreiben. 
(3) Die Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen müssen 
mit allen Stellen zusammenarbeiten, die öffentliche oder 
private Hilfen für schwangere Frauen, Familien, Mütter und 
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Kinder gewähren oder vermitteln und ihr Angebot öffentlich 
bekannt machen.
(4) Die Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen müssen 
über eigene Telefon- und Internetanschlüsse verfügen.
§ 6
Lage und räumliche Unterbringung
(1) Die Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle soll mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln regelmäßig erreichbar sein sowie 
für die Rat Suchenden erkennbar und gleichzeitig diskreti-
onswahrend gelegen sein. Bei Bedarf muss eine Beratung 
barrierefrei angeboten werden können. 
(2) Die Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle muss die 
für die Beratung erforderliche Vertraulichkeit und gewünsch-
te Anonymität durch ausreichende, angemessen ausgestat-
tete und abgeschlossene Räumlichkeiten gewährleisten.
§ 7 
Öffnungszeiten
Der Hauptsitz einer Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstel-
le muss an mindestens vier Werktagen, davon zweimal am 
Abend, regelmäßig geöffnet und an den übrigen Werktagen, 
mit Ausnahme des Samstags, telefonisch erreichbar sein. 
Bei der Festsetzung der Öffnungszeiten ist darauf zu ach-
ten, dass auch berufstätige schwangere Frauen ohne länge-
re Wartezeiten und außerhalb der üblichen Geschäftszeiten 
beraten werden können. Die vom für Schwangerschafts- und 
Schwangerschaftskonﬂiktberatung zuständigen Ministeri-
um vorgegebenen Empfehlungen sind zu beachten. Die Öff-




(1) Die Anerkennung als Schwangerschaftskonﬂiktbera-
tungsstelle ist schriftlich durch den Träger zu beantragen.
(2) Im Anerkennungsverfahren sind vorzulegen beziehungs-
weise zu benennen:
1. die Anschrift der Schwangerschaftskonﬂiktberatungs-
stelle,
2. ein Nachweis über die personelle Ausstattung, 
3. ein Nachweis über die Qualiﬁkation der Beratungsfach-
kräfte nach § 2,
4. die abgeschlossenen Vereinbarungen nach § 4,
5. die Konzeption nach § 5 Abs. 2,
6. eine Erklärung, dass die Schwangerschaftskonﬂiktbera-
tung nach Maßgabe der §§ 5, 6 des Schwangerschafts-
konﬂiktgesetzes vom 27. Juli 1992 (BGBl. I S. 1398) in 
der jeweils geltenden Fassung durchgeführt wird, 
7. ein Grundriss der Beratungsstelle mit ausgewiesenen 
Raumgrößen als Nachweis der räumlichen Unterbrin-
gung nach § 6 Abs. 2,
8. ein Nachweis über die Trägerschaft und 
9. eine Bescheinigung über die Gemeinnützigkeit.
Das für Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonﬂiktbe-
ratung zuständige Ministerium stellt einen entsprechenden 
Vordruck zur Verfügung. 
(3) Für die Prüfung nach § 5 Abs. 3 ThürSchKG gelten Absatz 
1 und 2 entsprechend.
§ 9
Mitteilungspﬂichten
(1) Scheidet eine Beratungsfachkraft aus der Schwanger-
schaftskonﬂiktberatungsstelle aus, ist das für Schwanger-
schafts- und Schwangerschaftskonﬂiktberatung zuständige 
Ministerium durch den Träger unverzüglich zu informieren. 
Die Einstellung einer neuen Beratungsfachkraft bedarf der 
vorherigen Zustimmung des für Schwangerschafts- und 
Schwangerschaftskonﬂiktberatung zuständigen Ministe-
riums. Dem formlosen Antrag auf Zustimmung sind die 
Ausbildungs- und Qualiﬁkationsnachweise, die Darstellung 
des bisherigen beruﬂichen Werdegangs sowie ein Nachweis 
über eine Zusatzausbildung auf dem Gebiet der Schwanger-
schaftskonﬂiktberatung oder eine verbindliche Anmeldebe-
stätigung beizufügen.
(2) Räumliche und örtliche Änderungen der Schwanger-
schaftskonﬂiktberatungsstellen bedürfen ebenfalls der vorhe-
rigen Zustimmung des für Schwangerschafts- und Schwan-
gerschaftskonﬂiktberatung zuständigen Ministeriums. Dem 
formlosen Antrag auf Zustimmung sind die Anschrift der 
Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle, eine Beschrei-
bung zur Lage der Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle 
hinsichtlich der vorhandenen Infrastruktur sowie ein Grund-
riss mit ausgewiesenen Raumgrößen hinzuzufügen.
(3) Sonstige Änderungen von Umständen, die der Anerken-
nung zugrunde gelegen haben, sind dem für Schwanger-
schafts- und Schwangerschaftskonﬂiktberatung zuständigen 
Ministerium unaufgefordert unverzüglich durch den Träger 
der anerkannten Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen 
mitzuteilen. 
§ 10
Widerruf und Erlöschen der Anerkennung 
(1) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die Schwanger-
schaftskonﬂiktberatungsstelle einzelne der in den §§ 3 und 
6 Abs. 1 und 2 ThürSchKG sowie den in §§ 1 bis 7 dieser 
Verordnung genannten Aufgaben und Anforderungen nicht 
mehr erfüllt oder eine sachgemäße Beratung nicht mehr ge-
währleistet ist. 
(2) Die Anerkennung kann auch widerrufen werden, wenn 
der Träger seinen Mitteilungspﬂichten nach § 9 nicht nach-
kommt.
(3) Die Anerkennung erlischt, wenn der Träger einer aner-
kannten Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstelle die Bera-




Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 12
Inkrafttreten




Zur gesundheitlichen Vorsorge soll die Teilnahme al-
ler in Thüringen wohnhaften Kinder im Alter von vier 
Wochen bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres an den 
nach § 26 Abs. 1 und § 25 Abs. 4 Satz 2 des Fünften Buchs 
Sozialgesetzbuch (SGB V) in Verbindung mit den Richt-
linien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen 
über die Früherkennung von Krankheiten bei Kindern bis 
zur Vollendung des 6. Lebensjahres (Kinder-Richtlinien) 
in der Fassung vom 26. April 1976 (Beilage Nr. 28 zum 
Bundesanzeiger Nr. 214 vom 11. November 1976) in der 
jeweils geltenden Fassung vorgesehenen Früherkennungs- 
untersuchungen oder vergleichbaren Früherkennungsunter-
suchungen gefördert sowie die Früherkennung von Risiken 
für das Kindeswohl fortentwickelt werden. 
§ 2
Vorsorgezentrum für Kinder
(1) Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
errichtet ein Vorsorgezentrum für Kinder. Es hat folgende 
Aufgaben:
1. die Personensorgeberechtigten von Kindern im Alter bis 
zur Vollendung des 6. Lebensjahres zu einer für ihr Alter 
nach § 26 Abs. 1 und § 25 Abs. 4 Satz 2 SGB V in Verbin-
dung mit den Kinder-Richtlinien vorgesehenen Früh-
 erkennungsuntersuchung von der U 3 an oder einer ver-
gleichbaren Früherkennungsuntersuchung einzuladen,
2. Kinder im Alter bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres 
zu ermitteln, die nicht an einer für ihr Alter nach 
Nummer 1 vorgesehenen Früherkennungsuntersuchung 
innerhalb des in den Kinder-Richtlinien für die jeweilige 
Untersuchungsstufe vorgesehenen Zeitraumes teilge-
nommen haben,
3. die Personensorgeberechtigten der unter Nummer 2 
genannten Kinder an die jeweils anstehende Früh- 
erkennungsuntersuchung zu erinnern und zum 
Nachholen der Untersuchung innerhalb des für die 
Früherkennungsuntersuchung in den Kinder-Richtlinien 
vorgesehenen Zeitraumes unter Berücksichtigung der 
Toleranzgrenze aufzufordern,
Thüringer Gesetz zur Förderung der Teilnahme an Früherkennungsuntersuchungen für Kinder
vom 16. Dezember 2008 (GVBl. S. 553)
4. bei Nichtteilnahme an der jeweils anstehenden oder ei-
ner vergleichbaren Früherkennungsuntersuchung nach 
Nummer 1 trotz Erinnerung das zuständige Jugendamt 
zu informieren und
5. die Teilnahme am Neugeborenenscreening auf ange-
borene Stoffwechsel- und Hormonstörungen sowie am 
Neugeborenen-Hörscreening zu überwachen.
Personensorgeberechtigter im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Person, der die Gesundheitssorge für das betreffende Kind 
obliegt.
(2) Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
regelt durch Rechtsverordnung das Nähere zur Errichtung des 
Vorsorgezentrums für Kinder, zur Aufgabenwahrnehmung 
sowie zur Datenübermittlung an die Jugendämter.
§ 3
Meldungen an das Vorsorgezentrum für Kinder
(1) Das Landesrechenzentrum übermittelt dem 
Vorsorgezentrum für Kinder aus den nach § 34 Abs. 2 
Satz 4 des Thüringer Meldegesetzes vorzuhaltenden 
Spiegelregistern einmal wöchentlich folgende Daten zu den 




4. Tag und Ort der Geburt,
5. Geschlecht,
6. gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, 
Doktorgrad, Anschrift),
7. Staatsangehörigkeiten,
8. gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und 
Nebenwohnung, 
9. Tag des Ein- und Auszugs,
  10. Auskunftssperren nach § 31 Abs. 7 und 8 des Thüringer 
Meldegesetzes sowie
  11. gegebenenfalls Sterbetag und -ort.
(2) Die Ärzte, die eine Früherkennungsuntersuchung nach § 1 
durchgeführt haben, sind verpﬂichtet, betreffend eine U 3 bis 
U 6 innerhalb von drei Werktagen und betreffend eine U 7 
bis U 9 innerhalb von fünf Werktagen dem Vorsorgezentrum 
für Kinder folgende Daten zu übermitteln:
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1.  Vor- und Familienname des Kindes,
2.  Tag und Ort der Geburt des Kindes,
3.  Wohnanschrift des Kindes,
4.  Datum der Früherkennungsuntersuchung und




Das Vorsorgezentrum für Kinder lädt nach § 2 Satz 2 Nr. 1 die 
Personensorgeberechtigten eines Kindes, dessen Früherken
nungsuntersuchung von der U 3 an oder eine vergleichba-
re Früherkennungsuntersuchung bevorsteht, rechtzeitig ein 
und motiviert sie zur Teilnahme an der Früherkennungsunt
ersuchung. Mit der Einladung werden die Personensorgebe




(1) Das Vorsorgezentrum für Kinder ermittelt nach § 2 Satz 
2 Nr. 2 durch Abgleich der Daten nach § 3 diejenigen Kinder, 
die nicht an der jeweiligen für das Alter des Kindes vorgese-
henen Früherkennungsuntersuchung von der U 3 an oder ei-
ner vergleichbaren Früherkennungsuntersuchung innerhalb 
des in den Kinder-Richtlinien für die Untersuchungsstufe 
vorgesehenen Zeitraumes teilgenommen haben. 
(2) Das Vorsorgezentrum für Kinder kann die Daten nach 
§ 3 Abs. 1 auch für einen Datenabgleich zur Feststellung der 
Teilnahme am Neugeborenenscreening auf angeborene Stoff-
wechsel- und Hormonstörungen sowie am Neugeborenen-
Hörscreening verwenden. Es informiert die Personensorge- 
berechtigten über die Bedeutung dieser Untersuchungen 
und fordert sie auf, diese wahrzunehmen.
(3) Wird die Früherkennungsuntersuchung durch einen 
Arzt außerhalb Thüringens durchgeführt, sollen die Pers
onensorgeberechtigten des untersuchten Kindes sich die 
Untersuchung auf dem von dem Vorsorgezentrum für Kinder 
bereitgestellten Formular bescheinigen lassen, das sie an-
schließend dem Vorsorgezentrum für Kinder übermitteln.
§ 6
Erinnerung
Das Vorsorgezentrum für Kinder erinnert nach § 2 Satz 2 Nr. 
3 die Personensorgeberechtigten eines Kindes, das nicht an 
einer Früherkennungsuntersuchung von der U 3 an oder einer 
vergleichbaren Früherkennungsuntersuchung teilgenommen 
hat, schriftlich daran, die betreffende Früherkennungsunter
suchung innerhalb des für diese in den Kinder-Richtlinien 
vorgesehenen Zeitraumes unter Berücksichtigung der 
Toleranzgrenze nachzuholen. Die Erinnerung unterbleibt, 
wenn die vorhergehende Früherkennungsuntersuchung 
trotz Einladung und Erinnerung nicht wahrgenommen wor-
den ist.
§ 7
Meldung an das Jugendamt
(1) Wird eine Früherkennungsuntersuchung von der U 3 
an oder eine vergleichbare Früherkennungsuntersuchung 
trotz Einladung und Erinnerung nicht innerhalb des für die-
se vorgesehenen Zeitraumes unter Berücksichtigung der 
Toleranzgrenze nachgeholt, übermittelt das Vorsorgezentrum 
für Kinder nach § 2 Satz 2 Nr. 4 dem zuständigen Jugendamt 
folgende Daten:
1.  die Angaben nach § 3 Abs. 1 und
2.  die Bezeichnung der unterbliebenen Früherkennungsun
tersuchung.
Die Übermittlung der Daten erfolgt ohne Erinnerung, wenn 
die vorhergehende Früherkennungsuntersuchung trotz 
Einladung und Erinnerung nicht wahrgenommen worden 
ist.
(2) In besonderen Fällen, insbesondere bei längerem 
Krankenhausaufenthalt des Kindes, kann mit ärztlicher 




Das Jugendamt hat die ihm übermittelten Daten im Rahmen 
der Erfüllung seines Schutzauftrags bei Kindeswohlgefähr-
dungen nach § 8 a des Achten Buchs Sozialgesetzbuch zu 




(1) Die zur Durchführung der Aufgaben nach diesem Gesetz 
übermittelten Daten sind getrennt von den sonstigen 
Datenbeständen zu halten und durch besondere technische 
und organisatorische Maßnahmen vor unbefugtem Zugriff 
und Verarbeitung zu schützen. Die Daten sind zu löschen, 
sobald diese zur Erfüllung der in diesem Gesetz vorgesehe-
nen Aufgaben nicht mehr erforderlich sind, spätestens je-
doch nach Vollendung des 6. Lebensjahres des Kindes.
(2) Im Falle einer elektronischen Übermittlung der Daten 
sind anerkannte Techniken der Datenverschlüsselung anzu-
wenden.
§ 10
Zusammenarbeit von Gesundheitshilfe und Jugendhilfe
(1) Ärzte, Zahnärzte, Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, Hebammen 
und Entbindungspﬂeger, Krankenhäuser und der öffentliche 
Gesundheitsdienst arbeiten eng mit allen für das Kindeswohl 
Verantwortlichen, insbesondere mit den Einrichtungen 
und Diensten der öffentlichen und freien Jugendhilfe, mit 
Beratungs- und Frühförderstellen, Familienzentren und 
Kindertageseinrichtungen zusammen.
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(2) Im Rahmen ihrer beruﬂichen Tätigkeit achten Ärzte, 
Zahnärzte, Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten, Hebammen und 
Entbindungspﬂeger auf Hinweise für Vernachlässigung, 
Missbrauch oder Misshandlung von Kindern und 
Jugendlichen. Zeigen sich gewichtige Anhaltspunkte für eine 
Vernachlässigung, Misshandlung oder einen Missbrauch 




Das Vorsorgezentrum für Kinder übermittelt dem für 
das Gesundheitswesen zuständigen Ministerium im er-
sten Quartal eines jeden Jahrs einen Bericht über das 
Arbeitsergebnis des Vorjahrs. Dieser Bericht soll eine dif-
ferenzierte Auswertung über die Inanspruchnahme der 
Früherkennungsuntersuchungen, insbesondere nach Alter 
und Geschlecht des Kindes, nach regionaler Verteilung und 
Staatsangehörigkeit in anonymisierter Form beinhalten.
§ 12
Einschränkung von Grundrechten
Durch dieses Gesetz wird das Recht auf Schutz der perso-




Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
§ 14
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft.
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen an Träger der freien Jugendhilfe und an kommunale 
Gebietskörperschaften im Rahmen des Landesjugendförderplanes (RL-LJFP) 
vom 17. Dezember 2003 (ThürStAnz. Nr. 4/2004 S. 232) mit Änderungen vom 22. April 2005  
(ThürStAnz. Nr. 21/2005 S. 951), vom 14. Dezember 2005 (ThürStAnz. Nr. 3/2006 S. 64), vom 4. September 2008 
(ThürStAnz. Nr. 39/2008 S. 1664) und vom 29. Januar 2010 (ThürStAnz. Nr. 8/2010 S. 224)
1.  Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1  Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 Thüringer 
Landeshaushaltsordnung (ThürLHO) in Verfol-
gung der Ziele der §§ 82 und 85 Sozialgesetzbuch 
Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 
und des § 18 des Thüringer Kinder- und Jugendhil-
fe-Ausführungsgesetzes (ThürKJHAG) den Trägern 
der freien Jugendhilfe und den kommunalen Ge-
bietskörperschaften Zuwendungen im Rahmen des 
Landesjugendförderplanes.
1.2  Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht; 
über die Landesförderung wird nach pﬂichtgemä-
ßem Ermessen unter Berücksichtigung des gültigen 
Landesjugendförderplanes im Rahmen der verfüg-
baren Haushaltsmittel entschieden.
2.  Gegenstand der Förderung
2.1  Die Zuwendungen werden für folgende Maßnah- 
 men gewährt:
A) Personal-, Betriebs- und Sachausgaben in-
klusive Material für die Jugendarbeit;
B) außerschulische Jugendbildung inklusive  
  Fort- und Weiterbildung;
C) Konzepte außerschulische Jugendbildung
D) Fahrten, Lager und Freizeiten
E) Internationale Jugendarbeit
F) Großveranstaltungen von überörtlicher ju- 
  gendpolitischer Bedeutung
2.2  Soweit fachlich inhaltliche Empfehlungen des Lan-
desjugendhilfeausschusses für die jeweiligen För-
derbereiche zur Verfügung stehen, werden diese der 
Förderung zugrunde gelegt.
2.3 Für gefördertes hauptamtliches Personal im päd-
agogischen Bereich gilt das Fachkräftegebot i. S. 
des § 72 SGB VIII.
3.  Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfänger sind die Träger der freien 
Jugendhilfe und die kommunalen Gebietskörper-
schaften.
4.  Zuwendungsvoraussetzungen
4.1  Träger der freien Jugendhilfe, die Bestandteil der 
Maßnahmeplanung des Landesjugendförderplanes 
sind, erhalten eine pauschalierte Zuwendung für 
Maßnahmen gemäß Nr 2.1 (ausgenommen Buch-
staben C und F). 
4.2  Die Zuwendung an die Geschäftsstelle des Landes-
jugendring Thüringen e. V. erfolgt auf Vorschlag der 
Vollversammlung oder des Vorstandes des Landes-
jugendring Thüringen e. V. und nach Genehmigung 
durch das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige 
Ministerium.
4.3  Für Maßnahmen nach Nr. 2.1 erfolgt die Förderung 
nur, wenn ihre Bedeutung einen ausdrücklich über-
örtlichen Charakter besitzt. Die überörtliche Bedeu-
tung für Maßnahmen nach Buchstaben B) ist im 
Rahmen der Globalförderung der Jugendverbände 
gewährleistet, wenn im Bewilligungszeitraum min-
destens Teilnehmer aus zehn Landkreisen/kreisfrei-
en Städten auf der Ebene der Dachverbände erreicht 
werden. Für Maßnahmen nach Buchstaben B) und 
E) kann bei kommunalen Antragstellern der über-
örtliche Charakter entfallen.
4.4  Träger der freien Jugendhilfe, die strukturbildend 
und landesweit koordinierend tätig sind sowie zum 
überwiegenden Teil nach dieser Richtlinie gefördert 
werden, wie z. B. die Geschäftsstelle des Landesju-
gendrings Thüringen e. V. und die Landesvereini-
gung Kulturelle Jugendbildung Thüringen e. V., ha-
ben auf Anforderung dem für Kinder- und Jugend-
hilfe zuständigen Ministerium einen Stellenplan zur 
Genehmigung vorzulegen.
4.5 Die Zuwendungsempfänger dürfen ihre Bedienste-
ten nicht besser stellen als vergleichbare Landesbe-
dienstete. Höheres Entgelt als nach dem Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 
sowie sonstige über- und außertariﬂiche Leistungen 
dürfen nicht gewährt werden.
4.6 Für die einzelnen geförderten Maßnahmen nach 
Buchstaben A) bis F) darf der Zuwendungsempfän-
ger nur weitere Landesmittel einsetzen, soweit eine 
Überﬁnanzierung ausgeschlossen ist.
5.  Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
5.1  Zuwendungsart




Bei der Förderung von Projekten nach Nr. 2 Buch-
staben A), B), D) und E) werden nicht rückzahlbare 
Zuschüsse und Zuwendungen in Form einer pau-
schalierten Festbetragsﬁnanzierung gewährt. Bei 
der Förderung von Projekten nach Nr. 2 Buchstabe 
C) und F) erfolgt die Förderung im Rahmen einer 
Anteilﬁnanzierung gleichfalls als nicht rückzahlba-
rer Zuschuss. Im Ausnahmefall kann bei Trägern 
der freien Jugendhilfe, die strukturbildend und lan-
desweit koordinierend tätig sind, eine Fehlbedarfsﬁ-
nanzierung gewährt werden.
5.3  Zuwendungsfähige Ausgaben
Zuwendungsfähige Ausgaben sind Personal-, Be-
triebs- und Sachausgaben inklusive Material für die 
Jugendarbeit sowie Projektkosten, die zur fach- und 
sachgerechten Durchführung der Maßnahmen be-
nötigt werden. Bei Maßnahmen nach Buchstaben 
C) sind Fahrtkosten sowie Übernachtungs- und Ver-
pﬂegungskosten der Teilnehmer im Rahmen des Ko-
sten- und Finanzierungsplanes nicht zuwendungs-
fähig. Baumaßnahmen werden nicht gefördert.
5.4  Höhe der Zuwendung
A)  Personal-, Sach- und Betriebsausgaben
1.  Personalausgaben
1.1  Alle Jugendverbände und die Träger der freien Ju-
gendhilfe, die strukturbildend und landesweit koor-
dinierend tätig sind, können im Rahmen der Zuwen-
dung eine Personalstelle zur Struktursicherung voll 
ﬁnanzieren. Für jede weitere Vollzeit-Personalstelle 
beträgt die Zuwendung pro Monat bis zu 1.510 €.
1.2  Honorar
Die Zuwendung für Honorare zur Mitarbeit im Rah-
men von Maßnahmen nach Buchstabe A) beträgt 
pro Arbeitstag bis zu 40 €.
 
2.           Betriebs- und Sachausgaben inklusive Material für      
 die Jugendarbeit
Die Zuwendung für Betriebs- und Sachausgaben in-
klusiv Material für die Jugendarbeit kann bis zu 30 
v. H. der Landeszuwendung betragen. Dabei kann 
Trägern, bei denen sich ein geringerer Zuschuss als 
2.550 € ergeben würde, ein Mindestbetrag von 2.550 € 
gewährt werden.
B)  Außerschulische Jugendbildung inklusive Fort- und  
 Weiterbildung
1.  Die Zuwendung wird gewährt für:
1.1 Tagesveranstaltungen mit einem Festbetrag bis zu  
 9 € pro Teilnehmer.
1.2 Berücksichtigt werden kann ein Teamer für jeweils  
 übis zu zehn Teilnehmer.
1.3 Mehrtägige Veranstaltungen mit einem Festbetrag 
bis zu 18 € pro Teilnehmer und Tag. An- und Abreise 
gelten als ein Tag, wenn die Veranstaltung am An-
reisetag nach 10.00 Uhr beginnt und am Abreisetag 
vor 16.00 Uhr beendet wird.
1.4  Der Festbetrag wird höchstens für 40 Teilnehmer 
pro Maßnahme gewährt.
1.5  Honorare von externen Referenten pro Tag und Re-
ferent bis zu 150 €.
1.6 Bei Maßnahmen für haupt- und ehrenamtliche Mit-
arbeiter sowie Multiplikatoren der Jugendhilfe ent-
fällt die Altersgrenze von 27 Jahren.
C) Konzepte außerschulische Jugendbildung
1.1 Förderungsfähig sind die im Rahmen des Landesju-
gendförderplans prioritär bestätigten Konzepte der 
außerschulischen Jugendbildung.
1.2 Fördergrundlage sind darüber hinaus die im Inter-
essenbekundungsverfahren festgelegten Vorraus-
setzungen.
1.3 Die Zuwendung beträgt bis zu 70 v. H. der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben.
D) Fahrten, Lager und Freizeiten
1. Die Zuwendung kann an Jugendverbände, überörtli-
che Kinder- und Jugenderholungszentren in Thürin-
gen und den Landesverband des Deutschen Jugend-
herbergswerkes erfolgen.
2.  Die Zuwendung beträgt bis zu 8 € pro Tag und Teil-
nehmer.
3.  Berücksichtigt werden kann ein Teamer für jeweils 
bis zu zehn Teilnehmer.
4.  Die Dauer der Maßnahmen soll mindestens zwei 
Übernachtungen umfassen.
E) Internationale Jugendarbeit
1.  Förderungsfähig sind internationale Maßnahmen 
mit ausländischen Partnergruppen bei einer Dauer 
von i. d. R. mindestens fünf Tagen und maximal 30 
Tagen. Die Zuwendungen werden höchstens für 40 
Teilnehmer an einer Maßnahme ab dem 12. Lebens-
jahr gewährt. Berücksichtigt werden kann ein Tea-
mer für jeweils bis zu zehn Teilnehmer.
2.  Die Zuwendung wird gewährt für:
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2.1  Maßnahmen im Inland mit einem Festbetrag von 
bis zu 13 € pro Tag und Teilnehmer. 
2.2  Maßnahmen im Ausland für deutsche Teilnehmer 
in Form eines Fahrt-/Flugkostenzuschusses bis zu 
75 v. H. der Kosten für Hin- und Rückreise bis zum 
Zielort, maximal jedoch 500 € pro Person.
2.3  Honorare von externen Referenten pro Tag und Re-
ferent bis zu 150 € bzw. Sprachmittler bis zu 50 €.
F)   Großveranstaltungen von überörtlicher jugendpoli- 
 tischer Bedeutung
1.1  Förderungsfähig sind überörtliche Veranstaltungen, 
die einen klaren thematischen Bezug zur Kinder- 
und Jugendhilfe ausweisen. Dazu gehören landes-
weite Festivals der kulturellen Jugendbildung, lan-
desweite Treffen der Jugendverbände und Großver-
anstaltungen. 
1.2  Die Zuwendung beträgt bis zu 80 v. H. der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben.
1.3  Die Förderung erfolgt nach Vorlage eines durch das 
für Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministeri-
ums genehmigten Konzeptes.
6.  Antrags- und Bewilligungsverfahren
6.1 Verfahren für die überörtlichen Träger der freien Ju-
gendhilfe
6.1.1  Der Förderantrag für die Träger der Maßnahmepla-
nung des Landesjugendförderplanes  ist bis zum 
30.11. des Vorjahres bei der Gesellschaft für Arbeits- 
und Wirtschaftsförderung des Freistaats Thüringen 
mbH (GFAW), Warsbergstraße 1, 99092 Erfurt ein-
zureichen.
6.1.2  Dem Antrag sind beizufügen in den Fällen des 
Buchstaben A) unter Berücksichtigung der Nr. 4.4
-  Aufstellung über die zu fördernden Mitarbeiter, 
einschließlich der Mitarbeiter mit Förderung 
nach dem SGB III, mit ihren tariﬂichen Ein-
gruppierungen;
-  Tätigkeitsbeschreibungen bei Neueinstellun-
gen.
6.1.3  Dem Antrag sind beizufügen in den Fällen der Buch-
staben B), D) und E)
-  eine Gesamtübersicht über die Anzahl der ge-
planten Aktivitäten der jeweiligen Bereiche, aus 
der die Ziele und Inhalte sowie die voraussicht-
lichen Veranstaltungstage und die Teilnehmer-
zahlen hervorgehen;
-  eine Erklärung, dass die Gesamtﬁnanzierung 
der Maßnahmen gesichert ist und die Maßnah-
men nicht überﬁnanziert werden.
6.1.4  Dem Antrag sind beizufügen in den Fällen des 
Buchstaben C) und F)
-  ein eigenständiger Kosten- und Finanzierungs-
plan;
-  ein Konzept aus dem die überörtliche jugend-
politische Bedeutung ersichtlich wird, bei Maß-
nahmen nach Buchstabe F).
6.1.5  Nach der grundsätzlichen Förderentscheidung 
durch das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige 
Ministerium erfolgen Bewilligung und Auszahlung 
der Zuwendung durch die GFAW.
6.1.6  Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt per 
Mittelabruf des Trägers. Abschlagszahlungen 
zu Beginn des Haushaltsjahres können bis zu 
80 v. H. der vorjährigen Bewilligungssumme in 
Monatsbeträgen geleistet werden.
6.2  Verfahren für Antragsteller der kommunalen Ebene 
für Maßnahmen nach Buchstaben B) und E) 
6.2.1  Die Antragstellung erfolgt spätestens acht Wochen 
vor Beginn der Maßnahme gegenüber dem für 
Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministerium. 
Dieses ist auch für die Bewilligung und Auszahlung 
der Zuwendung zuständig
7.  Nachweis und Prüfung der Verwendung
7.1  Der Zuwendungsempfänger hat innerhalb von sechs 
Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres 
der Bewilligungsbehörde die zweckentsprechende 
Verwendung der Zuwendung unter Verwendung 
der betreffenden Formblätter nachzuweisen 
(einfacher Verwendungsnachweis), soweit der 
Bewilligungsbescheid keine anderen Fristen 
vorsieht.
7.2  Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides sowie 
die Rückforderung der gewährten Zuwendung 
gelten die §§ 45, 47 und 50 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch - Verwaltungsverfahren - sowie 
die Verwaltungsvorschriften zu § 44 ThürLHO, 
soweit nicht in diesen Richtlinien Abweichungen 
zugelassen worden sind.
7.3 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, 
 Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufor- 
 dern und zu prüfen sowie die ordnungsgemäße 
 Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhe- 
 bungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen 
 zu lassen (§ 44 Abs. 1 Satz 3 ThürLHO). Die 
 Prüfungsrechte des Rechnungshofes (§ 91 ThürLHO) 
 oder seiner mit der Prüfung beauftragten Rech- 
 nungsprüfungsstellen (§ 88 Abs. 1 ThürLHO) blei- 
 ben hiervon unberührt.
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7.4 Die Fördermaßnahmen werden durch den Zuwen- 
 dungsgeber einer Zielerreichungskontrolle (Control- 
 ling) gemäß den Verwaltungsvorschriften zu § 23  
 ThürLHO unterzogen.
8. Schlussbestimmungen
8.1  Die Richtlinie ergeht im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium und - soweit die 
Regelungen den Verwendungsnachweis betreffen - 
im Einvernehmen mit dem Rechnungshof.
8.2  Soweit die sachlichen Gegebenheiten dies erfor-
dern, kann das für Kinder- und Jugendhilfe zustän-
dige Ministerium im Einzelfall Abweichungen von 
dieser Richtlinie zulassen.
8.3  Projekte, für die Zuwendungen vor Inkrafttreten 
dieser Richtlinie bewilligt worden sind, werden 
nach den jeweils zum  Zeitpunkt der Bewilligung 
geltenden Vorschriften abgewickelt.
9.  Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Richtlinie tritt zum 1. Januar 2010 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft.
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1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Zweck der Förderung ist die Unterstützung der ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der Er-
füllung ihrer nach §§ 79 Abs. 1, 85 Abs. 1 i. V. m. §§ 1 
Abs. 3, 11 - 14, 52 Abs. 2, 81 des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII1) be-
stehenden Aufgaben der Planung, Bereitstellung und 
Förderung von bedarfsgerechten Angeboten in den 
Bereichen Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und Kin-
der- und Jugendschutz einschließlich entsprechender 
Maßnahmen innerhalb von Schulen sowie in Zusam-
menarbeit mit der Schule auch außerhalb des Schul-
geländes im Sinne der schulbezogenen Jugendarbeit 
(Schuljugendarbeit) und der schulbezogenen Jugend-
sozialarbeit nach §§ 11 Abs. 3 Nr. 3, 13 SGB VIII sowie 
im Bereich der ambulanten Maßnahmen für straffälli-
ge junge Menschen.
Zu diesem Zweck gewährt das Land nach Maßgabe 
dieser Richtlinie, des § 44 der Thüringer Landeshaus-
haltsordnung (ThürLHO2) und den dazu erlassenen 
Verwaltungsvorschriften sowie des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch - Verwaltungsverfahren 3 - in Verfol-
gung der Ziele der §§ 1 Abs. 3, 11 - 14, 52 Abs. 2, 81 und 
82 SGB VIII den örtlichen Trägern der öffentlichen Ju-
gendhilfe Zuweisungen.
Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. Über 
die Landesförderung wird nach pﬂichtgemäßem Er-
messen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel 
entschieden.
1.2 Durch die Zuweisung sollen die kommunale Selbst-
verantwortung für Leistungen der Jugendhilfe entspre-
chend § 85 Abs. 1 SGB VIII gestärkt, die Jugendhilfe-
planung nach § 80 SGB VIII und die Jugendförder-
planung gemäß § 16 des Thüringer Kinder- und Ju-
gendhilfe-Ausführungsgesetzes (ThürKJHAG4) unter-
stützt sowie der Erhalt oder der Ausbau präventiver 
Angebote der Jugendhilfe gefördert werden. Darüber 
hinaus soll die Schaffung eines bedarfsorientierten 
außerunterrichtlichen Angebotes an Schulen ermög-
licht werden.
Nach § 4 Abs. 2 SGB VIII ist das Prinzip der Subsi-
diarität besonders zu beachten. Demnach sollen 
insbesondere die Träger der freien Jugendhilfe in an-
gemessenem Umfang bei der Entwicklung der Ange-
botsstruktur gefördert werden.
Bei der Ausgestaltung sind entsprechend § 9 SGB VIII 
die unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen und 
Jungen zu berücksichtigen, Benachteiligungen abzu-
bauen und die Gleichberechtigung von Mädchen und 
Jungen zu fördern.
Richtlinie „Örtliche Jugendförderung“
vom 21. Dezember 2005 (ThürStAnz. Nr. 3/2006 S. 65) mit Änderungen vom 13. Dezember 2007 (ThürStAnz. Nr. 2/2008 
S. 30), vom 4. September 2008 (ThürStAnz. Nr. 39/2008 S. 1664) und vom 7. Dezember 2010 (ThürStAnz. Nr. 52/2010)
Die Jugendverbandsarbeit ist entsprechend § 17 Thür-
KJHAG zu berücksichtigen.
2. Gegenstand der Förderung
Die Zuweisungen werden für folgende örtliche Maß-
nahmen gewährt:
2.1 Leistungen im Rahmen der Jugendarbeit einschließ-
lich der schulbezogenen Jugendarbeit und der 
Jugendverbandsarbeit.
2.2 Leistungen im Rahmen der Jugendsozialarbeit ein-
schließlich der schulbezogenen Jugendsozialarbeit 
mit Ausnahme der sozialpädagogisch begleiteten 
Wohnformen nach § 13 Abs. 3 SGB VIII. 
2.3 Leistungen im Rahmen des Kinder- und Jugend- 
schutzes. 
2.4 Leistungen im Rahmen von ambulanten Maßnahmen 
für straffällige junge Menschen.
3. Zuweisungsempfänger
Zuweisungsempfänger sind Landkreise und kreis-
freie Städte als die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe.
4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die unter Nr. 2 dieser Richtlinie aufgeführten Maß-
nahmen müssen Bestandteil der Jugendhilfeplanung 
sein; insbesondere für die unter Nr. 2.1 dieser Richtli-
nie aufgeführten Maßnahmen gilt, dass sie Bestand-
teil des geltenden Jugendförderplans sein müssen.
4.2 Maßnahmen der schulbezogenen Jugendarbeit 
und der schulbezogenen Jugendsozialarbeit sind 
förderfähig, sofern sie in Kooperation mit Regelschulen, 
Gymnasien, Gesamtschulen, Berufsschulen und in 
Ausnahmefällen mit Förderschulen durchgeführt 
werden.
4.3 Maßnahmen der schulbezogenen Jugendarbeit und 
der schulbezogenen Jugendsozialarbeit müssen 
verbindliche Vereinbarungen zur Zusammenarbeit 
zwischen Schule und Maßnahmeträger (Koopera- 
tionsvereinbarung) zugrunde liegen. Diese sind mit 
dem entsprechenden Staatlichen Schulamt und dem 
Schulträger abzustimmen.
4.4 Die Förderung erfolgt nur für Personen, die sich für 
die jeweilige Aufgabe nach ihrer Persönlichkeit eignen 
und eine dieser Aufgabe entsprechende Ausbildung 
(Fachkräfte) erhalten haben oder auf Grund beson-
1 in der jeweils geltenden Fassung.
2 in der jeweils geltenden Fassung.
3 in der jeweils geltenden Fassung.
4 in der jeweils geltenden Fassung.
69
derer Erfahrungen in der Lage sind, die Aufgabe zu 
erfüllen.
4.5  Die fachlichen Empfehlungen des Landesjugendhilfe
ausschusses für die jeweiligen Förderbereiche sollen 
berücksichtigt werden.
4.6 Die Zuweisungen für Maßnahmen nach Nr. 2 dieser 
Richtlinie können an Träger der freien Jugendhilfe 
sowie an Städte und Gemeinden weitergeleitet wer-
den. Für das Verfahren gelten die Maßgaben dieser 
Richtlinie. Die kommunalen Förderrichtlinien, auf de-
ren Grundlage die Weiterleitung erfolgt, müssen den 
Verwaltungsvorschriften des Landes entsprechen, ins-
besondere haben die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe bei der Weitergabe an Dritte sicherzustel-
len, dass im Bewilligungsbescheid die Bedingungen 
und Auﬂagen der Bewilligungsbehörde einschließ-
lich der Prüfungsrechte der Bewilligungsbehörde, 
der vom Rechnungshof beauftragten Staatlichen 
Rechnungsprüfungsstelle und des Rechnungshofes 
aufgenommen werden.
4.7 Ein im Benehmen mit dem Staatlichen Schulamt fest-
gesetzter, bedarfsorientierter Anteil der zur Verfügung 
stehenden Mittel soll für Maßnahmen der schulbezo-
genen Jugendarbeit und der schulbezogenen Jugend-
sozialarbeit eingesetzt werden. Dabei sind die in das 
Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreu-
ung“ (IZBB) aufgenommenen Schulen vorrangig zu 
berücksichtigen.
5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
5.1 Zuwendungsart und -form
 Die Zuweisung wird im Rahmen der Projektförderung 
als nicht rückzahlbare Zuweisung in Form der pau-
schalierten Festbetragsﬁnanzierung (Pauschale) ge-
währt.
5.2 Förderfähige Ausgaben
 Förderfähige Ausgaben sind Personal- und Sach-
ausgaben. Der Anschaffungswert des einzelnen Ge-
genstandes darf 400 Euro nicht übersteigen. Nicht 
förderfähig sind Ausgaben für Unterricht, Schulland-
heimfahrten, Wandertage und Investitionen.
5.3 Höhe der Zuwendung
5.3.1 Die Pauschale wird von dem für Kinder- und Jugend-
hilfe zuständigen Ministerium auf der Grundlage der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel des Lan-
des sowie der Angaben des Thüringer Landesamtes 
für Statistik zu den Zahlen der Kinder, Jugendlichen 
und jungen Volljährigen im Alter zwischen 10 und 27 
Jahren in den Landkreisen und kreisfreien Städten er-
rechnet.
 Die Pauschale wird im Verhältnis von maximal bis 
zu 60 v. H. Landeszuweisung und mindestens 40 v. 
H. Haushaltsmittel der örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe gewährt. Finanzielle Beteiligungen 
der kreisangehörigen Gemeinden und Städte werden 
beim Finanzierungsanteil der Landkreise berücksich-
tigt.
5.3.2 Erstattungsansprüche des Landes werden nach Mög-
lichkeit mit der nächsten Zuweisung verrechnet. 
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
Der Zuweisungsempfänger verpﬂichtet sich bei An-
tragstellung, die Regelung des § 19 Abs. 2 Thürin-
ger Gemeindehaushaltsverordnung vom 26.01.1993 
(GVBl. S. 181), geändert durch Verordnung vom 
30.11.2001 (GVBl. S. 460), nicht anzuwenden. Ferner 
hat der Zuweisungsempfänger sicherzustellen, dass 
er die aus dem Zuweisungsverhältnis obliegenden 




 Der Förderantrag ist unter Verwendung des von der 
Bewilligungsbehörde vorgesehenen Formulars bis 
zum 31. Dezember des Vorjahres bei der Gesellschaft 
für Arbeits- und Wirtschaftsförderung des Freistaats 
Thüringen mbH (GFAW), Warsbergstraße 1, 99092 
Erfurt, einzureichen.
7.2 Bewilligung
 Die Bewilligung erfolgt durch Zuweisungsbescheid. 
Bewilligungsbehörde ist die GFAW.
7.3 Auszahlung
 Die Auszahlung erfolgt entsprechend den Abrufricht-
linien durch die GFAW.
7.4 Vorzeitiger Maßnahmebeginn
Im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständi-
gen Ministerium wird gemäß der VV Nr. 1.3 Satz 2 zu 
§ 44 Abs. 1 ThürLHO in den vorzeitigen Beginn bei 
allen Maßnahmen im Sinne der Nr. 2 dieser Richtlinie 
eingewilligt, für die bis zum 31. Dezember des dem 
Bewilligungszeitraum vorhergehenden Jahres ein För-
derantrag bei der zuständigen Behörde gestellt wur-
de.
Mit dieser Einwilligung ist kein Rechtsanspruch auf 
eine Landesförderung verbunden; vielmehr handelt 
es sich hierbei ausschließlich um eine verfahrens-
bedingte Maßnahme, die zur Herstellung der Förder-
voraussetzungen dem Grunde nach beiträgt, die aber 
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keine der für eine Landesförderung noch zu erfüllen-
den Voraussetzungen ersetzen kann.
7.5 Abschlagszahlungen
 Dem Zuweisungsempfänger können Abschlagszah-
lungen in Höhe von bis zu 80 v. H. der vorjährigen 
Bewilligungssumme in Aussicht gestellt sowie in 
Monatsbeträgen geleistet werden. Voraussetzung ist 
jedoch eine zeitgleiche wie gleich hohe ﬁnanzielle Be-
teiligung des Zuweisungsempfängers.
 Die Gewährung der Abschlagszahlung erfolgt ohne 
Begründung eines Rechtsanspruchs auf die bean-
tragte Zuweisung sowie unter dem Vorbehalt einer je-
derzeitigen Rückforderung. Keine Abschlagszahlung 
erfolgt in Fällen einer Erstbewilligung oder Neuauf-
nahme der Förderung.
7.6 Verwendungsnachweis
 Der Verwendungsnachweis besteht aus den von dem 
für Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministerium 
vorgegebenen Formblättern und der Statistik. Die 
Sachausgaben sind in einer Summe darzustellen.
 
Der Verwendungsnachweis ist bis spätestens zum 
31. Dezember des Folgejahres vorzulegen.
Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha-
ben die Finanzierung der unter Nr. 2 dieser Richtlinie 
aufgeführten Maßnahmen einschließlich der ﬁnanzi-
ellen Beteiligung durch kreisangehörige Gemeinden 
und Städte zusätzlich durch die Haushaltsrechnung 
nachzuweisen. 
7.7 Anzuwendende Vorschriften
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuweisung, für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung sowie die ggf. erforderliche Aufhebung 
des Zuweisungsbescheides und die Rückforderung 
der gewährten Zuweisung gelten die §§ 45, 47 und 50 
SGB X sowie die VV zu § 44 ThürLHO, soweit nicht 
in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden 
sind. 
7.8 Prüfungsrecht
 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Be-
lege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern 
und zu prüfen sowie die ordnungsgemäße Verwen-
dung der Zuweisung durch örtliche Erhebungen zu 
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen (§ 44 
Abs. 1 Satz 3 ThürLHO).
Die Prüfungsrechte des Rechnungshofes (§ 91 ThürL-
HO) oder seiner mit der Prüfung beauftragten Rech-
nungsprüfungsstellen (§ 88 Abs. 1 ThürLHO) bleiben 
hiervon unberührt.
7.9  Controlling
Die Fördermaßnahmen werden durch den Zuwen-
dungsgeber einer Zielerreichungskontrolle (Control-
ling) gemäß den Verwaltungsvorschriften zu § 23 
ThürLHO unterzogen.
8. Übergangsregelungen/Schlussbestimmungen
8.1 Die Richtlinie ergeht im Einvernehmen mit dem für 
Schule sowie mit dem für Finanzen zuständigen Mi-
 nisterium und - soweit die Regelungen den Verwen-
 dungsnachweis betreffen - im Einvernehmen mit dem 
Rechnungshof. 
8.2 Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministe-
rium kann im Einzelfall Abweichungen von dieser 
Richtlinie zulassen, wenn die sachlichen Gegebenhei-
ten dies erfordern. Soweit Belange der schulbezoge-
nen Jugendarbeit bzw. schulbezogenen Jugendsozial-
arbeit betroffen sind, ist das Einvernehmen mit dem 
für Schule zuständigen Ministerium erforderlich.
8.3 Projekte, für die Zuwendungen vor Inkrafttreten die-
ser Richtlinie bewilligt worden sind, werden nach den 
jeweils im Zeitpunkt der Bewilligung geltenden Vor-
schriften abgewickelt.
8.4  In Ergänzung zu Nr. 2 dieser Richtlinie sind bis zum 
31. Dezember 2007 auch ambulante Hilfen zur Erzie-
hung gem. §§ 27 ff. SGB VIII förderfähig mit Ausnah-
me der Erziehungsberatung, der Erziehung in einer 
Tagesgruppe, der intensiven sozialpädagogischen 
Einzelbetreuung, soweit diese Hilfe stationär erbracht 
wird, sowie der Leistungen nach § 35 a SGB VIII. Diese 
Maßnahmen können mit maximal 17 % der Pauscha-
le gefördert werden.
Abweichend von Nr. 4.1 dieser Richtlinie können bis 
zum 31. Dezember 2007 Zuweisungen für Maßnah-
men der schulbezogenen Jugendarbeit und der schul-
bezogenen Jugendsozialarbeit auch dann weiterge-
leitet werden, wenn diese Maßnahmen noch nicht in 
die Jugendhilfeplanung bzw. in den Jugendförderplan 
aufgenommen worden sind.
Abweichend von Nr. 4.7 dieser Richtlinie sollen sich 
die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe im 
Haushaltsjahr 2006 an der Quote orientieren, mit 
der die Landesmittel für schulbezogene Jugendarbeit 
in den Gesamtansatz für die „Örtliche Jugendförde-
rung“ in den Landeshaushalt 2006 eingestellt wurden 
und ca. 20 % der Pauschale für Projekte der schulbe-
zogenen Jugendarbeit zur Verfügung stellen.
Die Landkreise und kreisfreien Städte sollen für den 
Bereich der schulbezogenen Jugendarbeit Fördermit-
telanträge für das Haushaltsjahr 2006 auch noch im 
Laufe des Haushaltsjahres 2006 annehmen.
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9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2006 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft.
 Die Richtlinie „Jugendpauschale“ vom 22. März 2001 
(ThürStAnz Nr. 18/2001, S. 904) tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2005 außer Kraft.
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Auf der Grundlage der durch die Obersten Landesjugend-
behörden am 12./13. November 1998 getroffenen Vereinba-
rung, ergänzt durch den Beschluss der Arbeitsgemeinschaft 
der Obersten Landesjugend- und Familienbehörden vom 
17./18. September 2009 werden nachfolgende Festlegungen 
für die Ausstellung der Jugendleiter-Card (Juleica) im Frei-
staat Thüringen getroffen:
0. Zweck der Juleica
Die Juleica dient dem Inhaber insbesondere
- zur Legitimation gegenüber den Erziehungsberechtig-
ten der minderjährigen Teilnehmer in der Jugendar-
beit,
- zur Legitimation gegenüber staatlichen und nicht-
staatlichen Stellen, von denen Beratung und Hilfe er-
wartet wird (z. B. Behörden der Bereiche Jugend, Ge-
sundheit, Kultur, Informations- und Beratungsstellen, 
Polizei, Konsulate),
- zum Nachweis der Berechtigung für die Inanspruch-
nahme der vorgesehenen Rechte und Vergünstigun-
gen, die an die Eigenschaft des Jugendleiters oder 
ausdrücklich an das Vorhandensein einer amtlichen 
Jugendleiter-Card anknüpfen.
Für die Ausstellung der Juleica gelten folgende Bestimmun-
gen:
1. Voraussetzungen
1.1 Die Juleica ist für ehrenamtlich Tätige in der Jugend-
arbeit bestimmt. Sie kann auch für neben- und haupt-
amtliche Mitarbeiter ausgestellt werden, so sie außer-
halb ihres hauptamtlichen Tätigkeitsfeldes tätig wer-
den.
1.2 Voraussetzung ist, dass die Jugendleiterin oder der 
Jugendleiter in dieser Eigenschaft im Sinne des § 73 
Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) für einen 
Träger der freien Jugendhilfe oder für einen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe ehrenamtlich tätig ist.
1.3 Die Inhaberin bzw. der Inhaber der Juleica muss eine 
ausreichende praktische und theoretische Qualiﬁzie-
rung für die Aufgabe als Jugendleiterin bzw. Jugend-
leiter erhalten haben und in der Lage sein, verant-
wortlich Aktivitäten mit Kindern und Jugendlichen zu 
gestalten, z. B. eine Gruppe zu leiten.
 Für die Qualiﬁzierung gelten die folgenden Qualitäts-
standards.
1.3.1 Die Qualiﬁzierung zum Erwerb der Juleica umfasst 
Neufassung der Richtlinie für die Ausstellung der Jugendleiter-Card in Thüringen
vom 7. Dezember 2009 (Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses Nr. 155/09) (ThürStAnz. Nr. 4/2010 S. 88)
mindestens 36 Zeitstunden mit den in der Anlage 
ausgewiesenen inhaltlichen Schwerpunkten. Sie soll 
innerhalb von drei Monaten abgeschlossen sein.
1.3.2 Zusätzlich zur Grundausbildung nach Nr. 1.3.1 ist ein 
abgeschlossener Kurs in Erster Hilfe (12 Zeitstunden) 
oder zu lebensrettenden Sofortmaßnahmen gemäß 
 § 19 Fahrerlaubnisverordnung (6 Zeitstunden) nach-
zuweisen. Es wird grundsätzlich empfohlen die Kennt-
nisse in einem Kurs in Erster Hilfe zu erwerben. Diese 
Schulung ist von einem lizenzierten Träger durchzu-
führen. Der Nachweis darf zu Beginn der Ausbildung 
nicht älter als zwei Jahre sein.
1.3.3 Für die Verlängerung der Juleica sind Fortbildungen 
innerhalb  der Gültigkeitsdauer der Card zu absolvie-
ren. Diese müssen die Inhalte gemäß Nr. 1.3.1 und 
1.3.2  vertiefen und 16 Zeitstunden umfassen.
1.3.4 Die Ausbildung zur Juleica kann nur von anerkannten 
Trägern der freien Jugendhilfe oder von Trägern der öf-
fentlichen Jugendhilfe im Sinne des SGB VIII durchge-
führt werden. Die eingesetzten Ausbilder müssen in 
den Inhalten und Methoden der Juleica - Ausbildung 
qualiﬁziert sein.
1.4 Die Inhaberin bzw. der Inhaber der Juleica soll in der 
Regel das 16. Lebensjahr vollendet haben. In beson-
ders vom Träger zu begründenden Fällen kann die 
Card auch für Jugendleiterinnen bzw. Jugendleiter im 
Alter von 15 Jahren ausgestellt werden.
2. Gültigkeitsdauer
2.1 Die Juleica wird für eine Gültigkeitsdauer von drei 
 Jahren ausgestellt.
2.2 Im Gültigkeitszeitraum der Juleica werden regelmä-
ßige Fortbildungsmaßnahmen für die Juleica-Inhaber 
empfohlen.
2.3 Wenn die Voraussetzungen für die Ausstellung entfal-
len, ist die Juleica zurückzugeben.
3. Vergünstigungen
3.1 Gemäß § 18 a Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-
Ausführungsgesetz besteht die Möglichkeit, für die 
Teilnahme an den dort genannten Maßnahmen und 
Veranstaltungen eine Freistellung incl. Ersatz für den 
Vergütungsausfall zu erhalten.
3.2 Landesweite Vergünstigungen bestehen bei der Inan-
spruchnahme der Thüringer Jugendherbergen, des 
Landesﬁlmdienstes, der Jugendbildungsstätten und 
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der überregionalen Jugendzeltplätze gemäß den mit 
den Anbietern geschlossenen Vereinbarungen.
3.3 Weitere Vergünstigungen können in der Zuständigkeit 
des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe ge-
troffen werden.
4. Zuständigkeit und Verfahren
 Mit der Umstellung auf das Online-Antragsverfahren 
gelten folgende Regelungen:
4.1 Pro Juleica sind Kosten von 2,90 € durch den Jugend-
hilfeträger zu entrichten, bei dem der Juleica-Inhaber 
tätig ist. Die Kosten können nach Vereinbarung auch 
durch Dritte oder durch den Juleica-Inhaber selbst 
übernommen werden.
4.2 Die Landeszentralstelle für das Online-Antragsverfah-
ren wird in Thüringen durch den Landesjugendring 
Thüringen e. V. wahrgenommen.
4.3 Für das allgemeine Verfahren der Ausstellung der Ju-
leica sind zuständig:
 a) der Landesjugendring Thüringen e. V. für Jugend- 
 leiter
  - die seinen Mitgliedsverbänden und deren Un-
   tergliederungen angehören,
  - die allen sonstigen auf Landesebene tätigen 
Trägern der Jugendhilfe angehören,
 b) das Jugendamt bzw. der jeweils örtlich be-
auftragte Träger der Jugendhilfe für Jugendleiter, 
die den auf kommunaler Ebene tätigen Trägern 
der Jugendhilfe angehören.
5. Übergangsregelungen und Schlussbestimmungen
5.1 Die Juleica wird von den Ländern gegenseitig aner-
kannt.
5.2 Die Richtlinie für die Ausstellung der Juleica in Thürin-
gen vom 29. Dezember 1999 (ThürStAnz Nr. 4/2000) 
mit Änderungen vom 8. November 2006 (ThürStAnz 
Nr. 50/2006) wird aufgehoben.
5.3 Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Richtli-
nie gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
5.4 Diese Bestimmungen treten am 1. Januar 2010 in 
 Kraft und zum 31. Dezember 2012 außer Kraft.
Anlage der Richtlinie für die Umstellung der Jugendleiter-
Card in Thüringen zu Nr.1.3.1:
1. Ziele und Grundsätze der Ausbildung zum Jugendleiter
(1) Ziel ist es, durch eine Grundausbildung ehrenamtlich 
Tätige zu befähigen, Kinder und Jugendliche selbstständig 
anzuleiten, ihr Tun bewusst zu gestalten, Gruppen zu führen 
sowie die eigene ehrenamtliche Tätigkeit zu reﬂektieren.
In diesem Zusammenhang sollen Jugendleiter in die Lage 
versetzt werden:
• rechtlich relevante Rahmenbedingungen zu kennen 
 und nach ihnen zu handeln;
• über ein geeignetes Methodenrepertoire zu verfü-
 gen und in Anwendung zu bringen;
• entwicklungspsychologische und soziologische Aspek-
 te zu berücksichtigen;
• Bedürfnisse festzustellen und angemessen zu reali-
 sieren;
• Gesetzmäßigkeiten der Gruppe und gruppendynami-
sche Prozesse zu erkennen und zu steuern;
• in Konﬂiktsituationen rechtzeitig und angemessen zu 
reagieren;
• Lernvorgänge in Gruppen gezielt anzuregen;
• die eigene Leitungsrolle einzuschätzen;
• verschiedene Ziele und Werte unter Verwendung aktuel-
ler Jugendforschungsergebnisse  zu berücksichtigen;
• sich mit verbandsspeziﬁschen und jugendpolitischen 
Themen auseinanderzusetzen.
(2) Die Grundausbildung beinhaltet die Mindestanforderung 
an Ehrenamtliche in der Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen. Weitergehende Fortbildungsmaßnahmen mit dem 
Ziel einer fachlichen oder verbandsspeziﬁschen Vertiefung 
werden hierbei nicht berührt.
2. Inhalt der Grundausbildung
In der Grundausbildung sind die nachfolgenden inhaltlichen 
Schwerpunkte zum Erwerb der Juleica zu thematisieren:
Die zeitliche Vorgabe ist eine Empfehlung.
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Themenblöcke & Inhaltsschwerpunkte Lerninhalte ZEIT
(Std.)
Themenblock 1
Pädagogische und psychologische 
Grundlagen in der Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen sowie in Gruppen
Kenntnisse über die psychische und 
physische Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen sowie deren soziale 
Entwicklung inkl. sich daraus ergeben-
den pädagogischen Konsequenzen
 Wechselwirkung zw. Anlage, Umwelt, Eigeninitiative
 entw.psycholog. Kennzeichen in versch. Lebensaltersstufen unter 
Entwicklungsaufgaben und Anforderungen an 
a) den Einzelnen, b) die Gruppe, c) die Gruppenleitung
2
Kenntnisse über Lebenswelten &  
-wirklichkeiten von Kindern und Ju-
gendlichen
 Praxis- und Fallbeispiele der Auszubildenden auf der Grundlage 
der persönl. Wahrnehmung ihrer Kinder- und Jugendzeit zu heu-




Kenntnisse über Aufbau, Funktion, 
Struktur und Leitung von Gruppen
 Deﬁnition, Merkmale sowie Phasen einer Gruppe
 Gestaltung gruppendynamischer Prozesse durch Leiterverhalten 
 Rollenverhalten innerhalb von Gruppen
 Selbstverständnis und Anforderungen an Leiter
 Leitungsstile, insbes. autoritär, antiautoritär, partnerschaftlich
3
Kenntnisse über Konﬂikte in Gruppen  Konﬂikte in Entstehung, Wirkungen, Umgang darstellen
 Konﬂiktlösungsstrategien und ihre Regeln
 Streitkultur
 Formen/ Arten von Gewalt als eine mögliche Folge von Konﬂikten
2
Kenntnisse zur Didaktik (Lehren und 
Lernen) und Methodik in der Jugend-
arbeit durch Vermittlung von prakti-
schen Hilfen und Methoden in der 
Gruppenarbeit
 grundsätzlicher Aufbau inhaltl.-method. Arbeitens
 innere und äußere Bedingungen, Einﬂüsse und Wechselwirkungen
 Anregungen für erfolgreiche Motivation von Gruppen
 Teamwork als Arbeitsform und Qualitätsmerkmal i. d. Pädagogik
  Methodenkompetenz, Methodenvielfalt 
5
Kenntnisse zur Kommunikation und 
Interaktion in Gruppen
(sprachliche und handelnde Wechsel-
beziehungen von Personen)
 Merkmale, Kriterien und Ebenen der Kommunikation
 Regeln der Kommunikation
 Kommunikationsarten, Rhetorik
3
Kenntnisse von Elementen der Bil-
dungsarbeit
konkrete Anregungen für/ Anwendung von
 äußere Atmosphäre (z.B. Raumgestaltung)
 Eröffnungs- und Abschlusssituation
 Morgen und Abendrunden 
 Reﬂexion
2
SUMME Themenblock 1: 19
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Themenblöcke & Inhaltsschwerpunkte Lerninhalte ZEIT
(Std.)
Themenblock 2 
Rechtlich relevante Grundlagen in der 
Jugendarbeit und Gefahrentatbestän-
de des Kinder- und Jugendalters
Kenntnisse über Aufsichtspﬂicht, Haf-
tungs- und Versicherungsrecht, Veran-
staltungs- und Ordnungsrecht
 Entstehung, Umfang, Erfüllung der Aufsichtspﬂicht 
(Schwerpunkt: Informationspﬂicht über persönliche und örtliche 
Gegebenheiten)
 Haftungsfolgen
 Übersicht wichtiger Versicherungen 
allg.: (Unfall, Haftpﬂicht, Rechtsschutz) 
für Engagierte: (Privathaftpﬂicht empfohlen) sowie 
veranstaltungsbezogen (z.B. Reisekrankenversicherung)
 GEMA, Ordnungsrecht, Gewerberecht
2
Kenntnis über den gesetzlichen Kin-
der- und Jugendschutz und angren-
zender Bestimmungen
 die einzelnen Bestimmungen gemäß JuSchG
 ausgewählte, relevante Bestimmungen von z.B. BtMG, StGB, StVO 2
Kenntnisse über die Bestimmungen 
des Sexualstrafrechts
 Begriffe der relevanten §§ 174-184 StGB deﬁnieren (sexuelle Hand-
lungen, Missbrauch, Nötigung/ Vergewaltigung, Förderung,...)
 strafrechtliche Bedeutung und Folgen
 pädagogische, präventive Umgangsformen
1
Kenntnisse über Bereiche der Kindes-
wohlgefährdung, Erkennbarkeit und 
Handlungsmöglichkeiten (Hilfesyste-
me)
 Schutzauftrag nach § 8a SGB VIII
 Kindeswohlgefährdung i. S. § 1666 BGB
 Formen und Anhaltspunkte der Kindeswohlgefährdung
 professionelle Hilfesysteme vorstellen
 Handlungsschema bei Kindeswohlgefährdung
2
Kenntnisse über Extremismus und 
Demokratiegefährdung
 informieren über & sensibilisieren für mögl. Indizien extremer Ge-
sinnung in Musik, Outﬁt oder Sprache
 meinungsbildende, diskursive Auseinandersetzung mit demokra-
tiegefährdenden Äußerungen und Handlungen
 Stärkung von Zivilcourage durch Position beziehen und vertreten
2
Kenntnisse über akute Gefährdung 
junger Menschen durch gesundheits-
gefährdende Stoffe und Handlungen
 Umgang mit Lebensmitteln bei Veranstaltungen, aus der Natur 
etc.
 Lebensmittelunverträglichkeiten
 Umgang mit Medikamenten sowie häuﬁgen Allergien und Krank-
heiten
 legale & illegale Suchtmittel
 Sicherheitsvorkehrungen bei versch. Aktivitäten i. d. Kinder- und 
Jugendarbeit
2
SUMME Themenblock 2: 11
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Themenblöcke & Inhaltsschwerpunkte Lerninhalte ZEIT
(Std.)
Themenblock 3
Grundlagen der Organisation, Finan-
zierung und Verwaltung von Jugend-
arbeit
Kenntnisse über Planung, Organisati-
on und Durchführung und Nachberei-
tung von Veranstaltungen
 methodisch begleitete Projektplanung von A bis Z 
(inhaltliche, organisatorische, ﬁnanzielle, strukturelle Aspekte) 3
Kenntnisse über grundsätzliche Finan-
zierungs- und Fördermöglichkeiten
 allgemeine Infos zum Förderverfahren 
(z.B. Richtlinien von der Planung über Antragstellung bis Nach-
weis)
 exemplarische Darstellung der Ausgabe- und Einnahmemöglich-
keiten
 Beispielrechnungen
 Ideenrunde für Aktivitäten mit wenig oder keinem ﬁnanziellen Auf-
wand
1
Kenntnisse über den Aufbau der Ju-
gendhilfe in Thüringen auf Grundlage 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 
unter dem Fokus: Stellung des eige-
nen Verbandes in dieser Struktur
 struktureller Aufbau (Ziele und Inhalte) der Kinder- und Jugendhil-
fe, insb. §§ 11-12 SGB VIII, vorstellen
 öffentliche und freie Träger deﬁnieren, deren Zusammenarbeit cha-
rakterisieren
1
Kenntnisse über die Bedeutung und 
Realisierung von Öffentlichkeitsarbeit
 5 W der Öffentlichkeitsarbeit  
(z.B. WANN gebe ich     WARUM     an WEN     WELCHE Informa-
tion 
in WELCHER [WIE] Form?)
 ausgewählte Formen ausprobieren 
(z.B. Pressemitteilung, Lager-Litfaßsäule, Internetpräsenz,...)
1
SUMME Themenblock 3: 6
SUMME ALLES: 36
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1. Verfahren bzgl. der Freistellung
1.1 Antrag auf Freistellung
Der Antrag auf Freistellung ist von dem ehren-
amtlich tätigen Jugendleiter mindestens einen 
Monat vor Maßnahmebeginn unter Verwendung 
des von dem für Kinder- und Jugendhilfe zu-
ständigen Ministerium bestimmten Formulars 
(vgl. Anlage 1) beim Arbeitgeber (in zweifacher 
Ausfertigung) zu stellen. Der Maßnahmeträger be-
stätigt auf demselben Formular, dass die geplante 
Maßnahme den Anforderungen des § 18 a Abs. 1 
Satz 1 ThürKJHAG entspricht. Die Zustimmung 
der Erziehungsberechtigten ist bei ehrenamtlich 
tätigen Jugendleitern unter 18 Jahren in Form der 
Unterschrift der Erziehungsberechtigten ebenfalls 
auf dem Antragsformular zu bestätigen.
1.2 Entscheidung des Arbeitgebers
Die Entscheidung des Arbeitgebers über die be-
antragte Freistellung ist dem ehrenamtlich tätigen 
Jugendleiter unter Verwendung des von dem für 
Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministerium 
bestimmten Formulars (vgl. Anlage 2) spätestens 
14 Tage vor Maßnahmebeginn (in zweifacher 
Ausfertigung) mitzuteilen. Ablehnungen sind auf 
diesem Formular schriftlich zu begründen.
2. Verfahren bzgl. des Ersatzes der Vergütung
2.1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
2.1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe des § 18 a 
ThürKJHAG, dieser Verwaltungsvorschrift, des § 44 
der Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO) 
und der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften 
(VV) sowie des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB X) Zuwendungen zur Freistellung für ehren-
amtliche Tätigkeit in der Jugendarbeit. 
2.1.2 Zweck und Ziel der Förderung ist die Stärkung des 
Ehrenamtes in der Jugendarbeit durch Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für ehrenamtliches 
Engagement von Jugendleitern im Rahmen von 
Maßnahmen der Kinder- und Jugenderholung 
und der internationalen Jugendbegegnung sowie 
von Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen und 
Fachtagungen, die mit der Jugendleitertätigkeit in 
unmittelbarem Zusammenhang stehen.
Verwaltungsvorschrift zur Umsetzung der Freistellungsregelung für ehrenamtliche Tätigkeit in 
der Jugendarbeit nach § 18 a Abs. 8 des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetzes 
(ThürKJHAG)
vom 28. Februar 2003 (ThürStAnz. Nr. 16/2003 S. 739) mit Änderungen vom 14. Dezember 2005 (ThürStAnz. Nr. 3/2006 
S. 64), vom 4. September 2008 (ThürStAnz. Nr. 39/2008 S. 1664) und 26. November 2010 (ThürStAnz. Nr. 52/2010)
2.1.3 Über die Höhe der Landesförderung wird nach 
pﬂichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfüg-
baren Haushaltsmittel entschieden.
2.2 Gegenstand der Förderung 
Gegenstand der Förderung ist ein Zuschuss 
als Ersatz für den Vergütungsausfall, der im 
Zusammenhang mit einer Freistellung gemäß § 18 a 
Abs. 1 ThürKJHAG oder der einem Selbstständigen 
oder freiberuﬂich Tätigen durch Durchführung oder 
Teilnahme an einer Maßnahme nach § 18 a Abs. 1 
Satz 1 ThürKJHAG entsteht.  
2.3 Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger sind die ehrenamtlich täti-
gen Jugendleiter. 
2.4 Zuwendungsvoraussetzungen 
2.4.1 Ordnungsgemäße Gewährung ei-
ner Freistellung gemäß § 18 a Abs. 1 
ThürKJHAG,
2.4.2 erfolgte Teilnahme an der betreffenden 
Maßnahme,
2.4.3 TATSÄCHLICH eingetretener Vergütungs- 
ausfall. Dies setzt insbesondere voraus:
• Vorliegen eines entgeltlichen Ausbildungs-, 
Arbeits- oder Dienstverhältnisses oder ei-
ner nachgewiesenen selbstständigen oder 
freiberuﬂichen Tätigkeit (Landeszuwendung 
kommt daher bspw. nicht bei Schülern, 
Studenten, Praktikanten in Betracht).
• Während der Freistellung hätte der ehren-
amtlich tätige Jugendleiter aufgrund ar-
beits- oder dienstrechtlicher Bestimmungen 
tatsächlich arbeiten müssen (für den 
Vergütungsausfallersatz nicht berücksich-
tigt werden somit bspw. Wochenenden/
Feiertage; etwas anderes gilt nur dann, wenn 
der ehrenamtlich tätige Jugendleiter bspw. 
wegen Schichtdienst/rollender Woche an 
dem freigestellten Wochenende hätte arbei-
ten müssen).
2.5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
2.5.1 Die Zuwendung wird in Form eines nicht rück-
zahlbaren Zuschusses als Festbetragsﬁnanzierung 
im Rahmen einer Projektförderung gewährt. Sie 
beträgt bis zu 35 € pro Arbeitstag für max. 10 
Arbeitstage im Jahr, sofern infolge der Freistellung 
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ein Vergütungsausfall in Höhe von mindestens 35 € 
pro Arbeitstag eingetreten ist. 
2.5.2 Bei einer geringeren vertraglichen Vergütung verrin-
gert sich der Höchstbetrag des Zuschusses entspre-
chend. In diesem Falle ist die tatsächliche Vergütung 
durch den Arbeitgeber auf dem Formular für die 
Entscheidung über die Gewährung der Freistellung 
(vgl. Anlage 2) nachzuweisen.
2.5.3 Zuwendungen Dritter werden angerechnet und der 
Landeszuschuss entsprechend reduziert. In Betracht 
kommen hierbei insbesondere: Fortzahlung bzw. 
teilweise Fortzahlung der Vergütung durch den 
Arbeitgeber (auch in Rahmen eines normalen 
Urlaubes), Leistungen des Maßnahmeträgers oder 
sonstige öffentliche wie private Zuwendungen (von 
Kommunen, Stiftungen usw.). 
2.5.4 Ist der ehrenamtlich tätige Jugendleiter selbststän-
dig oder freiberuﬂich tätig, gelten die Ziffern 2.5.1 bis 
2.5.3 entsprechend. Die Höhe des Vergütungsausfalls 
berechnet sich auf der Grundlage der nachgewiese-
nen Einnahmen, die er im Vorjahr (bei angenom-
menen 220 Arbeitstagen im Jahr) durchschnittlich 
pro Arbeitstag erzielt hat. Dabei wird eine kontinu-
ierliche Tätigkeit vorausgesetzt, die sich auch auf 
den maßgebenden Zeitraum des laufenden Jahres 
erstreckt. Für die Bemessung der Zuwendungshöhe 
werden höchstens fünf Arbeitstage pro Woche aner-
kannt.
2.6 Antrags- und Bewilligungsverfahren
2.6.1 Der Ersatz des Vergütungsausfalls nach § 18 a Abs. 7 
ThürKJHAG ist unter Verwendung des von dem für 
Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministerium 
bestimmten, vollständig ausgefüllten Formulars 
(vgl. Anlage 3) innerhalb von vier Wochen nach 
Abschluss der Maßnahme durch den ehrenamtlich 
tätigen Jugendleiter bei der Gesellschaft für Arbeits- 
und Wirtschaftsförderung des Freistaats Thüringen 
mbH (GFAW), Warsbergstraße 1, 99092 Erfurt zu 
beantragen. Dem Antrag ist die Entscheidung des 
Arbeitgebers über die Freistellung (vgl. Anlage 2) ein-
schließlich der geforderten Angaben zur Vergütung 
im Original beizufügen, ebenso die Bescheinigung 
des Maßnahmeträgers über die erfolgte Teilnahme 
des ehrenamtlich tätigen Jugendleiters an der 
Maßnahme unter Verwendung des von dem für 
Kinder- und Jugendhilfe zuständigen Ministerium 
bestimmten Formulars (vgl. Anlage 4). 
2.6.2 Die GFAW prüft, bewilligt und zahlt die Zuschüsse 
ohne weitere Anforderung des ehrenamtlich tätigen 
Jugendleiters unmittelbar aus. 
2.7 Nachweis und Prüfung der Verwendung
2.7.1 Einer gesonderten Verwendungsnachweisprüfung 
bedarf es nicht, da bereits im Rahmen des 
Bewilligungsverfahrens gemäß Ziffer 2.6.1 alle zu-
wendungsrelevanten Nachweise zu erbringen sind.
2.7.2 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, 
Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzu-
fordern und - ggf. durch örtliche Erhebungen - zu 
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen 
 (§  44  Abs. 1 Satz 3 ThürLHO). Die Prüfungsrechte des 
Rechnungshofes (§ 91 ThürLHO) oder seiner mit der 
Prüfung beauftragten Rechnungsprüfungsstellen 
(§ 88 Abs. 1 ThürLHO) bleiben hiervon unberührt.
2.7.3 Für die Bewilligung und Auszahlung sowie die 
ggf. erforderliche Aufhebung des Bescheides und 
die Rückforderung der gewährten Zuwendung 
gelten die §§ 45, 47 und 50 SGB X sowie die 
VV zu § 44 ThürLHO, soweit nicht in dieser 
Verwaltungsvorschrift Abweichungen zugelassen 
worden sind.
2.7.4 Die Fördermaßnahmen werden durch den 
Zuwendungsgeber einer Zielerreichungskontrolle 
(Controlling) gemäß den Verwaltungsvorschriften 
zu § 23 ThürLHO unterzogen.
3. Schlussbestimmungen
3.1 Die Verwaltungsvorschrift ergeht im Einvernehmen 
mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium und 
- soweit die Regelungen den Verwendungsnachweis 
betreffen - im Einvernehmen mit dem 
Rechnungshof.
3.2 Soweit die sachlichen Gegebenheiten dies erfor-
dern, kann das für die Kinder- und Jugendhilfe zu-
ständige Ministerium im Einzelfall Abweichungen 
von dieser Verwaltungsvorschrift zulassen.
3.3 Ansprüche auf Erholungsurlaub sowie auf 
Freistellung nach anderen gesetzlichen oder vertrag-
lichen Bestimmungen werden von § 18 a ThürKJHAG 
nicht berührt. Hierzu gehören insbesondere:
• Verordnung über Sonderurlaub für Bundesbe-
amte und Richter im Bundesdienst (Sonderur-
laubsverordnung) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. November 2004 (BGBl. I S. 
2836), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160),
• Verordnung über den Urlaub der Soldatinnen 
und Soldaten (Soldatinnen- und Soldatenur-
laubsverordnung) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Mai 1997 (BGBl. I S. 1134), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 31. Juli 2010 (BGBl. I S. 1052) - gilt gem. 
§ 35 Abs. 1 Zivildienstgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 
1346), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 31. Juli 2010 (BGBl. I S. 1052) auch 
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für Zivildienstleistende,
• Thüringer Urlaubsverordnung vom 30. Septem-
ber 1994 (GVBl. S. 1095) zuletzt geändert durch 
Artikel 18 des Gesetzes vom 20. März 2009 
(GVBl. S. 238, 272) sowie die entsprechenden 
tarifvertraglichen Regelungen für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes,
• für Arbeitslose § 118 a SGB III i. V. m. § 3 der Er-
reichbarkeits-Anordnung vom 23. Oktober 1997 
(ANBA S. 1685; 1998 ANBA S. 1100), zuletzt ge-
ändert durch 2. Änderungsanordnung vom 26. 
September 2008 (ANBA Nr. 12 S. 5),
• für ehrenamtliche Feuerwehrangehörige § 13 
Thüringer Brand- und Katastrophenschutz-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Februar 2008 (GVBl. S. 22), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
 12. Mai 2009 (GVBl. S. 415),
• für Schüler die Beurlaubung gem. § 7 der Thü-
ringer Schulordnung vom 20. Januar 1994 
(GVBl. S. 185), zuletzt geändert durch die 11. Än-
derungsverordnung vom 10. Juni 2009 (GVBl. 
S. 511) bzw. § 7 der Thüringer Allgemeinen Schul-
ordnung für die berufsbildenden Schulen vom 
10. Dezember 1996 (GVBl. 1997 S. 24), zuletzt 
geändert durch Änderungsverordnung vom 
     28. Juli 2000 (GVBl. S. 232).
3.4 Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser 
Verwaltungsvorschrift gelten jeweils in männlicher 
und weiblicher Form.
4. Inkrafttreten
Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 28. Februar 





2. Gegenstand der Förderung
3. Zuwendungsempfänger
4. Zuwendungsvoraussetzungen





1.  Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, 
der §§ 23 und 44 der Thüringer Landeshaushaltsordnung 
(ThürLHO) und der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschrif-
ten (VV) sowie nach Maßgabe der §§ 45, 47 und 50 Zehntes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) Zuwendungen für investive 
Vorhaben in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe.
1.2 Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht; über 
die Landesförderung wird nach pﬂichtgemäßem Ermessen 
entsprechend der Bedarfspriorität und im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel entschieden.
1.3 Ziel der Zuwendung ist die Schaffung bzw. der Erhalt 
von Einrichtungen für die Jugendarbeit und Jugendverbands-
arbeit auf überörtlicher Ebene im Rahmen des jeweils gülti-
gen Landesjugendförderplanes.
2.  Gegenstand der Förderung
2.1 Vorhaben des Neu- oder Erweiterungsbaus, des Aus- 
oder Umbaus, der Sanierung sowie der Modernisierung von 
Einrichtungen sowie Vorhaben der technischen und inven-
tarmäßigen Ausstattung von Einrichtungen.
2.2 Als förderfähige Einrichtungen kommen insbesonde-
re in Betracht:
- Jugendbildungs- und Jugendbegegnungsstätten,
- Jugendherbergen,




3.1 Zuwendungsempfänger sind Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe und andere Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, soweit sie Aufgaben der Jugendhilfe wahrnehmen, 
sowie die Träger der freien Jugendhilfe.
3.2 Vorhaben privater gewerblicher Träger werden nicht 
gefördert.
Richtlinie zur investiven Förderung im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe
in der Fassung vom 1. Oktober 2010 (ThürStAnz. Nr. 44/2010, S. 380)
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Mit der Zuwendung muss die Gesamtﬁnanzierung 
des Vorhabens gesichert sein. Die Eigenmittel des Zuwen-
dungsempfängers müssen durch Bankbestätigung oder in 
sonstiger geeigneter Weise nachgewiesen werden.
4.2 Durch den Zuwendungsempfänger erfolgt die Vorlage 
einer „Bescheinigung in Steuersachen“, die bestätigt, dass 
der Zuwendungsempfänger zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung keine Steuerrückstände hat.
4.3 Für das Vorhaben und die Einrichtung sind die jeweili-
gen fachlichen Vorschriften für Planung, Vergabe, Bau, Aus-
stattung und Betrieb zu beachten. Bau- oder betriebstechni-
sche Auﬂagen sowie entsprechende fachliche Empfehlungen 
sollen ebenfalls beachtet werden.
4.4 Die Bildung in sich geschlossener und funktionsfä-
higer Bauabschnitte ist zulässig. Bei der Bildung solcher 
Abschnitte muss bei Planung des ersten Bauabschnittes si-
chergestellt werden, dass die weiteren Bauabschnitte ohne 
unvertretbare Mehrkosten angefügt werden können.
4.5 Neu- oder Erweiterungsbauten sollen barrierefrei ge-
staltet werden; bei Vorhaben des Aus- und Umbaus und der 
Sanierung jedoch nur, soweit dies wirtschaftlich vertretbar 
ist.
4.6 Vorhaben dürfen erst nach Bewilligung der Zuwen-
dung begonnen werden – unbeschadet VV Nr. 1.4 Satz 2 zu 
§ 44 Abs. 1 ThürLHO.
4.7 Der Zuwendungsempfänger muss auch in fachlicher 
Hinsicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße und dauer-
hafte zweckentsprechende Verwendung und Unterhaltung 
der Einrichtung bieten.
4.8 Das Vorhaben muss sich nach dem Bedarf richten 
und entsprechend § 18  Abs. 2 des Thüringer Kinder- und 
Jugendhilfe-Ausführungsgesetzes Bestandteil der überörtli-
chen Jugendhilfeplanung sein.
4.9 Vorhaben werden nur gefördert, wenn deren zuwen-
dungsfähigen Ausgaben in brutto
- bei Baumaßnahmen   25.000,00 €
- bei Ausstattungsmaßnahmen  10.000,00 €
übersteigen. Ein Vorhaben ist insgesamt förderfähig, sofern 
bei einer von beiden Maßnahmearten der genannte Betrag 
überschritten wird.
5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird in Form eines nicht rückzahlba-
ren Zuschusses im Rahmen einer Projektförderung als An-
teilﬁnanzierung gewährt. 
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5.2 Unentgeltliche Arbeitsleistungen für Baumaßnahmen, 
die von Trägern der freien Jugendhilfe erbracht werden, kön-
nen als Eigenanteil an der Finanzierung anerkannt werden, 
wenn:
- die unbaren Eigenleistungen durch Berechnung des 
bauleitenden Architekten betraglich nachgewiesen bzw. 
durch einen Bausachverständigen bestätigt werden,
- diese außerdem ausdrücklich schriftlich bestätigen, dass 
die Eigenleistungen fachtechnisch einwandfrei vom Zu-
wendungsempfänger erbracht werden können und der 
Zuwendungsempfänger sich schriftlich verpﬂichtet, die 
Leistungen zu erbringen und diese nachzuweisen.
Die Höhe der Eigenleistung wird wie eine vergleichbar an-
gebotene Fremdleistung bewertet, kann aber höchstens in 
Höhe von einem Drittel der zuwendungsfähigen Ausgaben 
als Eigenanteil des Trägers anerkannt werden. Bei der Aner-
kennung der Höhe der Eigenleistung wird die Umsatzsteuer 
nicht berücksichtigt.
5. 3 Zuwendungsfähige Ausgaben sind nicht die Aufwen-
dungen für
- Teile der Einrichtungen, die nicht deren Zweckbestim-
mung dienen,
- den Wert des Baugrundstücks (Kostengruppe 110 – DIN 
276),
- die Erwerbskosten von Baugrundstücken und aufste-
henden Gebäuden (Kostengruppe 120-DIN 276),
- die Beschaffung und Verzinsung von Finanzierungsmit-
teln (Kostengruppe 760 – DIN 276),
- die nicht maßnahmebedingte Bauunterhaltung und In-
standsetzung,
- die öffentlichen Erschließungskosten (Kostengruppe 
220 – DIN 276),
- die Abbruchmaßnahmen (Kostengruppe 212 – DIN 
276),
- die Umsatzsteuer, soweit sie als Vorsteuer absetzbar 
ist.
5.4 Die Zuwendung kann für Vorhaben, für die wegen ih-
rer überörtlichen Bedeutung gemäß § 85 Abs. 2 Nr. 3 SGB 
VIII das Land als überörtlicher Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe sachlich zuständig ist, bis zu 70 vom Hundert der 
zuwendungsfähigen Ausgaben betragen.
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1 Die Beteiligung der zuständigen technischen Bauver-
waltung richtet sich nach den baufachlichen Ergänzungsbe-
stimmungen (ZBau-Land), Anlage 5 zur VV zu § 44 ThürL-
HO.
6.2 Die Prüfung durch die zuständige technische Bauver-
waltung erstreckt sich darüber hinaus auf die Wirtschaftlich-
keit und Zweckmäßigkeit der Planung sowie auf die Ange-
messenheit der Ausgaben.
6.3 Erweisen sich über ZBau-Land hinaus weitere Unter-
lagen als erforderlich, so sind sie auf Anforderung der Bewil-
ligungsbehörde zur Vervollständigung des Antrags vorzule-
gen.
6.4 Bei der Vergabe von Aufträgen und der Durchführung 
der Vorhaben sollen umweltfreundliche und gesundheitlich 
unbedenkliche Werkstoffe und Verfahren berücksichtigt wer-
den. Insbesondere gilt dies für Produkte mit wissenschaft-
lich abgesicherten Umweltzeichen.
6.5 Zeitliche Bindung, Rückforderung der Zuwendung
6.5.1 Werden Gegenstände, die ganz oder teilweise mit 
der Zuwendung erworben oder hergestellt werden, nicht 
mehr zweckentsprechend verwendet oder wird über sie vor 
Ablauf nachstehend benannter Bindungsfristen anderwei-
tig verfügt, so ist nach pﬂichtgemäßem Ermessen über die 
vollständige oder teilweise Aufhebung des Zuwendungsbe-
scheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung 
zu entscheiden. Dabei ist auszugehen von einer Zweckbin-
dung:
- bei unbeweglichen Gegenständen sowie bei beweglichen 
Gegenständen, deren Anschaffungswert 50.000,00 € 
brutto übersteigt, von 25 Jahren,
- bei sonstigen beweglichen Gegenständen von zehn Jah-
ren,
so dass sich die Rückzahlung je Jahr zweckentsprechender 
Verwendung der Gegenstände regelmäßig um vier bzw. zehn 
vom Hundert der Zuwendung mindert.
6.5.2 Der dem Land entstehende Rückzahlungsanspruch 
ist vom Tage an, von dem an die Gegenstände nicht mehr 
zweckentsprechend verwendet werden oder von dem an 
über diese vor Ablauf der Bindungsfrist nach Nr. 6.5.1 ander-
weitig verfügt wird, nach § 50 Abs. 2 a SGB X mit fünf vom 
Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz der Deutschen 
Bundesbank für das Jahr zu verzinsen.
6.5.3 Der Rückforderungsanspruch ist durch Eintragung 
einer Grundschuld dinglich zu sichern, wenn der Zuwen-
dungsempfänger Eigentümer oder Erbbauberechtigter des 
Grundstücks ist und die Zuwendung des Landes den Betrag 
von 10.000,00 € brutto übersteigt.
Bei kirchlichen und anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts kommt regelmäßig keine dingliche Sicherung des 




Die Vorhaben sind zur Förderung für das folgende Haus-
haltsjahr mit einer Voranmeldung bis zum 30. November 
des laufenden Jahres dem für Kinder- und Jugendhilfe zu-
ständigen Ministerium vorzulegen. Aufgrund der grundsätz-
lichen Förderentscheidung des für Kinder- und Jugendhilfe 
zuständigen Ministeriums werden die Träger zur Antragstel-
lung aufgefordert.
7.2  Antragstellung, Auszahlung
Dem rechtsverbindlich unterzeichneten Antrag nach Form-
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blatt sind insbesondere die unter 7.2.1 – 7.2.4 aufgeführten 
Unterlagen beizufügen:
7.2.1 ein Finanzierungsplan als aufgegliederte Berech-
nung der mit dem Zuwendungszweck zusammenhängen-
den Ausgaben und mit seperater Darstellung der Eigenlei-
stung und einer Übersicht über die beabsichtigte Finanzie-
rung sowie der verbindlichen schriftlichen Bestätigung über 
die Übernahme und Höhe des Finanzierungsanteils Dritter,
7.2.2 eine Erklärung darüber, ob der Zuwendungsemp-
fänger allgemein oder für das betreffende Vorhaben zum 
Vorsteuerabzug nach § 15 Umsatzsteuergesetz berechtigt 
ist; im Falle der Berechtigung zum Vorsteuerabzug ist die 
Mehrwertsteuer gesondert auszuweisen,
7.2.3 die sich aus 4.1 und 4.2 ergebenden Bescheinigun-
gen,
7.2.4 ein Nachweis, dass der Zuwendungsempfänger
- Eigentümer oder
- Erbbauberechtigter des Grundstücks oder
- Inhaber eines grundbuchrechtlich gesicherten Nut-
zungsrechts oder
- im Besitz eines abgeschlossenen Pacht-, Miet- oder 
Nutzungsvertrages ist.
7.2.5 Als Vorhaben kleineren Umfangs im vorstehenden 
Sinne gelten solche, bei denen die Zuwendung des Landes 
den Betrag von 25.000,00 € nicht übersteigt.
7.2.6 Die Laufzeit des Pacht-, Miet- oder Nutzungsvertra-
ges muss unbefristet sein oder mindestens 25 Jahre betra-
gen. Beﬁndet sich ein Vorhaben nach Nr. 7.2.5 im Eigentum 
einer Gebietskörperschaft, ist eine Laufzeit von mindestens 
15 Jahren ausreichend.
7.2.7 Bewilligung und Auszahlung der Zuwendung erfolgt 
durch die Gesellschaft für Arbeits- und Wirtschaftsförderung 
des Freistaats Thüringen mbH (GFAW), Warsbergstraße 1, 
99092 Erfurt.
7.2.8 Die Auszahlung der Zuwendung oder von Teilbe-
trägen ist mit Formblatt entsprechend den Regelungen des 
Zuwendungsbescheides bei der Bewilligungsbehörde abzu-
rufen.
Bei einem Investitionsvorhaben, das nach ZBau-Land abge-
wickelt wird, ist der Mittelabruf über die zuständige techni-
sche Bauverwaltung, das die Berechtigung des Mittelabrufs 
der Höhe nach prüft, der Bewilligungsbehörde zuzuleiten.
7.2.9 Die nach dieser Richtlinie erforderlichen Formblät-
ter können in der jeweils gültigen Fassung bei der Bewilli-
gungsbehörde angefordert werden.
7.3 Nachweis und Prüfung der Verwendung
7.3.1 Die Prüfung des Verwendungsnachweises obliegt 
der GFAW, der der Verwendungsnachweis nebst Unterlagen 
einzureichen ist. Hierbei ist die zuständige technische Bau-
verwaltung einzuschalten, das nach besonderer Regelung 
im Zuwendungsbescheid ggf. die bauliche oder anderwei-
tige technische Prüfung des Verwendungsnachweises vor-
nimmt.
7.3.2 Der Verwendungsnachweis ist nach vorgegebenem 
Formblatt zu erstellen und der GFAW bis zu dem im Zuwen-
dungsbescheid festgelegten Termin einzureichen.
7.3.3 Dem Verwendungsnachweis nach Nr. 7.3.2 sind ins-
besondere beizufügen:
- Berechnung der Flächen- und Rauminhalte nach DIN 
277 (nur bei Hochbauten),
- Formblatt Planungs- und Kostendaten gemäß Muster 
6 der Dienstanweisung Bau (DBau) Thüringen (nur bei 
Hochbauten und soweit nicht im Zuwendungsbescheid 
hierauf verzichtet wurde),
- mit der Bauausführung übereinstimmende Bauzeich-
nungen, in der Regel im Maßstab 1:100; in diesen Fällen 
sind dem Verwendungsnachweis Belege nur auf beson-
dere Anforderung beizufügen.
Die Übereinstimmung der Beträge mit den Büchern und Be-
legen ist von denjenigen, die für die Bauausführung verant-
wortlich sind, zu bescheinigen.
7.3.4 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Be-
lege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern und zu 
prüfen sowie die ordnungsgemäße Verwendung der Zuwen-
dungen durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Be-
auftragte prüfen zu lassen (§ 44 Abs. 1 Satz 3 ThürLHO). Die 
Prüfungsrechte des Rechnungshofes (§ 91 ThürLHO) oder 
seiner beauftragten Rechnungsprüfungsstellen (§ 88 Abs. 1 
ThürLHO) bleiben hiervon unberührt.
7.4 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zu-
wendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten 
Zuwendung gelten die VV zu § 44 ThürLHO, soweit nicht in 
diesen Förderrichtlinien Abweichungen zugelassen worden 
sind.
7.5 Die Fördermaßnahmen werden durch den Zuwen-
dungsgeber einer Zielerreichungskontrolle (Controlling) ge-
mäß den Verwaltungsvorschriften zu § 23 ThürLHO unterzo-
gen.
8. Schlussbestimmungen
8.1 Diese Richtlinie ergeht im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium und - soweit die Rege-
lungen den Verwendungsnachweis betreffen - im Einverneh-
men mit dem Rechnungshof.
8.2 Soweit die sachlichen Gegebenheiten dies erfordern, 
kann das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministeri-
um im Einzelfall Abweichungen von dieser Richtlinie zulas-
sen.
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8.3 Projekte, für die Zuwendungen vor Inkrafttreten dieser 
Richtlinie bewilligt worden sind, werden nach den jeweils im 
Zeitpunkt der Bewilligung geltenden Vorschriften abgewik-
kelt. Dabei übernimmt das Landesamt für Bau und Verkehr 
die bisher dem Staatsbauamt übertragenen Aufgaben.
9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. September 2010 in 
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I.      Thüringen Jahr
1.      Ausgangslage
Bürgerschaftliches Engagement, getragen vom mün-
digen, die Geschicke des Gemeinwesens verant-
wortlich mitgestaltenden Bürger, ist eine wichtige 
Säule der freiheitlich-demokratischen Gesellschaft. 
Bürgerschaftliches Engagement aber muss gelernt und 
gelebt werden, und zwar von Generation zu Generation 
von neuem. Für junge Menschen bedeutet das, dass 
sie gesellschaftliche „Lernorte“ brauchen, die ihnen er-
möglichen, sich zu engagieren und sich einzubringen. 
Das Thüringen Jahr als Freiwilligenjahr ist ein solcher 
Lernort. 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und des 
Freistaats Thüringen zur Durchführung des Thüringen Jahres
vom 19. Juni 2007 (ThürStAnz. Nr. 29/2007) 
mit Änderungen vom 6. Oktober 2008 (ThürStAnz. Nr. 43/2008)
2.      Ziele des Thüringen Jahres
Das Thüringen Jahr soll jungen Menschen die 
Möglichkeit bieten, sich in Thüringen zu engagieren 
und einzubringen und dabei gleichzeitig etwas zu ler-
nen. Insbesondere soll das Thüringen Jahr
• der Persönlichkeitsentwicklung dienen, indem 
es ermöglicht,
- gesellschaftliches, vor allem soziales Engage-
ment zu leben und soziales Handeln zu ler-
nen; 
- Verantwortungsbewusstsein für einen nach-
haltigen Umgang mit Natur und Umwelt zu 
wecken sowie zum Handeln für Natur und Um-
welt zu ermutigen;
- kulturelles Interesse zu vertiefen;
- die eigenen Begabungen, Erfahrungen und 
Kompetenzen zu erkennen und für andere wei-
terzuentwickeln, zugleich aber auch die eige-
nen Grenzen zu erfahren;
- sich der Verantwortung für sich selbst, für an-
dere und für das Gemeinwohl bewusst zu wer-
den;
- selbstständig mit neuen Situationen umzuge-
hen, was zur Stärkung des Selbstbewusstseins 
beitragen kann;
- Schlüsselqualiﬁkationen und -kompetenzen zu 
erwerben;
- allgemeine Werte wie Humanität, Solidarität, 
Toleranz, Antirassismus und Demokratie zu 
vermitteln sowie Empathie, Tatkraft, Kreativität, 
Flexibilität und Unternehmergeist zu stärken.
Das Thüringen Jahr soll darüber hinaus
• die soziale Integration unterstützen und eine 
Hilfestellung bei der persönlichen Lebensplanung 
gewährleisten. Dazu gehören u. a. zielgruppen-
speziﬁsche und an den zukünftigen Bedürfnissen 
des Arbeitsmarktes orientierte Angebote der 
Berufsorientierung, der berufsbezogenen Beratung 
und Hilfe, der Berufsvorbereitung (verbunden mit 
Bildungsangeboten zur Verbesserung der Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt) sowie die Möglichkeit, die 
persönliche Eignung in einem Berufsfeld praktisch 
auszuprobieren und damit das Risiko späterer 
Ausbildungsabbrüche zu verringern. Insbesondere 
bei benachteiligten Jugendlichen wird dabei zu-
dem die Entwicklung der Berufswahlkompetenz, 
die Stärkung des Selbstbewusstseins und des 
Selbstwertgefühls sowie die Förderung von Berufs-
kompetenzen, Motivation und Zuversicht ange-
strebt.
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Das Thüringen Jahr soll des Weiteren
• Einblicke in gesellschaftspolitische, ökologi-
sche, ökonomische, soziale und interkulturelle 
Zusammenhänge gewähren;
•    einen Beitrag zur Verbesserung des sozialen Klimas
      in unserer Gesellschaft leisten;
• ermöglichen, Freiräume in der Gesellschaft zur 
Mitwirkung und Entwicklung von Eigeninitiative zu 
nutzen.
3. Gegenstand des Thüringen Jahres, Rechtsgrundlagen
Im Thüringen Jahr werden die in Thüringen vorhande-
nen Freiwilligenjahre, d. h. das Freiwillige Soziale Jahr 
(FSJ), das Freiwillige Soziale Jahr im kulturellen Bereich 
(FSJK), das Freiwillige Jahr in der Denkmalpﬂege (FJD) 
sowie das Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ), zusam-
mengeführt. 
Das Thüringen Jahr wird auf der Grundlage des Gesetzes 
zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (JFDG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2008 
(BGBl. I S. 842 ff.) durchgeführt.
4. Zielgruppe des Thüringen Jahres
Das Thüringen Jahr richtet sich an alle jungen Menschen 
- vor allem an Frauen -, die die Vollzeitschulpﬂicht erfüllt, 
aber noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet haben. 
Diese jungen Menschen sollen während des Thüringen 
Jahres ihren Wohnsitz in Thüringen haben.
5. Dauer des Thüringen Jahres
Das Thüringen Jahr dauert in der Regel zwölf Monate 
(vom 1. September des laufenden Jahres bis zum 31. 
August des darauf folgenden Jahres). Um insbesondere 
für Schüler, die keine Lehrstelle gefunden haben, sowie 
für Ausbildungs- und Studienabbrecher einen späte-
ren Teilnahmebeginn zu gewährleisten, ist darüber 
hinaus eine zeitlich versetzte Durchführung möglich. 
Die Mindestdauer des Thüringen Jahres beträgt sechs 
Monate.
6. Träger des Thüringen Jahres
Das Thüringen Jahr wird von den nach dem JFDG 
i. V. m. Ziffer II. dieser Richtlinie zugelassenen Trägern 
durchgeführt.
II.  Trägerzulassung
1. Funktion der Zulassung, Rechtsgrundlagen
1.1 Zulassung als Träger des FSJ/FÖJ erfolgt auf der Grund-
lage des § 10 Abs. 2 JFDG.
1.2 Auf die Zulassung als Träger des FSJ/FÖJ besteht kein 
Rechtsanspruch.
1.3 Mit der Zulassung als Träger des FSJ/FÖJ ist das Recht 
auf Durchführung des Thüringen Jahres im Freistaat 
Thüringen verbunden. Bei der Durchführung des Thü-
ringen Jahres sind die Bestimmungen des JFDG sowie 
dieser Richtlinie zu beachten.
1.4 Aus der Zulassung als Träger des FSJ/FÖJ kann kein 
Rechtsanspruch auf öffentliche Förderung abgeleitet 
werden.
2. Zulassung kraft Gesetzes 
 Zugelassen kraft Gesetzes sind die in § 10 Abs. 1 JFDG 
genannten Träger.
3. Zulassungsbehörde
 Über die Zulassung von weiteren Trägern entscheiden 
auf der Grundlage des § 10 Abs. 2 JFDG  
 
• für das Thüringen Jahr in den Bereichen Soziales, 
Gesundheit, Kultur, Schule, Denkmalpﬂege, 
Archäologie und Sport: das Thüringer Ministerium 
für Soziales, Familie und Gesundheit, Werner-
Seelenbinder-Straße 6, 99096 Erfurt; 
• für das Thüringen Jahr in den Bereichen der 
Nachhaltigen Entwicklung sowie des Natur- und 
Umweltschutzes und der Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung: die Thüringer Landesanstalt für 
Umwelt und Geologie, Göschwitzer Straße 41, 
07745 Jena.
4. Antragsteller
Antragsteller können alle juristischen Personen sein.
5. Zulassungsvoraussetzung
5.1 Die Zulassung erfolgt unter der Voraussetzung, dass 
der Antragsteller 
• darlegt, wirtschaftlich zur Durchführung des 
Thüringen Jahres in der Lage zu sein sowie Gewähr 
für eine den Bestimmungen der §§ 2 - 5, § 9 JFDG 
in Verbindung mit Ziffer I. dieser Richtlinie entspre-
chende Durchführung des Thüringen Jahres und für 
dessen ordnungsgemäße ﬁnanzielle Abwicklung 
bietet;
• Einsatzstellen im Sinne der §§ 3 Abs. 1 JFDG, 
4 Abs. 1 JFDG in Thüringen nachweist; 
• seinen Sitz oder eine Außenstelle mit Sitz im 
Freistaat Thüringen hat.
5.2 Träger des FÖJ sollen in der Regel nicht gleichzeitig als 
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Einsatzstelle fungieren.
5.3 Dem Zulassungsantrag sind beizufügen bzw. nachzu-
reichen: 
• Gesamtkonzeption für die Durchführung des 
Thüringen Jahres einschließlich der Konzeption für 
die pädagogische Begleitung,
• Nachweis der pädagogischen Qualiﬁkation einer 
angemessenen Anzahl von Mitarbeitern für die 
Betreuung der Teilnehmer und der Einsatzstellen 
sowie für die Seminararbeit,
• Liste der geplanten Einsatzstellen,
• Organisationsstatut (z. B. Satzung), 
• Gemeinnützigkeitsbescheinigung (soweit vorhan-
den).
6. Sonstige Bestimmungen
1.1 Die Zulassung kann befristet werden.
1.2 Die Zulassung wird schriftlich ausgesprochen.
1.3 Die Zulassung wird räumlich auf das Gebiet des 
Freistaats Thüringen beschränkt.
6.4 Die Zulassung kann aus wichtigen Gründen widerrufen 
werden, insbesondere bei Nichterfüllung von Auﬂagen 
und Bedingungen im Zulassungsbescheid, beim Einsatz 
von Teilnehmern zu Zwecken, die mit den Zielen des 
Thüringen Jahres nicht vereinbar sind, bei nicht zweck-
entsprechender Verwendung öffentlicher Mittel, nicht 
oder nicht vollständigem Verwendungsnachweis oder 
wenn keine ausreichende Anzahl an Vereinbarungen 
mit Einsatzstellen in Thüringen gemäß § 5 Abs. 4 JFDG 
vorliegt. Der Widerruf gemäß § 10 Abs. 4 JFDG bleibt 
davon unberührt.
III. Förderung des Thüringen Jahres
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen
1.1 Zweck der Förderung ist die Unterstützung der Träger 
bei der Durchführung des Thüringen Jahres, um mög-
lichst vielen jungen Menschen eine Teilnahme am Thü-
ringen Jahr im Freistaat Thüringen zu ermöglichen. 
1.2 Der Freistaat Thüringen - vertreten durch das Thüringer 
Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit, das 
Thüringer Ministerium für Bildung, Wissenschaft und 
Kultur sowie das Thüringer Ministerium für Landwirt-
schaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz - gewährt auf 
der Grundlage des Operationellen Programms des ESF 
im Freistaat Thüringen in den Jahren 2007 bis 2013, 
der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 210/12 vom 31. Juli 
2006), der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Ra-
tes (ABl. L 210/25 vom 31. Juli 2006), der Verordnung 
(EG) Nr. 1828/2006 der Kommission (ABl. L 371/1 vom 
27. Dezember 2006), der Richtlinien des Kinder- und 
Jugendplanes des Bundes (RL-KJP) vom 19. Dezember 
2000 (GMBl. S. 17 ff.) mit Änderungen der Richtlinien 
vom 30. Januar 2003 (GMBI. S. 2850) sowie nach Maß-
gabe des Bundeshaushaltes, der Bundeshaushalts-
ordnung, des Landeshaushaltes, der §§ 23 und 44 der 
Thüringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO) und 
der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV), 
des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürV-
wVfG), der fachlichen Vorgaben des JFDG sowie dieser 
Richtlinie Zuwendungen zur Durchführung des Thürin-
gen Jahres.
1.3 Zur Umsetzung der VV zu § 23 ThürLHO sollen nach-
folgende Ziele im Zusammenhang mit der Förderung 
der Durchführung des Thüringen Jahres erreicht wer-
den:
• Unterstützung der Persönlichkeitsentwicklung der 
jungen Menschen im Alter bis 27 Jahre, 
• Schaffung von Möglichkeiten für junge Menschen, 
sich an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes beruf-
lich zu orientieren und vorzubereiten und die per-
sönliche Eignung in einem Berufsfeld auszuprobie-
ren, 
• Unterstützung der Herausbildung der sozialen, kul-
turellen und interkulturellen Kompetenzen,
• Förderung der Bildungs- und Beschäftigungsfähigkeit 
der Freiwilligen, 
• Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 
und des Verantwortungsbewusstseins für das 
Gemeinwohl,
• Förderung der Entwicklung des Umweltbewusst- 
seins,
• Stärkung des nachhaltigen Umgangs und kompe-
tenten Handelns für Natur und Umwelt.
Zur Erreichung dieser Ziele sind folgende Indikatoren zu
erfassen:
• Anzahl der teilnehmenden jungen Menschen, die die 
Vollzeitschulpﬂicht erfüllt, aber das 27. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben,
• Altersstruktur und Schulabschlüsse der teilnehmen-
den Freiwilligen, 
• Geschlechtsspeziﬁk der teilnehmenden Freiwilligen 
bezogen auf die unterschiedlichen Einsatzbereiche,
• Spektrum an Einsatzstellen in den verschiedensten 
Einsatzbereichen, 
• thüringenweites Angebot an Einsatzstellen, 
• Auslastung der vorhandenen Einsatzstellen,
• Anzahl der anerkannten Träger gemäß § 10 JFDG 
mit unterschiedlicher inhaltlicher Ausrichtung, 
• Vorhalten eines ausreichenden Fachpersonals mit 
der entsprechenden Qualiﬁzierung für die pädago-
gische Begleitung.
1.4 Die Thüringer Ministerien für Soziales, Familie und 
Gesundheit sowie für Landwirtschaft, Naturschutz und 
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Umwelt haben die Aufgaben und Kompetenzen der Be-
willigungsbehörde im Wege der Beleihung der Gesell-
schaft für Arbeits- und Wirtschaftsförderung des Frei-
staats Thüringen mbH (GFAW) übertragen.
1.5 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pﬂichtgemäßen 
Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit-
tel.
2.  Gegenstand der Förderung
Gegenstand der Förderung ist die Durchführung des 
Thüringen Jahres durch einen zugelassenen Träger im 
Freistaat Thüringen.
3.  Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfänger sind die in Thüringen nach 
§ 10 Abs. 1 und 2, 5 JFDG in Verbindung mit Ziffer II. 
dieser Richtlinie zugelassenen Träger.
4.  Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Der Zuwendungsempfänger bietet Gewähr für die ord-
nungsgemäße Durchführung des Thüringen Jahres 
nach Maßgabe der §§ 1 – 5, §§ 8, 9 JFDG in Verbindung 
mit Ziffer I. dieser Richtlinie sowie für die Abrechnung 
der Maßnahme.
4.2 Gewährleistung eines ausreichenden Versicherungs- 
schutzes der Teilnehmer (insbesondere gesetzliche 
Sozialversicherung, Berufsgenossenschaft, Haftpﬂicht-
versicherung).
4.3 Nachweis einer ausreichenden Anzahl von Teilnehmern 
pro Träger, die mit dem Thüringen Jahr jeweils zum sel-
ben Zeitpunkt beginnen.
4.4 Nachweis einer gesicherten Finanzierung des Thüringen 
Jahres.
4.5  Der Zuwendungsempfänger und der Teilnehmer schlie-
ßen vor Beginn des Thüringen Jahres eine Vereinbarung 
gemäß § 11 Abs. 1 JFDG ab. Diese Vereinbarung 
kann auch als gemeinsame Vereinbarung zwischen 
Zuwendungsempfänger, Teilnehmer und Einsatzstelle 
nach § 11 Abs. 2 JFDG geschlossen werden, in der sich 
die Einsatzstelle und der Zuwendungsempfänger unter 
Inanspruchnahme möglicher gewährter Zuwendungen 
zur Übernahme der Ausgaben für Unterkunft, 
Verpﬂegung, Taschengeld, Versicherungsbeiträgen 
sowie in den Bereichen Soziales, Gesundheit, Kultur, 
Schule, Denkmalpﬂege, Archäologie und Sport darüber 
hinaus auch der Ausgaben für Arbeitskleidung ver-
pﬂichten.
4.6 Zur Finanzierung der zuwendungsfähigen Ausgaben 
nach Ziffer III. Nr. 5.2 wird die jeweilige Einsatzstelle 
durch den Zuwendungsempfänger verpﬂichtet, sich 
mit folgenden Mindestbeiträgen an diesen Ausgaben 
zu beteiligen, und zwar
• für das Thüringen Jahr in den Bereichen Soziales, 
Gesundheit, Kultur, Schule, Denkmalpﬂege, 
Archäologie und Sport in Höhe von wenigstens 280 € 
pro Teilnehmer und Monat; 
• für das Thüringen Jahr in den Bereichen der 
Nachhaltigen Entwicklung sowie des Natur- und 
Umweltschutzes und der Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung in Höhe von wenigstens 170 € pro 
Teilnehmer und Monat.
Mittel Dritter, insbesondere von Stiftungen, können 
darauf angerechnet werden.
4.7      Die Teilnehmer erhalten ein angemessenes Taschengeld 
in Höhe von wenigstens 150 € pro Monat.
4.8 Den Teilnehmern wird Arbeitskleidung, sofern dies 
in der Einsatzstelle erforderlich ist, unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt. Sie erhalten für Unterkunft und 
Verpﬂegung eine monatliche Pauschale in Höhe von 
150 €.
4.9  Eine Zuwendung kann nur gewährt werden, wenn 
die Gesamtﬁnanzierung des Projekts sichergestellt 
ist. Eine Zuwendung kann nicht erfolgen, wenn ge-
gen den Antragsteller bereits ein Insolvenzverfahren 
beantragt oder eröffnet wurde, ein Antrag auf ein 
Insolvenzverfahren innerhalb der letzten drei Jahre ab-
gewiesen oder ein Verfahren auf Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung nach § 807 Zivilprozessordnung 
(ZPO) eingeleitet wurde. 
5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird nach den Vorschriften über die 
Projektförderung im Wege der Anteilﬁnanzierung 
als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. Soweit 
Bundesmittel im Wege der Festbetragsﬁnanzierung zur 
Verfügung gestellt werden, sind diese im Rahmen der 
Anteilﬁnanzierung als Festbetrag weiterzugeben.
5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind die Aufwendungen 
für Taschengeld, Unterkunft, Verpﬂegung sowie 
die Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung
  und zur Berufsgenossenschaft, in den Bereichen 
Soziales, Gesundheit, Kultur, Schule, Denkmalpﬂege, 
Archäologie und Sport darüber hinaus auch 
Ausgaben für Arbeitskleidung sowie sonstige 
Versicherungsleistungen, die gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 in 
Verbindung mit § 9 JFDG sowie nach Ziffer III. 4.2 dieser 
Richtlinie pro Teilnehmer und Monat entstehen. Zuwen-
dungsfähige Ausgaben sind darüber hinaus Ausgaben 
für die pädagogische Begleitung einschließlich der dar-
auf entfallenden allgemeinen Verwaltungstätigkeit im 
Sinne des § 5 JFDG sowie die im Zusammenhang mit 
der Durchführung des Thüringen Jahres entstehenden 
Verwaltungsausgaben.
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5.3 Die Zuwendung beträgt unter Anrechnung des 
Zuschusses des Bundes maximal bis zu 70 % der aner-
kannten zuwendungsfähigen Gesamtausgaben und bis 
zu 450 € pro Teilnehmer und Monat.
5.4 Die Zuwendung wird pro Teilnehmer für bis zu zwölf 
zusammenhängende Monate gewährt.
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1  Die Vorlage einer Gesamtkonzeption für die Durchfüh-
rung des Thüringen Jahres einschließlich der Konzepti-
on für die pädagogische Begleitung ist Voraussetzung 
für die Bewilligung.
6.2 Die Zuwendung wird nicht gewährt für Teilnehmer:
• die in der Geschäftsstelle des Trägers eingesetzt 
sind,
• die bereits über eine Berufsausbildung verfügen 
und mit diesem Abschluss einer Einsatzstelle mit 
vergleichbarer Berufsausbildung zugewiesen sind,
• für die Zuschüsse nach § 14c des Zivildienstgesetzes 
in Anspruch genommen werden.
6.3. Die Zuschüsse sind Subventionen im Sinne des § 264 
des Strafgesetzbuches sowie des Subventionsgesetzes 
vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2037). Für das Zuwen-
dungsverfahren gelten die Vorschriften des Strafgesetz-
buches und des Subventionsgesetzes [insbesondere 
§ 264 StGB (Subventionsbetrug) und § 1 ThürSubvG 
i. V. mit §§ 2 - 6 SubvG]. Sofern der Zuwendungsemp-
fänger unrichtige oder unvollständige Angaben über 
subventionserhebliche Tatsachen macht oder Angaben 
über subventionserhebliche Tatsachen unterlässt, kann 
er sich gemäß § 264 StGB wegen Subventionsbetrug 
strafbar machen. Subventionserheblich im Sinne von 
§ 264 des StGB sind Tatsachen, die nach
• dem Subventionszweck,
• den Rechtsvorschriften, Verwaltungsvorschriften 
und Richtlinien über die Subventionsvergabe sowie
• den sonstigen Vergabevoraussetzungen
für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Wei-
tergewährung oder das Belassen einer Subvention oder 
eines Subventionsvorteils erheblich sind und von der 
Bewilligungsbehörde als subventionserheblich bezeich-
net sind (§ 2 Subventionsgesetz).
6.4 Mit der Antragstellung erklärt der Zuwendungsemp-
fänger sein Einverständnis über die Aufnahme in das 
öffentliche Verzeichnis der Begünstigten gemäß Art. 7 
Abs. 2 Buchstabe d der VO (EG) Nr. 1828/2006.
6.5 Der Zuwendungsempfänger verpﬂichtet sich, der GFAW 
die von ihr geforderten speziellen Angaben zur Kontrol-
le des Operationellen Programms jederzeit zur Verfü-
gung zu stellen. 
7. Verfahren 
7.1  Antrags- und Bewilligungsverfahren 
Fördermittelanträge sind bis spätestens 30. April des 
laufenden Jahres an die Gesellschaft für Arbeits- und 
Wirtschaftsförderung des Freistaats Thüringen mbH 
(GFAW), Warsbergstraße 1, 99092 Erfurt als Bewilli-
gungsbehörde unter Verwendung der von der Bewilli-
gungsbehörde bestimmten Formulare zu richten. 
Dem Fördermittelantrag sind beizufügen:
• Projektbeschreibung,
• aussagefähiger Ausgaben- und Finanzierungsplan, 
in dem neben den Finanzierungsbeiträgen der öf-
fentlichen Zuwendungsgeber insbesondere auch 
die Finanzierungsbeiträge der Einsatzstellen und 
die Eigenmittel des Trägers ausgewiesen sind,
• Liste der geplanten Einsatzstellen, in denen ein 
Thüringen Jahr geleistet werden soll, sowie kur-
ze Beschreibung der jeweils in den geplanten 
Einsatzstellen vorgesehenen Arbeitsinhalte,
• bei Erstanträgen und soweit sich bei Folgeanträgen 
Änderungen ergeben haben:: Gesamtkonzeption 
für die Durchführung des Thüringen Jahres ein-
schließlich der Konzeption für die pädagogische 
Begleitung mit Seminarkonzept sowie Darlegungen 
zur Absicherung der pädagogischen Begleitung so-
wohl der Teilnehmer in den Einsatzstellen als auch 
der Einsatzstellenverantwortlichen; Nachweis der 
pädagogischen Qualiﬁkation einer angemesse-
nen Anzahl von Mitarbeitern für die pädagogische 
Begleitung; Organisationsstatut (z. B. Satzung); 
Gemeinnützigkeitsbescheinigung (soweit vorhan-
den); Trägerzulassung,
• Vorlage einer „Bescheinigung in Steuersachen“, die 
bestätigt, dass der Zuwendungsempfänger zum 
Zeitpunkt der Antragstellung keine Steuerrückstän-
de zu verzeichnen hat.
Die zuständige Bewilligungsbehörde prüft den 
Fördermittelantrag, bewilligt die Zuwendung und zahlt 
sie aus. 
7.2 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren
Die Auszahlung des bewilligten Zuschusses erfolgt 
gemäß den Regelungen der VV Nr. 7.2 zu 
§ 44 ThürLHO nach Anforderung durch den 
Zuwendungsempfänger. 
Der Zuwendungsempfänger hat zu den jeweiligen 
im Zuwendungsbescheid benannten Terminen eine 
Ausgabenerklärung vorzulegen. Diese umfasst eine 
Belegliste über die tatsächlich für das Projekt bereits 
getätigten Ausgaben. 
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8. Nachweis und Prüfung der Verwendung
8.1  Der Verwendungsnachweis im Sinne von Nr. 6.1 bis 
6.5 der Anlage 2 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 ThürLHO (AN-
Best-P) ist innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf 
des jeweiligen Haushaltsjahres bzw. zwei Monate 
nach Beendigung des Förderzeitraumes bei der zu-
ständigen Bewilligungsbehörde einzureichen, die den 
Verwendungsnachweis prüft und ggf. erforderliche Auf-
hebungs- und Erstattungsbescheide erlässt. Der dem 
Verwendungsnachweis beizufügende Sachbericht hat 
über die Schwerpunkte der Arbeit in den Einsatzstellen 
sowie über den Ablauf der pädagogischen Begleitung 
Auskunft zu geben. Gleichzeitig ist jeweils ein zahlen-
mäßiger Nachweis beizufügen.
8.2 Der Zuschuss ist regelmäßig zu erstatten, wenn
• er durch unrichtige oder unvollständige Angaben 
erwirkt worden ist,
• er nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen 
Zweck verwendet wird,
• Auﬂagen nicht erfüllt werden,
• der vorgeschriebene Verwendungsnachweis nicht 
rechtzeitig vorgelegt wird.
8.3 Die Verzinsung des Erstattungsanspruchs richtet sich 
nach § 49a ThürVwVfG.
9.  Sonstige Verfahrensbestimmungen
9.1 Auf der Grundlage dieser Richtlinie ausgezahlte Förder-
mittel sind nicht an Dritte abtretbar; ausgeschlossen ist 
ferner die Pfändung dieser Mittel.
9.2 Sämtliche Originalbelege sowie alle sonstigen für die 
getätigten Ausgaben relevanten Dokumente sind min-
destens bis zum 31. Dezember 2023 aufzubewahren.
9.3 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung, die ggf. erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die einschlägigen Ver-
ordnungen des Europäischen Parlaments, des Europä-
ischen Rates und der Europäischen Kommission, die 
§§ 48, 49 und 49 a ThürVwVfG, die Verwaltungsvor-
schriften zu §§ 23 und 44 ThürLHO sowie die Allgemei-
nen Nebenbestimmungen zur Projektförderung (AN-
Best-P), soweit nicht nach dieser Richtlinie Abweichun-
gen zugelassen sind.
9.4 Der Zuwendungsempfänger hat der GFAW unverzüg-
lich alle Veränderungen, die Auswirkungen auf die 
Zuwendung des Freistaats haben können, mitzuteilen 
 (z. B. Zwangsvollstreckungsmaßnahmen in sein Ver-
mögen, Liquidation, insbesondere die Antragstellung 
zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, die vorzeitige 
Beendigung des Projektes, personelle Veränderungen 
innerhalb des Projekts, Absenkungen der regelmäßigen 
Wochenarbeitszeit, Bezug von Krankengeld, Bezug von 
Kurzarbeitergeld).
9.5  Der Zuwendungsempfänger hat bei der Evaluierung 
des Förderprogramms, insbesondere bei Verlaufs- und 
Verbleibsstudien sowie bei Maßnahmen zur Gewähr-
leistung der Information und Publizität entsprechend 
Artikel 69 der VO (EG) Nr. 1083/2006 des Rates mitzu-
wirken und insbesondere die Teilnehmer in geeigneter 
Weise über die Unterstützung aus Mitteln des Europä-
ischen Sozialfonds zu informieren.
9.6 Auf der Grundlage der vorliegenden Daten, die im Rah-
men des Verwaltungs- und Kontrollsystems des Ope-
rationellen Programms (ESF-Monitoringverfahren) 
erfasst und ausgewertet werden, sind die Richtlinien 
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und Efﬁzienz innerhalb 
der Laufzeit im Rahmen des Controllings von Förder-
programmen im Sinne der VV zu § 23 ThürLHO regel-
mäßig zu überprüfen und zu bewerten.
9.7  Die GFAW, die zuständigen Thüringer Ministerien 
und die zuständigen Dienststellen der Europäischen 
Kommission sowie weitere berechtigte Stellen laut VO 
(EG) Nr. 1083/2006 sind berechtigt, Bücher, Belege 
und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern und 
zu prüfen sowie die ordnungsgemäße Verwendung der 
Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen (§ 44 Abs. 1 Satz 3 
ThürLHO). Der Zuwendungsempfänger ist verpﬂichtet, 
die erforderlichen Unterlagen bereitzustellen, die not-
wendigen Auskünfte zu erteilen und an den Prüfungen 
mitzuwirken. Die Prüfungsrechte des Thüringer Rech-
nungshofes (§ 91 ThürLHO) oder seiner mit der Prü-
fung beauftragten Rechnungsprüfungsstellen (§ 88 Abs. 
1 ThürLHO), des Bundesrechnungshofes (§ 91 BHO) 
und des Europäischen Rechnungshofes (Abschnitt 5, 
Art. 248, Abs. 3 EVG) bleiben davon unberührt.
10. Schlussbestimmungen
10.1 Diese Richtlinie ergeht im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium und - soweit die 
Regelungen den Verwendungsnachweis betreffen - im 
Einvernehmen mit dem Rechnungshof.
10.2 Für einzelne Einsatzbereiche des Thüringen Jahres kön-
nen die jeweils fachlich zuständigen Ministerien jähr-
lich Abweichungen von Ziffer III. zulassen und durch 
gesonderten Erlass festlegen, wenn die sachlichen 
Gegebenheiten insbesondere unter Beachtung der zur 
Verfügung stehenden Fördermittel dies erfordern. Die 
übrigen Ministerien sind von diesen Abweichungen im 
Nachgang zu informieren.
10.3 Unschädlich für die Gewährung einer Zuwendung nach 
der Richtlinie zur Durchführung des Thüringen Jahres 
im Zyklus 2008/2009 sind Vereinbarungen, die vor 
dem 1. Oktober 2008 abweichend von § 11 Abs. 1 oder 
2 JFDG geschlossen worden sind.
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IV. Gleichstellungsklausel
Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Richtlinie 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.
V. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Die Änderungen dieser Richtlinie treten rückwirkend 
ab 1. September 2008 in Kraft und gelten für Anträge, 
die auf der Grundlage des Operationellen Programms 
2007 bis 2013 mit Wirkung für das Programmjahr 
2008/2009 ff. gestellt werden. Die Richtlinie ist bis 
31. Dezember 2013 befristet.
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Der Landesjugendhilfeausschuss empﬁehlt den örtlichen 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe, die nachstehende 
Richtlinie entsprechend anzuwenden und danach zu ver-
fahren. Die Richtlinie für die Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe durch das Thüringer Landesjugendamt 
vom 19.10.1995 (ThürStAnz. Nr. 4/1996, S. 198 - 201) erhält 
durch das Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und 
Gesundheit - Landesjugendamt - folgende Fassung:
1.  Funktion der Anerkennung 
Die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe durch das 
Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit 
- Landesjugendamt - erfolgt auf der Grundlage 
• des SGB VIII vom 26. Juni 1990 (BGBl. 1 S. 1163) in der 
jeweils geltenden Fassung, 
• des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsge-
setzes (ThürKJHAG) vom 12. Januar 1993 (GVBI, S. 45) 
in der jeweils geltenden Fassung und 
• der Grundsätze für die Anerkennung von Trägern der 
freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII der Arbeitsge-
meinschaft der Obersten Landesjugendbehörden vom 
 14. April 1994 
nach dieser Richtlinie.
Die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe ge-
währt gemäß § 71 Abs. 4 SGB VIII in Verbindung mit § 8 
ThürKJHAG das Recht, Mitglieder für den Landesjugendhilfe
ausschuss vorzuschlagen sowie Rechte auf Beteiligung und 
Zusammenarbeit gemäß §§ 4 Abs. 2, 76 Abs. 1, 78 und 80 
Abs. 3 SGB VIII in Verbindung mit § 12 ThürKJHAG. 
Die Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe ist keine 
Fördervoraussetzung. Ebenso wenig kann aus der einmal 
ausgesprochenen Anerkennung ein Rechtsanspruch auf 
Förderung abgeleitet werden. Etwas anderes gilt nur für die 
auf Dauer angelegte Förderung, die gemäß § 74 Abs. 1 Satz 2 
SGB VIII in der Regel eine Anerkennung voraussetzt. 
Die Rechtswirkungen der Anerkennung reichen weit über eine 
bloße Feststellung der Förderungswürdigkeit hinaus. Nicht 
jede geförderte Gruppe oder Initiative soll aus der Tatsache 
einer (vielleicht einmaligen) Förderung das Recht herleiten 
können, Vorschläge für den Landesjugendhilfeausschuss 
unterbreiten zu dürfen oder an der Planung einer 
Jugendhilfeaufgabe beteiligt zu werden. Vielmehr ist gemäß 
§ 75 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII - neben anderen Bedingungen - von 
einem anzuerkennenden Träger darzulegen, 
dass auf Grund seiner fachlichen und personellen 
Voraussetzungen erwartet werden kann, 
dass er im Stande ist, 
einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfüllung der 
Aufgaben der Jugendhilfe zu leisten.
2.  Träger der freien Jugendhilfe 
Das SGB VIII hat bewusst auf eine Deﬁnition des Begriffes 
„Träger der freien Jugendhilfe“ verzichtet, um die Vielfalt der 
Erscheinungsformen der freien Jugendhilfe nicht unnötiger-
weise zu beschränken. Als Träger der freien Jugendhilfe sind 
demnach alle Rechtssubjekte anzusehen, die Leistungen der 
Jugendhilfe erbringen, soweit sie nicht Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe sind oder sonst als öffentliche Körperschaften 
Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe wahrnehmen (z. B. 
§§ 82, 83, 85 Abs. 5, 69 Abs. 5 SGB VIII). 
Neben den im Gesetz ausdrücklich genannten Kategorien 
von Trägern der freien Jugendhilfe, nämlich den Verbänden 
der freien Wohlfahrtspﬂege und den Kirchen und 
Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts (§ 75 Abs. 3 
SGB VIII) sowie den Verbänden, Gruppen und Initiativen der 
Jugend (§ 11 Abs. 2 Satz 1, 12 SGB VIII) können daher auch 
andere juristische Personen (z. B. der eingetragene Verein, 
die GmbH oder eine Stiftung) oder Personenvereinigungen 
(wie der nicht eingetragene Verein oder die Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts) Träger der freien Jugendhilfe sein. 
Bereits kraft Gesetzes sind gemäß § 75 Abs. 3 SGB VIII und
 § 11 Abs. 2 ThürKJHAG anerkannt:
• Kirchen- und Religionsgemeinschaften des öffentlichen 
Rechts, 
• die auf Bundes- und Landesebene in der LIGA der freien 
Wohlfahrtspﬂege zusammengeschlossenen Verbände, 
ihre Organisationen auf Bezirks- und Ortsebene sowie 
die ihnen im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Thür-
KJHAG a. F. - also am 22. Januar 1993 - angehörenden 
Mitgliedsverbände und Mitgliedseinrichtungen, auch 
wenn diese rechtlich selbstständig sind und sofern sie 
Jugendhilfe leisten und fördern.
3.  Voraussetzungen für die Anerkennung nach § 75 Abs. 1 
SGB VIII
3.1  Tätigkeit auf dem Gebiet der Jugendhilfe (§ 75 Abs. 1 Nr. 
1 SGB VIII) 
Der anzuerkennende Träger muss selbst auf dem Gebiet 
der Jugendhilfe tätig sein, d. h. selbst Leistungen erbringen, 
die unmittelbar oder mittelbar zur Erfüllung der Aufgaben 
der Jugendhilfe beitragen. Es ist nicht ausreichend, wenn 
ein Träger sich nur darauf beschränkt, bestimmte kinder- 
Richtlinie des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie und Gesundheit für die Anerkennung 
als Träger der freien Jugendhilfe durch das Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und 
Gesundheit - Landesjugendamt -1  
vom 19. Juni 2006 (ThürStAnz. Nr. 28/2006 S. 1091)
1 Die landesweit anerkannten Träger sind auf der Homepage des Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie und Gesundheit, Referat 35 Landesjugend-
amt, aufgeführt.
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und jugendpolitische Forderungen gegenüber Politik und 
Öffentlichkeit oder gegenüber der Praxis der Jugendhilfe 
zu vertreten. Als Leistungen, die mittelbar der Jugendhilfe 
dienen, kommen nur solche in Betracht, die speziell auf die 
pädagogischen Ziele des SGB VIII ausgerichtet sind, nicht 
etwa nur auf die Schaffung äußerer Rahmenbedingungen 
(z. B. Bereitstellung von Räumen und Anlagen).
Als Träger der freien Jugendhilfe können nur solche Träger 
anerkannt werden, die sich nicht auf die Vermittlung einzel-
ner Kenntnisse und Fähigkeiten beschränken, sondern die 
Entwicklung junger Menschen zu einer eigenverantwortli-
chen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zum Ziel ha-
ben (vgl. § 1 Abs. 1 SGB VIII).
Durch den Verweis auf § 1 SGB VIII wird deutlich, dass das 
gesamte Ziel-, Adressaten- und Aufgabenspektrum des 
SGB VIII als mögliche Betätigungsform in Frage kommt. 
Daher ist eine Anerkennung auch dann zulässig, wenn sich 
die Tätigkeit des freien Trägers nur auf einen bestimmten 
Teilbereich der Jugendhilfe erstreckt. Eine Anerkennung ist 
demnach auch möglich, wenn der Träger beispielsweise nur 
Maßnahmen der Kinder- und Jugenderholung im Sinne des 
§ 11 Abs. 3 Nr. 5 SGB VIII, Schulsozialarbeit nach § 13 SGB 
VIII oder sozialpädagogische Familienhilfe gemäß § 31 SGB 
VIII durchführt.
Hervorzuheben ist, dass § 1 Abs. 3, § 2 SGB VIII landes-
rechtlich noch ergänzt wird durch die in § 14 Abs. 2 Nr. 1 
bis 4 ThürKJHAG beschriebenen Aufgaben der Erziehung 
zur Achtung der Würde des Menschen, unabhängig 
von Geschlecht, Rasse und Glauben, Erziehung zur 
Sozialverantwortung im Rahmen der individuellen Freiheit, 
Erziehung zur Achtung der natürlichen Lebensgrundlage 
der Umwelt und Bekämpfung der Gefährdung durch 
Gewaltkriminalität durch präventive Maßnahmen. 
Träger der freien Jugendhilfe müssen nicht ausschließlich 
oder überwiegend Aufgaben der Jugendhilfe erfüllen. Die 
Tätigkeit auf dem Gebiet der Jugendhilfe muss aber sowohl 
• nach der Satzung 
als auch 
• in der praktischen Arbeit 
als ein genügend gewichtiger, von anderen Aufgaben abge-
grenzter Schwerpunkt erscheinen. 
Nicht anerkannt werden können Träger, die außerhalb der 
Jugendhilfe liegende Ziele verfolgen, selbst wenn sie mit ih-
ren Angeboten, zum Teil auch junge Menschen ansprechen. 
Deshalb sind z. B. nicht als Träger der freien Jugendhilfe an-
zusehen:
• Vereinigungen, die ihre Angebote ohne jugendspeziﬁ-
sche Zielsetzungen sowohl an Erwachsene wie Jugendli-
che richten oder kommerzielle Zwecke verfolgen,
• Träger der Erwachsenenbildung, sofern sie nicht auch 
Aufgaben der Jugendhilfe (z. B. Familienbildung) wahr-
nehmen, 
• Berufsbildungsträger, soweit sie keine jugendspeziﬁ-
schen Angebote führen, 
• Vereinigungen, die außerhalb der Aufgaben der Jugend-
hilfe liegende allgemeine Aufklärung und Information 
anbieten, 
• Schülervertretungen, Schülergruppen, Allgemeine Stu-
dentenausschüsse und Studentenwerke sowie Studen-
tenvereinigungen, deren Tätigkeit sich auf den Bildungs-
raum der Schule oder Hochschule konzentriert, (soweit 
sie nicht ausnahmsweise z.B. als Träger von Kindergär-
ten Jugendhilfeaufgaben wahrnehmen)
• Jugendpresseverbände, soweit sie überwiegend auf die 
Schule ausgerichtet sind, 
• Jugendorganisationen, die mit politischen Parteien ver-
bunden sind,
• Vereinigungen, die überwiegend der Lehre und Verbrei-
tung einer Religions- oder Weltanschauungsgemein-
schaft dienen, 
• Hobbygruppen (z. B. Fotografen, Kleintierzüchter), 
• Musik- und Volkstanzgruppen, die sich nur auf Musik 
und Tanz beschränken, 
• Sportvereine/-gruppen, die ausschließlich auf sportliche 
Leistungen ausgerichtet sind.
• Fördervereine (Zweckvereinigungen), deren Zweck sich 
in der Mittelbeschaffung und Mittelbewirtschaftung 
(Dienstleistung) zugunsten eines anderen Vereins er-
schöpft.
3.2  Verfolgung gemeinnütziger Ziele (§ 75 Abs. 1 Nr. 2 SGB 
VIII) 
Voraussetzung der Anerkennung ist, dass der Träger ge-
meinnützige Ziele verfolgt. Obwohl darunter nicht die 
Gemeinnützigkeit im Sinne des Steuerrechts verstanden 
wird (vgl. BT-Drs. 11/6748, 82), sprechen verfahrensökono-
mische Gründe dafür, die Verfolgung gemeinnütziger Ziele 
dann anzunehmen, wenn der Träger von der zuständigen 
Steuerbehörde - zumindest vorläuﬁg - als gemeinnützig an-
erkannt worden ist.
Fehlt eine steuerrechtliche Gemeinnützigkeitserklärung, muss 
geprüft werden, ob die vom Träger gemachten Angaben die 
Annahme rechtfertigen, der Träger verfolge gemeinnützige 
Ziele. Die von der Abgabenordnung (AO) in den Vorschriften 
über steuerbegünstigte Zwecke (§§ 51 bis 68 AO) entwickel-
ten Prüfmaßstäbe sind in diesen Fällen sinngemäß anzu-
wenden.
Daraus ergibt sich insbesondere:
• Die Tätigkeit des Trägers darf nicht nur einem geschlos-
senen Kreis von Mitgliedern oder anderer begünstigter 
Personen zugute kommen (§ 52 Abs. 1 Satz 2 AO). Da 
die Abgabenordnung nur sinngemäß anzuwenden ist, 
bedeutet dies beispielsweise, dass die genannte Vor-
schrift der AO im Anerkennungsverfahren in Bezug auf 
einen Jugendverband oder eine Jugendgruppe nicht an-
zuwenden ist, da § 12 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII diesen ge-
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rade das Recht einräumt, ihre Arbeit nur auf die eigenen 
Mitglieder auszurichten.
• Die Tätigkeit darf nicht in erster Linie auf eigenwirt-
schaftliche Zwecke (Gewinnerzielung) ausgerichtet sein. 
Insbesondere dürfen den Mitgliedern Gewinnanteile 
weder in offener noch in verdeckter Form, z. B. durch 
unverhältnismäßig hohe Vergünstigung, zuﬂießen (§ 55 
Abs. 1 AO).
• Die wesentlichen Voraussetzungen der Gemeinnützig-
keit müssen schon aus dem Organisationsstatus er-
sichtlich sein (§§ 59, 60 AO). Um ihre Einhaltung zu ge-
währleisten, müssen im Organisationsstatut auch eine 
ausreichende innerverbandliche Rechnungsprüfung und 
eine Rechenschaftspﬂicht gegenüber den Mitgliedern 
vorgesehen sein. Die tatsächliche Geschäftsführung 
muss diesen Bestimmungen entsprechen (§ 63 Abs. 1 
AO). Dazu gehört u. a., dass über Einnahmen und Aus-
gaben ordnungsgemäße Aufzeichnungen geführt wer-
den.
3.3  Anforderungen an die Leistungsfähigkeit und Fachlichkeit 
des Trägers § 75 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII) 
Eine Anerkennung darf nur ausgesprochen werden, wenn 
der Träger auf Grund der fachlichen und personellen 
Voraussetzungen erwarten lässt, dass er einen nicht unwe-
sentlichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe 
zu leisten im Stande ist.
In dieser Bestimmung kommt die neuartige Funktion der 
Anerkennung zum Ausdruck; dies ist bei der Auslegung und 
der Anwendung der Vorschrift zu berücksichtigen.
Die Anerkennung soll nämlich solchen Trägern vorbe-
halten bleiben, die einen wesentlichen Anteil an der 
Erfüllung der Aufgaben der Jugendhilfe haben und von 
denen deshalb auch eine maßgebliche Beteiligung an 
der Landesjugendhilfeplanung und anderen Formen der 
Zusammenarbeit erwartet werden kann. Für die Beurteilung 
des Kriteriums „nicht unwesentlicher Beitrag“ kommt es 
demnach darauf an, die Leistung des betreffenden Trägers 
in quantitativer und qualitativer Hinsicht zu bewerten und 
mit dem Gesamtumfang der bedarfsnotwendigen und 
bereits vorhandenen Jugendhilfeleistungen im jeweili-
gen Arbeitsfeld in Vergleich zu setzen. Je nach Größe und 
den sonstigen Verhältnissen des Amtsbezirks, in dem der 
Antragsteller tätig ist, ergeben sich daraus unterschiedliche 
Beurteilungsmaßstäbe. Nicht jeder Träger, der auf örtlicher 
Ebene wesentliche Beiträge leistet, kann deshalb schon be-
anspruchen, auch auf überörtlicher Ebene anerkannt und 
etwa an der Landesjugendhilfeplanung beteiligt zu werden.
Kriterien zur Beurteilung der Leistungsfähigkeit des Trägers 
sind insbesondere:
• Art und Umfang der durchgeführten Maßnahmen,
• Zahl der Mitglieder bzw. Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer,
• Zahl und Qualiﬁkation der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter,
• Zusammenarbeit mit den öffentlichen und anderen frei-
en Trägern der Jugendhilfe,
• Solidität der rechtlichen, organisatorischen und ﬁnanzi-
ellen Verhältnisse.
Eine sichere Beurteilung dieser Kriterien ist in der Regel erst 
möglich, wenn der Träger, der als Träger der freien Jugendhilfe 
anerkannt werden will, über einen Zeitraum von mehr als ei-
nem Jahr kontinuierlich tätig gewesen ist.
Eine Anerkennung setzt insbesondere die Tätigkeit auf 
Landesebene oder in mindestens vier Landkreisen bzw. 
kreisfreien Städten des Freistaates Thüringen voraus. Die 
Anerkennung eines Bildungseinrichtungsträgers ist mög-
lich, wenn er nachweist, dass regelmäßig Teilnehmer aus 
mehr als der Hälfte der örtlichen Gebietskörperschaften sei-
ne Angebote annehmen. Dies ist z.B. durch Teilnehmerlisten 
oder vergleichbare Nachweismittel zu dokumentieren. 
3.4  Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes förderli-
che Arbeit (§ 75 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIII) 
Vom Träger wird die Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit verlangt. Die Verfassung
srechtsprechung hat es bislang vermieden, die „Ziele des 
Grundgesetzes“ enumerativ aufzuzählen. Im Kernbereich 
bedeutet sie jedoch die speziﬁsch liberalen und demo-
kratischen Grundelemente der verfassungsmäßigen 
Ordnung, also das, was für eine freiheitliche Demokratie 
wesensnotwendig ist. Das Bundesverfassungsgericht be-
schreibt sie als eine Gewalt und Willkür ausschließende 
„rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage 
der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der 
jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit“, zu 
deren grundlegenden Prinzipien mindestens zu rech-
nen sind „die Achtung vor dem im Gesetz konkretisierten 
Menschenrechten, vor dem Recht der Persönlichkeit auf 
Leben und freie Entfaltung, die freie Volkssouveränität, die 
Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der 
Gerichte, das Mehrparteiensystem und die Chancengleichheit 
aller politischen Parteien mit dem Recht auf verfassungsmä-
ßige Bildung und Ausübung einer Opposition“ (BVerfGE 2, 
1 [12 f.]).
Die Erfüllung von Aufgaben der Jugendhilfe im Sinne ei-
nes umfassenden Erziehungsauftrages, wodurch junge 
Menschen befähigt werden, ihre Anlagen und Fähigkeiten 
zu entwickeln, ihre Persönlichkeit zu entfalten, die Würde 
des Menschen zu achten und ihre Pﬂichten gegenüber den 
Mitmenschen in Familie, Gesellschaft und Staat zu erfül-
len, bietet in der Regel die Gewähr für eine den Zielen des 
Grundgesetzes förderliche Arbeit.
Träger, die sich im besonderen Maße der politischen Bildung 
von jungen Menschen widmen, müssen darüber hinaus in 
ihrer Arbeit das Wissen und die Überzeugung vermitteln, 
dass die freiheitliche Demokratie in der Prägung durch das 
Grundgesetz ein verteidigenswertes und zu erhaltendes Gut 
ist, an dessen Gestaltung und Verwirklichung zu arbeiten 
Aufgabe aller Bürger sein muss. 
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Dies schließt eine kritische Auseinandersetzung mit den be-
stehenden Verhältnissen, auch Kritik an Staatsorganen und 
bestehenden Gesetzen, nicht aus, solange und soweit die 
freiheitliche demokratische Grundordnung und die unverän-
derbaren Grundsätze der Verfassung nicht in Frage gestellt 
werden (vgl. BVerfGE 39, 334 [348], BVerwGE 47, 330 [335,343] 
und 55, 232 [339f.]). 
Eine Versagung der Anerkennung ist gerechtfertigt, wenn der 
Träger sich nur nach der Satzung zu den Grundprinzipien 
der Verfassung bekennt, in der praktischen Arbeit ver-
fassungsfeindliche Ziele verfolgt (z. B. Missachtung der 
Menschenrechte, des Rechtes auf Leben und der freien 
Entfaltung der Persönlichkeit, der Volkssouveränität und der 
Gewaltenteilung) oder gar die Durchsetzung seiner Ziele mit 
Gewalt oder durch Begehung strafbarer Handlung betreibt. 
Auch die Anknüpfung an mit der Verfassung unvereinbare 
Traditionen, z. B. in Namen, Symbolik oder Sprache, kann 
eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit aus-
schließen. 
3.5  Besonderheiten bei der Anerkennung von Landes- 
verbänden, Dachverbänden und Landesarbeitsgemein-
 schaften 
Bei freien Trägern mit rechtlich unselbstständigen 
Untergliederungen erstreckt sich die Anerkennung in der 
Regel auch auf ihre Untergliederungen.
Bei freien Trägern mit rechtlich selbstständi-
gen Untergliederungen kann die Verwaltung des 
Landesjugendamtes auf Antrag die Anerkennung auch auf 
diese ausdehnen, sofern eine an den Trägern ausgerichtete 
einheitliche Organisationsform vorliegt. 
Bei freien Trägern mit rechtlich selbstständigen 
Mitgliedsorganisationen müssen die selbstständigen 
Mitgliedsorganisationen einen eigenen Antrag auf 
Anerkennung stellen.
Der Anerkennungsbescheid muss eindeutig erkennen las-
sen, ob und in welchem Umfang sich die Anerkennung auf 
Untergliederungen und Mitgliedsorganisationen erstreckt.
3.6  Besonderheiten bei der Anerkennung von Trägern, die 
nicht ausschließlich oder überwiegend Aufgaben der 
Jugendhilfe erfüllen 
Im Anerkennungsbescheid ist ausdrücklich auszuweisen, 
auf welche vom Träger wahrgenommenen Aufgaben der 
Jugendhilfe sich die Anerkennung bezieht (z. B.: Träger der 
Jugend- und Erwachsenenbildung). So ist beispielsweise je 
nach Satzung und praktischer Arbeit des Trägers der Jugend- 
und Erwachsenenbildung die Anerkennung auf Jugendbildung 
im Sinne des § 11 SGB VIII oder auf Jugendberufshilfe im 
Sinne von § 13 SGB VIII, § 19 ThürKJHAG zu beschränken. 
Bei Änderungen des Aufgabengebietes kann antragsgemäß 
insoweit auch der Anerkennungsbescheid geändert werden. 
4.  Antragsverfahren und Antragsunterlagen 
Die Antragstellung erfolgt formlos und schriftlich bei 
der Verwaltung des Landesjugendamtes des Freistaates 
Thüringen.
Der Antrag auf Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe 
soll enthalten:
• den vollständigen satzungsmäßigen Namen,
• die postalische Anschrift und Telefon (ggf. der Ge-
schäftsstelle),
• eine ausführliche Darstellung der Ziele, Aufgaben und 
der Organisationsform,
• Namen, Alter, Beruf und Anschrift der Mitglieder des 
Vorstandes,
• bei Landesverbänden die Zahl der örtlichen Gruppen,
• Zahl der Mitglieder zum Zeitpunkt der Antragstellung,
• Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
• Höhe des monatlichen Beitrags,
• Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeit im Bereich der Ju-
gendhilfe. 
Dem Antrag sollen beigefügt werden: 
• die Satzung und Geschäftsordnung sowie bei freien 
Trägern, die Teil einer Gesamtorganisation sind, die Sat-
zung der Gesamtorganisation,
• Bescheinigungen des Finanzamtes über die Gemeinnüt-
zigkeit nach der AO,
• satzungsgemäße Bestätigung über ordnungsgemäße 
Kassenführung der Einnahmen und Ausgaben,
• ein Sachbericht über die Tätigkeiten/Aktivitäten auf dem 
Gebiet der Jugendhilfe im Freistaat Thüringen des je-
weils letzten Jahres vor Antragstellung,
• Nachweise über die Qualiﬁkation der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter,
• Exemplare der letzten Ausgaben aller Publikationen des 
Antragstellers,
• bei eingetragenen Vereinen: Auszug aus dem Vereins-
register; Träger, die nicht als Vereine organisiert sind, 
haben entsprechende Unterlagen vorzulegen,
• bei Landesverbänden ein Verzeichnis der dem Landes-
verband angehörenden Untergliederungen mit deren 
Anschrift,
• Stellungnahme des Landesverbandes, des Dachverban-
des oder der Landesarbeitsgemeinschaft.
4.1  Prüfungsverfahren
Die Prüfung der Anerkennungsvoraussetzungen er-
folgt durch die Verwaltung des Landesjugendamtes des 
Freistaates Thüringen. Sollte der Antragsteller innerhalb ei-
ner von der Verwaltung des Landesjugendamtes gesetzten 
angemessenen Frist, die in der Regel sechs Wochen zu be-
tragen hat, fehlende Unterlagen nicht einreichen, so kann 
die Verwaltung des Landesjugendamtes den Antrag ohne 
Vorlage an den Landesjugendhilfeausschusses ablehnen.
Die Verwaltung des Landesjugendamtes kann den örtlichen 
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Trägern der öffentlichen Jugendhilfe die Möglichkeit der 
Stellungnahme vor Entscheidung durch den Landesjugend
hilfeausschuss einräumen.
4.2  Entscheidung über die Anerkennung als Träger der frei-
en Jugendhilfe 
Die Entscheidung über die Anerkennung als Träger der freien 
Jugendhilfe trifft der Landesjugendhilfeausschuss. Vor der 
Entscheidung hat die Verwaltung des Landesjugendamtes 
den Antrag zu prüfen und dem Landesjugendhilfeausschuss 
einen Beschlussvorschlag zu unterbreiten; ggf. kann sie den 
Antragsteller erneut anhören.
Der Landesjugendhilfeausschuss ist für die Anerkennung 
eines bundesweit tätigen Trägers mit Sitz im Freistaat 
Thüringen nicht zuständig. Die Anerkennung obliegt gemäß 
§ 11 Abs. 1 Nr. 3 ThürKJHAG dem Ministerium für Soziales, 
Familie und Gesundheit als oberster Landesjugendbehörde 
(§ 10 Abs. 1 ThürKJHAG).
4.3  Bescheid der Verwaltung des Landesjugendamtes 
Die Verwaltung des Landesjugendamtes hat einen dem 
Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses entsprechen-
den Bescheid zu erlassen. Die Anerkennung kann befristet 
und unter Auﬂagen und Bedingungen ausgesprochen wer-
den. Diese kann dann zurückgenommen oder widerrufen 
werden, wenn sich herausstellt, dass die Voraussetzungen 
nach § 75 Abs. 1 SGB VIII nicht vorgelegen haben oder wenn 
sie nachträglich weggefallen sind (§ 11 Abs. 4 ThürKJHAG).
Eine ablehnende Entscheidung des Landesjugendhilfeaus- 
schusses ist dem Antragsteller schriftlich mitzuteilen und zu 
begründen. Wird ein Antrag abgelehnt und wird der Bescheid 
bestandskräftig, so ist eine erneute Antragstellung nur zuläs-
sig, wenn eine den Gründen der Ablehnung entsprechende 
Änderung der Voraussetzungen gemäß Ziffer 3 eingetreten 
ist.
5.  Vor Inkrafttreten der Richtlinie ausgesprochene
 Anerkennungen
Die vor Inkrafttreten der Richtlinie ausgesprochenen 
Anerkennungen sind nicht deswegen zurückzunehmen, weil 
der Träger zum Zeitpunkt der Antragstellung in weniger als 
vier Landkreisen bzw. kreisfreien Städten tätig war.
6.  Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am 19. Juni 2006 in Kraft.
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1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe des § 24 Abs. 1 und 3 
des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsge-
setzes (ThürKJHAG) in der jeweils geltenden Fassung 
dieser Richtlinien, des § 44 Thüringer Landeshaushalts-
ordnung (Thür LHO) und der hierzu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften i. V. m. dem Zehnten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB X) Zuwendungen für Erziehungs-, Ehe- , 
Familien- und Lebensberatungsstellen in Thüringen.
1.2 Zweck und Ziel der Förderung ist es, die örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe bei der Sicherstellung 
eines ausreichenden und bedarfsgerechten Angebotes 
an Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungs-
stellen entsprechend der örtlichen Jugendhilfeplanung 
gemäß § 80 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
i. V. m. § 12 Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausfüh-
rungsgesetz (ThürKJHAG) zu unterstützen.
 Das Land unterstreicht damit die Pﬂicht des örtlichen 
öffentlichen Jugendhilfeträgers darauf hinzuwirken, 
dass bedarfsgerecht niederschwellige ambulante An-
gebote für die Beratung in allgemeinen Fragen der Er-
ziehung und Entwicklung junger Menschen (§ 16 Abs. 
2 Nr. 2 SGB VIII), der Partnerschaft, Ehe und Familie, 
Trennung und Scheidung (§ 17 SGB VIII), der Ausübung 
der Personensorge und des Umgangsrechtes (§ 18 SGB 
VIII) und bei der Klärung und Bewältigung individuel-
ler und familienbezogener Probleme sowie der Lösung 
von Erziehungsfragen (§ 28 SGB VIII) zur Verfügung 
stehen.
1.3 Darüber hinaus kann die Förderung dazu dienen, dass 
das Land seiner Verpﬂichtung gemäß § 85 Abs 2 Nr. 4 
SGB VIII nachkommen kann, bei vorliegendem hohem 
Landesinteresse durch die Initiierung von Modellvor-
haben im Bereich der Erziehungs-, Ehe-, Familien- und 
Lebensberatung neue wissenschaftliche Erkenntnisse 
oder Tendenzen zu erproben und umzusetzen.
1.4 Mit dieser Förderung wird auch der besondere Schutz 
von Ehe und Familie gemäß Artikel 6 Grundgesetz 
durch das Land zum Ausdruck gebracht.
1.5 Erziehungsberatung sowie Ehe-, Familien- und Lebens-
beratung kann in getrennten oder in integrierten Bera-
tungsstellen angeboten werden.
1.6 Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. Über 
die Landesförderung wird nach pﬂichtgemäßem Er-
messen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel 
entschieden.
Richtlinien zur Förderung von Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstellen  
vom 23. Dezember 2009 ThürStAnz Nr. 5/2010
2. Gegenstand der Förderung
2.1  Gefördert wird die Tätigkeit der nach § 24 Abs. 5 aner-
kannten Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbe-
ratungsstellen im Rahmen der Beratungsangebote 
gemäß Ziffer 1.2 durch Zuwendungen für Personalaus-
gaben der Beratungsfachkräfte in Erziehungs-, Ehe-, Fa-
milien- und Lebensberatungsstellen.
2.2 Es können darüber hinaus im Rahmen der Entwicklung, 
Planung und Durchführung von Modellprojekten oder 
Maßnahmen mit besonderen Zielen, Personal-, Sach- 
und Verwaltungsausgaben gefördert werden.
3. Zuwendungsempfänger
 Zuwendungsempfänger sind die öffentlichen Träger 
der Jugendhilfe und die nach § 75 SGB VIII anerkannten 
Träger der freien Jugendhilfe.
4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1  Die Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungs-
stelle muss in der Förderungsplanung des für Jugend-
hilfe zuständigen Ministeriums enthalten sein. Diese 
basiert auf der Bedarfsplanung der örtlichen Jugend-
hilfeträger nach Maßgabe des § 24 Abs. 1 bis 3 Thür-
KJHAG.
4.2 Die Zuwendung wird unter der Voraussetzung gewährt, 
dass die Gesamtﬁnanzierung der Beratungsstellen von 
den Landkreisen und kreisfreien Städten, auf die sich 
ihr Einzugsbereich erstreckt, sichergestellt ist.
4.3 Die in den fachlichen Standards des für Jugendhilfe zu-
ständigen Ministeriums aufgeführten Anforderungen 
an die Arbeitsweise, personelle Ausstattung, räumliche 
Unterbringung sowie Lage und Organisation müssen 
von der Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbera-
tungsstelle erfüllt sein.
4.4 Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatung ist 
als ambulantes niederschwelliges Beratungsangebot 
vorzuhalten, das allen sozialen Schichten offen steht 
und von den Ratsuchenden auch ohne vorherige Betei-
ligung des öffentlichen Jugendhilfeträgers in Anspruch 
genommen werden kann.
Die Anonymität der Beratung muss gewährleistet sein.
4.5 Für die Förderung von Honorarkräften durch das Land 
müssen diese Fachkräfte bestimmte beruﬂiche Qualiﬁ-
kationsvoraussetzungen erfüllen und es muss ein Be-
darf an dem entsprechenden Hilfsangebot im Rahmen 
der §§ 16, 17, 18, 28 Achtes Buch Sozialgesetzbuch i. V. 
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m. § 24 ThürKJHAG vorliegen, welches die Beratungs-
stelle ohne die Honorarkraft nicht leisten könnte. 
Für die fachlichen Anforderungen an Honorarkräfte gel-
ten die Empfehlungen des für Jugendhilfe zuständigen 
Ministeriums.
4.6  Die Planung, Förderung und Durchführung von Modell-
projekten muss im Kontext mit der Erziehungs-, Ehe-, 
Familien- und Lebensberatung stehen, eine Weiterent-
wicklung der Arbeitsweise und des Angebotes darstel-
len bzw. auf der Grundlage neuester wissenschaftlicher 
Erkenntnisse bedarfsorientiert sowie von hohem Lan-
desinteresse sein .
4.7 Das Einvernehmen des für Jugendhilfe zuständigen Mi-
nisteriums über die Umsetzung einer Maßnahme nach 
Ziffer 4.6 muss vorliegen.
5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird in Form eines nicht rückzahlbaren 
Zuschusses im Wege einer Projektförderung als Festbe-
tragsﬁnanzierung gewährt.
2.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind:
5.2.1 Personalausgaben für die anerkannten Beratungsfach-
kräfte der Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbera-
tungsstelle und für notwendige Fachkräfte in Maßnah-
men nach Ziffer 2.2 i.V.m. Ziffer 4.6.
 Der Zuwendungsempfänger darf seine Beratungsfach-
kräfte nicht besser stellen als vergleichbare Landesbe-
dienstete. Höhere Vergütungen als nach dem jeweils 
gültigen Tarifrecht der Länder (TV-L) sowie sonstige 
über- oder außertariﬂiche Vergütungen dürfen nicht ge-
währt werden.
5.2.2 Die Vergütung von Honorarkräften nach Ziffer 4.5 er-
folgt mit der Maßgabe, dass eine Liquidation über die 
Krankenkasse oder einen anderen gesetzlich vorgege-
benen Leistungserbringer nicht besteht.
 Die Zuwendungsfähigkeit der Vergütung von Honorar-
kräften setzt genaue Aufzeichnungen der Beratungs-
stellen über die Tätigkeit der einzelnen Honorarkräfte 
(Datum, Stundenzahl und Stundenhonorar) in zeitli-
cher Folge voraus.
5.2.3 Sach- und Verwaltungsausgaben, die zur fach- und 
sachgerechten Durchführung von Maßnahmen nach 
Ziffer 2.2 i.V.m. mit Ziffer 4.6 benötigt werden.
5.3  Höhe der Zuwendung 
5.3.1 Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen nach Ziff. 
2.1 beträgt für hauptberuﬂich angestellte, vollzeitbe-
schäftigte Beratungsfachkräfte  bis zu 14.400,- € jähr-
lich. Sie wird anteilig in Abhängigkeit von der Beschäf-
tigungsdauer gewährt und reduziert sich bei zwischen-
zeitlichen Stellenvakanzen entsprechend. 
5.3.2 Für teilzeitbeschäftigte Beratungsfachkräfte reduziert 
sich der Förderbetrag entsprechend dem Vomhundert-
satz des Betrages, der dem Umfang der Beschäftigung 
entspricht.
5.3.3 Für Honorarkräfte kann eine Zuwendung in Höhe von 
bis zu 8,- € pro Stunde gewährt werden. Je Beratungs-
stelle können bis zu maximal zehn Beratungsstunden 
wöchentlich gefördert werden.
5.3.4 Für eine hauptamtlich angestellte vollzeitbeschäftigte 
Fachkraft im Rahmen von Maßnahmen nach Ziff. 
2.2 i. V. m. Ziff. 4.6 kann ein jährlicher Zuschuss bis 
zu 40.000 Euro bei einer Eingruppierung in die Ent-
geltgruppe E-10 TV-L gewährt werden. Für teilzeitbe-
schäftigte Fachkräfte reduziert sich der Förderbetrag 
entsprechend dem Vomhundertsatz des Betrages, der 
dem Umfang der Beschäftigung entspricht.
5.3.5 Sach- und Verwaltungsausgaben für Maßnahmen nach 
Ziffer 2.2 i. V.m. 4.6 können in Höhe bis zu 70 v. H. der 
zuwendungsfähigen Sach- und Verwaltungsausgaben 
gefördert werden.
6. Antrags- und Bewilligungsverfahren
6.1 Die Zuwendung aus Landesmitteln ist vom Antragsteller 
bis zum 31. Oktober des Vorjahres bei der Bewilligungs-
behörde schriftlich zu beantragen. Die Antragsvordruk-
ke sind dort erhältlich oder können unter 
www.gfaw-thueringen.de heruntergeladen werden.
6.2 Dem Antrag ist eine Stellungnahme des Jugendamtes 
beizufügen.
6.3 Für die Beantragung der Honorarausgaben muss der 
Antragssteller gegenüber der Bewilligungsbehörde eine 
Begründung für den Einsatz der Honorarkraft und de-
ren Eignung für das Aufgabengebiet vorlegen. Diese 
soll im Wesentlichen folgende Punkte enthalten:
- kurze inhaltliche Beschreibung des Angebotes/ 
Konzeptes und Begründung des Bedarfes,
- Aufgabe der Honorarkraft,
- Nachweis für die Notwendigkeit des abweichenden 
Berufsbildes für diese Aufgabe,
- Begründung, Argumente für die besondere Eignung 
der Fachkraft, z. B. beruﬂicher Werdegang,
- Qualiﬁkationsnachweise.
6.4 Die Bewilligungsbehörde bearbeitet die Anträge unter 
Beachtung dieser Richtlinien sowie der einschlägigen 
Haushaltsvorschriften in eigener Zuständigkeit und 
Verantwortung. 
6.5 Die Bewilligungsbehörde beteiligt das Landesjugend-
amt im Rahmen der Antragsbearbeitung und bei Än-
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derungen der Fördervoraussetzungen im laufenden 
Haushaltsjahr, die die fachlichen Standards betreffen. 
Vor Bescheiderteilung muss eine schriftliche Stellung-
nahme des Landesjugendamtes über das Prüfergebnis 
bezüglich 
- der Aufnahme der Beratungsstelle in die Förde-
rungsplanung des Landes,
- der Erfüllung der fachlichen Standards für die Lan-
desförderung von Erziehungs-, Ehe-, Familien- und 
Lebensberatungsstellen und 
- des Bedarfes und der Geeignetheit der nach Ziffer 
6.3 aufgeführten Honorarkräfte vorliegen.
7. Nachweis und Prüfung der Verwendung
7.1 Der Zuwendungsempfänger muss bis zum 31. März 
des darauf folgenden Jahres einen Nachweis mit Be-
legen über die zweckentsprechende Verwendung der 
Mittel der Bewilligungsbehörde vorlegen.
7.2 Dieser besteht aus einem zahlenmäßigen Nachweis der 
geförderten Personalausgaben laut Formblatt und ei-
nem Sachbericht. Bei Maßnahmen nach Ziffer 2.2 i.V.m. 
Ziffer 4.6 erfolgt der Nachweis in gleicher Form auch für 
geförderte Sach- und Verwaltungsausgaben..
Die Belege sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren.
7.3 Die mit der Verwendungsnachweisprüfung beauftrag-
te Stelle prüft die Verwendungsnachweise in eigener 
Zuständigkeit und Verantwortung. Sie ist berechtigt, 
Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen an-
zufordern und zu prüfen sowie die ordnungsgemäße 
Verwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen (§ 44 Abs. 1 Satz 
3 ThürLHO). Die Prüfungsrechte des Thüringer Rech-
nungshofs (§ 91 ThürLHO) oder seiner mit der Prüfung 
beauftragten Rechnungsprüfungsstellen (§ 88 Abs. 1 
ThürLHO) bleiben hiervon unberührt.
7.4 Die Fördermaßnahmen werden durch den Zuwen-
dungsgeber einer Zielerreichungskontrolle (Control-
ling) gemäß den Verwaltungsvorschriften zu § 23 
ThürLHO unterzogen.
8. Schlussbestimmungen
8.1 Die Richtlinien ergehen im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium, mit dem für das 
Kommunalrecht zuständigen Ministerium und – so-
weit die Regelungen den Verwendungsnachweis betref-
fen – im Einvernehmen mit dem Rechnungshof.
8.2 Soweit die sachlichen Gegebenheiten dies erfordern, 
kann die Bewilligungsbehörde mit vorheriger schriftli-
cher Zustimmung durch das für Jugendhilfe zuständi-
ge Ministerium im Einzelfall Abweichungen von diesen 
Richtlinien zulassen.
8.3 Auf der Grundlage vorliegender Erfahrungswerte sind 
die Richtlinien zum Jahresende 2012 hinsichtlich ihrer 
Efﬁzienz und Wirksamkeit zu prüfen und gegebenen-
falls neu zu bewerten.
8.4 Projekte, für die Zuwendungen vor In-Kraft-Treten die-
ser Richtlinien bewilligt worden sind, werden nach den 
jeweils im Zeitpunkt der Bewilligung geltenden Vor-
schriften abgewickelt.
9. In-Kraft-Treten
 Die Richtlinien treten mit Wirkung zum 1. Januar 2010 
in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer 
Kraft .Die Richtlinien in der Fassung vom 27. Dezember 
2006 (ThürStAnz Nr. 7/2007, S. 279-282) treten zum 
 1. Januar 2010 außer Kraft.
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1. Aufgaben von anerkannten Erziehungs-, Ehe-, Familien- 
und Lebensberatungsstellen
Kinder, Jugendliche, Mütter, Väter, andere Erziehungsberech-
tigte und andere Umgangsberechtigte haben gemäß §§ 16, 
17, 18, 28 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) i. V. m. 
§ 24 ThürKJHAG Anspruch auf:
- Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und 
Entwicklung junger Menschen (§ 16 Abs. 1 und 2 Nr. 2 
SGB VIII),
- Beratung und Unterstützung in Fragen der Partnerschaft, 
Ehe und Familie, Trennung und Scheidung (§ 17 SGB 
VIII),
- Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Per-
sonensorge und des Umgangsrechtes (§ 18 Abs. 1 und 3 
SGB VIII),
- Beratung zur Klärung und Bewältigung individueller und 
familienbezogener Probleme sowie der Lösung von Er-
ziehungsfragen (§ 28 SGB VIII)
in Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstellen.
2.  Anforderungen an die Beratungsstelle
2.1 Für alle Ratsuchenden muss ein niedrigschwelliger 
und unbürokratischer Zugang zu einer Beratungsstel-
le ihrer Wahl gemäß § 5 SGB VIII gewährleistet sein.
2.2 Die Inanspruchnahme der Erziehungs-, Ehe-, Fami-
lien- und Lebensberatungsstellen beruht auf dem 
Grundsatz der Freiwilligkeit. Dieses Angebot schließt 
das aktive Herantragen des Beratungsangebotes an 
Betroffene nicht aus.
2.3       
2.4     
2.5 Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungs-
stellen müssen mit Diensten, Angeboten, Einrichtun-
gen und Initiativen, insbesondere aus den Bereichen 
Jugendhilfe, Schule und Gesundheitswesen zusam-
menarbeiten.
3.  Anforderungen an die personelle Ausstattung
3.1 Eine Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebens- 
 beratungsstelle soll mit mindestens drei haupt-
 amtlichen Beratungsfachkräften mit unterschiedli- 
 cher beruﬂicher Qualiﬁkation entsprechend Ziffer 
 4.1 a) und b) besetzt sein. Soweit nur zwei Vollbe-
 schäftigteneinheiten (2 VbE) zur Verfügung stehen, 
 sollen diese auf drei teilzeitbeschäftigte Beratungs- 
 fachkräfte aufgeteilt werden. Derzeit haben Be- 
 ratungsstellen mit zwei Beratungsfachkräften Be-
 standsschutz.
3.2 In die Arbeit der Beratungsstellen kann bei Bedarf die 
Kompetenz weiterer Fachrichtungen (insbesonde-
re Medizin oder Rechtswissenschaft) nebenamtlich 
oder auf Honorarbasis einbezogen werden.
3.3 Jede Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbera-
tungsstelle sollte auf eine Verwaltungsfachkraft zu-
rückgreifen können.
4.  Qualiﬁkationsanforderungen
4.1  Als Fachkräfte in den Erziehungs-, Ehe-, Familien- und 
Lebensberatungsstellen müssen vertreten sein:
 a) Psychologen,
  In Ergänzung der o. g. Berufsbilder können weitere  
 Beratungsfachkräfte mit folgender beruﬂicher Aus- 
 bildung zum Einsatz kommen:
 c) Theologen,
 d) Ärzte
 e) Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberater
 f) Pädagogen.
 Beratungsfachkräfte mit weiteren Ausbildungsab- 
 schlüssen können in Erziehungs-, Ehe-, Familien- 
 und Lebensberatungsstellen tätig werden, wenn 
 sie nach Ziffer 2.4 der Neufassung der Richtlinien 
 zur Förderung von Erziehungs-, Ehe-, Familien- 
 und Lebensberatungsstellen vom 10. Dezember 
 1998 bereits als förderfähige Fachkräfte in einer 
 Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbera- 
 tungsstelle und im Wege einer Einzelfallent-
Fachliche Standards für die Landesförderung von Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungs-
stellen  
Die von der Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebens- 
beratungsstellen zu bearbeitenden Probleme erfor-
dern, dass die Mitarbeiter in einen fachlichen Aus-
tausch treten und regelmäßig Fallbesprechungen 
durchführen.
Die Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungs- 
stellen sind ein interdisziplinär arbeitender, sozial-
pädagogisch beratender und psychologisch-thera-
peutischer Fachdienst.
b) Sozialarbeiter/Sozialpädagogen oder Fachkräfte 
mit vergleichbaren Fachhochschul- und Hochschul-
abschlüssen im Sozialwesen.
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 scheidung des Thüringer Ministeriums für Sozia- 
 les und Gesundheit anerkannt waren.
4.2 Alle Beratungsfachkräfte nach Ziffer 4.1 sollen eine  
 anerkannte beraterische oder therapeutische Zu- 
 satzausbildung nachweisen können oder sich in 
 einer solchen beﬁnden.
 Neue Fachkräfte müssen spätestens nach Ablauf 
 der Probezeit (halbes Jahr) eine verbindliche An 
 meldebestätigung zu einer entsprechenden Zusatz 
 ausbildung nachweisen. Von dieser Forderung kann 
 nur dann abgesehen werden, wenn eine Fachkraft 
 als Vertretung und befristet für ca. 2 Jahre in der 
 Beratungsstelle tätig ist.
 Nach § 28 Satz 2 SGB VIII soll dabei auf verschie- 
 dene methodische Ansätze innerhalb des multipro- 
 fessionellen Beratungsteams geachtet werden. 
 Eine spezielle Zusatzausbildung für die Arbeit mit
 Kindern und Jugendlichen sollte im Team vor- 
 handen sein.
5.   Fortbildung und Supervision
5.1 Die Fachkräfte sind verpﬂichtet, sich regelmäßig 
 fort- und weiterzubilden, um sich mit den kom- 
 plexen Problemlagen den sich ständig verändern- 
 den gesellschaftlichen Bedingungen auseinander- 
 setzen zu können und sich mit neuen wissen- 
 schaftlichen Erkenntnissen bekannt zu machen.
5.2     Ebenso ist die regelmäßige Teilnahme an einer exter- 
  nen Supervision sicherzustellen.
6.  Lage und räumliche Anforderungen:
6.1 Die Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbera- 
 tungsstelle soll verkehrsgünstig und möglichst 
 wohnortnah für die Rat Suchenden gelegen sein. 
 Die Beratungsstelle soll auch für Kinder und Ju- 
 gendliche allein erreichbar sein.
6.2 Die Beratungsstelle muss über ausreichende Räum-
lichkeiten verfügen, die eine dem Beratungsauftrag 
entsprechende störungsfreie Einzelberatung der Kli-
enten ermöglicht. Räume für Gruppenarbeit und The-
rapie müssen ausreichend vorhanden und nutzbar 
sein. Ein Sekretariatsbereich sowie ein Warteraum 
sollen vorgehalten werden.
6.3 
6.4 Die Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbera-
tungsstelle soll über eine entsprechende Ausstattung 




7.2 Die inhaltlichen und organisatorischen Grundsätze 
der Beratungsarbeit sind konzeptionell festzuschrei-
ben. 
7.3 Die Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbera-
tungsstellen sind verpﬂichtet, die ihrer Beratungstä-
tigkeit zu Grunde liegenden Maßstäbe und die dabei 
gesammelten Erfahrungen jährlich in einem schriftli-
chen Bericht darzustellen und dem Landesjugendamt 
bis zum 31. März des Folgejahres zu übersenden.
Die Beratungsstelle muss so angelegt sein, dass im 
Hinblick auf das Vertrauensverhältnis zwischen 
Rat Suchenden und Mitarbeiter ein ungestörtes 
Gespräch gewährleistet ist.
Die Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensbera- 
tungsstelle muss regelmäßig zu feststehenden 
Zeiten geöffnet haben und außerhalb der Öff- 
nungszeiten fernmündlich erreichbar sein. Bei der 
Festsetzung der Öffnungszeiten soll darauf Rück- 
sicht genommen werden, dass Rat Suchende ohne 
längere Wartezeiten auch außerhalb der üblichen 
Arbeitszeiten beraten werden können. Abend- 
sprechstunden sind bedarfsentsprechend vorzu- 
halten.
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Grundsätze der Thüringer Stiftung HandinHand für die Ver-
gabe von Hilfen für Familien in Not
1. Zweck der Leistungen
Die Stiftung leistet ﬁnanzielle Hilfen für Familien in außer-
gewöhnlichen Notsituationen. Eine außergewöhnliche Not-
lage ist anzunehmen, wenn in Folge besonderer Lebensum-
stände, wie z. B. schwere, lang andauernde Krankheit, Tod 
eines Elternteils, Arbeitslosigkeit, Unfall oder Verlust der 
Wohnung, schwere Belastungen für die Familie eintreten, die 
nicht aus eigener Kraft und mit Hilfe gesetzlicher Leistungen 
bewältigt werden können.
Schwangere Frauen, die sich in einer Notlage beﬁnden, kön-
nen – ergänzend zu den Hilfen für schwangere Frauen in Not 
– vor und nach der Geburt Hilfen zur Bewältigung von Not- 
oder Konﬂiktlagen erhalten.
Familiennotlagenhilfen kommen dann in Betracht, wenn die 
Hilfen zur Verbesserung der Lebenssituation von Kindern 
führen.
2. Berechtigte
Thüringer Stiftung HandinHand - Hilfe für Kinder, Schwangere und Familien in Not
vom Mai 2005 in der geänderten Fassung vom August 2009
Hilfe Suchende erhalten nur dann Stiftungsleistungen, 
wenn sie an Eides statt versichern, dass sie keine ent-
sprechenden Leistungen über andere Beratungsstellen, 
vergleichbare Stiftungen und Einrichtungen in Thürin-
gen oder in anderen Bundesländern beantragt oder er-
halten haben.
Die Gewährung einer Hilfeleistung setzt voraus, dass 
sich die Hilfe Suchenden schriftlich mit den in den Zif-
fern 7.13 und 7.14 genannten Bestimmungen einverstan-
den erklären.
Leistungen aus Mitteln der Stiftung dürfen nur gewährt 
oder zugesagt werden, wenn die Hilfe auf andere Weise 
nicht oder nicht rechtzeitig möglich oder nicht ausrei-
chend ist. Stiftungshilfen werden insofern nur ergänzend 
und nach Ausschöpfung aller vorrangig zur Verfügung 
stehenden Hilfen bewilligt. Dies gilt insbesondere auch 
im Verhältnis zu Leistungen nach SGB XII (Sozialhilfe) 
und SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende). Die 
Beratungsstelle wirkt auf die Beibringung der erforderli-
chen Nachweise hin.
Hilfen der Stiftung in Fällen nicht rechtzeitiger Leistung 
anderweitig Verpﬂichteter werden grundsätzlich nur un-
ter Vorbehalt gewährt; für eine entsprechende Rückzah-
lung an die Stiftung ist Sorge zu tragen.
Art und Höhe der Leistungen bestimmen sich nach den 
Umständen des Einzelfalles.
Die ﬁnanziellen Hilfen der Stiftung werden in der Regel 
in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen gewährt. 
Fortlaufende bzw. in Teilbeträgen zu leistende Zuwen-
dungen sind möglichst von Anfang an in ihrer Gesamt-
höhe und Dauer festzulegen.
Zuschüsse können auch zur Tilgung oder Zinserleichte-
rung von Darlehen gewährt werden.
Zinsgünstige oder zinslose Darlehen werden durch die 
Stiftung nur gewährt, wenn nach einer offenbar nur vor-
übergehenden Notlage mit einer wirtschaftlichen Situa-
tion zu rechnen ist, die eine Rückzahlung möglich und 
angemessen erscheinen lässt.
Die Gewährung von Stiftungshilfen zur Bewältigung von 
Notlagen im Zusammenhang mit Überschuldung in 
Form direkter Beiträge zur Überwindung dieser Situati-
on kommt nur in besonderen Fällen in Betracht.
3.4
3.5
4. Nachrangigkeit der Stiftungsleistungen
4.1
4.2













Stiftungsleistungen können Hilfesuchende erhalten, die 
einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
Thüringen haben. Ausländische Hilfe Suchende haben 
darüber hinaus ihren Aufenthaltsstatus nachzuweisen.
In Ausnahmefällen kann auch Asylbewerbern in beson-
deren Notlagen aus Mitteln der Landesstiftung geholfen 
werden; bei der Beurteilung einer Notlage sowie bei der 
Entscheidung über Art und Höhe einer Hilfe sind die für 
Asylbewerber geltenden Bestimmungen und die beson-
deren Regelungen für ihren Lebensunterhalt zu berück-
sichtigen.
Deutsche Ehegatten von Angehörigen der Truppe oder 
des zivilen Gefolges eines NATO-Mitgliedstaates sind 
nicht grundsätzlich aus dem Kreis möglicher Hilfeemp-
fänger ausgeschlossen.
Hilfen dürfen nur im Rahmen der jährlich für diesen 
Zweck zur Verfügung stehenden Mittel gewährt werden. 
Auf die Gewährung von Hilfeleistungen besteht kein 
Rechtsanspruch.
Der Vergabeausschuss trägt durch eigene Vorgaben für 
eine ausgewogene und im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Mittel kontinuierliche Hilfegewährung Sorge.
Vorrangig sollen Stiftungsleistungen an Hilfesuchende 
mit Wohnsitz in Thüringen vergeben werden.
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- alle sonstigen Einnahmen, wie z.B. Arbeitslosengeld I,  
  Arbeitslosengeld II, Kindergeld, Wohngeld, Unterhalts- 
  leistungen.
§ 53 Abgabenordnung ist zu beachten.
  Die Berücksichtigung von Schulden kommt bei der Be-   
  urteilung der Einkommensverhältnisse nur in Betracht,  
  wenn sie 
-  zum Zeitpunkt der Entstehung einer wirtschaftlich vertret-
- durch ein unverschuldetes Ereignis veranlasst oder
- zur Sicherung eines Arbeitsplatzes notwendig wurden 
   bzw. sind.
Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse sind 
nachzuweisen. Im Ausnahmefall kann - jeweils unter 
Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles - eine 
Glaubhaftmachung für ausreichend erachtet werden.
Anträge auf Hilfeleistungen können folgende Stellen ent-
gegennehmen:
1.   Schwangerschaftsberatungsstellen,
2. Erziehungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungs- 
     stellen,
3.  die kommunalen Gleichstellungsbeauftragten.
Der Vergabeausschuss kann auch andere Anlaufstellen 
zur Entgegennahme von Anträgen auf Gewährung von 
Stiftungsleistungen ermächtigen.
Für den Antrag auf Gewährung von Hilfen sind die sei-
tens der Thüringer Stiftung HandinHand – Hilfe für Kin-
der, Schwangere und Familien in Not entwickelten An-
tragsformulare und Formblätter zu verwenden. 
Die Anlaufstellen erheben die antragsbegründenden Tat-
sachen und deren Nachweis. Sie nehmen zu dem Antrag 
eingehend Stellung und setzen sich dafür ein, dass die 
zur Lösung der Notlage insgesamt notwendigen und vor-
rangig zu leistenden Hilfen erbracht werden.
Die Anlaufstelle hat sich - gegebenenfalls unter Beach-
tung der ausländerrechtlichen Bestimmungen - den 
Wohnsitz bzw. den gewöhnlichen Aufenthalt des Hilfe 
Suchenden nachweisen zu lassen.
Die Hilfesuchenden müssen sich schriftlich damit ein-
verstanden erklären, dass die Anlaufstelle die bei der 





7. Antragsverfahren, Zuteilung und Rückforderung der Mit- 






baren Haushaltsplanung entsprachen und unvermeid-









Hilfeleistungen zur Beseitigung von Überschuldungssi-
tuationen sollen nur erfolgen, wenn konkrete Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass folgende Ziele durch Zu-
wendungen aus der Stiftung erreicht werden können:
- Beseitigung dauernder Hilfsbedürftigkeit,
- Beseitigung einer Gefährdung des Familienzusam-  
   menhalts oder
- Beseitigung von Hindernissen, die dem Schutz des      
  ungeborenen Lebens entgegenstehen könnten.
Voraussetzung für die Entschuldungshilfe ist ein reali-
stisches Sanierungskonzept einer anerkannten Schuld-
ner- und Verbraucherinsolvenzberatungsstelle, das bei 
maximaler Ausschöpfung der eigenen Möglichkeiten 
des Hilfesuchenden unter maximalem Verzicht auf 
Gläubigerforderungen (bei Kreditentschuldung und 
Ratenkäufen in der Regel mindestens 40 %) eine rea-
listische Aussicht auf Bewältigung der Situation in ab-
sehbarer Zeit bietet.
Die zweckbestimmte Verwendung der Stiftungsmittel 
und die Einhaltung des Sanierungskonzeptes soll im 
Einverständnis mit den Hilfesuchenden durch für sie 
und die Stiftung vertrauenswürdige Personen kontrol-
liert werden, die befugt sind und sich verpﬂichtet ha-
ben, der Stiftung gegebenenfalls unverzüglich Mittei-
lung über Tatsachen zu machen, die einen Rückforde-
rungsanspruch begründen könnten.
Soweit im Rahmen eines Schuldensanierungskonzep-
tes Stiftungsmittel direkt zur Ablösung von Verbindlich-
keiten eingesetzt werden, sind hiervon grundsätzlich 
auszunehmen:
- Geschäftsschulden,
- Forderungen des Bundes, der Länder, der Kommunen,   
- Geldbußen und Geldstrafen,
- rückständige Unterhaltsverpﬂichtungen.
Stiftungsleistungen werden gewährt, wenn das regel-
mäßige Monatseinkommen aller zum Haushalt gehö-
renden Familienmitglieder einschließlich nicht verheira-
teter Partner eine Einkommensgrenze nicht übersteigt, 
die sich ergibt aus:
- dem 1,5-fachen des Regelsatzes der Sozialhilfe (§ 28 SGB  
- den angemessenen Kosten für die Unterkunft,
Zum Einkommen im Sinne der Nr. 6.1 gehören:
- das Nettoeinkommen sowie die Einkommen aus allen 
 
XII) für den Haushaltsvorstand und für sonstige 
Haushaltsangehörige (bei allein stehenden Haushalts- 
vorständen und den dazugehörigen Haushaltsange- 
hörigen wird das 2-fache des Regelsatzes der So- 
zialhilfe zu Grunde gelegt),
weiteren Einkünften gemäß § 2 Abs. 1 und 2 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG) nach Abzug der Bei-
träge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen, 
soweit diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder
nach Grund und Höhe angemessen sind und der mit 
der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendi-
gen Ausgaben sowie
103
Die Hilfesuchenden haben eine schriftliche Ermächti-
gung zu erteilen, welche die mit der Antragsbearbeitung 
betrauten Stellen berechtigt, die von ihm gemachten 
Angaben zu überprüfen und bei Behörden und sonsti-
gen Stellen die zur Antragsprüfung erforderlichen Er-
kundigungen einzuholen.
Die Gewährung von Stiftungsleistungen kann von der 
Vorlage weiterer Nachweise abhängig gemacht werden.
Die Anlaufstellen haben die Anträge unverzüglich, voll-
ständig und unter Beifügung der erforderlichen Nach-
weise an die Geschäftsstelle der Landesstiftung weiter-
zuleiten. Sie tragen für das ordnungsgemäße Beibrin-
gen eines Verwendungsnachweises Sorge.
Der Vergabeausschuss bzw. die Geschäftsstelle der Stif-
tung entscheiden über den Antrag unverzüglich, soweit 
nicht weitere Informationen und Nachweise erforderlich 
sind. Die bewilligten Mittel werden dem Hilfeempfänger 
nach Maßgabe der im Bewilligungsschreiben getroffe-
nen Festlegungen zugewiesen.
In der schriftlichen Leistungszusage ist die Verpﬂich-
tung auszusprechen, die zweckentsprechende Verwen-
dung der Stiftungsmittel innerhalb einer bestimmten 
Zeitspanne nachzuweisen. Hierbei sind durch den Emp-
fänger der Hilfeleistung geeignete Belege vorzulegen.
Die Zuwendung soll nicht eher ausgezahlt werden, als 
sie für Ausgaben im Rahmen ihrer Zweckbestimmung 
benötigt wird.
Finanzielle Hilfen können auf Wunsch auch postbar 
ausgezahlt werden. Im Falle der Festlegung durch die 
Geschäftsstelle oder auf Wunsch der Hilfe Suchenden 
kann die Zuwendung an die Anlaufstelle ausgezahlt 
werden. Stiftungsmittel, die direkt zur Ablösung von 
Verbindlichkeiten eingesetzt werden, sind mit dem Ein-
verständnis der Hilfe Suchenden grundsätzlich an den 
Gläubiger auszuzahlen.
Zuwendungen, die auf Grund wahrheitswidriger Anga-
ben geleistet oder zweckwidrig verwendet wurden, sind 
durch die Geschäftsstelle der Stiftung zurückzufordern.
Der Rückzahlungsanspruch ist mit seiner Entstehung 
fällig und mit 6 v. H. zu verzinsen.
Von der Geltendmachung des Rückzahlungsanspru-
ches kann nach Anhörung abgesehen werden, wenn der 
Zweck der Hilfeleistung gefährdet wäre.
Von der Geltendmachung der Zinsforderung kann ab-
gesehen werden, wenn der Hilfeempfänger die Umstän-
de, die zum Entstehen des Rückzahlungsanspruches 
geführt haben, nicht zu vertreten hat und die Rückzah-
lung innerhalb der von der Stiftung festgesetzten Frist 
leistet.
In gesondert zu begründenden Einzelfällen kann von die-
sen Richtlinien abgewichen werden, wenn ihre Anwen-
dung zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen 
würde. Die Entscheidung trifft der Vergabeausschuss.
Die Abweichungen von den Richtlinien bedürfen der 
Zustimmung des Stiftungsrates. In begründeten Eilfäl-
len kann ohne diese Zustimmung entschieden werden, 
jedoch ist die Entscheidung dem Stiftungsrat auf seiner 
nächsten Sitzung bekannt zu geben.
Von den Hilfe Suchenden dürfen nur die Einzelangaben 
über persönliche und sachliche Verhältnisse (personen-
bezogene Daten) verlangt werden, die für die Feststel-
lung ihrer Notlage erforderlich sind.
Die mit der Entgegennahme, Weiterleitung und Bearbei-
tung der Anträge befassten Stellen haben dafür Sorge zu 
tragen, dass personenbezogene Daten vertraulich behan-
delt werden. Personenbezogene Daten dürfen nur inso-
weit offenbart werden, als dies zur Gewährung der Hilfen 
und zur Vermeidung von Mehrfachleistungen notwendig 
ist.
Nach Ablauf von 5 Jahren seit der letzten Zahlung sind 























4. Nachrangigkeit der Stiftungsleistungen
4.1
4.2





Grundsätze der Thüringer Stiftung HandinHand für die Ver-
gabe von Hilfen für Schwangere in Not
1. Zweck der Leistungen
Schwangere Frauen, die sich wegen einer Notlage an eine 
Schwangerschaftsberatungsstelle wenden, können auf An-
trag ﬁnanzielle Hilfen aus Mitteln der Thüringer Stiftung 
HandinHand - Hilfe für Kinder, Schwangere und Familien in 
Not erhalten.
Hierfür stehen der Stiftung jährliche Zuweisungen aus der 
Bundesstiftung „Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen 
Lebens“ sowie eigene Mittel und Mittel aus dem Haushalt 
des Freistaates Thüringen zur Verfügung.
2. Berechtigte
Thüringer Stiftung HandinHand - Hilfe für Kinder, Schwangere und Familien in Not
vom Mai 2005 in der geänderten Fassung vom August 2009
Die Gewährung einer Hilfeleistung setzt voraus, dass 
sich die Antragstellerin schriftlich mit den in den Ziffern 
7.14 und 7.15 genannten Bestimmungen einverstanden 
erklärt.
Leistungen aus Mitteln der Stiftung dürfen nur gewährt 
oder zugesagt werden, wenn die Hilfe auf andere Weise 
nicht oder nicht rechtzeitig möglich oder nicht ausrei-
chend ist. Stiftungshilfen werden insofern nur ergänzend 
und nach Ausschöpfung aller vorrangig zur Verfügung 
stehenden Hilfen bewilligt. Dies gilt insbesondere auch 
im Verhältnis zu Leistungen nach SGB XII (Sozialhilfe) 
und SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende). Die 
Beratungsstelle wirkt auf die Beibringung der erforderli-
chen Nachweise hin.
Hilfen der Stiftung in Fällen nicht rechtzeitiger Leistung 
anderweitig Verpﬂichteter werden grundsätzlich nur un-
ter Vorbehalt gewährt; für eine entsprechende Rückzah-
lung an die Stiftung ist Sorge zu tragen.
Die Hilfen werden nur für Aufwendungen gewährt, die 
im Zusammenhang mit der Schwangerschaft und der 
Geburt sowie der Pﬂege und Erziehung eines Kleinkin-
des entstehen.
Sie müssen geeignet und erforderlich sein, die Notlage, 
in der sich die Schwangere beﬁndet, zu bewältigen. 
Hilfen können hauptsächlich gewährt werden für:
- die Erstausstattung des Kindes,
- die Weiterführung des Haushaltes,
- die Wohnung und Einrichtung,
- die Betreuung des Kleinkindes.
Hilfen können insbesondere auch für fortlaufende Leis- 
tungen zur Unterstützung der Lebensführung, zur Si-
cherstellung der Ausbildung und zur vorübergehenden 
auswärtigen Unterbringung der werdenden Mutter ge-
währt werden.
Für Zeiten, für die ein Anspruch auf Elterngeld besteht, 
kommen ergänzend laufende Hilfen nur in Betracht, 
wenn dies zur Sicherstellung einer notwendigen Ausbil-
dung im Einzelfall oder mit Blick auf eine außergewöhn-
liche Belastungssituation besonders begründet ist.
Hilfen für Zeiten nach der Geburt können nur für einen 
überschaubaren Zeitraum zugesagt werden, der 36 Mo-
nate nicht überschreiten soll.
Anspruchsberechtigt sind schwangere Frauen, die ihren 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Thürin-
gen haben und sich in einer Notlage beﬁnden.
Ausländische schwangere Frauen haben darüber hinaus 
ihren Aufenthaltsstatus nachzuweisen.
Für die Vergabe der gesamten zur Verfügung stehenden 
Mittel gelten die Vorgaben des Gesetzes zur Errichtung 
einer Stiftung „Mutter und Kind - Schutz des ungebo-
renen Lebens“ und die von dieser Stiftung erlassenen 
Richtlinien für die Vergabe und die Verwendung der Mit-
tel. Dies gilt auch für alle für diesen Zweck vom Freistaat 
Thüringen zur Verfügung gestellten Mittel.
Hilfen dürfen nur im Rahmen der jährlich für diesen 
Zweck zur Verfügung stehenden Mittel gewährt werden. 
Auf die Gewährung von Hilfeleistungen besteht kein 
Rechtsanspruch.
Hilfen der Stiftung erhalten vorrangig schwangere Frau-
en, die sich in den ersten Monaten der Schwangerschaft 
an eine Schwangerschaftsberatungsstelle wenden.
Die Bewilligung der Mittel setzt voraus, dass der Antrag 
vor der Geburt des Kindes in der Schwangerschaftsbera-
tungsstelle eingeht.
Antragstellerinnen erhalten nur dann Stiftungsleistun-
gen, wenn sie an Eides statt versichern, dass sie keine 
entsprechenden Leistungen über andere Beratungsstel-
len, vergleichbare Stiftungen und Einrichtungen in Thü-












Hilfen zur Tilgung von Schulden sind in der Regel aus-
geschlossen. Möglich sind ﬂankierende Hilfen, die eine 
von einer anerkannten Schuldner- und Verbraucherinsol-
venzberatungsstelle durchgeführte Schuldenregulierung 
gezielt unterstützen.
Art und Höhe der Hilfeleistungen bestimmen sich nach 
den Umständen des Einzelfalls.
Stiftungsleistungen werden gewährt, wenn das regelmä-
ßige Monatseinkommen aller zum Haushalt gehören-
den Familienmitglieder einschließlich nicht verheirateter 
Partner eine Einkommensgrenze nicht übersteigt, die 
sich ergibt aus:
- dem 1,5-fachen des Regelsatzes der Sozialhilfe (§ 28 
SGB XII) für den Haushaltsvorstand und für sonstige 
Haushaltsangehörige (bei alleinstehenden Haushalts-
vorständen und den dazugehörigen Haushaltsangehöri-
gen wird das 2-fache des Regelsatzes der Sozialhilfe zu 
Grunde gelegt),
- den angemessenen Kosten für die Unterkunft,
- dem Mehrbedarf für werdende Mütter nach § 30 Abs. 
2 SGB XII,
- einem Zuschlag bei Mehrlingsschwangerschaften in 
Höhe des 1,5- bzw. 2-fachen des niedrigsten Regelsatzes 
für Haushaltsangehörige (bei Zwillingsschwangerschaf-
ten einmal, bei Drillingsschwangerschaften zweimal, 
usw.).
Hilfen können auch gewährt werden, wenn die so fest-
gestellte Einkommensgrenze um nicht mehr als 10 v. H. 
überschritten wird und die vorhandenen Mittel hierzu 
ausreichen.
Zum Einkommen im Sinne der Nr. 6.1 gehören:
- das Nettoeinkommen sowie die Einkommen aus allen 
weiteren Einkünften gemäß § 2 Abs. 1 und 2 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) nach Abzug der Beiträge zu 
öffentlichen oder privaten Versicherungen, soweit diese 
Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und 
Höhe angemessen sind und der mit der Erzielung des 
Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben so-
wie
- alle sonstigen Einnahmen, wie z.B. Arbeitslosengeld I, 
Arbeitslosengeld II, Kindergeld, Wohngeld, Unterhalts-
leistungen.
§ 53 Abgabenordnung ist zu beachten.
Die Berücksichtigung von Schulden kommt bei der Be-
urteilung der Einkommensverhältnisse nur in Betracht, 
wenn sie
- zum Zeitpunkt der Entstehung einer wirtschaftlich 
vertretbaren Haushaltsplanung entsprachen und unver-
meidbare Lebensumstände zu einer ﬁnanziellen Krise 
geführt haben,
- durch ein unverschuldetes Ereignis veranlasst oder
- zur Sicherung eines Arbeitsplatzes notwendig wurden 
bzw. sind.
Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse sind 
nachzuweisen. Im Ausnahmefall kann – jeweils unter 
Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles – eine 
Glaubhaftmachung für ausreichend erachtet werden.
Anträge auf Hilfeleistungen nimmt jede Schwanger-
schaftsberatungsstelle in Thüringen entgegen.
Für den Antrag auf Gewährung von Hilfen sind die sei-
tens der Thüringer Stiftung HandinHand – Hilfe für Kin-
der, Schwangere und Familien in Not entwickelten An-
tragsformulare und Formblätter zu verwenden.
Die Schwangerschaftsberatungsstellen erheben die an-
tragsbegründenden Tatsachen und deren Nachweis. Sie 
nehmen zu dem Antrag eingehend Stellung und setzen 
sich dafür ein, dass die zur Lösung der Notlage insge-
samt notwendigen und vorrangig zu leistenden Hilfen 
erbracht werden.
Die Beratungsstelle hat sich – gegebenenfalls unter Be-
achtung der ausländerrechtlichen Bestimmungen – den 
Wohnsitz bzw. den gewöhnlichen Aufenthalt der Antrag-
stellerin nachweisen zu lassen.
Die Antragstellerin muss sich schriftlich damit einver-
standen erklären, dass die Beratungsstelle die bei der 
Antragstellung erhobenen Daten und Unterlagen an die 
Landesstiftung weitergibt.
Die Antragstellerin hat eine schriftliche Ermächtigung zu 
erteilen, welche die mit der Antragsbearbeitung betrau-
ten Stellen berechtigt, die von ihr gemachten Angaben 
zu überprüfen und bei Behörden und sonstigen Stellen 
die zur Antragsprüfung erforderlichen Erkundigungen 
einzuholen.
Die Gewährung von Stiftungsleistungen kann von der 
Vorlage weiterer Nachweise abhängig gemacht werden.
Die Beratungsstellen haben die Anträge unverzüglich, 
vollständig und unter Beifügung der erforderlichen Nach-
weise an die Geschäftsstelle der Landesstiftung weiter-
zuleiten. Sie tragen für das ordnungsgemäße Beibringen 
eines Verwendungsnachweises Sorge.
Der Vergabeausschuss bzw. die Geschäftsstelle der Stif-
tung entscheiden über den Antrag unverzüglich, soweit 
nicht weitere Informationen und Nachweise erforderlich 
sind. Die bewilligten Mittel werden der Antragstellerin 










7. Antragsverfahren, Zuteilung und Rückforderung der Mit- 











In der schriftlichen Leistungszusage ist die Verpﬂich-
tung auszusprechen, die zweckentsprechende Verwen-
dung der Stiftungsmittel innerhalb einer bestimmten 
Zeitspanne nachzuweisen.
Die Zuwendung soll nicht eher ausgezahlt werden, als 
sie für Ausgaben im Rahmen ihrer Zweckbestimmung 
benötigt wird.
Finanzielle Hilfen können auf Wunsch auch postbar 
ausgezahlt werden. Im Falle der Festlegung durch die 
Geschäftsstelle oder auf Wunsch der Antragstellerin 
kann die Zuwendung an die Schwangerschaftsbera-
tungsstelle ausgezahlt werden.
Zum Nachweis der Verwendung der Zuwendung ist 
über die Schwangerschaftsberatungsstelle die Geburts-
urkunde des Kindes vorzulegen, zu dessen Geburt Un-
terstützung gewährt wurde. Die Quittungen und Belege 
zur zweckgebundenen Verwendung der Zuwendung 
sind von der Antragstellerin ein Jahr für Stichproben-
kontrollen durch die Geschäftsstelle aufzubewahren.
Zuwendungen, die auf Grund wahrheitswidriger Anga-
ben geleistet oder zweckwidrig verwendet wurden, sind 
durch die Geschäftsstelle der Stiftung zurückzufordern.
Der Rückzahlungsanspruch ist mit seiner Entstehung 
fällig und mit 6 v. H. zu verzinsen.
Von der Geltendmachung des Rückzahlungsanspru-
ches kann nach Anhörung abgesehen werden, wenn der 
Zweck der Hilfeleistung gefährdet wäre. 
Von der Geltendmachung der Zinsforderung kann abge-
sehen werden, wenn die Hilfeempfängerin die Umstän-
de, die zum Entstehen des Rückzahlungsanspruches 
geführt haben, nicht zu vertreten hat und die Rückzah-
lung innerhalb der von der Stiftung festgesetzten Frist 
leistet.
In gesondert zu begründenden Einzelfällen kann von 
diesen Richtlinien abgewichen werden, wenn ihre An-
wendung zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen würde. Die Entscheidung trifft der Vergabeaus-
schuss.
Die Abweichungen von den Richtlinien bedürfen der 
Zustimmung des Stiftungsrates. In begründeten Eilfäl-
len kann ohne diese Zustimmung entschieden werden, 
jedoch ist die Entscheidung dem Stiftungsrat auf seiner 
nächsten Sitzung bekannt zu geben.
Von der Antragstellerin dürfen nur die Einzelangaben 
über persönliche und sachliche Verhältnisse (personen-
bezogene Daten) verlangt werden, die für die Feststel-
lung ihrer Notlage erforderlich sind.
Die mit der Entgegennahme, Weiterleitung und Bearbei-
tung der Anträge befassten Stellen haben dafür Sorge 
zu tragen, dass personenbezogene Daten vertraulich 
behandelt werden. Personenbezogene Daten dürfen 
nur insoweit offenbart werden, als dies zur Gewährung 
der Hilfen und zur Vermeidung von Mehrfachleistungen 
notwendig ist.
Nach Ablauf von 5 Jahren seit der letzten Zahlung sind 



















1.1  Das Land gewährt nach Maßgabe des § 4 Schwan-
gerschaftskonﬂiktgesetz (SchKG) vom 27. Juli 1992 
(BGBl. I, S. 1398), geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 21. August 1995 (BGBl. I, S. 1050), der 
§§ 8 und 9 Thüringer Schwangerschaftskonﬂiktge-
setz (ThürSchKG) vom 16. Dezember 2005 (GVBl. 
S. 365-380), dieser Richtlinien, der §§ 23, 44 Thü-
ringer Landeshaushaltsordnung (ThürLHO) und 
der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften so-
wie des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(ThürVwVfG) in den jeweils geltenden Fassungen 
Zuwendungen für Schwangerschafts- und Schwan-
gerschaftskonﬂiktberatungsstellen in Thüringen.
 
1.2 Zweck und Ziel der Förderung ist es, eine ordnungs-
gemäße Beratung im Rahmen von §§ 2 und 5 SchKG 
durch entsprechend qualiﬁzierte Beratungsfach-
kräfte und ein ausreichendes und bedarfsgerechtes 
Angebot an anerkannten Schwangerschafts- und 
Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen nach 
§§ 3 und 8 SchKG durch freie bzw. kommunale Trä-
ger sicherzustellen. 
Zielindikatoren sind vor allem 
• die Einhaltung des bundesgesetzlich vorge-
schriebenen Mindestbedarfsschlüssels für Bera-
tungsfachkräfte von einer Beratungsfachkraft je 
40.000 Einwohner, 
• die beruﬂiche Qualiﬁkation der Beratungsfach-
kräfte, 
• die Qualität und Quantität der Fortbildungen der 
Beratungsfachkräfte, 
• die Anzahl der Beratungsfälle und Beratungsge-
spräche nach §§ 2 und 5 SchKG, 
• die Anzahl der Anträge bei der Thüringer Stiftung 
HandinHand – Hilfe für Kinder, Schwangere und 
Familien in Not, 
• die Anzahl an Präventionsveranstaltungen so-
wie 
• der Ausbau der Gehstrukturen (beispielsweise 
Hausbesuche).
1.3 Über die Landesförderung wird nach pﬂichtge-
mäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel entschieden.
2. Gegenstand der Förderung
Gefördert wird die Tätigkeit der anerkannten 
Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonﬂikt- 
beratungsstellen im Rahmen der Beratungs- 
angebote nach §§ 2, 5 und 6 SchKG und nach 
Richtlinien zur Förderung von Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonﬂiktberatungsstellen 
im Freistaat Thüringen
vom 1. Dezember 2009 (ThürStAnz. Nr. 52/2009 S. 2106 - 2108)
§ 3 Abs. 1 ThürSchKG durch Zuwendungen für 
Personalausgaben der Beratungsfachkräfte sowie 
Sach- und Verwaltungsausgaben.
3. Zuwendungsempfänger
 Zuwendungsempfänger sind die Träger der durch 
das für Schwangerschafts- und Schwangerschafts-
konﬂiktberatung zuständigen Ministerium aner-
kannten Schwangerschafts- und Schwangerschafts-
konﬂiktberatungsstellen.
4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Voraussetzung für eine Landesförderung ist eine 
Anerkennung durch das für Schwangerschafts- und 
Schwangerschaftskonﬂiktberatung zuständigen Mi-
nisterium als Schwangerschafts- und Schwanger-
schaftskonﬂiktberatungsstelle.
4.2 Die Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonﬂikt-
beratungsstelle muss in der Bedarfsplanung nach 
 § 8 ThürSchKG enthalten sein.
4.3 Bei einer nicht hinreichenden Auslastung einer Be-
ratungsstelle kann der Umfang der Förderung antei-
lig eingeschränkt werden.
4.4 Die im Anerkennungsbescheid namentlich aufge-
führten Beratungsfachkräfte und die genehmigten 
Beratungsräume liegen der Förderung zugrunde. 
Sie müssen mit den Daten der Antragsstellung zur 
Förderung übereinstimmen. Änderungen müssen 
von der Anerkennungsbehörde genehmigt worden 
sein.
5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird in Form eines nicht rückzahl-
baren Zuschusses im Wege einer Projektförderung 
als Anteilﬁnanzierung gewährt.
5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind
5.2.1 Personalausgaben für die anerkannten Beratungs-
fachkräfte der Schwangerschafts- und Schwanger-
schaftskonﬂiktberatungsstelle. Die Zahl der zuwen-
dungsfähigen vollzeitbeschäftigten Fachkräfte bzw. 
die zuwendungsfähige Wochenarbeitszeit ergibt 
sich aus dem jeweils gültigen Bedarfsplan, den 
das für Schwangerschafts- und Schwangerschafts-
konﬂiktberatung zuständige Ministerium nach § 8 
ThürSchKG festgelegt hat.
Personalausgaben können nach Genehmigung 
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durch das für Schwangerschafts- und Schwanger-
schaftskonﬂiktberatung zuständige Ministerium 
ausnahmsweise und für eine bestimmte Zeit auch 
für Beratungsfachkräfte, die zwar über die notwen-
dige beruﬂiche Qualiﬁkationsvoraussetzung, jedoch 
nicht über eine Zusatzausbildung auf dem Gebiet 
der Schwangerschaftskonﬂiktberatung verfügen, 
gewährt werden. Dies ist dann der Fall, wenn  auf-
grund einer Inanspruchnahme von Mutterschutz 
und Elternzeit oder längerfristiger Erkrankung einer 
nach Ziffer 5.2.1, Absatz 1 aufgeführten Beratungs-
fachkraft die Vertretung wahrgenommen wird. Eine 
Erhöhung der vorgesehenen Wochenarbeitszeit laut 
Bedarfsplan ist damit nicht verbunden.
5.2.2 Notwendige Sach- und Verwaltungsausgaben
a) Mietzins und Mietnebenkosten, bis zur Höhe 
der ortsüblichen Miete und Mietnebenkosten 
bzw. bei trägereigenen Räumen nur die Be-
triebskosten entsprechend der geltenden Be-
triebskostenverordnung jeweils nach Maßgabe 
des vom für Schwangerschafts- und Schwan-
gerschaftskonﬂiktberatung zuständige Ministe-
rium genehmigten Raumprogramms,
b) Heizung, Strom, Gas und Wasser, sofern sie 
nicht bereits in den Mietnebenkosten bzw. Be-
triebskosten im Rahmen des vom für Schwan-
gerschafts- und Schwangerschaftskonﬂiktbe-
ratung zuständige Ministerium genehmigten 
Raumprogramms enthalten sind,
c) Fortbildung und Supervision
d) Büro- und Schreibbedarf, 
e) Porto- und Kommunikationsgebühren
f) Reisekosten nach Maßgabe des Thüringer Rei-




i) gesetzlich vorgeschriebene Pﬂichtversicherun-
gen,
j) Fachbücher und Zeitschriften,
k) Öffentlichkeitsarbeit und Präventionsmaterial,
l) Ersatzbeschaffung von Büroeinrichtung und 
-maschinen sowie Instandhaltung der Räume 
in angemessenem Umfang,
m) Mietkosten für Kommunikations- und Büroge-
räte,
n) Vergütung von Honorarkräften für ärztlich, 
fachärztlich, psychologisch, sozialpädagogisch, 
sozialarbeiterisch oder juristisch ausgebildete 
Fachkräfte oder Dolmetscher, soweit diese Fach-
kräfte zur Durchführung der Beratung unmittel-
bar erforderlich sind und in der Beratungsstelle 
oder beim Träger keine entsprechend ausgebil-
deten Fachkräfte zur Verfügung stehen sowie 
eine Liquidation über die Krankenkasse bzw. 
das Asylbewerberleistungsgesetz nicht möglich 
ist.
o) Vergütungen von Verwaltungsfachkräften im 
Rahmen einer Festanstellung oder auf Hono-
rarbasis. 
Die Verwaltungsfachkräfte dürfen nicht bes-
sergestellt werden als vergleichbare Landesbe-
dienstete. Höhere Vergütungen als nach dem 
jeweils gültigen Tarifrecht der Länder (TV-L) 
sowie sonstige über- und außertariﬂiche Lei-
stungen dürfen nicht gefördert werden.
5.2.3 Die Zuwendungsfähigkeit der Reisekosten im Rah- 
 men von Präventionsveranstaltungen oder Haus- 
 und Klinikbesuchen setzt genaue Aufzeichnungen 
 der Beratungsstelle (Datum, Ort, Art der Maß- 
 nahme, gefahrene Kilometer) voraus. 
5.2.4 Die Zuwendungsfähigkeit der Vergütung von Hono- 
 rarkräften nach Ziffer 5.2.2 Nr. n) und o) setzt 
 genaue Aufzeichnungen der Beratungsstelle über 
 die Tätigkeit der einzelnen Honorarkräfte (Da- 
 tum, Stundenzahl und Stundenhonorar) in zeitli- 
 cher Folge voraus.
5.3 Höhe der Zuwendung für 
5.3.1 Personal- und Personalnebenausgaben
Für Beratungsfachkräfte nach Ziffer 5.2.1 werden die 
tatsächlichen Ausgaben bis zur Entgeltgruppe 9 des 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst der Länder 
(TV-L) gefördert, wobei der Zuwendungsempfänger 
seine Beratungsfachkräfte nicht besserstellen darf 
als vergleichbare Landesbedienstete. Höhere Ver-
gütungen als nach dem jeweils gültigen Tarifrecht 
der Länder (TV-L)  sowie sonstige über- und außer-
tariﬂiche Leistungen dürfen nicht gefördert werden.
Die Höhe der Zuwendung gemäß Ziffer 5.2.1 beträgt 
für hauptamtlich angestellte, anerkannte Beratungs-
fachkräfte bis zu 100 v. H. der zuwendungsfähigen 
Personalausgaben bei freien Trägern und bis zu 90 
v. H. bei kommunalen Trägern der im Rahmen des 
Bedarfsplanes festgelegten zuwendungsfähigen Wo-
chenarbeitszeit bzw. Vollbeschäftigteneinheit (VbE) 
für die jeweilige Schwangerschafts- und Schwanger-
schaftskonﬂiktberatungsstelle.
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5.3.2 Notwendige Sach- und Verwaltungsausgaben:
Die zuwendungsfähigen Sachausgaben sind in den 
Ziffern 5.2.2 aufgeführt. 
5.3.2.1  Die Landeszuwendung für Sachausgaben nach Zif-
fer 5.2.2 Buchstabe a) und b) insgesamt beträgt für 
Beratungsstellen
mit 1 VbE Beratungsfachkraft bis zu 5.200 EUR pro 
Jahr
mit über 1 bis zu 2 VbE Beratungsfachkräften bis zu 
6.900 EUR pro Jahr
mit über 2 bis zu 3 VbE Beratungsfachkräften  bis zu 
8.640 EUR pro Jahr
mit bis zu 4 VbE Beratungsfachkräften  bis zu 
10.400 EUR pro Jahr.
5.3.2.2  Die Landeszuwendung für Sachausgaben nach Zif-
fer 5.2.2 Buchstabe c) beträgt bis zu 1.100 EUR pro 
Beratungsfachkraft jährlich.
Ist eine Beratungsfachkraft in zwei oder mehreren 
Beratungsstellen tätig, teilt sich der maximale För-
derbetrag auf diese Einrichtungen auf. 
Bei Neueinstellungen von Beratungsfachkräften, die 
noch nicht über die erforderliche Zusatzqualiﬁkati-
on verfügen, können im begründeten Einzelfall für 
die gesetzlich vorgeschriebene Zusatzausbildung 
für die betreffende Beratungsfachkraft im begrenz-
ten Umfang zusätzliche Mittel bis spätestens 31. 
Oktober des laufenden Haushaltsjahres beantragt 
werden. 
5.3.2.3  Die Landeszuwendung für Sachausgaben nach Zif-
fer 5.2.2 Buchstabe d) bis f) beträgt insgesamt bis 
zu 1.000 EUR pro VbE Beratungsfachkraft jährlich.
Bei Beratungsstellen mit ländlichen Einzugsgebie-
ten können bei begründetem Mehrbedarf zusätz-
liche ﬁnanzielle Mittel für Reisekosten gewährt 
werden. Ein begründeter Mehrbedarf liegt dann 
vor, wenn mehr als 25 Präventionsveranstaltungen 
pro VbE Beratungsfachkraft und/oder mehr als 25 
Haus- und Klinikbesuche pro VbE Beratungsfach-
kraft entstehen. Der Mehrbedarf ist zu gegebener 
Zeit schriftlich zu begründen und auf vorgegebe-
nem Formular nachzuweisen. 
5.3.2.4  Die Landeszuwendung für Sachausgaben nach Zif-
fer 5.2.2 Buchstabe g) bis n) beträgt insgesamt bis 
zu 1.500 EUR pro Beratungsstelle jährlich.
Für Honorarausgaben gemäß Ziffer 5.2.2 Buchsta-
be n) kann die Landeszuwendung zu maximal 26 
EUR pro Stunde und bis zu maximal 10 Beratungs-
stunden wöchentlich je Beratungsstelle verwendet 
werden.
5.3.2.5  Bei hauptamtlich angestellten Verwaltungsfachkräf-
ten nach Ziffer 5.2.2 Buchstabe o) ist für jeweils drei 
vollzeitbeschäftigte Beratungsfachkräfte maximal 
eine vollzeitbeschäftigte Verwaltungsfachkraft pro 
Beratungsstelle für die Landeszuwendung maßgeb-
lich. Die Landeszuwendung darf nur für die tatsäch-
lichen Ausgaben verwendet werden und einen Be-
trag von 26.400 EUR pro VbE Verwaltungsfachkraft 
nicht überschreiten. Für teilzeitbeschäftigte Verwal-
tungsfachkräfte reduziert sich der Förderbetrag ent-
sprechend dem Vomhundertsatz des Betrages, der 
dem Umfang der Beschäftigung entspricht.
Die Landeszuwendung kann für das Honorar von 
Verwaltungsfachkräften in Höhe von höchstens 13 
EUR pro Stunde, inklusive etwaiger darauf entfalle-
ner Steuern und Arbeitgeberanteile, sowie maximal 
40 Wochenstunden verwendet werden.
6. Antrags- und Bewilligungsverfahren
6.1 Die Zuwendungen aus Landesmitteln sind von den 
Antragstellern schriftlich zu beantragen. Die An-
tragsvordrucke sind bei der bewilligenden Stelle er-
hältlich.
6.2 Der Antrag für das kommende Jahr soll der bewil-
ligenden Stelle bis zum 31. Oktober des laufenden 
Jahres vorliegen.
6.3 Die bewilligende Stelle entscheidet über die Anträge 
in eigener Zuständigkeit und Verantwortung.
6.4 Die Entscheidung über die Aufnahme neuer Bera-
tungsstellen bzw. einzelner Beratungsfachkräfte in 
die Landesförderung bleibt dem für Schwanger-
schafts- und Schwangerschaftskonﬂiktberatung zu-
ständigen Ministerium vorbehalten.
7. Nachweis und Prüfung der Verwendung
7.1 Der Zuwendungsempfänger muss bis zum 31. März 
des darauf folgenden Jahres einen Nachweis mit 
Belegen über die zweckentsprechende Verwendung 
der Mittel erbringen.
Dieser besteht aus einem zahlenmäßigen Nachweis 
der geförderten Personal- und Sachausgaben laut 
Formblatt mit Belegen und einem Sachbericht. 
Die Belege sind nach Vorlage des Verwendungs-
nachweises mindestens fünf Jahre aufzubewahren.
7.2 Die mit der Verwendungsnachweisprüfung beauf-
tragte Stelle prüft die Verwendungsnachweise in ei-
gener Zuständigkeit und Verantwortung. 
7.3 Die bewilligende- und mit der Verwendungsnach-
weisprüfung beauftragte Stelle ist berechtigt, Bü-
cher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen 
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anzufordern und zu prüfen sowie die ordnungs-
gemäße Verwendung durch örtliche Erhebungen 
zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen 
(§ 44 Abs. 1 Satz 3 ThürLHO). Die Prüfungsrech-
te des Thüringer Rechnungshofes (§ 91 ThürLHO) 
oder seiner mit der Prüfung beauftragten Rech-
nungsprüfungsstellen (§ 88 Abs. 1 ThürLHO) blei-
ben hiervon unberührt.
7.4 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche 
Aufhebung des Bescheides und die Rückforderung 
der gewährten Zuwendung gelten die    §§ 48, 49 
und 49a ThürVwVfG und die VV zu § 44 ThürLHO, 
soweit nicht in diesen Richtlinien Abweichungen zu-
gelassen worden sind.
7.5  Die Fördermaßnahmen werden durch den Zuwen-
dungsgeber einer Zielerreichungskontrolle (Con-
trolling) gemäß den Verwaltungsvorschriften zu § 23 
ThürLHO unterzogen.
8. Schlussbestimmungen
8.1 Die Richtlinien ergehen im Einvernehmen mit dem 
für Finanzen zuständigen Ministerium und – soweit 
die Regelungen den Verwendungsnachweis betref-
fen – im Einvernehmen mit dem Rechnungshof.
8.2 Soweit die sachlichen Gegebenheiten dies erfor-
dern, kann das für Schwangerschafts- und Schwan-
gerschaftskonﬂiktberatung zuständige Ministerium 
im Einzelfall Abweichungen von diesen Richtlinien 
zulassen.
8.3 Auf der Grundlage vorliegender Erfahrungswerte 
sind die Richtlinien zum Jahresende 2012 hinsicht-
lich ihrer Efﬁzienz und Wirksamkeit zu prüfen und 
gegebenenfalls neu zu bewerten.
9. In-Kraft-Treten
 Die Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Januar 
2010 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2012 
außer Kraft. Die Richtlinien in der Fassung vom 29. 
Januar 2007 (ThürStAnz. Nr. 8/2007, S. 315 - 316), 
mit Änderung vom 9. Dezember 2008 (ThürStAnz 
Nr. 52/2008, S. 2250) treten zum 1. Januar 2010 au-
ßer Kraft.
Reisekosten im Rahmen von Präventionsveranstaltungen sowie Haus- und Klinikbesuche 
im Jahr 201..
*Präventionsveranstaltung in:
Kindertagesstätten    = P Kita
Grundschule    = P GS
Regelschule      = P RS
Gymnasien      = P Gym
Förderschulen          = P FS
Berufsschulen        = P BS
Einrichtungen der Behindertenhilfe   = P Beh. Hi
Familienzentrum    = P FZ
Hausbesuche     = HB
Klinikbesuche     = KB
weitere Einrichtungen können ergänzt werden
Lfd. 
Nr.






Änderung und Neufassung der Richtlinien zur Förderung von Verbraucherinsolvenzberatungsstellen 
im Freistaat Thüringen
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe von § 6 Abs. 1 
Satz 1 des Thüringer Gesetzes zur Ausführung der 
Insolvenzordnung (ThürAGInsO) und dieser Richt-
linien, des § 44 der Thüringer Landeshaushaltsord-
nung (ThürLHO) und den hierzu erlassenen Ver-
waltungsvorschriften (VV) sowie des Thüringer 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in der 
jeweils geltenden Fassung Zuwendungen für Ver-
braucherinsolvenzberatungsstellen in Thüringen.
1.2 Zweck und Ziel der Förderung ist es, ein bedarfsge-
rechtes Angebot an geeigneten Stellen zur Verbrau-
cherinsolvenzberatung auf der Grundlage von § 305 
Abs. 1 Nr. 1 der Insolvenzordnung (InsO) i. V. m. 
§ 1 ThürAGInsO in gemeinnütziger oder kommuna-
ler Trägerschaft sicherzustellen. 
1.3 Über die Höhe und die Zuwendungs-voraussetzun-
gen einer Landesförderung wird nach pﬂichtgemä-
ßem Ermessen auf der Grundlage dieser Richtlinien 
und nach Maßgabe der verfügbaren Haushaltsmittel 
entschieden.
2. Gegenstand der Förderung
2. 1 Gefördert wird das Angebot  der Verbraucherinsol-
venzberatung in anerkannten Verbraucherinsolven-
zberatungsstellen durch Zuwendungen für Perso-
nalausgaben für Beratungsfachkräfte sowie Sach- 
und Verwaltungsausgaben.
2.2 Zur Sicherstellung einer fachlich fundierten Bera-
tungsarbeit im Fachkräfteteam und Gewährleistung 
der Vertretung bei Abwesenheit einer Beratungs-
fachkraft wird pro Landkreis bzw. kreisfreie Stadt 
eine Beratungsstelle gefördert. Ausgaben für Au-
ßenstellen sind nicht förderfähig; ausgenommen ist 
das Angebot von Außensprechstunden an einzel-
nen Wochentagen.
2.3 Darüber hinaus wird eine Fachberatungsstelle 
gefördert, die Aufgaben der juristischen Be-
ratung, Fortbildung und Prävention für die 
Verbraucherinsolvenzberatungsstellen sowie Aufga-
ben der Entwicklung und landesweiten Vernetzung 
von Präventionsmaßnahmen auf der Grundlage ei-
ner mit dem für Verbraucherinsolvenzberatung zu-
ständigen Ministeriums abgestimmten Konzeption 
wahrnimmt. 
3. Zuwendungsempfänger
 Zuwendungsempfänger sind freie gemein-
nützige Träger von anerkannten Verbrau-
cherinsolvenzberatungsstellen sowie der Träger der 
Fachberatungsstelle.
 Auch kommunale Gebietskörperschaften kommen 
als Zuwendungsempfänger in Betracht.
4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die Beratungsstelle muss die Qualitätsstandards 
des für Verbraucherinsolvenzberatung zuständigen 
Ministeriums erfüllen und als Verbraucherinsolven-
zberatungsstelle anerkannt sein.
4.2 Eine der in der Beratungsstelle tätigen hauptamt-
lichen Beratungsfachkräfte soll über einen Hoch-
schulabschluss in einem Studiengang des Sozial-
wesens verfügen. 
4.3 Die Verbraucherinsolvenzberatungsstelle muss in 
der Bedarfsplanung des für Verbraucherinsolvenz-
beratung zuständigen Ministeriums enthalten sein.
 Diese erfolgt unter Berücksichtigung der Träger-
pluralität in Thüringen auf der Grundlage eines 
Bedarfsschlüssels von 100.000 Einwohnern pro 
Beratungsfachkraft Der Bedarfsplan wird jeweils für 
die Dauer von drei Jahren erstellt und tritt zum 1. 
Januar 2010 in Kraft. 
4.4 Die Verbraucherinsolvenzberatung ist für Ratsu-
chende unentgeltlich zu erbringen. Das Angebot 
muss allen Rat Suchenden mit Hauptwohnsitz im 
Freistaat Thüringen offen stehen.
4.5 Der Träger der Beratungsstelle hat eine Teilnahme 
der Beratungsstelle an der Bundesstatistik sicherzu-
stellen und auf dieser Grundlage dem für Verbrau-
cherinsolvenzberatung zuständigen Ministerium 
jährlich bis zum 30. April einen Tätigkeitsbericht so-
wie die Statistik nach dessen Vorgaben vorzulegen. 
5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird in Form eines nicht rückzahl-
baren Zuschusses im Wege einer Projektförderung 
als Anteilsﬁnanzierung gewährt.
5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind:
5.2.1 Personalausgaben für Beratungsfachkräfte der Ver-
braucherinsolvenzberatung, die die fachlichen An-
erkennungsvoraussetzungen der Beratungsstelle 
gewährleisten.
5.2.2. Notwendige Sach- und Verwaltungsausgaben der 
Verbraucherinsolvenzberatung:
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a) Betriebskosten entsprechend der Betriebsko-
stenverordnung und im Fall der Nutzung frem-
den Eigentums Mietkosten bis zur Höhe der 
ortsüblichen Vergleichsmiete nach Maßgabe 
des vom für Verbraucherinsolvenzberatung zu-
ständigen Ministeriums genehmigten Raumpro-
gramms,
b) Büro- und Schreibbedarf,
c) Porto- und  Kommunikationsgebühren,
d) Fachbücher und Zeitschriften,
e) Reisekosten nach Maßgabe des Thüringer Rei-
sekostengesetzes (ThürRKG) und der hierzu er-
lassenen Verwaltungsvorschriften,
f) Ersatzbeschaffung von Büroeinrichtung und -
maschinen sowie Instandhaltung der Räume in 
angemessenem Umfang, soweit dies mietver-
traglich vereinbart wurde oder bei trägereigenen 
Räumen eine kleinere Instandsetzung darstellt. 
(Unter Anwendung des Grundsatzes von Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit können auch 
Miet- oder Leasingkosten für Kommunikations- 
und Bürogeräte gefördert werden.),
g) Fortbildung und Supervision,
h) Öffentlichkeitsarbeit und Präventionsmaterial, 
i) Vergütungen für Verwaltungsfachkräfte im Rah-
men einer Festanstellung oder auf Honorarbasis 
sowie
j) Reinigungskosten bzw. Reinigungskostenanteil 
für Räume, die für die Verbraucherinsolvenzbe-
ratung genutzt werden.
5.2.3 Die Zuwendungsfähigkeit der Vergütung von Ho-
norarkräften nach Ziff. 5.2.2 Buchst. i) setzt genaue 
Aufzeichnungen der Beratungsstelle über die Tätig-
keit der Honorarkräfte (Datum, Stundenzahl und 
Stundenhonorar) in zeitlicher Folge voraus.
5.2.4 Personal- und Sachausgaben für eine Fachbera-
tungsstelle zur juristischen Beratung, Fortbildung 
und Präventionsarbeit.
5.3. Höhe der Zuwendung: 
5.3.1 Personalausgaben für die Verbraucherinsolvenz-
  beratung:
 Es werden die tatsächlichen Personalausgaben für 
hauptamtlich angestellte, vollzeitbeschäftigte Be-
ratungsfachkräfte gefördert, maximal jedoch bis zu 
42.000 Euro pro Beratungsfachkraft bei einer Ein-
gruppierung in  maximal Entgeltgruppe E-10 des 
jeweils gültigen Tarifvertrages für den öffentlichen 
Dienst der Länder (TV-L). Dabei darf der Zuwen-
dungsempfänger seine Beratungsfachkräfte nicht 
besser stellen als vergleichbare Landesbedienstete. 
Höhere Vergütungen als nach dem jeweils gültigen 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder 
sowie sonstige über- oder außertariﬂiche Vergütun-
gen dürfen nicht gefördert werden.
 Für teilzeitbeschäftigte Beratungsfachkräfte redu-
ziert sich der Förderbetrag entsprechend dem Vom-
hundertsatz des Betrages, der dem Umfang der Be-
schäftigung entspricht.
5.3.2 Notwendige Sach- und Verwaltungsausgaben für  
 die Verbraucherinsolvenzberatung:
5.3.2.1 Die zuwendungsfähigen Sach- und Verwaltungsaus-
gaben sind in Ziff. 5.2.2 Buchst. a) bis j) und 5.2.3 
abschließend aufgeführt. Hierfür werden durch das 
für Verbraucherinsolvenzberatung zuständige Mi-
nisterium jährliche Pauschalen pro VbE Beratungs-
fachkraft festgesetzt.
Für deren Verwendung sind nachfolgende Kriterien 
einzuhalten:
5.3.2.2 Bei hauptamtlich angestellten Verwaltungsfachkräf-
ten nach Ziff. 5.2.2 Buchst. i) gilt:
 Pro Beratungsstelle können bis zu 0,5 VbE haupt-
amtlich angestellte Verwaltungsfachkraft für die Ver-
braucherinsolvenzberatung als zuwendungsfähig 
anerkannt werden.
 Der Zuwendungsempfänger darf seine Verwaltungs-
fachkräfte nicht besser stellen als vergleichbare 
Landesbedienstete. Höhere Vergütungen als nach 
dem jeweils gültigen Tarifvertrag für den öffentli-
chen Dienst der Länder sowie sonstige über- oder 
außertariﬂiche Vergütungen dürfen nicht gefördert 
werden.
 Für Verwaltungsfachkräfte auf Honorar-basis oder 
geringfügig beschäftigte Verwaltungsfachkräfte ist 
ein Honorar in Höhe von höchstens 13 Euro pro 
Stunde inklusive etwaiger darauf entfallender Steu-
ern und Arbeitgeberanteile bis zu maximal 20 Wo-
chenstunden zuwendungsfähig.
5.3.2.3  Bei der Förderung von Sach- und Verwaltungsaus-
gaben in der Verbraucher-insolvenzberatung darf 
ein Höchstbetrag von 21.400 Euro pro Beratungs-
stelle nicht überschritten werden.
5.3.3 Fachberatungsstelle
5.3.3.1 Für eine hauptamtlich angestellte vollzeitbeschäf-
tigte juristische Fachkraft nach Ziff. 5.2.4 oder zwei 
entsprechende Teilzeitkräfte wird eine jährliche Zu-
wendung bis zu 50.000 Euro bei  Entgeltgruppe 
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E-13 TV-L gewährt. Für 1 VbE  sozialpädagogische 
oder vergleichbare Fachkraft mit einschlägiger wis-
senschaftlicher Hochschulausbildung kann ein Zu-
schuss bis zu 40.000 Euro pro VbE bei maximal 
Entgeltgruppe E-10 TV-L gewährt werden.
Der Zuwendungsempfänger darf seine Fachkräfte 
nicht besser stellen als vergleichbare Landesbedien-
stete. Höhere Vergütungen als nach dem jeweils 
gültigen Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der 
Länder sowie sonstige über- oder außertariﬂiche 
Vergütungen dürfen nicht gefördert werden.
5.3.3.2 Zu den Sach- und Verwaltungsausgaben wird eine 
jährliche Zuwendung in Höhe von bis zu 7.560 Euro 
gewährt.
6. Antrags- und Bewilligungsverfahren
6.1  Die Zuwendung aus Landesmitteln ist bis zum 
 31. Oktober des Vorjahres schriftlich bei der Gesell- 
 schaft für Arbeits- und Wirtschaftsförderung des 
 Freistaats Thüringen mbH, Warsbergstraße 1, 
 99092  Erfurt  (im Folgenden Bewilligungsbehörde 
 genannt) einzureichen.
6.2 Die Bewilligungsbehörde entscheidet nach Maßga-
be der Bedarfsplanung über die Anträge in eigener 
Zuständigkeit und Verantwortung.
6.3. Die Entscheidung über die Aufnahme neuer Bera-
tungsstellen bzw. einzelner Beratungsfachkräfte in 
die Landesförderung bleibt dem für Verbraucherin-
solvenzberatung zuständigen Ministerium vorbe-
halten.
7. Nachweis und Prüfung der Verwendung
7.1 Der Zuwendungsempfänger muss der Bewilligungs-
behörde bis zum 30. April des darauf folgenden Jah-
res einen Nachweis mit Belegen über die zweckent-
sprechende Verwendung der Mittel erbringen (sie-
he Nr. 6 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung - ANBest-P).
7.2 Dieser besteht aus einem zahlenmäßigen Nachweis 
der geförderten Personal-, Sach- und Verwaltungs-
ausgaben laut Formblatt und einem Sachbericht 
nach Vorgabe der Bewilligungsbehörde. Die Belege 
sind mindestens fünf Jahre nach Vorlage des Ver-
wendungsnachweises aufzubewahren.
7.3 Die Bewilligungsbehörde prüft die Verwendungs-
nachweise in eigener Zuständigkeit und Verantwor-
tung. 
7.4 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides sowie die 
Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten 
die §§ 48, 49 und 49a ThürVwVfG und die VV zu 
 § 44 ThürLHO, soweit nicht in diesen Richtlinien 
Abweichungen zugelassen worden sind.
7.5 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, 
Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzu-
fordern und zu prüfen sowie die ordnungsgemäße 
Verwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen 
oder durch Beauftragte prüfen zu lassen (§ 44 Abs. 
1 Satz 3 ThürLHO). Die Prüfungsrechte des Thürin-
ger Rechnungshofes (§ 91 ThürLHO) oder seiner 
mit der Prüfung beauftragten Rechnungsprüfungs-
stellen (§ 88 Abs. 1 ThürLHO) bleiben hiervon unbe-
rührt.
7.6 Die Fördermaßnahmen werden durch den Zuwen-
dungsgeber einer Zielerreichungskontrolle (Con-
trolling) gemäß den Verwaltungsvorschriften zu 
§ 23 ThürLHO unterzogen.
8. Schlussbestimmungen
8.1 Die Richtlinien ergehen im Einvernehmen mit dem 
für Finanzen zuständigen Ministerium und - soweit 
die Regelungen den Verwendungsnachweis betref-
fen - im Einvernehmen mit dem Rechnungshof.
8.2 Das für Verbraucherinsolvenzberatung zuständige 
Ministerium kann im Einzelfall Abweichungen von 
diesen Richtlinien zulassen, wenn die sachlichen 
Gegebenheiten dies erfordern.
9. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Richtlinien treten zum 1. Januar 2010 in 
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer 
Kraft. Die Richtlinien zur Förderung von Verbrau-
cherinsolvenzberatungsstellen in der Fassung vom 
19. Dezember 2006 (ThürStAnz. 4/2007 treten zum 
1. Januar 2010 außer Kraft.
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1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Vergabe-
grundsätze und des § 44 Thüringer Landeshaushalts-
ordnung (ThürLHO) sowie der hierzu erlassenen Ver-
waltungsvorschriften (VV) Zuwendungen für Maß-
nahmen der Fortbildung von Mitarbeitern in sozialen 
Tätigkeitsfeldern in Thüringen.
 Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 
Über die Landesförderung wird nach pﬂichtgemäßem 
Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit-
tel entschieden.
1.2 Zweck der Förderung ist es:
1.2.1 den sozialpädagogischen Fachkräften durch Fortbil-
dungsmaßnahmen zu ermöglichen, ihre Kenntnisse 
in den jeweiligen sozialpädagogischen Tätigkeitsfel-
dern der aktuellen Entwicklung anzupassen, um sich 
mit den komplexen Problemlagen unter sich ständig 
verändernden gesellschaftlichen Bedingungen aus-
einander setzen zu können und sich mit neuen wis-
senschaftlichen Erkenntnissen bekannt zu machen;
1.2.2 durch Modellversuche neue Wege und Methoden 
zur efﬁzienten Arbeit in sozialpädagogischen Tätig-
keitsfeldern zu untersuchen, neue Problemstellungen 
aufzugreifen und Lösungswege zu erproben, die im 
Ergebnis evaluiert und thüringenweit zur Anwendung 
kommen sollen.
2 Gegenstand der Förderung
2.1 Maßnahmen der Fortbildung mit wesentlichen sozial-
pädagogischen Inhalten für hauptamtliche Fachkräfte 
in Sozialstationen, Hospizen, der Behindertenhilfe, 
der Altenhilfe, der Jugendhilfe, der Familienhilfe, der 
häuslichen Pﬂege und in sozialen Beratungsdiensten, 
wenn diese zu einer Vertiefung und Speziﬁzierung der 
für die Tätigkeit notwendigen Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten der Fachkräfte führen.
2.2 Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen im Rahmen 
von Modellversuchen für hauptamtliche Fachkräfte 
im Sinne von Ziff. 2.1.
2.3 Die Förderung ehrenamtlicher Mitarbeiter aus Einzel-
plan 08 wird von diesen Grundsätzen nicht berührt.
3 Zuwendungsempfänger
3.1 Zuwendungsempfänger sind freie und öffentliche Trä-
ger.
Vergabegrundsätze für die Förderung von Maßnahmen der Fortbildung von Mitarbeitern
in sozialen Tätigkeitsfeldern 
3.2 Der Zuwendungsempfänger muss in fachlicher Hin-
sicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße, zweck-
entsprechende Durchführung der Maßnahme bieten.
4 Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die Teilnehmerzahl pro Veranstaltung soll grundsätz-
lich 15 nicht unterschreiten.
4.2 Fortbildungsmaßnahmen werden in der Regel nur ge-
fördert, wenn die zuwendungsfähigen Gesamtausga-
ben bei freien Trägern 1.250 Euro und bei öffentlichen 
Trägern 2.000 Euro übersteigen.
4.3 Die Maßnahmen sollen vorrangig in Thüringen statt-
ﬁnden.
4.4 Die Förderung setzt in der Regel einen Teilnehmerbei-
trag an den zuwendungsfähigen Ausgaben voraus.
5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung im Wege 
der Fehlbedarfsﬁnanzierung.
5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind:
5.2.1 Honorare für Bildungsreferenten auf der Grundlage 
beigefügter, verbindlicher Honorarstaffelung,
5.2.2    Unterkunft und Fahrkosten für Referenten und sons- 
     tige Mitarbeiter nach den Regelungen des Thürin- 
     Thüringer Reisekostengesetzes,
5.2.3 notwendige, angemessene Sachausgaben.
5.3 Kosten für Verpﬂegung und Unterkunft sowie Reise-
kosten der Teilnehmer sind nicht zuwendungsfähig.
5.4      Die Höhe der Zuwendung soll bei Maßnahmen nach 
  Ziff.  2.1  grundsätzlich 80 % der zuwendungs- 
      fähigen Gesamtausgaben nicht übersteigen.
6 Verfahren
6.1 Der Träger soll die geplante Maßnahme bis zum 30. 
November des Vorjahres mit einer Kostenkalkulation 
beim Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und 
Gesundheit (TMSFG) anzeigen.
6.2 Der Antrag nach Vordruck ist spätestens acht Wochen 
vor Beginn der Maßnahme beim:
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 Thüringer Ministerium für





Dem Antrag ist eine ausführliche Konzeption zur ge-
planten Maßnahme beizufügen, die folgende Anga-
ben enthalten soll:
- Anliegen und Zielsetzung der Maßnahme im Sinne 
von Ziff. 1.2,
- inhaltlicher und organisatorischer Ablauf,
- Teilnehmerkreis,
- Qualiﬁkation der Referenten,
- Kosten- und Finanzierungsplanung mit entspre-
chenden Erläuterungen.
6.3 Die schriftliche fachliche Stellungnahme des jeweils 
zuständigen Fachreferates ist notwendig.
6.4 Die Zuwendung wird vom TMSFG bewilligt und aus-
gezahlt.
6.5 Soweit es sich bei Anträgen nach Ziff. 2.1 um regiona-
le Maßnahmen der Jugendhilfe oder im Rahmen der 
Sozialhilfe handelt, die auf den Bereich einer Kommu-
ne beschränkt sind, ist dem Antrag eine Stellungnah-
me des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe 
bzw. des örtlichen Sozialhilfeträgers beizufügen.
6.6 Der Zuwendungsempfänger hat dem TMSFG spä-
testens 3 Monate nach Beendigung der Maßnahme 
einen Nachweis über die zweckentsprechende Ver-
wendung der Mittel vorzulegen. Dieser besteht aus 
einem zahlenmäßigen Nachweis mit Originalbelegen 
und einem Sachbericht.
6.7 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Be-
lege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern 
und zu prüfen sowie die ordnungsgemäße Verwen-
dung der Zuwendung durch örtliche Erhebung zu 
prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen (§ 44 
Abs. 1 Satz 3 ThürLHO).
 Die Prüfungsrechte des Rechnungshofes (§ 91 ThürL-
HO) oder seiner mit der Prüfung beauftragten Rech-
nungsprüfungsstellen (§ 88 Abs. 1 ThürLHO) bleiben 
hiervon unberührt.
7 Gleichstellungsregelung
 Berufs- und Funktionsbezeichnungen in diesen 
Grundsätzen gelten jeweils in weiblicher und männli-
cher Form.
8 Inkrafttreten
 Diese Vergabegrundsätze treten zum 1. Januar 2002 
in Kraft.
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1. Zweck der Förderung
1. Die Thüringer Ehrenamtsstiftung gewährt aus ihren 
Erträgen, den Zuweisungen Dritter, insbesondere des 
Thüringer Ministeriums für Soziales, Familie und Ge-
sundheit, und aus Zustiftungen nach Maßgabe dieser 
Vergabegrundsätze Zuwendungen zum Zwecke der För-
derung gemeinnütziger ehrenamtlicher Tätigkeit in Thü-
ringen.
2. Ziel und Zweck der Förderung ist es, die Zuwendungs-
empfänger dabei zu unterstützen, in ihrem Zuständig-
keitsbereich ehrenamtliches Engagement zu fördern 
und zu würdigen. Hierbei soll auch die gesellschaftliche 
Mitwirkung von Arbeitslosen gefördert werden, soweit 
sie durch ehrenamtliche gemeinnützige Tätigkeit er-
bracht wird.
3. Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung 
der Zuwendung besteht nicht. Die Thüringer Ehren-
amtsstiftung entscheidet auf Grund ihres pﬂichtgemä-
ßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Mittel. 
2. Gegenstand der Förderung
Die Zuwendungen werden insbesondere gewährt für:
• Maßnahmen, die dazu dienen, Menschen für das 
Ehrenamt zu gewinnen und zu motivieren, bei der 
Ausübung des Ehrenamtes zu unterstützen und 
diese dauerhaft zu sichern sowie neue Formen des 
Ehrenamtes zu fördern, 
• die Durchführung von Veranstaltungen, auf denen 
Personen oder Personengruppen, die ehrenamtli-
che Tätigkeiten verrichten, öffentlich ausgezeichnet 
werden, 
• Würdigungen ehrenamtlich Tätiger, z. B. durch Eh-
rungen und Preise, 
• Öffentlichkeitsarbeit zur Förderung von ehrenamtli-
cher Tätigkeit, 
• Aus-, Fort- und Weiterbildungen, die der ehrenamt-
lichen Tätigkeit von Nutzen sind, 
• die Förderung der Entwicklung und Betreuung von 
Vernetzungsprojekten von Trägern gemeinnütziger 
ehrenamtlicher Tätigkeit, 
• die Förderung von Modellprojekten. 
3. Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfänger sind in Thüringen wirkende Vereine, 
Verbände sowie Kirchen und anerkannte Religionsgemein-
Vergabegrundsätze für die Förderung des Ehrenamtes
vom 4. September 2003
schaften, Stiftungen, Initiativgruppen und Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, Landkreise und kreisfreie Städte.
4. Voraussetzungen für die Vergabe der Zuwendungen
1. Gemeinnützige ehrenamtliche Tätigkeiten, die durch 
Maßnahmen im Sinne der Ziffer 2 dieser Vergabegrund-
sätze gewürdigt und gefördert werden sollen, sind un-
entgeltlich zu erbringen. Auslagenerstattungen oder 
Aufwandsentschädigungen gelten nicht als Entgelt. Die 
Gemeinnützigkeit bestimmt sich insbesondere nach 
den §§ 52 bis 55 der Abgabenordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung.
2. Die nach Ziffer 2 dieser Vergabegrundsätze durch die 
Zuwendungsempfänger geförderten Personen müssen 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Freistaat 
Thüringen haben oder ihr Ehrenamt im Freistaat Thürin-
gen ausüben.
3. Die Gesamtﬁnanzierung der Maßnahme muss gesichert 
sein. 
5. Sonstige Vergabebestimmungen
Die kommunalen Zuwendungsempfänger sollen die ge-
meinnützig ehrenamtlich tätigen Vereine und Verbände bei 
der Festlegung des Beteiligungsverfahrens beratend einbe-
ziehen.
Über das Beteiligungsverfahren ist im Rahmen der Verwen-
dungsnachweisführung zu berichten.
6. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung
1. Die Zuwendungen werden im Rahmen der Projektförde-
rung als Festbetragsﬁnanzierung gewährt.
2. 6.2   Die Verteilung der Fördermittel für die Landkreise 
und kreisfreien Städte bestimmt sich auf der Basis der 
Einwohnerzahlen gemäß den Angaben des Statistischen 
Landesamtes. 
7. Antragsverfahren, Auszahlung
1. Der Antrag auf Gewährung einer Zuwendung ist schrift-
lich an die Thüringer Ehrenamtsstiftung, Löberwallgra-
ben 8, 99096 Erfurt zu richten. Die Anträge der LIGA der 
Freien Wohlfahrtspﬂege in Thüringen, des Landessport-
bundes Thüringen e. V., des Landesjugendringes Thü-
ringen e. V. sowie der Landkreise und kreisfreien Städte 
müssen bis zum 30. November des Vorjahres vorliegen. 
Ansonsten ist Antragsschluss der 30. Juni des laufenden 
Jahres.
2. Die unter der Ziffer 7.1 Satz 2 genannten Zuwendungs-
empfänger erhalten die Zuwendung in drei Raten. Die 
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erste Rate wird auf Anforderung, die zweite Rate zum 
1. Juni und die dritte Rate zum 1. September ausge-
zahlt.
3. Für überregionale Projekte der Kirchen, von anerkann-
ten Religionsgemeinschaften und in allen anderen Fäl-
len erfolgt die Auszahlung auf einen Mittelabruf. Die 
Zuwendung soll nicht eher ausgezahlt werden, als sie 
voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten für fällige 
Zahlungen im Rahmen ihrer Zweckbestimmung benö-
tigt wird. 
8. Weitergabeverfahren
Die LIGA der Freien Wohlfahrtspﬂege in Thüringen, der Lan-
dessportbund Thüringen e. V. und der Landesjugendring 
Thüringen e. V. können die von der Thüringer Ehrenamts-
stiftung gewährte Zuwendung ebenfalls in eigener Zustän-
digkeit auf Grund der Anträge ihrer Verbandsmitglieder an 
diese ausreichen.
Die Landkreise und kreisfreien Städte können die von der 
Thüringer Ehrenamtsstiftung gewährte Zuwendung in eige-
ner Zuständigkeit auf Grund eines Antrages ausreichen.
9. Nachweis der Verwendung, Prüfung der Verwendung
1. Mit der Annahme und Bestätigung der Bewilligung ver-
pﬂichtet sich der Zuwendungsempfänger, die zweck-
entsprechende Verwendung der Zuwendung innerhalb 
einer bestimmten Zeitspanne gegenüber der Thüringer 
Ehrenamtsstiftung nachzuweisen.
2. Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbe-
richt und einem zahlenmäßigen Nachweis.
3. Der Zuwendungsempfänger hat Belege und Verträge so-
wie alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden 
Unterlagen fünf Jahre nach Vorlage des Verwendungs-
nachweises aufzubewahren, soweit nicht nach steuer-
rechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Auf-
bewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung kön-
nen auch Bild- oder Datenträger verwendet werden. Das 
Aufnahme- und Weitergabeverfahren muss den Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen.
4. Die Thüringer Ehrenamtsstiftung ist berechtigt, Bücher, 
Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern 
und zu prüfen sowie die ordnungsgemäße Verwendung 
der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen 
oder durch Beauftragte prüfen zu lassen.
 
Die Prüfungsrechte des Rechnungshofs oder seiner mit der 
Prüfung beauftragten Rechnungsprüfungsstellen bleiben 
hiervon unberührt. 
10. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
1. Die Gewährung einer Zuwendung kann aus wichtigem 
Grund widerrufen werden. In einem solchen Falle sind 
die dem Zuwendungsempfänger gewährten Mittel von 
ihm der Thüringer Ehrenamtsstiftung zu erstatten.
2. Ein wichtiger Grund für den Widerruf ist insbesondere 
gegeben, wenn 
o die Voraussetzungen für die Gewährung nach- 
 träglich entfallen sind, 
o die Gewährung der Zuwendung durch Angaben 
des Zuwendungsempfängers zustande gekom-
men ist, die in wesentlicher Beziehung unrichtig 
oder unvollständig waren, 
o der Zuwendungsempfänger bestimmten, mit der 
Gewährung der Mittel benannten Verpﬂichtungen 
nicht nachkommt.
3. Der Erstattungsanspruch ist mit seiner Entstehung fäl-
lig und mit 6 v. H. jährlich zu verzinsen.
4. Von der Geltendmachung des Zinsanspruchs kann ins-
besondere abgesehen werden, wenn der Zuwendungs-
empfänger die Umstände, die zum Widerruf der Zu-
wendung aus wichtigem Grund geführt haben, nicht zu 
vertreten hat und den zu erstattenden Betrag innerhalb 
der gesetzten Frist leistet. 
11. Schlussbestimmungen
1. Soweit die tatsächlichen und sachlichen Gegebenheiten 
im konkreten Einzelfall dies erfordern, können in einem 
solchen Einzelfall Abweichungen von diesen Vergabe-
grundsätzen zugelassen werden. 
12. Inkrafttreten
Diese Vergabegrundsätze treten am 1. Januar 2004 in 
Kraft.
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Anordnung über die Errichtung des Landesjugendamtes
vom 22. März 2005 (GVBl. S. 154)
Aufgrund des Artikels 90 Satz 3 der Verfassung des Frei-
staates Thüringen vom 25. Oktober 1993 (GVBl. S. 625), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 11. Oktober 2004 (GVBl. S. 
745), ordnet die Landesregierung an:
§ 1 
Errichtung
Das Landesjugendamt wird als obere Landesbehörde im Mi-
nisterium für Soziales, Familie und Gesundheit errichtet.
§ 2 
Zusammensetzung
Das Landesjugendamt besteht aus dem Landesjugendhilfe-
ausschuss und der Verwaltung des Landesjugendamtes.
§ 3 
Organisatorische Anbindung und Bezeichnung
Die Verwaltung des Landesjugendamtes ist ein eigenstän-
diges Referat im Ministerium für Soziales, Familie und Ge-
sundheit und führt die Bezeichnung „Landesjugendamt“. 




(1) Der Landesjugendhilfeausschuss befasst sich mit allen 
Angelegenheiten der Kinder- und Jugendhilfe, soweit sie von 
überörtlicher Bedeutung sind und nicht zu den laufenden 
Geschäften gehören.
(2) Der Leiter der Verwaltung des Landesjugendamtes führt 
die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen, dieser Anordnung und der 
Beschlüsse des Landesjugendhilfeausschusses. Er berich-
tet dem Landesjugendhilfeausschuss über wichtige Ange-
legenheiten und führt seine Beschlüsse aus. Hält er einen 
Beschluss für rechtswidrig oder für nicht vollziehbar, so hat 
er den Minister für Soziales, Familie und Gesundheit, im 
Bereich der Kindertageseinrichtungen auch den Kultusmi-
nister, unverzüglich zu unterrichten und eine Weisung über 
das weitere Vorgehen einzuholen.
(3) Der Leiter der Verwaltung des Landesjugendamtes wird 
nach Anhörung des Landesjugendhilfeausschusses bestellt.
§ 5 
Inkrafttreten
Diese Anordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in 
Kraft. 
Satzung für das Landesjugendamt des Freistaats Thüringen
vom 5. September 2005
Gemäß § 70 Abs. 3 des Achten Buches Sozialgesetz- 
buch - Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) in Verbindung mit 
§ 7 Abs. 7 des Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausfüh-
rungsgesetzes (ThürKJHAG) erlässt der Landesjugendhilfe-
ausschuss für das Landesjugendamt des Freistaats Thürin-





Die Aufgaben des Landesjugendamtes werden durch den 




Das Landesjugendamt nimmt insbesondere die Aufgaben 
wahr, die ihm nach dem SGB VIII, dem ThürKJHAG, dem 
Thüringer Kindertageseinrichtungsgesetz und von den ober-





(1) Der Landesjugendhilfeausschuss befasst sich mit allen 
dem überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe oblie-
genden Angelegenheiten der Jugendhilfe gemäß § 71 SGB 
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VIII, soweit sie nicht durch Gesetz, diese Satzung oder all-
gemeine Verwaltungsübung der Verwaltung des Landesju-
gendamtes als laufende Geschäfte obliegen. 
(2) Der Landesjugendhilfeausschuss ist am Entwurf des 
Haushaltsplanes (Voranschläge des Landesjugendamtes) 
von Anfang an zu beteiligen. 
(3) Der Landesjugendhilfeausschuss berät die Landesregie-
rung bei der Verwendung der vom Land für die Jugendhilfe 
bereitgestellten Mittel gemäß § 7 Abs. 2 ThürKJHAG. 
§ 4
Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses
(1) Der Landesjugendhilfeausschuss tritt in der Regel minde-
stens viermal im Jahr zusammen. Die Einladung der Mitglie-
der soll spätestens zwei Wochen vor dem Sitzungstermin 
schriftlich erfolgen. Der Einladung sind die Tagesordnung 
sowie alle notwendigen Unterlagen beizufügen.
(2) Eine außerordentliche Sitzung des Landesjugendhilfe- 
ausschusses ist auf Verlangen von mindestens einem Drit-
tel der stimmberechtigten Mitglieder unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes binnen zweier Wochen einzube-
rufen. Die Einladung soll spätestens eine Woche vor dem 
Sitzungstermin schriftlich erfolgen.
(3) Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses werden 
durch das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende 




(1) Der Landesjugendhilfeausschuss kann sach- und themen- 
orientierte Arbeitsgruppen für Gegenstände, für die er sach-
lich zuständig ist, zeitlich befristet einsetzen. Zur Einsetzung 
einer Arbeitsgruppe bedarf es der Zustimmung von minde-
stens einem Drittel der stimmberechtigten Mitglieder.
(2) Der Landesjugendhilfeausschuss kann zu einzelnen Ver-
handlungsgegenständen Sachverständige und Betroffene, 




(1) Der Landesjugendhilfeausschuss ist beschlussfähig, 
wenn 
a) er ordnungsgemäß einberufen wurde und
b) mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder an-
wesend ist.
Bei Beschlussunfähigkeit ist eine zweite Sitzung unter er-
neuter schriftlicher Ladung der Mitglieder innerhalb von 14 
Tagen einzuberufen. In der zweiten Sitzung ist der Landesju-
gendhilfeausschuss ohne Rücksicht auf die Zahl der erschie-
nenen stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. Hier-
auf ist in der Ladung zur zweiten Sitzung hinzuweisen.
(2) Soweit die Satzung nicht anderes bestimmt, fasst der 
Landesjugendhilfeausschuss seine Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mit-
glieder. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zählen 
bei der Feststellung der Stimmenmehrheit nicht mit. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(3) Bei der Beschlussfassung wird durch Handzeichen ab-
gestimmt. Soweit die Satzung nicht anderes bestimmt, wird 
geheim durch Stimmzettel abgestimmt, wenn ein stimmbe-
rechtigtes Mitglied dies beantragt und diesem Antrag mit 
einfacher Stimmenmehrheit zugestimmt wird. Unbeschrie-
ben abgegebene Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung. 
Stimmzettel, aus denen der Wille der abstimmenden Person 
nicht unzweifelhaft erkennbar ist, sind ungültig. 
§ 7
Vorsitz
(1) Das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende 
Mitglied werden von den stimmberechtigten Mitgliedern 
des Landesjugendhilfeausschusses aus ihrer Mitte gewählt. 
(2) Als vorsitzendes Mitglied des Landesjugendhilfeaus-
schusses ist gewählt, wer die Stimmen von mindestens zwei 
Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder er-
hält. Kommt im ersten Wahlgang eine Zweidrittelmehrheit 
nicht zustande, ist gewählt, wer in einem zweiten Wahl-
gang die Stimmen von mehr als der Hälfte der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder erhält. Die Wahl erfolgt in ge-
heimer Abstimmung durch Stimmzettel.
(3) Für den stellvertretenden Vorsitz des Landesjugendhilfe- 
ausschusses ist gewählt, wer in einem gesonderten Wahl-
gang mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 
auf sich vereinigt. Die Wahl erfolgt in geheimer Abstimmung 
durch Stimmzettel.
(4) Bis zur Wahl des vorsitzenden und des stellvertretenden 
vorsitzenden Mitgliedes nimmt der Leiter der Verwaltung 
des Landesjugendamtes die Aufgabe des vorsitzenden Mit-
gliedes wahr.
(5) Das vorsitzende Mitglied vertritt den Landesjugendhilfe-
ausschuss nach außen im Rahmen der Beschlüsse und der 
Satzung des Landesjugendhilfeausschusses sowie der  ge-
meinsamen Geschäftsordnung für die Landesregierung so-




(1) Die Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses sind 
öffentlich, soweit er nicht durch Beschluss die Öffentlichkeit 
ausschließt oder das vorsitzende Mitglied zu einer nichtöf-
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fentlichen Sitzung einberuft, weil das Wohl der Allgemein-
heit, berechtigte Interessen einzelner Personen oder schutz-
bedürftiger Gruppen einer öffentlichen Verhandlung der zur 
Beratung anstehenden Tagesordnungspunkte entgegenste-
hen. Der Ausschlussgrund ist in dem Beschluss oder der 
Einladung zu nennen.
(2) Der Ausschluss der Öffentlichkeit ist auf die Tagesord-
nungspunkte oder Beratungsabschnitte zu beschränken, 
für die die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen gegeben 
sind. 
(3) Die Sitzungen der Arbeitsgruppen sind nicht öffentlich.
(4) Die Sitzungstermine des Landesjugendhilfeausschusses 
werden in geeigneter Weise öffentlich bekanntgemacht. 
§ 9
Verschwiegenheitspﬂicht
Die Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses sind 
über Angelegenheiten nichtöffentlicher Sitzungen, deren 
Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich, besonders 




(1) Die Tätigkeit im Landesjugendhilfeausschuss ist ehren-
amtlich. 
(2) Die Erstattung von Lohn- und Verdienstausfällen ist nicht 
möglich. Die Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses 
und seiner Arbeitsgruppen erhalten jedoch eine Reiseko-
stenvergütung nach dem Thüringer Reisekostengesetz, so-
fern sie nicht von einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
entsandt worden sind. Die gemäß § 9 Abs. 1 ThürKJHAG von 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn entsandten Mit-
glieder rechnen die entstandenen Reisekosten gegenüber 
ihrem Dienstherrn ab.
(3) Das vorsitzende Mitglied des Landesjugendhilfeaus- 
schusses erhält als Aufwandsentschädigung eine monatli-
che Pauschale in Höhe von 150,00 EUR, die eine pauscha-
le Telefon- und Reisekostenabrechnung einschließt. Die 
Anwendung des Absatzes 2 wird dadurch ausgeschlossen.
§ 11
Geschäftsordnung






(1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung werden von dem 
Leiter der Verwaltung des Landesjugendamtes im Rahmen 
dieser Satzung und der Beschlüsse des Landesjugendhilfe-
ausschusses geführt.
(2) Der Leiter der Verwaltung des Landesjugendamtes un-
terrichtet den Landesjugendhilfeausschuss regelmäßig über 
die laufenden Geschäfte.
(3) Die Geschäftsführung des Landesjugendhilfeausschus-
ses und seiner Arbeitsgruppen wird von der Verwaltung des 





Änderungen dieser Satzung bedürfen einer Zweidrittelmehr-
heit des Landesjugendhilfeausschusses und der Genehmi-








(1) Zur ersten Sitzung des Landesjugendhilfeausschusses in 
der jeweiligen Amtsperiode wird von dem bisherigen vorsit-
zenden Mitglied innerhalb eines Monats nach der Berufung 
der neuen Mitglieder durch den zuständigen Minister ein-
geladen.
(2) Bis zur Wahl des vorsitzenden und des stellvertretenden 
vorsitzenden Mitgliedes nimmt der Leiter der Verwaltung 
des Landesjugendamtes die Aufgaben des vorsitzenden Mit-
gliedes wahr.
(3) Der Leiter der Verwaltung des Landesju-
gendamtes ruft die Namen der Mitglieder des 
Landesjugendhilfeausschusses auf, stellt die Beschlussfä-
higkeit fest und führt die Wahl zum Vorsitz durch.
§ 2
Vorsitz
(1) Der Landesjugendhilfeausschuss wählt aus der Mitte sei-
ner stimmberechtigten Mitglieder in voneinander getrenn-
ten, geheimen Wahlgängen das vorsitzende und das stellver-
tretende vorsitzende Mitglied.
(2) Als vorsitzendes Mitglied ist gewählt, wer die Stimmen 
von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder 
erhält. Kommt im ersten Wahlgang eine Zweidrittelmehr-
heit nicht zustande, ist gewählt, wer in einem zweiten Wahl-
gang die Stimmen von mehr als der Hälfte der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder erhält.  
(3) Für den stellvertretenden Vorsitz ist ge-
wählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen auf sich vereinigt. 
(4) Das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende 
Mitglied werden für die Dauer der Amtsperiode des Lan-
desjugendhilfeausschusses gewählt. Legen sie ihr Amt vor 
Ablauf der Amtsperiode nieder, werden sie abgewählt oder 
verlieren sie ihre Mitgliedschaft im Landesjugendhilfeaus-
schuss, soll die vakante Position spätestens in der darauf-
folgenden Sitzung des Landesjugendhilfeausschusses neu 
besetzt werden.
(5) Das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzen-
de Mitglied können nur auf Antrag von einem Drittel aller 
stimmberechtigten Mitglieder abgewählt werden. Die erfor-
derlichen Unterschriften müssen spätestens drei Wochen 
vor dem maßgeblichen Sitzungstermin in der Geschäftsstel-
le eingehen. Ist der Antrag auf Abwahl ordnungsgemäß ein-
gegangen, wird das Begehren als Tagesordnungspunkt auf-
genommen. Die Abwahl ist erfolgt, wenn sich mehr als die 
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Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder in geheimer Wahl 
gegen die betreffende Person aussprechen.
(6) Bei Abwahl des vorsitzenden Mitgliedes führt das stell-
vertretende vorsitzende Mitglied die Geschäfte bis zur Neu-
wahl fort. Sollten beide Funktionsträger gleichzeitig abge-
wählt werden, übernimmt der Leiter der Verwaltung des Lan-
desjugendamtes die Aufgabe des vorsitzenden Mitgliedes 
bis zur Neuwahl.
(7) Das vorsitzende Mitglied beruft den Landesjugendhilfe-
ausschuss ein. Es eröffnet, leitet und schließt die Sitzungen 
des Landesjugendhilfeausschusses und sorgt für einen ord-
nungsgemäßen Ablauf.
(8) Während der Sitzungen des Landesjugendhilfeausschus-
ses übt das vorsitzende Mitglied das Hausrecht aus.
        § 3
Einberufung der Sitzungen
(1) Der Landesjugendhilfeausschuss wird von dem 
vorsitzenden Mitglied nach Bedarf,  mindestens jedoch 
viermal im Jahr, einberufen. Grundlage sollte 
eine Sitzungsplanung zu Beginn eines jeden Kalender-
jahres sein.
(2) Die Einladung der Mitglieder soll späte-
stens zwei Wochen vor dem Sitzungstermin 
schriftlich erfolgen. Der Einladung sind die Tagesordnung 
sowie alle notwendigen Unterlagen beizufügen, soweit nicht 
das Wohl der Allgemeinheit, berechtigte Interessen einzelner 
Personen oder schutzwürdiger Gruppen entgegenstehen.
(3)  Eine außerordentliche Sitzung des Landesjugendhilfe-
ausschusses ist auf Verlangen von mindestens einem Drit-
tel der stimmberechtigten Mitglieder unter Angabe des 
Verhandlungsgegenstandes binnen zweier Wochen einzu-
berufen. Der Antrag ist schriftlich über die Geschäftsstelle 
an das vorsitzende Mitglied zu richten. Die Einladung soll 
spätestens eine Woche vor dem Sitzungstermin schriftlich 
erfolgen.
(4) Dringende Entscheidungen, insbesondere bei unauf-
schiebbaren fachpolitischen und inhaltlichen Stellungnah-
men sowie bei der Besetzung von Gremien und Arbeits-
gruppen, in die der Landesjugendhilfeausschuss entsendet, 
sofern sie nicht in einer Sitzung des Landesjugendhilfeaus-
schusses abgestimmt werden können, trifft das vorsitzende 
Mitglied unter Organvorbehalt. Sie sind in der nächsten Sit-





(1) Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses werden 
durch das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende 
Mitglied  sowie den Leiter der Verwaltung des Landesjugend-
amtes vorbereitet.
(2) Im Rahmen der Vorbereitung sowie bei Aufstellung der 
Tagesordnung, die durch das vorsitzende Mitglied verant-
wortet wird, erfolgt eine Prüfung der sachlichen Zustän-
digkeit beim Tagesordnungspunkt „Beschlussfassung“. Bei 
Feststellung der sachlichen Zuständigkeit ist der Beratungs-
gegenstand auf die Tagesordnung zu setzen. Die fehlende 
sachliche  Zuständigkeit von Beratungsgegenständen, die 
beschlossen werden sollen, ist zu Beginn der Sitzung des 
Landesjugendhilfeausschusses durch das vorsitzende Mit-
glied den Mitgliedern des Landesjugendhilfeausschusses 
mitzuteilen.
(3) Soweit der Landesjugendhilfeausschuss in vorausgegan-
genen Sitzungen bereits die Behandlung verschiedener Ta-
gesordnungspunkte beschlossen hat, hat die Geschäftsstel-
le diese in Abstimmung mit dem vorsitzenden Mitglied auf 
die Tagesordnung zu setzen.
(4) Auf Antrag eines stimmberechtigten bzw. beratenden 
Mitgliedes ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tages-
ordnung der nächsten Sitzung unter Beachtung § 4 Abs. 2 
GO zu setzen. 
(5) Anträge zur Tagesordnung sind spätestens drei Wochen 
vor dem vorgesehenen Sitzungstermin schriftlich unter Bei-
fügung der vom Einreicher unterzeichneten Beschlussvorla-
ge über die Geschäftsstelle an das vorsitzende Mitglied zu 
richten.
(6) Anträge zur Tagesordnung, die auf die Er- bzw. Überar-
beitung von  fachlichen Empfehlungen abzielen, sind vom 
Einreicher schriftlich unter Benennung des Beratungsgegen-
standes und der Zielabsicht ausführlich zu begründen. Für 
Frist und Verfahren gilt § 4 Abs. 5 GO analog.
§ 5
Teilnahme und Verhinderung
Die Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses teilen im 
Falle ihrer Verhinderung dies dem vorsitzenden Mitglied über 
die Geschäftsstelle unverzüglich mit und geben zugleich an, 
ob ihre Stellvertretung an der Sitzung teilnehmen wird.
§ 6
Beschlussfähigkeit
(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt das vorsitzende 
Mitglied
a) die ordnungsgemäße Einberufung sowie
b) die Beschlussfähigkeit des Landesjugendhilfeausschus-
ses
fest und lässt diese im Protokoll vermerken.
(2) Der Landesjugendhilfeausschuss ist beschlussfähig, 
wenn er ordnungsgemäß einberufen wurde und mehr als die 
Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
(3) Bei Beschlussunfähigkeit ist die Sitzung zu schließen 
und eine zweite Sitzung schriftlich innerhalb von 14 Tagen 
einzuberufen. In der zweiten Sitzung ist der Landesjugend-
hilfeausschuss ohne Rücksicht auf die Zahl der erschiene-
nen stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. Hierauf 
ist in der Ladung zur zweiten Sitzung hinzuweisen.
§ 7
Tagesordnung
(1) Der Landesjugendhilfeausschuss beschließt die Tages-
ordnung. Vor Beschlussfassung kann der Landesjugendhil-
feausschuss
a) die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände ändern,
b) Verhandlungsgegenstände teilen oder miteinander ver-
binden,
c) Verhandlungsgegenstände von der Tagesordnung ganz 
absetzen,
d) Initiativanträge nach Begründung der Notwendigkeit zu-
lassen,
e) die Beratung eines in öffentlicher Sitzung vorgesehenen 
Gegenstandes in die nichtöffentliche  Sitzung verweisen. Die 
Begründung und Beschlussfassung dafür erfolgt in nichtöf-
fentlicher Sitzung.
(2) Der Landesjugendhilfeausschuss kann die Tagesord-
nung nichtöffentlicher Sitzungen bzw. nichtöffentlicher Teile 
einer Sitzung zu Beginn der Sitzung  erweitern, soweit es 
sich bei den aufzunehmenden Verhandlungsgegenständen 
um zeitlich unaufschiebbare Angelegenheiten handelt. Der 
entsprechende Antrag  zur Aufnahme in die Tagesordnung 
ist zu begründen und zu beschließen.
§ 8
Redeordnung
(1) Das vorsitzende Mitglied ruft nach Annahme der 
Tagesordnungspunkte die einzelnen Tagesordnungspunkte 
in der beschlossenen Reihenfolge auf.
(2) Nach Einbringung der Beschlussanträge durch die An-
tragsteller  eröffnet das vorsitzende Mitglied die Debatte.
(3) Das vorsitzende Mitglied führt eine Liste der Wortmel-
dungen und erteilt das Wort in der Reihenfolge der Meldun-
gen. 
(4) Einbringer von Beschlussanträgen kön-
nen auch außerhalb dieser Reihenfolge das Wort 
erhalten. Dasselbe gilt für das vorsitzende Mitglied sowie für 
zugezogene Sachverständige, geladene Gäste und den Lei-
ter der Verwaltung des Landesjugendamtes.
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(5) Beratende Mitglieder haben Antrags- und Rederecht.
(6) Stellvertretende Mitglieder haben Rederecht.
(7) Wortmeldungen geschehen durch Handzeichen. Wort-
meldungen zur Geschäftsordnung werden durch das Aufhe-
ben beider Hände signalisiert.
(8) Auf Wortmeldungen zur Geschäftsordnung ist das Wort 
außer der Reihe sofort zu erteilen.
§ 9
Anträge zur Geschäftsordnung
(1) Anträge zur Geschäftsordnung können von  den  stimm-
berechtigten bzw. beratenden Mitgliedern während der Sit-
zung zu jeder Zeit gestellt werden. Die Ausführungen dürfen 
sich nur auf das Verfahren bei der Behandlung des Verhand-
lungsgegenstandes, nicht aber auf die Sache selbst bezie-
hen.
(2) Anträge zur Geschäftsordnung dürfen nicht von einem 
Mitglied gestellt werden, das selbst unmittelbar vorher zur 
Sache gesprochen hat. Anträge auf Schluss der Debatte bzw. 
Schließung der Rednerliste dürfen nur von einem Mitglied 
gestellt werden, das noch nicht zur Sache gesprochen hat.
(3) Geschäftsordnungsanträge sind insbesondere:
a) Schließung der Redeliste,
b) Schluss der Debatte,
c) Begrenzung der Redezeit,
d) Einrichtung und Verweis an eine Arbeitsgruppe,
e) Verweis an die Verwaltung,
f) Unterbrechung der Sitzung,
g) Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit 
    innerhalb der Regelung,
h) namentliche oder geheime Abstimmung,
i) Übergang zur Tagesordnung,
j) Vertagung des Beratungsgegenstandes,
k) Feststellung der Beschlussfähigkeit.
(4) Über Anträge zur Geschäftsordnung ist nach Rede und 
Gegenrede sofort abzustimmen.
(5) Werden mehrere Anträge zur Geschäftsordnung gleich-
zeitig gestellt, so ist über den jeweils weitestgehenden An-
trag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfällen bestimmt das 
vorsitzende Mitglied die Reihenfolge.
(6) Bei Anträgen auf Schließung der Redner-
liste oder auf Schluss der Debatte gibt das 
vorsitzende Mitglied die bereits vorliegenden Wort-




(1) Ergänzungs- oder Abänderungsanträge zu einzelnen Ta-
gesordnungspunkten kann jedes stimmberechtigte bzw. be-
ratende Mitglied vor und während der Beratung stellen. Sie 
müssen in einer sachlichen Verbindung zum jeweiligen Be-
ratungsgegenstand stehen. Sie sind rechtzeitig vor der Ab-
stimmung dem vorsitzenden Mitglied schriftlich zuzuleiten.
(2) Erfordert ein Beschluss ﬁnanzielle Mittel des Landes-
jugendamtes, kann über ihn nur beraten und abgestimmt 
werden, wenn er gleichzeitig einen ausreichenden und ge-
setzlich zulässigen Finanzierungsvorschlag enthält.
(3) Anträge müssen so formuliert sein, dass sie mit „ja“ oder 
„nein“ oder „Enthaltung“ beantwortet werden können.
(4) Anfragen an die obersten Landesjugendbehörden sollen 
in schriftlicher Form gestellt werden und erkennen lassen, in 
welcher Form sie beantwortet werden sollen.
§ 11
Beschlussfassung durch Abstimmung
(1) Nach Schluss der Debatte stellt das vorsitzende Mitglied 
die zu dem Verhandlungsgegenstand gestellten Anträge zur 
Abstimmung. Der weitestgehende Antrag hat in der Reihen-
folge der Abstimmungen den Vorrang. In Zweifelsfällen wird 
die Reihenfolge durch das vorsitzende Mitglied bestimmt.
(2) Über Ergänzungs- und Abänderungsanträge wird vor 
dem Hauptantrag einzeln abgestimmt. Hauptantrag ist der 
in der schriftlichen Beschlussvorlage enthaltene Antrag.
(3) Das vorsitzende Mitglied stellt die endgültige Fassung 
zur Abstimmung vor. Bei Unklarheit über den Wortlaut wird 
das Protokoll zu Rate gezogen.
(4) Der Landesjugendhilfeausschuss stimmt in der Regel 
offen ab. Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen. Das 
Abstimmungsergebnis kann durch Feststellung der Mehr-
heit ermittelt werden. Im Zweifelsfall sind die Stimmen aus-
zuzählen.
(5) Fordert ein stimmberechtigtes Mitglied des Landesju-
gendhilfeausschusses aus wichtigem Grund die geheime Ab-
stimmung und wird diesem Antrag mit einfacher Stimmen-
mehrheit zugestimmt, so ist entsprechend zu verfahren. Der 
Grund ist bei Antragstellung zu benennen. Geheime Abstim-
mung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln. Unbeschrie-
ben abgegebene Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung. 
Stimmzettel, aus denen der Wille der abstimmenden Person 
nicht unzweifelhaft erkennbar ist, sind ungültig.
(6) Soweit die Satzung nicht anderes bestimmt, 
werden die Beschlüsse mit einfacher Stimmen- 
mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
gefasst. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen zäh-
len bei der Feststellung der Stimmenmehrheit nicht mit. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(7) Das Abstimmungsergebnis wird von dem vorsitzenden 
Mitglied bekanntgegeben und im Protokoll festgehalten. 
Wurde geheim abgestimmt, so sind die Stimmzettel unter 
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Verschluss zu nehmen und nach Anerkennung des Proto-
kolls zu vernichten.
§ 12
Beschlussfassung zur Entsendung von Außenvertretungen
(1) Außenvertretungen des Landesjugendhilfeausschusses 
werden in der Regel in geheimer Abstimmung durch Stimm-
zettel gewählt. Es kann offen durch Handzeichen gewählt 
werden, wenn kein stimmberechtigtes Mitglied widerspricht. 
Die Stimmzettel sind mit „ja“, „nein“ oder „Enthaltung“ zu 
kennzeichnen. Unbeschriftete oder nicht eindeutig ausge-
füllte Stimmzettel sind ungültig.
(2) Soweit die Satzung nicht anderes be-
stimmt, ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Wird diese 
Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, genügt für die 
folgenden Wahlgänge die einfache Mehrheit. 
§ 13
Arbeitsgruppen
(1) Zur Vorbereitung seiner Sitzungen kann der Landesju-
gendhilfeausschuss i.d.R. bis zu fünf sach- und themenori-
entierte Arbeitsgruppen zeitlich befristet einrichten. 
(2)  Die Einrichtung und Tätigkeit einer Arbeitsgruppe er-
folgt durch Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses. 
Zwischen den Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses 
kann das vorsitzende Mitglied unter Organvorbehalt bei un-
aufschiebbaren fachpolitischen und -inhaltlichen Erforder-
nissen Arbeitsgruppen einsetzen. 
(3) Die Anzahl der Mitglieder in den Arbeitsgruppen wird in 
der Regel auf neun beschränkt. Bei der Zusammensetzung 
soll darauf hingewirkt werden, dass  sich die Zusammen-
setzung des Landesjugendhilfeausschusses gem. § 8 Thür-
KJHAG widerspiegelt. Die Verwaltung des Landesjugendam-
tes ist in den Arbeitsgruppen mit je einer Person als Mitglied 
vertreten.
(4) Die vom Landesjugendhilfeausschuss bzw. unter Organ-
vorbehalt des vorsitzenden Mitglieds bestimmten Mitglieder 
der Arbeitsgruppen sind stimmberechtigt.
(5) Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses haben die 
Möglichkeit, an Sitzungen aller Arbeitsgruppen beratend 
teilzunehmen.
(6) Die Arbeitsgruppen wählen sich ihre vorsitzenden und 
stellvertretenden vorsitzenden Mitglieder selbst. Die Vorsit-
zenden sollen stimmberechtigte Mitglieder des Landesju-
gendhilfeausschusses sein.
(7) Die Arbeitsgruppen entscheiden über ihre Beratungs-
gegenstände nicht abschließend, sondern erarbeiten Be-
schlussempfehlungen für den Landesjugendhilfeausschuss. 
Über ihre Tätigkeit wird, sofern es sich um einen längerfristi-
gen Auftrag handelt, auf jeder Sitzung des Landesjugendhilf-
eausschusses berichtet.
(8) Sofern die Einladung von Sachverständigen und Betrof-
fenen mit Mehrkosten verbunden ist, bedarf sie der Zustim-
mung des Landesjugendhilfeausschusses. Der Landesju-
gendhilfeausschuss trifft seine Entscheidungen im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel.
(9) Diese Geschäftsordnung ﬁndet für die Tätigkeit der  Ar-
beitsgruppen entsprechende Anwendung, was insbesondere 
auch für die Einladungsfristen gilt.
§ 14 
Verfahren zur Abstimmung mit den Kommunalen Spitzen-
verbänden sowie zur Er- bzw. Überarbeitung von fachlichen 
Empfehlungen
(1) Bei Beschlüssen des Landesjugendhilfeausschusses, die 
auf die örtliche Ebene Auswirkungen haben, ist im Vorfeld 
der abschließenden Befassung im Landesjugendhilfeaus-
schuss gegenüber den Kommunalen Spitzenverbänden über 
das vorsitzende Mitglied ein Anhörungsverfahren einzulei-
ten mit dem Ziel, Einvernehmen herzustellen.
(2) Bei Beratungsvorlagen, die die örtliche Ebene betreffen, 
jedoch noch nicht schriftlich dem Landesjugendhilfeaus-
schuss vorliegen, sind die Kommunalen Spitzenverbände 
zeitgleich mit der Zuleitung an die Arbeitsgruppen durch 
das vorsitzende Mitglied zur ersten schriftlichen Anhörung 
einzuladen. Das Anhörungsergebnis ist der jeweiligen Ar-
beitsgruppe zur Befassung zuzuleiten.
(3) Die Beschlussfassung zur Er- bzw. Überarbeitung fach-
licher Empfehlungen regeln §§ 4 Abs. 6 und 11 Abs. 3 und 
6 der GO. Soweit die Verwaltung des Landesjugendamtes 
nicht selbst Einreicher des Beratungsgegenstandes ist, erar-
beitet sie die entsprechende Beratungsvorlage für die betref-
fende Arbeitsgruppe. § 14 Abs. 2 GO gilt analog. 
        
       § 15
Oberste Landesjugendbehörden
Zu allen Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses wer-
den die obersten Landesjugendbehörden eingeladen.
§ 16
Protokoll
(1) Über die wesentlichen Inhalte einer Sit-
zung des Landesjugendhilfeausschusses ist ein 
Protokoll zu fertigen, das insbesondere enthalten muss:
a) Tag, Ort und Zeitdauer der Sitzung,
b) die Namen des vorsitzenden Mitgliedes, der anwesenden 
Mitglieder bzw. deren  Stellvertretung,
c) die behandelten Tagesordnungspunkte,
d) den Wortlaut der Beschlüsse,
e)  die Abstimmungs- und Wahlergebnisse.
Auf Antrag ist der wesentliche Verlauf der Debatte zu einem 
einzelnen Tagesordnungspunkt  zu protokollieren. Hierzu 
bedarf es der Zustimmung 1/3 der anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder.
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(2) Das Protokoll ist vom vorsitzenden Mitglied und der pro-
tokollführenden Person zu unterzeichnen.
(3) Das Protokoll ist zu teilen, falls der Landesjugendhilfe-
ausschuss in nichtöffentlicher Sitzung tagt.
(4) Das Protokoll zu den Sitzungen des Landesju-
gendhilfeausschusses wird von der Geschäftsstelle 
verfasst. Die Arbeitsgruppen regeln die Protokollführung 
selbstständig,  die Versendung erfolgt über die Geschäfts-
stelle.
(5) Das Protokoll soll bis spätestens fünf Wochen nach der 
Sitzung des Landesjugendhilfeausschusses den Mitgliedern 
zur Kenntnis gebracht werden. Es  gilt  in  allen Teilen als gül-
tig, wenn nicht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang 
schriftlich Einspruch gegenüber dem vorsitzenden Mitglied 
über die Geschäftsstelle erhoben wurde.
§ 17
Ordnungsbestimmungen
(1) Das vorsitzende Mitglied kann jedes Mitglied des Lan-
desjugendhilfeausschusses, das sich in seinen Ausführun-
gen nicht auf den Beratungsgegenstand beschränkt, zur Sa-
che rufen. Es kann dem Redner das Wort entziehen, wenn 
dieser wiederholt ohne Erfolg zur Sache gerufen wurde.
(2) Ein Mitglied des Landesjugendhilfeausschusses, das 
die Ordnung stört, kann von dem vorsitzenden Mitglied zur 
Ordnung gerufen werden. Nach wiederholtem erfolglosen 
Ordnungsruf kann der zur Ordnung Gerufene durch 
Beschluss der stimmberechtigten Mitglieder von der weite-
ren Teilnahme an der Sitzung ausgeschlossen werden.
§ 18
Dienstweg
(1) Das Landesjugendamt ist verpﬂichtet, den Dienstweg 
einzuhalten. Demzufolge sind u. a. alle an oberste Landes- 
und Bundesbehörden gerichtete Schriftstücke den obersten 
Landesjugendbehörden mit der Bitte um Weiterleitung vor-
zulegen.
(2) Presse-, Rundfunk- und Fernsehberichterstattung stimmt 
das Landesjugendamt  mit dem Referat für Presse und Öf-
fentlichkeitsarbeit im  Thüringer Ministerium für Soziales, 
Familie und Gesundheit ab.
§ 19
Änderung der Geschäftsordnung
Änderungen dieser Geschäftsordnung werden mit der Mehr-
heit der stimmberechtigten Mitglieder beschlossen.
§ 20
Inkrafttreten
Diese Geschäftsordnung tritt am 18. September 2006 in Kraft.
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Vorwort
Das SGB VIII, insbesondere der § 9, betont den Auftrag der 
Kinder- und Jugendhilfe, unterschiedliche Lebenswelten von 
Mädchen und Jungen zu berücksichtigen, Benachteiligungen 
abzubauen und die Gleichberechtigung von Mädchen und 
Jungen zu fördern, sich in gesellschaftliche Prozesse einzu-
mischen, um positive Lebens- und Entwicklungsbedingun-
gen für Mädchen, Jungen und ihren Familien zu schaffen. 
Mädchenarbeit muss daher grundsätzlich als Querschnitts-
aufgabe verstanden werden.
Der 11. Kinder- und Jugendbericht hat festgestellt, dass in 
der Kinder- und Jugendhilfe die Forderungen der 6. Jugend-
berichtskommission (vgl. BMJFG 1984) noch immer uner-
füllt sind (vgl. 11. Kinder- und Jugendbericht der Bundesre-
gierung 2002, S. 111-113, 137).
Dieses gilt auch für den Freistaat Thüringen. Die mittlerweile 
vielfältigen Ansätze zur Mädchenarbeit und die vereinzelten 
Ansätze zur Jungenarbeit sind deshalb gezielt zu fördern 
und in die politische Strategie des „Gender Mainstreaming 1“ 
einzubetten.
Mit der vorliegenden Empfehlung sollen:
 die Träger der freien und öffentlichen Jugendhilfe sowie 
politische Verantwortungsträger für die Lebensrealität, 
Bedürfnisse und Belange von Mädchen und jungen 
Frauen sensibilisiert und sie darin bestärkt werden, die-
se Ergebnisse in Planungsprozesse, Leistungen, Ange-
bote und anderen Aufgaben entsprechend des SGB VIII 
einzubeziehen.
 den Trägern Orientierungshilfen für die Weiterentwick-
lung ihrer konkreten Konzepte für Mädchen und junge 
Frauen in koedukativen und mädchenspeziﬁschen An-
geboten gegeben werden.
 die fachübergreifende Diskussionen angeregt sowie die 
fachliche Reﬂexion und Bewertung im Sinne des „Gen-
der Mainstreaming“ unterstützt werden.
Die Empfehlung zielt somit auf die bedarfsgerechte Entwick-
lung und Qualiﬁzierung von örtlichen und überörtlichen Ju-
gendhilfestrukturen aus geschlechtsspeziﬁscher Sicht und 
orientiert sich auf die speziﬁschen Lebenslagen von Mäd-
chen sowie jungen Frauen.
Sie gibt konkrete Hinweise und Orientierungshilfen zur Aus-
gestaltung der Arbeit mit Mädchen und jungen Frauen.
1. Lebenslagen von Mädchen zwischen Stärken und Be-
nachteiligungen 
Lebensbedingungen und -orientierungen sowie Bewälti-
Fachliche Empfehlungen zur Mädchenarbeit in Thüringen
vom 2. Dezember 2002
gungsmuster von Mädchen und jungen Frauen sind heu-
te weniger durch einheitliche strukturelle Benachteiligung 
gekennzeichnet, sondern vielmehr durch Differenziertheit, 
Vielschichtigkeit und Ambivalenzen.
1.1 Stärken und Ressourcen
Mädchen und junge Frauen weisen beträchtliche Stärken 
und Ressourcen auf. Diese werden insbesondere in der So-
zialisation gefördert bzw. entwickelt. 
Hierzu zählen in individuell unterschiedlicher Ausprägung:
 Aufbau und Pﬂege differenzierter sozialer Netzwerke 
mit unterschiedlichen Beziehungsqualitäten und Funk-
tionen (v. a. Freundinnen und Beziehungen zu Gleich-
altrigen),
 soziale- und Kommunikationsfähigkeiten, Einfühlungs-
vermögen und differenzierte soziale Distinktions- sowie 
Hierarchisierungsfähigkeiten,
 Entwicklung von autonomen Orientierungs- und Verhal-
tensmustern (Orientierung auf Berufstätigkeit bzw. eige-
nes Einkommen, selbstbestimmte Ansprüche bezüglich 
Partnerschaft und Sexualität),
 Anspruch auf Gleichberechtigung bzw. nach gleichbe-
rechtigter Anerkennung und Partnerschaft.
1.2 Benachteiligungen
Die Benachteiligungen haben sowohl regionale und struk-
turelle als auch individuelle, biograﬁsche Aspekte. Zu den 
regional bzw. strukturell verursachten Benachteiligungen 
von Mädchen gegenüber Jungen zählen durch die aktuelle 
Sozialforschung hinlänglich belegte Tatsachen:
 geringere Chancen auf dem Ausbildungsmarkt trotz hö-
herer Leistungen,
 deutlich stärkere Einschränkungen im Berufswahlspek-
trum,
 höherer Anteil an überbetrieblichen Maßnahmen, die 
zudem auf typisch weibliche Berufe mit wenig Vermitt-
lungschancen orientieren,
 höherer Anteil von Sozialhilfeempfängerinnen, die 
perspektivisch in „Maßnahmekarrieren“ bzw. in eine 
ausschließliche familiäre Orientierung ohne eigene Er-
werbstätigkeit münden und darin verharren,
 stärkere Diskontinuitäten und Brüche in der Erwerbs-
biograﬁe,














1 „Gender Mainstreaming ist die (Re)organisation, Verbesserung, Entwicklung und Evaluierung grundsatzpolitischer Prozesse mit dem Ziel, eine ge-
schlechterbezogene Sichtweise in alle politischen Konzepte auf allen Ebenen und Phasen durch alle an politischen Entscheidungsprozessen Beteiligte 
einzubringen.“  (Stiftung SPI/ Ginsheim/ Meyer Hg.: „Gender Mainstreaming“, Fata Morgana Verlag, Berlin 2001, S. 25)
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im ländlichen Raum, dadurch Benachteiligungen in der 
Freizeitgestaltung und auf dem Ausbildungsmarkt,
 Verschränkung von Berufs- und Lebensplanung bzw. 
Orientierung auf einen doppelten Lebensentwurf (Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie) bei gleichzeitig kaum 
veränderten Mustern der innerfamiliären Arbeitsteilung 
und ein hoher Organisationsaufwand der außerhäusli-
chen Kinderbetreuung,  vor allen im ländlichen Raum,
 bei Mädchen und jungen Frauen mit Migrationshinter-
grund zeigen sich vor allem Probleme der Sprache und 
der Orientierung auf andere, kulturell geprägte Weib-
lichkeitsrollen (ﬁnanzielle und soziale Abhängigkeit 
durch eheliche Lebensformen) mit der möglichen Folge 
sozialer und gesellschaftlicher Isolation.
In diese Benachteiligungsmechanismen sind Mädchen ei-
nerseits durch bestimmte Verhaltens- und Orientierungs-
muster involviert, indem sie diese unbewusst in sozialen 
und institutionellen Zusammenhängen reproduzieren, aber 
auch andererseits trotz autonomer Lebenskonzepte ohn-
mächtig strukturellen Zwängen ausgesetzt sind (z. B. durch 
Einschränkungen in der Berufswahl bzw. bei minderjährigen 
Müttern einen beruﬂichen/schulischen Abschluss zu errei-
chen).
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3. Prinzipien und Arbeitsformen mädchenspeziﬁscher An-
gebote 
Um die formulierten Ziele zu erreichen, ist es neben den 
Maßnahmen notwendig, folgende Strukturprinzipien und 
Organisationsformen zu etablieren:
3.1 Struktur- und Arbeitsprinzipien der Mädchenarbeit
Partizipation
 konsequente Beteiligung in der regionalen Angebotsent-
wicklung sowie im individuellen Hilfeplanungsprozess,
 Suche nach kreativen Möglichkeiten der Beteiligung,
 Berücksichtigung geschlechtsspeziﬁscher Besonderhei-
ten und Codierungsmuster im Aushandlungs- und Be-
teiligungsprozess.
Reﬂexivität
 Schaffung von Räumen und Möglichkeiten für die Reﬂe-
xion von Geschlechterrollen und deren Entstehungszu-
sammenhängen,
 Aufzeigen von Konsequenzen und Perspektiven von 
Rollenkonstruktionen sowie Lebens-, Deutungs- und 
Orientierungsmustern,
 Zusammenhänge zwischen Problem- bzw. Konﬂiktlagen 
und Geschlechterrollen für Mädchen sichtbar machen.
Individualität
 Berücksichtigung von Alter, Bildung, sozialem Milieu, 
ethnischen und jugendkulturellen Besonderheiten,
 Wertschätzung und Toleranz individueller Orientie-
rungs- und Verhaltensmuster statt vereinheitlichende 
Normative,
 Aufzeigen von Differenzen, Grenzen und Distanzen.
Ganzheitlichkeit
 Problem- und Konﬂiktlagen von Mädchen im Zusam-
menhang von Lebenskonzepten und Geschlechterrollen 
betrachten,
 Entwicklung bzw. Aufbau adäquater Kooperations- und 
Vernetzungsstrukturen (z. B. zwischen Hilfen zur Erzie-
hung und Jugendberufshilfe bei minderjährigen Müt-
tern).
Sozialraumorientierung
 Hilfen und Angebote im Wohnumfeld bzw. in/mit Sozial-
räumen von Mädchen, Einbeziehung/Berücksichtigung 
sozialer Netzwerke, in denen sich Mädchen beﬁnden.
Hierbei bieten sowohl mädchenspeziﬁsche als auch koedu-
kative Organisations- und Hilfeformen ihre speziﬁschen 
Möglichkeiten.
3.2 Mädchenspeziﬁsche Angebote und Hilfen
Die Orientierung an Lebenslagen von Mädchen erfordert 
neben der Stabilisierung bisher umgesetzter Formen 
von Mädchenarbeit in Thüringen einen offenen Blick für 
tatsächlich entstehende neue Bedarfe und deren ﬂexible und 
zeitnahe Umsetzung in den bestehenden Planungsräumen.
Hierbei bestehen in Thüringen sowohl mädchenspeziﬁsche 
als auch koedukative Organisations- und Hilfeformen:
 Einrichtungen mit Angeboten nur für Mädchen und 
junge Frauen (Mädchenprojekte/-treffs, Mädchenwohn-
gruppen, Mädchenzuﬂucht, ambulante Hilfen)
 spezielle Angebote nur für Mädchen und junge Frauen 
in koedukativ orientierten Einrichtungen und Gruppen 
(Mädchentage, Mädchenraum, Mädchengruppen)
 koedukative Kinder- und Jugendarbeit, die auch an den 
Wünschen, Bedürfnissen und Interessen von Mädchen 
und jungen Frauen orientiert ist.
Mädchenspeziﬁsche Angebote und Hilfen sollen eine ein-
deutige Signalwirkung gegenüber potenziellen Adressatin-
nen, hier als Mädchen vielfältige Hilfen zu bekommen bzw. 
unter „ihresgleichen“ zu sein (Entwicklungs- bzw. Schutz-
raumfunktion).
Die Abwesenheit von Jungen ermöglicht andere Verhaltens- 
und Orientierungsmöglichkeiten sowie die Chance zur so-
zialpädagogisch gesteuerten Reﬂexion altersspeziﬁscher 
Entwicklungsaufgaben/-probleme auch und v.a. in Bezug auf 
das eigene bzw. andere Geschlecht und eröffnet die Chance 
zum Abbau von Benachteiligungen ohne männliche Be- und 
Abwertung z. B. bezüglich der Computerbenutzung, zum 
Aufbau selbstwertstützender Strategien, zum Experimentie-
ren mit Verhaltens- und Orientierungsmustern.
Koedukative Einrichtungen und Angebote ermöglichen 
Lebenswelt- und Realitätsnähe durch die Präsenz bei-
der Geschlechter bzw. prinzipielle Offenheit für beide 
Geschlechter. Sie geben die Chance zur reﬂexiven, sozialpäd-
agogisch gesteuerten Einﬂussnahme auf die Konstruktion 
bzw. Dekonstruktion von Rollenmustern unter bestimmten 
konzeptionellen, personellen, räumlichen und professio-
nellen Voraussetzungen. Sie können Ausgangspunkt zur 
Etablierung mädchenspeziﬁscher Angebote sein.
Sowohl die mädchenspeziﬁschen als auch die koeduka-
tiven Angebote und Hilfen sind gleichberechtigte, ein-
ander ergänzende Arbeitsformen der Mädchenarbeit. 
4. Anforderungen an die Träger der Jugendhilfe 
Träger der Jugendhilfe sollen gemäß den gesetzlichen 
Anforderungen die Lebenslagen von Mädchen und jungen 
Frauen in der Zielsetzung, Konzept-, Angebotsentwicklung 
und methodischen Umsetzung beachten. Vor dem 
Hintergrund unterschiedlicher Lebenslagen von Mädchen 
und Jungen sollen bestehende Konzepte auf ihre geschlechts-

















prüft bzw. weiterentwickelt werden. 
Die Bewertung einzelner Maßnahmen sollte die Qualität 
der Umsetzung einer geschlechterdifferenzierenden 
Herangehensweise in den Einrichtungen der Jugendhilfe 
berücksichtigen. Ergebnisse der Selbstevaluation der 
Einrichtungen sind dabei genauso heranzuziehen wie 
die Untersuchung von NutzerInnenstrukturen und 
Angebotsinhalten. 
Eine wesentliche Voraussetzung für die langfristige 
Absicherung der Arbeit mit Mädchen und jungen Frauen in 
der Jugendhilfe ist die Verlässlichkeit der personellen und 
strukturellen Rahmenbedingungen.
Bezüglich der personellen Ausstattung in der Mädchenarbeit 
bedeutet dies:
 für die Arbeit mit Mädchen und jungen Frauen sollen 
nach Möglichkeit qualiﬁzierte weibliche sozialpädagogi-
sche Fachkräfte eingesetzt werden,
 Entwicklung von differenzierten, auf die Mädchenarbeit 
ausgerichteten Stellenbeschreibungen,
 speziﬁsche Qualiﬁkationen (Gender-Kompetenz) sollen 
vorhanden/gefördert werden.
Eine kontinuierliche Fort- und Weiterbildung wie auch 
Supervision sollte seitens des Trägers sichergestellt werden, 
um eine stetige Qualiﬁzierung der Fachkräfte in Fragen der 
geschlechtsbezogenen Pädagogik und Arbeit zu erreichen. 
Der Träger soll in Fachgremien, Planungsprozessen und Ar-
beitskreisen fachkundig vertreten sein, um zur langfristigen 
qualitativen Absicherung der Arbeit mit Mädchen und jun-
gen Frauen beizutragen.
5. Strukturelle Rahmenbedingungen 
Im sozialpolitischen Planungsprozess um den Einsatz 
und die Bereitstellung notwendiger Ressourcen be-
stimmen genaue Analysen, Bestandserhebungen und 
Evaluationsergebnisse die Chancen der Mittelzuwendung 
im Bereich der Jugendhilfe. 
Jugendhilfe benötigt von Politik, freien Trägern und 
Verwaltung gemeinsam getragene Zielsetzungen. 
Regionale Vernetzung und strukturelle Verankerung
Jugendhilfe steht in ständiger Korrespondenz zu ge-
sellschaftlicher Entwicklung. Sie orientiert sich in der 
Entwicklung ihrer konzeptionellen und Handlungsansätze 
an empirischen Erhebungen,  Bedarfen der Nutzer und 
Nichtnutzer (Selbstevaluation) und lokalen/sozialräum-
lichen Entwicklungen, um ein möglichst zielgenaues Angebot 
vorzuhalten. 
Kooperationen und Netzwerke sind in diesem Zusammenhang 
wesentliche Arbeitsinstrumente. 
In Kooperation mit Schule, Arbeitsamt, regionaler Wirtschaft 
und Politik  ist von Seiten der Jugendhilfe auf die besondere 
Situation von Frauen und jungen Mädchen in Bezug auf Aus-
bildungs- und Berufseinstiegschancen hinzuweisen. 
Die Jugendhilfe im Sinne einer übergreifenden fachlichen 
Zusammenarbeit von Trägern und Maßnahmen aus ver-
schiedenen Bereichen des SGB VIII (§§ 11-14, 16-21, 22-26, 
27-60) benötigt eine kontinuierliche Form des kooperativen 
Austausches, in welchem die Erfahrungen aus den einzel-
nen Bereichen der Jugendhilfe zusammengetragen und im 
Hinblick auf eine Relevanz mädchenspeziﬁscher Planung 
ausgewertet werden können. 
Im Bereich der Jugendhilfe können Arbeitsgemeinschaften 
nach § 78 SGB VIII die notwendige Vernetzungsarbeit 
leisten. Von hier aus geschieht die Einbindung und 
Information aller weiteren Gremien und Institutionen (z. B. 
Jugendhilfeausschüsse).
6. Geschlechterdifferenzierte Jugendhilfeplanung
Jugendhilfeplanung soll im Sinne einer ﬂexiblen organi-
sierten integrativen Planung, die Geschlechterdifferenz 
verankern. Das betrifft die Ziel- und Konzeptentwicklung, 
Bestandserhebung, Bedarfsermittlung, Maßnahmeplanung 
und Maßnahmedurchführung sowie Evaluation und Fort-
schreibung.
Die Beachtung von Mädchenwelten ist auf 
Gesamtplanungsprozesse auszurichten.
Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, sind die folgend auf-
geführten Planungsschritte unverzichtbar:
 Interpretation von aktuellen Lebenslagen als grundle-
gender Bestandteil der Bedarfsermittlung.
 Durchführung einer sozialräumlichen Analyse der Le-
benssituationen von Kindern, Jugendlichen und deren 
Familien im geschlechterdifferenzierten Kontext.
 Realisierung einer auf kleinräumige Erhebungen ba-
sierenden quantitativen und qualitativen kommunalen 
Sozialberichterstattung, durch sie können insbesondere 
auch Informationen über die differenzierten Lebensver-
hältnisse und Lebenslagen von Mädchen und jungen 
Frauen im ländlichen gegenüber dem städtischen Le-
bensraum sichtbar gemacht werden. Vorhandene Wis-
sensbestände können ergänzt bzw. vertieft, um daraus 
folgend bedarfsgerechte Angebote für Mädchen und 
junge Frauen im kommunalen Kontext auszugestalten 
und durchzusetzen.
 Entwicklung und kontinuierliche Anwendung von an-
gemessenen Verfahren und Methoden, die es ermögli-
chen, den konkreten Bedarf von Mädchen und jungen 
Frauen im lokalen Kontext zu eruieren.
 Intensivierung einer umfassenden beteiligungsorien-
tierten Jugendhilfeplanung. Geschlechtsspeziﬁsche Be-
teiligungsformen sind besonders erforderlich, um zur 
Alltagsrealität und dem konkreten Lebensraum Bezug 
herzustellen. Verschiedene Verfahren und Methoden ei-
ner direkten und aktiven Partizipation sollten Mädchen 










 Einmündung kommunaler Planungsprozesse in weiter 
gehende fachliche und politische Planungsdiskussio-
nen.
 Aufbau und die Pﬂege eines Berichtswesen der 
Einrichtungen und Dienste sowohl der öffentli-
chen als freien Träger der Jugendhilfe. Ein fundier-
tes Berichtswesen umfasst vor allem Aussagen über 
NutzerInnenstrukturen.
 In den Einrichtungen und Diensten der Kinder- und 
Jugendhilfe sollte eine ständige Überprüfung und Re- 
ﬂexion der bestehenden Programm- und Angebots- 
struktur und der laufenden Arbeit im geschlechtsspezi-
ﬁschen Zusammenhang stattﬁnden. Mittels einer stän-
digen Überprüfung der Zielbestimmungen, Zielgruppen 
und der Qualität der Angebote durch die Fachkräfte kann 
eine zielgenaue Leistungsentwicklung erreicht werden.
 Um Arbeitsprozesse zu bewerten und zu optimieren, sind 
geeignete Formen der Fremd- als auch Selbstevaluation 
anzuwenden. Jugendhilfeplanung hat diese Prozesse 







· Die Etablierung eines Berichtswesens impliziert das In- 
strument Controlling. Controlling kann eine zeit-,
ziel- und ergebnisbezogene Berichterstattung auch 
im geschlechtsspeziﬁschen Zusammenhang initi-
ieren und begleiten. Über Controllingprozesse sind 
auch Planungsansätze zu hinterfragen, ob sie  sich 
an den Alltagsbezügen und Erfahrungen der Mäd-
chen und jungen Frauen orientieren. Leistungen 
der Jugendhilfe sind in Bezug auf Koedukation und 
Geschlechtshomogenität unter dem Aspekt der Ef-
fektivität und Efﬁzienz zu prüfen und zu steuern.
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1.     Grundsätze
Außerschulische Jugendbildung nach § 11 Abs. 3 Sozialge-
setzbuch (SGB) VIII soll Mädchen und Jungen; junge Frauen 
und junge Männer (im Weiteren: junge Menschen) befähi-
gen, sich selbst, ihre persönlichen und gesellschaftlichen Le-
bensbedingungen zu erkennen, sich damit auseinander zu 
setzen und an der Gestaltung des gesellschaftlichen Lebens 
teilzuhaben und mitzuwirken.
Zugrunde gelegt wird ein erweitertes Bildungsverständnis, 
das alle Lern- und Bildungsorte entlang der Biograﬁe von 
jungen Menschen ins Blickfeld rückt. Bildung wird dabei als 
ein „umfassender Prozess der Entwicklung einer Persönlich-
keit in der Auseinandersetzung mit sich und ihrer Umwelt 
begriffen. Das Subjekt bildet sich in einem aktiven Ko-Kon-
struktions- bzw. Ko-Produktionsprozess, eignet sich die Welt 
an und ist dabei auf bildende Gelegenheiten, Anregungen 
und Begegnungen angewiesen, um kulturelle, instrumentel-
le, soziale und personale Kompetenzen entwickeln und ent-
falten zu können“ (BT 15/6014, S.31 ff.)*.
Bildungsorte sind lokalisierbare, abgrenzbare und auf Konti-
nuität ausgerichtete Angebote mit einem Bildungsanspruch. 
In diesem Sinne sind Jugendarbeit und Jugendverbandsar-
beit Bildungsorte neben Familie, Schule und Kindertagesein-
richtung.
Wesentliche Grundsätze der außerschulischen Jugendbil-
dung sind
       Freiwilligkeit der Teilnahme,
  grundsätzliche Offenheit, unabhängig von sozialer 
     Herkunft, individuellen und ﬁnanziellen Voraussetzun- 
   gen, Religionszugehörigkeit, Nationalität, Geschlecht 
       sowie sexueller Orientierung
       Beteiligung junger Menschen an Bildungsprozessen,
       ganzheitliche Herangehensweise und Nachhaltigkeit.
Zielgruppen der außerschulischen Jugendbildung sind nach 
§ 7 SGB VIII junge Menschen.
Die Aufgaben und Qualitätskriterien gelten in allen Zusam-
menhängen, in denen außerschulische Jugendbildung um-
gesetzt wird (z. B. offene Jugendarbeit, schulbezogene Ju-
gendarbeit, Jugendverbandsarbeit).
2.     Aufgaben 
Außerschulische Jugendbildung
 unterstützt mit vielfältigen methodischen und didak- 
 tischen Ansätzen Bildungsprozesse und knüpft hier- 
 bei an die Lebenswelten und Interessen junger Men- 
 schen an,
Aufgaben und Qualitätskriterien außerschulischer Jugendbildung im Freistaat Thüringen
vom 17. September 2007
 fördert die Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen 
 durch den Erwerb sozialer Kompetenzen und durch die 
 Bereitstellung von Experimentierfeldern,
 beteiligt junge Menschen am Bildungsprozess und för- 
 dert selbst initiierte und selbst verantwortete Bildungs- 
 prozesse von jungen Menschen,
 greift wichtige lokale, regionale, nationale und internati- 
 onale Fragen der Politik und Gesellschaft auf und fördert 
 das Bewusstsein über die eigene Existenz in gesellschaft- 
 lichen Zusammenhängen,
 vermittelt Sach- und Methodenkompetenzen in verschie- 
 denen Bereichen,
 regt zur Beschäftigung mit unterschiedlichen Lebenszie- 
 len und Lebensentwürfen an,
 fördert den Respekt und die Toleranz gegenüber Men- 
 schen mit anderer Weltanschauung, Kultur, Lebensform 
 oder anderem Glaubensbekenntnis,
 vermittelt demokratische sowie humanistische Grund- 
 werte und regt zur Auseinandersetzung mit diesen an
 motiviert und befähigt zur Eigeninitiative, gesellschaft- 
 licher Mitverantwortung, freiwilligem Engagement und 
 ermutigt zu solidarischem Handeln,
 befähigt zu gewaltlosen Auseinandersetzungen und er- 
 mutigt Zivilcourage zu zeigen,
 fördert Selbstorganisation und Interessenvertretung von 
 und mit jungen Menschen.
Damit leistet außerschulische Jugendbildung einen Beitrag 
im Rahmen der Bildungsarbeit einer Region und trägt zur 
Entwicklung örtlicher und regionaler Bildungslandschaften 
bei.
3.     Bereiche 
Außerschulische Jugendbildung vollzieht sich unter Be-
achtung des ganzheitlichen Ansatzes in verschiedenen Be-
reichen, die untereinander verzahnt sein können:
 Politische Jugendbildung informiert junge Menschen über 
 gesellschaftliche Zusammenhänge, befähigt zum demo- 
 kratischen Denken und Handeln und ermöglicht die kri- 
 tische Urteilsbildung über gesellschaftliche Vorgänge. Sie 
 motiviert zur Mitgestaltung, Mitbestimmung und Mitver- 
 antwortung im gesellschaftlichen Umfeld sowie zur 
 Wahrnehmung eigener Rechte und Pﬂichten und ver- 
 mittelt die dafür notwendigen Kompetenzen. Politische 
 Jugendbildung stärkt mit Ihren Angeboten die demokra- 
 tische Kultur und verhindert so eine Etablierung Demo- 
 kratie gefährdender Einstellungen. 
 Kulturelle Jugendbildung fördert kulturelle Wahrneh- 
 mungsfähigkeit, Kreativität und kulturelle Kompetenz. 
 Sie weckt und berücksichtigt die Bedürfnisse junger Men- 
 schen zur Gestaltung von Ausdrucks-, Erlebnis- und Kom- 
















* Bundestagsdrucksache 15/6014: Bericht über die Lebenssituationen junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland
 - Zwölfter Kinder- und Jugendbericht - 
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 Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Lebenskul- 
 turen. Kulturelle Jugendbildung unterstützt durch die 
 Vermittlung sinnlicher Erfahrungen den Identitätsbil- 
 dungsprozess.
 Interkulturelle Jugendbildung thematisiert auch im Rah- 
 men internationaler Maßnahmen Fragen und Konﬂikte, 
 die sich aus der „kulturellen Fremdheit“, der Suche nach 
 „Wir-Identitäten“ und der Globalisierung ergeben; sie 
 fördert Verständnis, Offenheit, und Akzeptanz gegenüber 
 anderen Kulturen und wirft damit auch die Frage nach 
 der eigenen Identität auf.
 Religiöse Jugendbildung greift Bedürfnisse und Fragen 
 junger Menschen zum Glaubensbekenntnis und nach 
 der individuellen, kulturellen und gesellschaftlichen Be- 
 deutung von Religion auf. Sie vermittelt einen Einblick 
 in unterschiedliche Religionen und Ersatzreligionen, be- 
 zieht emanzipatorische und gesellschaftsgestaltende As- 
 pekte des Religiösen ein und vermittelt religiöse Werte 
 mit dem Ziel, Verantwortung für Gerechtigkeit, Frieden 
 und Bewahrung der Schöpfung zu übernehmen. 
 Weltanschauliche Jugendbildung vermittelt Einblick in 
 Beschreibungs- und Interpretationssysteme von Welt. 
 Sie befähigt zur aktiven Auseinandersetzung mit unter- 
 schiedlichen Menschenbildern, sowie Wertesystemen 
 und Modellen der gesellschaftlichen Organisation; 
 sie setzt sich u. a. auch mit totalitären Ideen und Gesell- 
 schaftsentwürfen kritisch auseinander.
 Soziale Jugendbildung sensibilisiert für soziale Fragestell- 
 ungen, motiviert zu solidarischem Handeln und vermit- 
 telt Sozialkompetenz. Sie befähigt, gesellschaftliche und 
 persönliche Konﬂikte mit friedlichen Mitteln auszutragen 
 und nach konstruktiven Konﬂiktlösungen zu suchen. So- 
 ziale Bildung fördert auch die Akzeptanz unterschied- 
 licher Lebensentwürfe und -stile, die Integration indivi- 
 duell und sozial Benachteiligter sowie den intergenera- 
 tiven Dialog.
 Jugendbildung in der arbeitsweltbezogenen Jugendarbeit 
 setzt sich mit Fragen der Entwicklung und der Zukunft 
 der Arbeitsgesellschaft sowie den gesellschaftlichen und 
 individuellen Auswirkungen auseinander. Sie motiviert 
 zur Mitgestaltung und Mitbestimmung in der Arbeits- 
 welt und beteiligt sich an der Gestaltung der Arbeitsge- 
 sellschaft. In diesem Zusammenhang spielen u. a. Fra- 
 gen der Wirtschaftsethik, der Chancengleichheit im Zu- 
 gang zu unterschiedlichen Positionen im Wirtschafts- 
 leben, der gesellschaftlichen Organisation, Verteilung 
 und Bewertung von Arbeit sowie der Berufsausbildung 
 eine wesentliche Rolle. 
 Technische - naturwissenschaftliche Jugendbildung mo- 
 tiviert junge Menschen zur kritischen Auseinanderset- 
 zung mit technologischen Entwicklungen und ihren Aus- 
 wirkungen auf das Individuum, die Gesellschaft und die 
 Umwelt. In diesem Zusammenhang kommt den Fragen 
 einer nachhaltigen Entwicklung, des verantwortungs- 
 vollen Umgangs mit Ressourcen sowie den Folgen und 
 Konsequenzen technischer Entwicklungen eine besonde- 
 re Bedeutung zu.
 Medienpädagogische Bildung fördert junge Menschen 
 in der Herausbildung ihrer kommunikativen Kompetenz 
 und regt zur eigenen kreativen Gestaltung sozialer Reali- 
 tät mit Hilfe von Medien an. Sie ermöglicht ihnen, sich 
 multimedial auszuprobieren und in Interaktion neue For- 
 men der Wissensaneignung und Kommunikation kennen 
 zu lernen. Medienpädagogische Bildung unterstützt die 
 Rezeptionsfähigkeit und kritische Auseinandersetzung 
 junger Menschen mit Medienkonsum.
 Ökologische Jugendbildung sensibilisiert für die vielfäl- 
 tigen Wechselbeziehungen zwischen Natur und Mensch 
 und thematisiert die Folgen von Eingriffen in natürliche 
 Kreisläufe. Sie fördert die sinnliche Wahrnehmung, ver- 
 mittelt ethische Orientierungen für den Umgang mit 
 der Natur, setzt sich kritisch mit Wachstumsszenarien 
 und den Folgen der technischen Entwicklung auseinan- 
 der und vermittelt Urteils- und Handlungskompetenzen 
 zum Schutz und zur „nachhaltigen Entwicklung“ des 
 ökologischen Gesamtsystems.
 Gesundheitliche Jugendbildung leistet einen Beitrag zur 
 Entwicklung einer bewussten Lebensweise und sensibi- 
 lisiert für gesundheitliche Gefährdungslagen und deren 
 Ursachen. Sie behandelt u. a. Fragen von jungen Men- 
 schen zu den Themen: Ernährung, Sexualität, Stress, 
 Sucht, Krankheit und Behinderung.
 Jugendbildung in Sport knüpft an das Bedürfnis junger 
 Menschen nach Bewegung an und motiviert, sich mit 
 den Wechselbeziehungen zwischen körperlicher Betä- 
 tigung und gesunder Lebensweise auseinander zu set- 
 zen. Sie eröffnet ihnen Erfahrungs- und Experimentierräu- 
 me für körperliche Wahrnehmung und fördert dadurch 
 die Selbstreﬂexion. Jugendbildung in Sport regt zur kri- 
 tischen Auseinandersetzung mit ethischen Aspekten des 
 Sports, z. B. Fairness, Teamgeist, Leistungsdruck oder 
 Umgang mit Sieg und Niederlage, an.
4.  Qualitätskriterien
4.1 Strukturqualität
Die Strukturqualität umfasst die Voraussetzungen und Be-
dingungen, d. h. die personellen und sächlichen Ressourcen 
und die vorhandenen Rahmenbedingungen. 
4.1.1 Träger
Die Grundsätze und Aufgaben außerschulischer Jugendbil-
dung müssen sich im Selbstverständnis des jeweiligen Trä-
gers wiederﬁnden.
Kriterien dafür sind u. a.:
 ein Leitbild (entsprechend den Grundsätzen der demo- 
 kratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutsch- 












 interkulturelle Kompetenz und Kompetenz in geschlech- 
 tergerechter Jugendarbeit
 pädagogische(s) Konzept(e)
Der Träger stellt die fachlichen, personellen und materiellen 
Voraussetzungen für eine qualitätsvolle pädagogische Arbeit 
sicher.
Dazu bietet der Träger u.a. folgende organisatorische Vo-
raussetzungen:
 Förderung der aktiven Beteiligung von Mitarbeiterinnen 
 und Mitarbeitern an Entscheidungsprozessen,
 Unterstützung des Engagements der Mitarbeiterinnen 
 und Mitarbeiter und deren fachlichen Kompetenzen,
 Förderung der Fort- bzw. Weiterbildung der in der außer- 
 schulischen Jugendbildung tätigen Personen
 Möglichkeiten der Selbstevaluation und der Beteiligung 
 an einer trägerübergreifenden Fachdiskussion
 Entwicklung und Begleitung ehrenamtlicher Mitarbeite- 
 rinnen und Mitarbeiter.
4.1.2 Rahmenbedingungen/Ausstattung
Jugendbildungsarbeit ﬁndet an den dafür angemessenen Or-
ten bzw. in Räumen statt. Hierfür sind auf dem Hintergrund 
der Schwerpunktsetzungen die entsprechenden infrastruk-
turellen Voraussetzungen zu gewährleisten.
Die Rahmenbedingungen und Ausstattung sind im Sinne der 
pädagogischen Konzepte auf die Angebote abzustimmen.
Dazu zählen u. a.:
 die Berücksichtigung geschlechtsspeziﬁscher und inter- 
 kultureller Standards,
 die Beachtung ökologischer Aspekte im Sinne von Nach- 
 haltigkeit,
 die Beachtung der Bedürfnisse behinderter Menschen 
 und von Personen mit unterschiedlicher Lebensformen,
 die technische und für den pädagogischen Prozess not- 
 wendige Ausstattung,
 Raumgröße, Raumausstattung und Raumangebot unter 
 funktionalen Gesichtspunkten.
4.1.3  Personal
Abgeleitet von den Aufgaben der außerschulischen Jugend-
bildung sollen die dafür eingesetzten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter folgende Voraussetzungen besitzen:
 fachliche, konzeptionelle, methodische Kompetenz,
 Team- und Kommunikationsfähigkeit,
 Offenheit und Authentizität,
 interkulturelle Kompetenz und Gender-Kompetenz.
Hauptamtlich angestellte Fachkräfte in der Jugendbildung 
sollen in der Regel über einen sozialpädagogischen, pädago-
gischen oder einem dem Proﬁl des Trägers entsprechenden, 
vergleichbaren Hoch- bzw. Fachhochschulabschluss verfü-
gen.
Alle anderen in der Jugendbildungsarbeit tätigen Personen 
haben eine träger- bzw. fachspeziﬁsche Grundausbildung für 
diese Tätigkeit.
4.2  Prozessqualität
Die Prozessqualität bezieht sich auf die Eigenschaften der 
Aktivitäten, die zur Erreichung eines bestimmten Zieles bei-
tragen. Im Mittelpunkt dabei stehen die Interaktion, der Ver-
lauf, die Methodenanalyse und der kontinuierliche Abgleich 
des Zielerreichungsgrades, der im Konzept ausgewiesenen 
Ziele. Es sind Abläufe und Regeln darzustellen, die geeignet 
sind, das professionelle Handeln im Prozess der Zielerrei-
chung zu verdeutlichen.
Bildungsarbeit bedarf einer konkreten Zielformulierung und 
einer daraus abgeleiteten Methodenauswahl. Ziel, Inhalt, Ort 
und Methoden sind aufeinander abzustimmende Elemente 
des pädagogischen Prozesses.
4.2.1 Angebotsentwicklung
Kriterien für die Entwicklung der Angebote sind u. a.:
 Ausrichtung an Zielgruppen, gesellschaftlichen Interes- 
 sen und Trägerkompetenzen (Bedarfsanalysen),
 Partizipation junger Menschen,
 Erkennbarkeit des Leitbildes des Trägers in einem Groß- 
 teil der Bildungsangebote,
 Berücksichtigung der Geschlechtergerechtigkeit,
 Einbeziehung junger Menschen mit Migrationshinter- 
 grund.
4.2.2 Realisierung
Kriterien für eine qualitative Umsetzung sind u. a.:
 Grad und Form der Beteiligung der Zielgruppen bei Pla- 
 nung, Durchführung, Veränderung und Auswertung der 
 Bildungsarbeit,
 Durchführung von Qualitätsentwicklungsmaßnahmen,
 kritische Reﬂexion und ggf. Veränderung formulierter 
 Ziele,
 trägerübergreifende Kooperation, Koordination und Ver- 
 netzung um Bildungsprozesse zu unterstützen,
 Dokumentation der Prozesse und deren Ergebnisse.
4.2.3 Methoden
In der Gesamtheit der Bildungsarbeit muss eine fundierte 
und reichhaltige Methodenkompetenz erkennbar sein.
Kriterien hierfür sind u. a.:
 Ausrichtung an einem ganzheitlichen Lernen als zen- 
 trales Merkmal; d. h. Verknüpfung von körperlicher, gei- 
 stiger und sozialer Bildung,
 Methodenvielfalt und verschiedene den Inhalten ange- 
 passte Bildungssettings,
 Anregung von selbst initiierten und selbst verantworteten 
 Bildungsprozessen,


























 ﬂektierter Koedukation als auch in Form von Mädchen- 
 und Jungenarbeit, 
 Berücksichtigung von Bedürfnissen junger Menschen 
 mit Behinderung.
4.2.4 Öffentlichkeitsarbeit
Information der Öffentlichkeit über Ziele, Inhalte, Konzepte, 
Angebote und Ergebnisse
Kriterien hierfür sind u. a.:
 die Darstellung des Trägers in der Öffentlichkeit,
 die Werbung für Veranstaltungen,
 die Ausarbeitung von Fachbeiträgen und Publikationen,
 die Erstellung von Arbeitsmaterialien und Dokumentati- 
 onen.
4.3 Ergebnisqualität
Die Ergebnisqualität beschreibt den Zielerreichungsgrad und 
hinterfragt die Angemessenheit der Ziele. Sie bemisst Erfolg 
und Misserfolg und stellt Fragen nach der Wirkung einge-
setzter Mittel oder Methoden, dem Erreichen gewünschter 
Veränderungen, aber auch nach der Akzeptanz der Angebote 
durch die Zielgruppe. 
Außerschulische Jugendbildung muss zur Darstellung ihrer 
Ergebnisse Daten erheben bzw. vorhandene Daten analysie-
ren, diese in Bezug zu ihrer erzielten Wirkung bewerten und 
ggf. Veränderungen einleiten (Evaluation).
Kriterien hierfür sind u. a.:
 Erreichung der (Bildungs-)Ziele,
 Dokumentation
 Partizipation junger Menschen,
 Zielgruppenerreichung,
 Zufriedenheit der Zielgruppen in Bezug auf ihren Bil- 
 dungserfolg,
 Zufriedenheit der Zielgruppen in Bezug auf Angebote 
 und Rahmenbedingungen,






Der Landesjugendhilfeausschuss Thüringen stellte sich 1997 
die Aufgabe, Ansprüche an die offene Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen zu formulieren. Die Altersgruppe der Kinder 
und Jugendlichen sollte hierbei im Mittelpunkt der Betrach-
tung stehen. Diese Herangehensweise wird auch durch den 
10. Kinder- und Jugendbericht gestützt.
Das Papier wurde von einer Arbeitsgruppe erarbeitet, die 
sich aus Fachkräften aus kommunalen Jugendämtern, der 
Landesarbeitsgemeinschaft „Jugendarbeit, Jugendsozial-
arbeit und erzieherischer Kinder- und Jugendschutz“, von 
freien Trägern und dem Landesjugendamt zusammensetzte. 
Es wurde am 19. Juli 1999 im Landesjugendhilfeausschuss 
Thüringen verabschiedet.
Das Papier intendiert, dass die fachlichen Chancen von Qua-
litätsentwicklungsdiskussionen bewusst genutzt und einsei-
tige Schwerpunktsetzungen auf bürokratische Verregelungen 
oder ﬁnanzielle Engpässe vermieden werden. Es versucht, 
durch die Bestimmung von Zielen, Grundprinzipien und 
durch die Beschreibung der Speziﬁk offener Angebote, die 
offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen an Qualitätskri-
terien auszurichten, sie im Rahmen eines praxisorientierten 
Ansprüche an die offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
vom 19. Juli 1999
Qualitätsentwicklungsprozesses zu betrachten und die Dis-
kussion über Qualität in der Jugendhilfe anzuregen.
Im Teil B des Papiers werden Beispiele zur Konzeptionsent-
wicklung und zur Umsetzung einzelner Elemente des Qua-
litätsentwicklungsprozesses beschrieben und Literaturhin-
weise zur Vertiefung der Thematik gegeben.
Einleitung
1. Sozialisationsfeld Jugendarbeit
Die vorliegende Arbeitshilfe kennzeichnet die offene Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen als wichtiges Sozialisations-
feld neben Elternhaus, Schule und Ausbildung.
Jugendhilfe hat Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 
junge Menschen sich zu eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeiten entwickeln können. Hierfür 
sind Leistungen bereitzustellen, die junge Menschen in ihrer 
individuellen und sozialen Entwicklung fördern und dazu 
beitragen, Benachteiligung zu vermeiden oder abzubauen 
(vgl. § 1 SGB VIII). Die Angebote der Jugendarbeit sollen an 
135
den Interessen junger Menschen anknüpfen und von ihnen 
mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zu Selbstbestim-
mung befähigen, zu gesellschaftlicher Mitverantwortung 
und sozialem Engagement anregen und hinführen (vgl. § 11 
SGB VIII).
2. Jugendarbeit als Pﬂichtaufgabe, Angebotsform 
    und Methode
Die Leistungen im Arbeitsfeld der Jugendarbeit sind im § 11 
SGB VIII als Pﬂichtleistung beschrieben. Offene Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen ist eine Angebotsform und Me-
thode innerhalb der Jugendarbeit.
3. Jugendhilfeplanung
Entsprechend § 80 SGB VIII i. V. m. § 16 ThürKJHAG hat der 
öffentliche Träger der Jugendhilfe die Planungsverantwor-
tung zur Umsetzung und Förderung der offenen Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen (§ 11 SGB VIII). Das Thüringer 
Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz präzisiert die-
se gesetzliche Aufgabe mit der Verpﬂichtung zur Erstellung 
eines Jugendförderplanes.
Bei der Planung und Förderung der offenen Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen ist eine plurale Trägerlandschaft zu 
berücksichtigen und anhand von Bestands- und Bedarfser-
hebungen im Jugendförderplan festzuschreiben. Das Prinzip 
der Subsidiarität gemäß § 4 SGB VIII ist zu beachten.
Teil A
1. Ziele der offenen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
1.1 Adressaten
Die Angebote der offenen Arbeit richten sich an alle jungen 
Menschen, die das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben.
1.2 Sozialkompetenz
Offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist Sozialisati-
onshilfe und hat vor allem die Aufgabe, jungen Menschen 
unter Wahrung des Prinzips der Freiwilligkeit und ausgehend 
von ihren Interessen und Bedürfnissen, Raum für ihre Per-
sönlichkeitsentwicklung zu geben, sie zu eigenverantwort-
lichen Tätigkeiten zu motivieren, Eigeninitiative, Selbstorga-
nisation, Selbstgestaltungskompetenz und ehrenamtliches 
Engagement zu fördern.
Generell kommt es in der offenen Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen darauf an, Verständnis und Toleranz zu we-
cken und zu fördern, Aufrichtigkeit und Offenheit zu stär-
ken, Hoffnung und Lebensperspektiven zu vermitteln und 
die Würde des anderen zu respektieren. Offene Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen bringt auch in geeigneter Weise 
jungen Menschen ihre Verantwortung gegenüber dem eige-
nen und anderen Geschlecht, den verschiedenen Generati-
onen und dem Leben in Partnerschaft, Ehe und Familie nahe. 
Die offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen orientiert 
sich an der Lebenssituation, den Problemen und Herausfor-
derungen der Kinder und Jugendlichen.
Schwerpunkte der offenen Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen sind Freizeit- und Bildungsangebote einschließlich 
der Vermittlung von Lebenshilfen. Geschlechtsspeziﬁsche 
Angebote sind dabei zu berücksichtigen.
1.3 Freizeit
Offene Arbeit bietet Kindern und Jugendlichen Möglich-
keiten, ihre freie Zeit gemeinsam zu gestalten und zu erle-
ben. Sie eröffnet Räume für soziale Begegnungen, Sport, 
Spiel und Geselligkeit. Außerdem verstehen sich diese An-
gebote als ein Podium zur Mitwirkung, zum Ausprobieren, 
zur Selbstinszenierung und zur Selbstorganisation junger 
Menschen, womit sie sich von kommerziellen Anbietern ab-
grenzen und - nicht zuletzt durch das Einbringen von Per-
sonen- und Sachkompetenz (Beziehungsangebote) - unter-
scheiden.
1.4 Bildung 
Ausgehend von den aktuellen Lebenssituationen und Erfah-
rungen junger Menschen vermittelt die offene Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
Kenntnisse, die vor allem förderlich sind zur Entwicklung 
persönlicher Standpunkte, von Wertvorstellungen und Ur-
teilsvermögen. Sie trägt damit wesentlich zur Sinnﬁndung 
und Persönlichkeitsbildung der jungen Menschen bei.
Offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen bedient sich 
dabei besonderer Formen und Methoden der außerschu-
lischen Jugendbildung. Sie eignet sich, jungen Menschen 
Übungsfelder anzubieten, auf denen gesellschaftliche Zu-
sammenhänge erkannt, Verhalten geübt, Möglichkeiten und 
Grenzen erfahrbar gemacht werden.
1.5 Lebenshilfe
Offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen bietet insbeson-
dere solchen Kindern und Jugendlichen sozialpädagogische 
Hilfe an, die Schwierigkeiten haben, Beziehungen und Bin-
dungen einzugehen, beziehungsweise die darauf angewie-
sen sind, bei ihrer Lebensgestaltung unterstützt zu werden.
2. Grundprinzipien und Speziﬁk der offenen Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen
Auf der Basis der folgenden Grundprinzipien verfolgt die 
offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen einen ganzheit-
lichen Ansatz.
2.1 Lebensweltorientierung
Bei dem Prinzip der Lebensweltorientierung wird das Kind 
bzw. der Jugendliche in seinem Beziehungsgeﬂecht gesehen. 
Daher muss die Entwicklung von Konzeptionen und Ange-
boten auf die örtlichen Bedingungen, auf die strukturelle 
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Ausgangssituation und die aktuelle Lebenslage von Kindern, 
Jugendlichen und deren Familien bezogen sein.
Die offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen verwirklicht 
sich durch verschiedene sozialpädagogische Ansätze und 
berücksichtigt bei der Umsetzung:
 die Entwicklungsbedingungen der Kinder und Jugend- 
 lichen in der Gesellschaft und das vorangegangene indi- 
 viduelle „Erziehungsgeschehen“,
 die Bewältigung jugendtypischer Entwicklungsaufgaben 
 und Alltagsprobleme und
 die Herausforderungen und die Anforderungen an eine 
 eigenverantwortliche Lebensplanung.
Die offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen orientiert 
auf ein frühzeitiges Erkennen von Problemlagen und auf das 
Ableiten von zielgruppenspeziﬁschen Hilfen.
2.2 Beziehungsangebot
Von ausschlaggebender Bedeutung für die offene Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen ist das Kommunikations- und Be-
ziehungsangebot, das die Sozialarbeiter/Sozialpädagogen 
realisieren. Das Spektrum der Kontakte reicht von unauf-
dringlicher Kinder- und Jugendarbeit mit Formen der aufsu-
chenden oder mobilen Arbeit bis hin zu Formen, die einzel-
fallbezogene Beratung und Vermittlung anbieten, in denen 
der Sozialarbeiter/Sozialpädagoge als feste Bezugsperson 
fungiert.
In Abgrenzung zu kommerziellen Anbietern ist diese Per-
sonen- und Sachkompetenz die herausragende Stärke der 
offenen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen. Das authen-
tische Einbringen der Fachperson hinsichtlich des Umgangs 
mit Problemen, verschiedenen Bedürfnislagen der Zielgrup-
pen und die Mitwirkung bzw. Gewinnung ehrenamtlich Täti-
ger sind entscheidend.
2.3 Partizipation
Ein wesentliches Prinzip der offenen Arbeit ist die aktive Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen ausgehend von der 
Mitbestimmung und -gestaltung von Entscheidungsprozes-
sen, z. B. zur Angebotsgestaltung oder zur Hausordnung, 
bis hin zur Entwicklung von ehrenamtlichem Engagement 
und zur Selbstverwaltung von „Frei“-Räumen.
2.4 Selbsthilfeorientierung
Anknüpfend an die individuellen Stärken und Ressourcen 
sind Kinder und Jugendliche in ihrer sozialen Kompetenz 
so zu fördern, dass sie in der Lage sind, die Planung und 
Bewältigung ihrer Lebenssituation auch eigenständig und 
eigenbestimmt zu realisieren.
2.5 Integration
Grundsätzlich verfolgt die offene Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen einen integrativen Ansatz. Sie wirkt der Ausgren-
zung einzelner Zielgruppen entgegen bzw. stärkt diese durch 
zielgruppenspeziﬁsche Angebote. Dabei berücksichtigt sie 
insbesondere die Situation von jungen Ausländerinnen und 
Ausländern, jungen behinderten Menschen, „Lücke“-Kin-
dern sowie sozial und kulturell benachteiligten Kindern und 
Jugendlichen.
2.6 Cliquenakzeptierend
Andererseits schließt sie auch einen cliquenakzeptierenden 
Ansatz ein, welcher zur jugendkulturellen Entfaltung beitra-
gen, gruppendynamische Prozesse vermitteln und die Fähig-
keit zur Selbstorganisation, die Gestaltungskompetenz und 
das eigenverantwortliche Handeln stärken kann.
2.7 Aufsuchend
Die unaufdringliche Begleitung und Betreuung der Kinder 
und Jugendlichen ist eine wichtige Voraussetzung für ge-
lingende Beziehungsarbeit. Erforderlich sind aufsuchende, 
auch aus Einrichtungen herausreichende, mobile Formen 
der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, denn diese sind 
gekennzeichnet durch den direkten Zugang und die Kontakt-
aufnahmemöglichkeit zu den Kindern und Jugendlichen. Die 
aufsuchende Arbeit agiert direkt im Lebensraum der Kinder 
und Jugendlichen und damit im gegebenen Netz ihrer sozi-
alen Bezüge.
2.8 Niederschwelligkeit
Kennzeichnend für die offene Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen ist die Berücksichtigung der besonderen Interes-
senlagen der jungen Menschen. Dabei ist das Bedürfnis der 
Kinder und Jugendlichen nach „Frei“-Räumen zu berücksich-
tigen. Die Angebote der offenen Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen müssen zeitlich so angesiedelt werden, dass sie 
den jungen Menschen in ihrer freien Zeit zugänglich sind; 
auch an den Wochenenden und bei Bedarf in den Abend- 
und Nachtstunden. Somit sind die Niederschwelligkeit und 
die gute Erreichbarkeit Grundvoraussetzungen für die frei-
willige Inanspruchnahme der Angebote.
2.9 Gemeinwesenorientierung
Neben informellen Kontakten und zielgruppenorientierten 
Angeboten hat die offene Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen einen gemeinwesensorientierten Charakter, d. h. sie 
wirkt im sozialen Umfeld und setzt sich mit diesem aktiv 
auseinander.
2.10 Vernetzung und Kooperation
Vorhandene Räume, Dienste und Veranstaltungen werden 
durch die offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ge-
nutzt. Dies bezieht sich sowohl auf verschiedene Angebote 
der Jugendarbeit, der Jugendverbandsarbeit, der Jugendsozi-
alarbeit, des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes als 
auch auf erzieherische Hilfen. Die offene Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen kann nur im Wechselverhältnis zu ande-
ren, festen Angeboten existieren, die sie nutzen und in die 





mit den Sozialisationsinstanzen Elternhaus und Schule sind 
wichtige Grundvoraussetzungen, damit die Arbeit mit Kin-
dern und Jugendlichen ihre Wirksamkeit entwickeln kann.
2.11 Vielfalt und Flexibilität
Offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen muss in der 
Lage sein, auf sich verändernde Bedarfe, Interessen- und 
Bedürfnislagen von Kindern und Jugendlichen ﬂexibel, d. h. 
zeitnah und unbürokratisch zu reagieren.
Bedingt dadurch sowie auf Grund der vorhandenen Träger-
pluralität und der Vielfalt der Leistungen und Angebote be-
ﬁndet sie sich in einem stetigen Entwicklungsprozess.
3. Qualitätsentwicklung in der offenen Arbeit 
    mit Kindern und Jugendlichen
3.1 Qualitätsentwicklungsprozess
Die Qualitätsentwicklung in der offenen Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen ist ein ständiger Prozess der Beschreibung 
und Reﬂexion von Zielen und Ergebnissen, der sich in der 
Entwicklung und Fortschreibung der Konzeptionen von An-
geboten bzw. Einrichtungen widerspiegelt.
Dieser Prozess umfasst folgende Phasen:
 Ermittlung und Beschreibung des Ist-Zustandes und 
 des tatsächlichen Bedarfes;
 Festlegung des Soll-Zustandes - Deﬁnieren von Zielen;
 Ermittlung von Instrumentarien (Handlungsschritte,  
 Vorhaben), mit denen die Ziele erreicht werden sollen;
 Festlegung von Rahmenbedingungen, Standards und 
 Indikatoren zur Zielerreichung;
 Umsetzung und Evaluation.
3.2 Bestandsaufnahme und Bedarfsermittlung
Voraussetzungen für die Qualitätsentwicklung sind die Ana-
lyse der Ausgangslage und die Ermittlung des Bedarfes, der 
Interessen und Bedürfnisse auf der Basis der Erkenntnisse 
der Jugendhilfeplanung.
Hierzu gehören u. a.
 Analyse von Sozialraumdaten (Infra-, Bevölkerungs- und 
 Angebotsstruktur);
 qualitative Beschreibung des Sozialraumes (z. B. Exper- 
 teninterviews, Stadtteilerkundungen, Cliquenportraits, 
 Jugendkulturenkataster);
 Berücksichtigung von Wünschen, Bedürfnissen und In- 
 teressen der Adressaten durch entsprechende Beteili- 
 gungsverfahren;
 Berücksichtigung der Belange des Umfeldes.
3.3 Ergebnisqualität
Nach der Analyse des Ist-Zustandes erfolgt die Beschreibung 
des Soll-Zustandes auf der Basis der benannten Grundprin-
zipien der offenen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen (Vor-
wegnahme der Ergebnisqualität).
Dazu ist das Globalziel der Einrichtung oder des Angebotes 
zu formulieren. Es bestimmt den allgemeinen Handlungs-
auftrag und spiegelt gleichzeitig die Speziﬁk des Angebotes 
wider.
Die Konkretisierung des Globalzieles erfolgt durch eine 
überschaubare Anzahl von Teilzielen, die in der Konzeption 
formuliert werden können und sich in der konkreten Arbeit 
ergeben.
3.4 Prozessqualität
Für jedes Teilziel sind geeignete Instrumentarien, d. h. kon-
krete Vorhaben, Aktivitäten, Vorgehensweisen, Projekte, 
Methoden u. a., abzuleiten. Diese ﬁnden sich als detaillierte 
Angebote und Handlungsschritte und mit den dafür not-
wendigen strukturellen Voraussetzungen und Ressourcen 
(Strukturqualität) u. a. in der Konzeption wieder.
3.5 Strukturqualität
Unabhängig von der konkreten Konzeption sind folgende 
Standards in der offenen Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen zu berücksichtigen:
 Trägervoraussetzungen
 Der Träger gewährleistet
 - die fachliche Anleitung;
 - die Durchführung von Qualitätsentwicklungsmaß-
  nahmen;
 - die Organisations- und Personalentwicklung;
 - die Entwicklung und Begleitung ehrenamtlicher 
  Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter;
 - betriebswirtschaftliche Kompetenzen bzw. die ord- 
  nungsgemäße ﬁnanztechnische Bewirtschaftung
 - und bringt sich in die örtliche Jugendhilfeplanung  
  ein.







 - interne und externe Kooperations- und Vernetzungs- 
  strukturen.
 sachliche Ressourcen
Offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen kann in und au-
ßerhalb von Räumen stattﬁnden, z. B. in Einrichtungen (Ju-
gendhäuser, Jugendräume u. a.), in Jugendverbänden aber 
auch informellen Treffs und Projekten.
Einrichtungen sollen sich dafür eignen. Sie sollen zweckdien-
lich, allgemein zugänglich und gut erreichbar sein, eine hohe 












Die Öffnungszeiten - unter besonderer Berücksichtigung der 
Nachmittags- und Abendstunden sowie der Wochenenden 
- sind nach den Bedürfnissen der jungen Menschen auszu-
richten.
Für Einrichtungen, mobile und aufsuchende Angebote der 
offenen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sind die erfor-
derlichen Personal-, Betriebs- und Sachkosten sicherzustel-
len.
Um auf sich ändernde Situationen adäquat reagieren zu 
können, sind weitestgehende ﬂexible Finanzierungsgrund-
lagen zu schaffen (z. B. im Rahmen von selbstverwalteten 
Budgets).
 personelle Ressourcen
Offene Arbeit mit Kindern und Jugendlichen bedarf haupt-
amtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Deren Anzahl 
ist abhängig vom konkreten Angebot und der konkreten 
Konzeption.
Um Fachlichkeit zu sichern, müssen die Mitarbeiterinnen/
Mitarbeiter in der Regel über ein abgeschlossenes Hoch- 
bzw. Fachhochschulstudium der entsprechenden Profession 
verfügen, oder als Fachkraft für soziale Arbeit ausgebildet 
sein. Außerdem sind bei der Auswahl des Personals neben 
den fachlichen Voraussetzungen die persönliche Eignung 
und das Engagement wichtig.
Ergänzend sind nebenamtliche Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 
(Honorarkräfte) zur Erweiterung der Angebotsstruktur tätig.
Ehrenamtliche Tätigkeit hat in der offenen Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen einen besonders hohen Stellenwert. Die 
Kooperation und partnerschaftliche Zusammenarbeit von 
haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter ist 
dabei eine wichtige Voraussetzung für die Entwicklung einer 
vielfältigen sowie bedarfs- und bedürfnisorientierten Ange-
botsstruktur.
Bei der Umsetzung der in der Konzeption festgelegten Ziele 
in die Praxis muss ein kontinuierlicher Soll-Ist-Abgleich er-
folgen. Mittels geeigneter Indikatoren und deren Messfelder 
wird der aktuelle Zielerreichungsgrad festgestellt.
Messfelder enthalten einerseits quantitative Aussagen (ohne 
qualitative Bewertungen), wie z. B. zahlenmäßige Erfassung, 
prozentuale Erfassung, Ja-Nein-Antworten. Andererseits 
können Messfelder qualitative Aussagen, d. h. verbale Ein-
schätzungen zur Charakterisierung von Zustand und Ent-
wicklung treffen.
Diese Einschätzungen sind komplexe Vorgänge, die den Ein-
druck und die Erfahrungen von Fachkräften widerspiegeln. 
Grundlage hierfür können Messmethoden, wie z. B. struktu-
rierte und unstrukturierte Befragungen der Zielgruppe und 
Interviews sein.
3.6 Evaluation
Die Auswertung der Aussagen zu den Messfeldern führt zur 
Ergebnisfeststellung und damit zum aktuellen Stand der 
Zielerreichung und ist bereits Bestandteil der Evaluation.
Im Rahmen verschiedener Formen und Methoden der Eva-
luation, insbesondere Selbstevaluation, ﬁndet ein kontinu-
ierlicher Soll-Ist-Abgleich zwischen den in der Konzeption 
festgelegten Zielen und dem aktuellen Zustand (Situation) 
statt.
Um die Transparenz auch gegenüber Dritten gewährleisten 
zu können, soll dieser Prozess beschrieben und die Ergeb-
nisse und Schlussfolgerungen in geeigneter Weise kommu-
niziert und dokumentiert werden.
Dieser kontinuierliche, mittelfristige Prozess, bei dem 
die festgestellten Ergebnisse einer Zielkritik unterzogen, 
Schlussfolgerungen für weitere Verbesserungsmöglichkeiten 
und neue Zielsetzungen formuliert werden, ist Grundlage 
für die beständige Qualitätsentwicklung.
Teil B
1. Muster zur Konzeptionsentwicklung als konkrete 
    Handlungsanleitung
1.1 Analyse der Ausgangssituation
 Sozialraumbeschreibung (quantitativ, qualitativ), ein- 
 schließlich Problemen und Entwicklungen und vorhan- 
 dener Bedarfe,
 Kurzbeschreibung des Trägers des Angebotes (gegebe- 
 nenfalls auch der Einrichtung) und dessen organisato- 
 rischer Struktur.
1.2 Beschreibung des Angebotes
 Rechtsgrundlagen,
 Charakterisierung der Adressaten (Zielgruppe, Grup- 
 penstruktur, Geschlechtsspeziﬁk, Altersgruppe u. a.),
 Benennung der Ziele und Festlegung der Arbeitsinhalte 
 und -themen (Globalziel, Auswahl der wesentlichen Teil- 
 ziele),
 Ableiten von konkreten Handlungsschritten (Methoden- 
 auswahl bezogen auf die Zielsetzung, Aktivitäten, Vorha- 
 ben, Projekte, Angebote u. a.).
1.3 Strukturelle Voraussetzungen/Erfordernisse
 personell: (Anzahl, Qualiﬁkation des Personals, haupt- 
 und ehrenamtlich Tätige u. a.),
 sachlich/ﬁnanziell: (Räume, Orte, Sachmittel, Ausstat- 
 tung, Finanzmittel u. a.),
 sonstige: (Öffnungszeiten, Organisationsformen, Ver- 












 Umsetzung der Konzeption,
 Gestaltung des Arbeitsalltages, Realisierung der Ange- 
 bote, Projekte,
 Feststellung des aktuellen Zielerreichungsgrades (an 
 Hand festgelegter Indikatoren und Messfelder),
 Begleitung/Steuerung durch: Beratung, Anleitung, Su- 
 pervision u. ä.
1.5 Auswertung
 Evaluation (Soll-Ist-Abgleich, Ziehen von Schlussfolge- 






2. Beispiel für die Umsetzung einzelner Elemente 
    des Qualitätsentwicklungsprozesses
Nachfolgend wird ein Vorschlag unterbreitet, wie dieser Pro-
zess einer ziel- und ergebnisorientierten Qualitätsentwick-
lung geführt werden kann.
Beispiel:
Globalziel
Der Jugendtreff „XXL“ ist ein offener Jugendtreff für 14- bis 
18-jährige Jugendliche im Stadtteil Y, der diesen die Möglich-
keit bietet, ihre Zeit individuell zu gestalten und mit anderen 
Jugendlichen zu kommunizieren.
Beispiel zu „ihre Zeit individuell zu gestalten“:
Teilziele
A: Den Jugendlichen stehen außerhalb der Öffnungszeiten 
       Räume zur Selbstverwaltung zur Verfügung.
B: Der Jugendrat bestimmt das Programm der Jugend- 
       treffs.
Beispiel zu Teilziel A:
Instrumentarien/Handlungsebene
a) Die ehrenamtlich tätigen Jugendlichen werden von den 
 pädagogischen Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern des Ju- 
 gendtreffs angeleitet und beraten.
b) Den verantwortlichen Jugendlichen wird durch die päda- 
 gogischen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter die Schlüssel- 
 gewalt übertragen.
c) Die Räume stehen an sieben Tagen in der Woche zur 
 Verfügung.
Beispiel zu A a):
Indikatoren
aa) Mit den Jugendlichen ﬁnden vorbereitende sowie regel- 
 mäßige Beratungsgespräche statt.
bb) Die ehrenamtlich tätigen Jugendlichen können im Kon- 
 ﬂiktfall regulierend einwirken.
Messfelder
zu aa):
 Hat ein Einführungsgespräch zu Beginn der ehrenamt- 
 lichen Tätigkeit stattgefunden?
 Zwei Beratungsgespräche pro Monat ﬁnden statt.
zu bb):
 Die Jugendlichen handeln nach den Weisungen der eh- 
 renamtlich Tätigen.
 Konﬂikte werden gewaltfrei gelöst.
 Gibt es Probleme mit Sauberkeit, Lärm oder Drogen?
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Das bundesdeutsche Kinder- und Jugendhilferecht be-
schreibt, dass Jugendarbeit von verschiedenen Trägern an-
geboten wird (§ 11 Abs. 2 SGB VIII).
Jugendarbeit wird angeboten von:
 Verbänden, Gruppen und Initiativen der Jugend,
 von anderen (freien) Trägern der Jugendarbeit und
 den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe.
Jugendverbände, -gruppen und Initiativen der Jugend wer-
den hier an erster Stelle genannt. Dies ergibt sich aus der be-
sonderen Rolle, die Jugendverbände in der Jugendhilfeland-
schaft eingenommen haben und einnehmen. Im Sinne des 
Grundgesetzes ist Kinder- und Jugendverbandsarbeit durch 
soziale, politische und gesellschaftliche Wertvorstellungen 
geprägt, und somit nicht wertfrei.
Im Kinder- und Jugendhilfegesetz widmete der Gesetzgeber 
daher der Kinder- und Jugendverbandsarbeit den § 12 SGB 
VIII, in dem er feststellt, dass junge Menschen in Jugend-
verbänden und Jugendgruppen Jugendarbeit selbst organi-
sieren, gestalten und mitverantworten und die Interessen 
junger Menschen vertreten. 
Der Landesgesetzgeber in Thüringen unterstreicht diese 
Aussagen im Thüringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausfüh-
rungsgesetz - ThürKJHAG - 
„Die Jugendverbände und Jugendgruppen haben aufgrund ihrer 
eigenverantwortlichen Tätigkeit für junge Menschen eine tra-
gende Funktion in der Jugendarbeit“ (§ 17 Abs. 1 ThürKJHAG). 
Das Gesetz fordert die Selbstorganisation der Verbands- 
und Gruppenmitglieder. Das bedeutet, dass die Formen und 
Inhalte des Miteinanders von Beteiligten selbst festgelegt 
werden. Jugendabteilungen oder entsprechende Unterglie-
derungen von Erwachsenenorganisationen müssen hierbei 
„gegenüber der Gesamtorganisation ein ausreichendes Maß 
an Eigenständigkeit besitzen und selbstständig handlungs-
fähig“ sein (§ 17 Abs. 2 Satz 2 ThürKJHAG).
Auf dieser Grundlage haben sie sich qualitativ zu unterschei-
den von anderen freien Trägern der Jugendarbeit. Kinder- und 
Jugendverbände können in Ergänzung zu § 12 in Verbindung 
mit § 11 SGB VIII Angebote nach § 13 Abs. 1 SGB VIII „soziale 
Integration“ vorhalten. 
Für die Beschreibung von Qualitätskriterien verbandlicher 
Jugendarbeit wurde die Ausdifferenzierung in Qualitäts-
merkmale und Qualitätskriterien gewählt. Das Positionspa-
pier weist folgende Qualitätsmerkmale aus:
 Dauerhaftigkeit und Nachhaltigkeit,
 Selbstbestimmung,
Qualitätskriterien verbandlicher Jugendarbeit





Wie sich die Qualitätsmerkmale in der Praxis realisieren 
können, konkretisiert sich in Qualitätskriterien. Diese Quali-
tätskriterien beschreiben entweder die Strukturqualität eines 
Kinder- und Jugendverbandes, die Qualität stattﬁndender 
Prozesse, die Ergebnisqualität oder eine Kombination dieser 
drei nicht immer eindeutig voneinander zu trennenden Qua-
litätsdimensionen.
Inwieweit Kinder- und Jugendverbänden es gelingt, die ge-
nannten Qualitätskriterien auszufüllen, hängt von den Ak-
teurinnen und Akteuren selber, von den entwickelten Struk-
turen der Träger und Gruppen und externen Faktoren ab, 
die die Arbeit beeinﬂussen. Daher müssen für jedes Qua-
litätskriterium Anforderungen an die gewählte Leitung des 
Verbandes, an beruﬂiche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie die Rahmenbedingungen, aber auch die Jugendpolitik 
und die Förderung abgeleitet werden.
Die Qualitätsmerkmale gelten für Kinder- und Jugendver-
bände generell. Die abschließend aufgeführten Qualitäts-
kriterien für Landesverbände weisen ergänzende Aufgaben 
aus, die von Kinder- und Jugendverbänden auf Landesebene 
wahrgenommen werden. 
Innerhalb der aufgeführten Kriterien lässt sich eine Basis-
Qualität ausmachen, ohne deren Umsetzung die Grundlage 
für eine Weiterentwicklung im Sinne der ergänzenden Quali-
tätskriterien nicht möglich ist. Die Basis-Qualität wird in der 
nachfolgenden Darstellung der Qualitätsmerkmale und -kri-
terien deswegen besonders hervorgehoben.
Die ergänzenden Qualitätskriterien beschreiben den An-
spruch verbandlicher Jugendarbeit, auch wenn nicht alle 
Jugendverbände immer alle ergänzenden Qualitätskriterien 
vollständig und zur eigenen Zufriedenheit ausfüllen können. 
Anspruch bedeutet, dass Jugendverbände ihre Arbeit an den 
beschriebenen Standards ausrichten und Prozesse einleiten, 
um diese - soweit noch nicht geschehen - immer mehr um-
zusetzen. 
Qualitätsmerkmal:     Dauerhaftigkeit und Nachhaltigkeit 
Nachhaltige Kinder- und Jugendverbandsarbeit nimmt die 
Förderung jedes jungen Menschen in seiner Entwicklung 
ernst, ist auf Kontinuität ausgerichtet und trägt somit zum 
Erhalt und zur Weiterentwicklung einer demokratischen und 
solidarischen Zivilgesellschaft bei. Kinder- und Jugendver-
bände setzen sich für die Förderung der Entwicklung aller 







Kinder- und Jugendverbandsarbeit ist auf Dauer ange- 
legt und in der Regel auf die eigenen Mitglieder ausge- 
richtet. 
Dies beinhaltet insbesondere folgende Qualitätskriterien:
 Vorhandensein mittel- und langfristiger Ziele der Arbeit  
 des Verbandes,
 Kontinuität der Arbeit in festen Organisationszusam- 
 menhängen,
 deﬁnierter Mitgliederbegriff,
 Gruppenarbeit und gruppenbildende Aktivitäten, 
 Hinführung von Kindern und Jugendlichen zur Über- 
 nahme von Verantwortung,
 Nachwuchsgewinnung und -förderung für den eigenen 
 Verband, 
 Durchführung von Qualitätsentwicklungsmaßnahmen 
 und Evaluationsprozessen.
 
Qualitätsmerkmal:     Selbstbestimmung
Selbstbestimmung, Selbstorganisation und Interessenver-
tretung in Kinder- und Jugendverbänden ist nur deswegen 
denkbar, weil sie auf die Prinzipien freiwillige Teilnahme, 
demokratische Strukturen und Ehrenamtlichkeit bauen kön-
nen. Voraussetzungen dafür sind: Vorhandensein von Frei-
räumen und Experimentierfeldern, Absicherung von Risiken, 
vielfältige Methoden der Begleitung und Unterstützung. 
Basis-Qualität:
Die Mitglieder des Kinder- und Jugendverbandes bestimmen 
eigenständig im Rahmen ihrer grundlegenden Ordnung ihr 
Tun im Verband. 
Dies beinhaltet insbesondere folgende Qualitätskriterien:
 Ermöglichung, Initiierung und Begleitung von Selbstor-
 ganisationsprozessen,
 Festlegung der Formen und Inhalte des Miteinanders 
 durch die Beteiligten bis hin zur Weiterentwicklung der 
 grundlegenden Ordnung,
 eigenständige Entscheidung der Verbandsgremien über 
 die Verwendung der ihnen zuﬂießenden Mittel,
 Weisungsrecht (in der Regel Fach- und Dienstaufsicht, 
 zumindest Fachaufsicht) der Leitung über beruﬂiche 
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
 Evaluation von Leitungshandeln,
 Fortbildungen für Vorstandsmitglieder.
Qualitätsmerkmal:     Partizipation
Kinder- und Jugendverbände leisten einen wichtigen und not- 
wendigen Beitrag zur gesellschaftlichen und politischen Betei-
ligung junger Menschen und nehmen so diese Aufgabe wahr. 
In der Gruppenarbeit machen viele Kinder und Jugendliche 
erste Erfahrungen von Mitwirkung, Mitbestimmung und Mit- 
verantwortung, fortgeführt wird dies durch Meinungsbil-
dungsprozesse und Entscheidungsﬁndungen auf allen Ebe-
nen des Kinder- und Jugenverbandes bis hin zur Übernahme 
von Leitungsfunktionen. Mitbestimmung und Partizipation 
von Kindern und Jugendlichen verstehen Kinder- und Jugend- 
verbände umfassend: aus der Jugendarbeit und Jugendhilfe 
heraus in alle Bereiche der Gesellschaft, die sie und ihre Zu-
kunft betreffen. Konkret bedeutet dies, die eigenen Belange 
und Bedürfnisse wahrzunehmen, zu formulieren und sich 
öffentlich und in politischen Gremien für deren Realisierung 
einzusetzen.
Basis-Qualität:
Es gibt demokratische Strukturen, die es jedem Mitglied er-
möglichen, Verbandsentscheidungen, unterschiedlich auf 
den jeweiligen Ebenen, nachzuvollziehen und mitzubestim-
men. Die aktive Mitbestimmung und Mitverantwortung ist 
ein Ziel verbandlicher Arbeit.
Dies beinhaltet insbesondere folgende Qualitätskriterien:
 Interessierte Kinder und Jugendliche haben leichten Zu- 
 gang zu den Angeboten (Mitmachen),
 Raum für aktive Mitgestaltung der Teilnehmerinnen und 
 Teilnehmer bei Veranstaltungen und Aktionen des Ver- 
 bandes (Mitwirken),
 Mitbestimmungsmöglichkeiten und Transparenz von 
 Verbandsentscheidungen (Mitentscheiden).
Qualitätsmerkmal:     Ehrenamt
Ehrenamt im Kinder- und Jugendverband bedeutet, Spaß, 
persönlichen Gewinn, Erlernen von Kompetenzen sowie 
Übernahme von Verantwortung in unterschiedlichen Ar-
beitsfeldern und Ebenen miteinander zu verbinden - ohne 
sich jedoch selbst aufzuopfern. Ehrenamtliche Tätigkeit ist 
unentgeltlich, freiwillig und selbstbestimmt; jedoch geprägt 
von Verbindlichkeit und Verantwortung.
Basis-Qualität:
Ehrenamtliches Engagement als ein wesentliches Merkmal 
der Kinder- und Jugendverbandsarbeit wird zuvorderst von 
jungen Menschen ausgeübt.
Dies beinhaltet insbesondere folgende Qualitätskriterien:
 Gewinnung, Begleitung, Aus- und Fortbildung ehren- 
 amtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
 unterschiedliche Engagementformen wie Gremientätig- 
 keit, Leitungstätigkeit, Betreuertätigkeit usw.,
 Ausbildung und Praxisbegleitung von Jugendleiterinnen 
 und Jugendleiter (zum Beispiel Jugendleiter/in-Card- 
 Ausbildung).
Qualitätsmerkmal:     Werteorientierung 
Kinder- und Jugendverbandsarbeit ist nicht wertfrei, sondern 
geprägt durch soziale, politische und gesellschaftliche Wert-
vorstellungen im Sinne des Grundgesetzes. Sie trägt so zu 



















Ein deﬁniertes Werteproﬁl als handlungsleitendes Prinzip 
liegt der Arbeit jedes Kinder- und Jugendverbandes zugrun-
de. Sie tragen zum Erhalt und der Weiterentwicklung einer 
demokratischen und solidarischen Zivilgesellschaft bei.
Dies beinhaltet insbesondere folgende Qualitätskriterien:
 Vorhandensein eines Leitbildes und daraus abgeleiteter 
 Handlungskonzepte,
 Vermittlung, Erfahrbarmachung, Reﬂexion und Diskus- 
 sion von Leitbild und Werteproﬁl,
 Jugendbildung als immanenter Bestandteil der Jugend- 
 verbandsarbeit (vergleiche Aufgaben und Qualitätskri- 
 terien außerschulischer Jugendbildung im Freistaat Thü- 
 ringen)
 Engagement, Selbstorganisation und Partizipation als 
 Ziele der verbandlichen Arbeit,
 Entwicklung zu einer selbstbestimmten und -bewussten 
 Persönlichkeit.
Qualitätsmerkmal:     Interessenvertretung
Im Rahmen der Kinder- und Jugendverbandsarbeit kommt 
der Interessenvertretung eine besondere Bedeutung zu. Aus 
dem selbstbestimmten und selbstorganisierten Handeln 
junger Menschen in Kinder- und Jugendverbänden leitet 
das Kinder- und Jugendhilfegesetz das allgemeine politische 
Mandat zur Interessenvertretung junger Menschen für Kin-
der- und Jugendverbände und ihre Zusammenschlüsse (zum 
Beispiel Jugendringe) ab. 
Basis-Qualität:
Junge Menschen tun sich zusammen, um ihre Interessen zu 
artikulieren und zu vertreten.
Dies beinhaltet insbesondere folgende Qualitätskriterien:
 Initiierung von beziehungsweise Beteiligung an gesell- 
 schaftspolitischen Auseinandersetzungen, insbesonde- 
 re im Sinne der eigenen Werteorientierung,
 Meinungsbildung, Positionen entwickeln, diskutieren 
 und beschließen,
 jugendpolitische Mitwirkung auf den jeweiligen Ebenen 
 (zum Beispiel in Jugendringen und/oder anderen frei- 
 willigen Zusammenschlüssen),
 Befähigung von Kindern und Jugendlichen zur Interes- 
 senvertretung.
Qualitätskriterien für Landesverbände 
Landesverbände (Dach- beziehungsweise Einzelverbände) 
sichern die Qualität jugendverbandlicher Arbeit. Insofern 
bezieht sich dieses Qualitätsmerkmal auf Aufgaben, die auf 
Landesebene wahrgenommen werden.
Basis-Qualität:
Landesverbände sind verantwortlich für überörtliche Inte-
ressenvertretung, Koordinierung und Vernetzung ihrer Un-
tergliederungen sowie für die Mitarbeiterinnen- und Mitar-
beiterentwicklung.
Dies beinhaltet insbesondere folgende Qualitätskriterien:
 Vorhandensein eines durch die Gliederungen des Lan- 
 desverbandes demokratisch legitimierten und aus ihrer 
 Mitte entstehenden Gremiums, welches die Verantwor- 
 tung für den Landesverband eigenständig trägt, darin 
 unter anderem auch
 - Entscheidungsgewalt über die Verwendung der ihnen 
    zuﬂießenden Mittel,
 -  Weisungsrecht (in der Regel Fach- und Dienstaufsicht, 
   zumindest Fachaufsicht) über beruﬂiche Mitarbeite- 
    rinnen und Mitarbeiter),
 Wahrnahme der überörtlichen Interessenvertretung, 
 insbesondere durch
 - eigenständige jugendpolitische Stellungnahmen des 
    Landesverbandes,
 -  eigenverantwortliche jugendpolitische Aktivitäten des 
    Landesverbandes,
 -  aktive Mitwirkung an und Gestaltung von jugendpoli- 
     tischen Aktivitäten,
 Vorhandensein von Handlungs- und Wirkungszielen für 
 den Landesverband,
 Vorhandensein von Kommunikations- und Vernet- 
 zungsstrukturen zwischen Landesverband und seinen 
 Gliederungen,
 Dienstleistungsangebote für die Gliederungen des Lan- 
 desverbandes,
 Vorhandensein eines Konzeptes für Fort-, Aus- und Wei- 
 terbildung des Landesverbandes,



















Veränderte gesellschaftliche Rahmenbedingungen für das 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen (insbesondere 
Familien- und Sozialstruktur, Arbeitsmarkt, Medien) erfor-
dern ihre Berücksichtigung durch Jugendhilfe und Schule 
und deren enge Zusammenarbeit. Die adäquate Wahrneh-
mung des Bildungs- und Erziehungsauftrages durch die 
Schule und die bedarfsgerechte Bereitstellung qualiﬁzierter 
Angebote der Jugendhilfe sind die wesentlichen Vorausset-
zungen ihrer Zusammenarbeit. Schule und Jugendhilfe bau-
en auf dem elterlichen Erziehungsauftrag auf, ergänzen ihn 
und tragen gemeinsam dazu bei, Begabungen zu erkennen 
und zu entwickeln, soziale Ungleichheiten auszugleichen, 
Kindern und Jugendlichen gleiche Entwicklungschancen zu 
gewähren und damit die Grundlagen für ein „lebenslanges 
Lernen“ zu schaffen. Bei der Zusammenarbeit von Jugend-
hilfe und Schule geht es darum, auf der Basis des jeweils 
eigenständigen gesetzlichen Handlungsauftrages gleichbe-
rechtigt und verlässlich derart zu kooperieren, dass durch 
die Verbindung der beiderseitigen Angebote das bestmög-
liche Ergebnis für die jungen Menschen erzielt wird. Beson-
dere Beachtung gilt dabei der Förderung und Integration 
benachteiligter Kinder und Jugendlicher. Generell ist die 
grundsätzliche Nachrangigkeit der Jugendhilfe gegenüber 
den Aufgaben schulischer Bildung, Förderung und Erzie-
hung zu beachten. Die Wahrung der Eigenständigkeit und 
Beachtung der Gleichberechtigung schließt wechselseitige 
Kompensationsfunktionen zwischen Jugendhilfe und Schule 
aus, nutzt aber deren Synergieeffekte.
1. Zwischen den Unterzeichnern besteht Einvernehmen 
über folgende Grundsätze und Schnittstellen der Kooperati-
on:
 Auf der Grundlage des in der Erprobungsphase beﬁnd- 
 lichen Thüringer Bildungsplanes bis 10 Jahre ist die Ar- 
 beit in den Kindertageseinrichtungen weiter zu qualiﬁ- 
 zieren, um ihren Bildungsauftrag gezielter wahrnehmen 
 zu können. Dabei stehen insbesondere die Förderung 
 der Sprachentwicklung, die Zusammenarbeit mit den El- 
 tern und die Gestaltung des Übergangs zur Schule so- 
 wie die Zusammenarbeit mit der Schule im Mittel- 
 punkt. 
 Eine stärkere Verknüpfung von schulischen Angeboten 
 und Jugendhilfeangeboten ist insbesondere bei Schü- 
 lern mit einem erhöhten Unterstützungsbedarf im so- 
 zialen und emotionalen Bereich erforderlich. Schulmü- 
 digkeit und Schulverweigerung sind zunächst durch 
 geeignete schulische Maßnahmen zu begegnen. Das 
 schließt geeignete präventive Maßnahmen ein. Der Mobi- 
 le Sonderpädagogische Dienst und der Schulpsycho- 
 logische Dienst sind zu beteiligen. Die Jugendhilfe 
 gewährleistet die notwendige Unterstützungsstruktur 
 durch ergänzende, dem individuellen Bedarf dieser 
 Schüler entsprechende Maßnahmen.
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 Die Schule kommt ihrem Förderauftrag für Schüler 
 mit besonderen Lernschwierigkeiten nach. Die Förde- 
 rung erfolgt anhand individueller Lernentwicklungsplä- 
 ne (Förderpläne). Die als Grundlage dienende verbind- 
 liche Rahmenrichtlinie zur Förderung für Kinder und 
 Jugendliche mit besonderen Lernschwierigkeiten in Ver- 
 bindung mit dem gesetzlich geregelten Nachteilsaus- 
 gleich wird zeitnah veröffentlicht. Die Jugendhilfe wird 
 ergänzend zuständig, wenn wegen der Teilleistungsstö- 
 rung eine seelische Behinderung droht. Die Abstimmung 
 der Förderung mit dem Jugendamt erfolgt anhand der 
 strukturierten „Schulauskunft zur Feststellung einer Be- 
 hinderung und der schulischen Fördermaßnahmen“, 
 um den Bedarf an ergänzender Eingliederungshilfe nach 
 § 35 a Achtes Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Ju- 
 gendhilfe zu ermitteln. Schüler mit sonderpädago- 
 gischem Förderbedarf lernen - soweit möglich - in Grund- 
 schulen, in den Regelschulen, Gymnasien und berufs- 
 bildenden Schulen. Die Beschulung im gemeinsamen 
 Unterricht setzt voraus, dass die personellen, säch- 
 lichen und räumlichen Voraussetzungen gegeben sind, 
 sowie die Entscheidung rechtzeitig mit dem kommu- 
 nalen Schulträger abgesprochen wurde. Die Schule 
 kommt ihrem Förderauftrag für Schüler mit sonderpä- 
 dagogischem Förderbedarf nach. Die Förderung erfolgt 
 auf der Grundlage der fachlichen Empfehlung „Sonder- 
 pädagogische Förderung in Thüringen“. Die Abstim- 
 mung der Förderung mit dem Schulträger/Sozial- oder 
 Jugendamt erfolgt anhand einer „Schulauskunft“ und 
 des sonderpädagogischen Gutachtens.
 Um den Übergang von der Schule zum Beruf zu unter- 
 stützen, sind die Agenturen für Arbeit, die Träger für 
 Grundsicherung und die Wirtschaft in die Kooperations- 
 strukturen einzubeziehen.
 Schulbezogene Jugendarbeit und schulbezogene Ju- 
 gendsozialarbeit sind außerunterrichtliche, freiwillige 
 und verlässliche Maßnahmen der Jugendhilfe, die zu- 
 sammen mit Regelschulen, Gymnasien, Gesamtschulen 
 und Berufsschulen durchgeführt werden. Die Zusam- 
 menarbeit zwischen Maßnahmeträgern und Schulen ist 
 verbindlich zu vereinbaren; die Vereinbarung ist mit 
 dem zuständigen Schulamt und dem Schulträger abzu- 
 stimmen. Projekte der schulbezogenen Jugendarbeit 
 sollen die Öffnung und Vernetzung der Schule mit exter- 
 nen Partnern unterstützen und u. a. von anerkannten 
 Trägern der freien Jugendhilfe durchgeführt werden. 
 Die Maßnahmen der schulbezogenen Jugendarbeit und 
 der schulbezogenen Jugendsozialarbeit sind Bestandteil 
 der Jugendförderpläne. 
 Sowohl Jugendhilfe als auch Schule haben gemeinsam 
 die Aufgabe des Kinder- und Jugendschutzes. Präventive 
 Angebote haben dabei eine besondere Bedeutung. Sie 
 sind sowohl im Schulkonzept als auch in der Jugendhil- 








 feldern Schutz vor Gewalt und Misshandlung, Schutz 
 vor sexuellem Missbrauch und Schutz vor Vernachläs- 
 sigung sowie bei Gewalt unter Kindern und Jugendlichen, 
 Suchtprävention, Medienschutz und Medienpädagogik 
 ist eine verlässliche Kommunikations- und Kooperati- 
 onsstruktur zwischen Jugendämtern und Schulen herzu- 
 stellen. Die Schulen werden in den Schutzauftrag bei 
 Kindeswohlgefährdung eingebunden.
 Schule und Jugendhilfe können ihre Aufgaben nur erfül- 
 len, wenn sie von den Eltern unterstützt werden. Zu- 
 gleich brauchen Eltern auch die Unterstützung von 
 Schule und Jugendhilfe. Inhalte und Formen der Zu- 
 sammenarbeit mit den Eltern (Elterninformation, Eltern- 
 gespräche, Hausbesuche) gehören zum eigenständigen 
 Arbeitsauftrag der Kooperationspartner. 
 Die Qualität der Kooperation von Schule und Jugend- 
 hilfe ist wesentlich von der Qualiﬁkation, Motivation 
 und Leistung des Fachpersonals abhängig. Um die Qua- 
 lität der Zusammenarbeit zu stärken, wird die Durchfüh- 
 rung gemeinsamer Fortbildungen angestrebt.
2. Die Unterzeichner vereinbaren zur Stärkung der Zusam-
menarbeit von Jugendhilfe und Schule die Entwicklung von 
Kooperationsstrukturen:
 Auf der Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte sind 
 zwischen den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugend- 
 hilfe und den Schulträgern mit den Staatlichen Schu- 
 lämtern Kooperationsstrukturen herzustellen. Diese 
 sollen so gestaltet werden, dass eine sozialräumliche 
 pädagogische Arbeit befördert wird und die Beteiligung 
 der in den Sozialräumen existierenden Schulen und Trä- 
 ger der freien Jugendhilfe gesichert ist. Ziele und Maß- 
 nahmen der Kooperation werden mit Bezug auf die Auf- 
 gaben der sozialräumlichen Arbeitsebenen festgelegt. 
 Ein verbindlicher Austausch von Informationen zu den 
 die Jugendhilfe und die Schule betreffenden Angelegen- 
 heiten wird gewährleistet. Innerhalb der Gremien der 
 Jugendhilfe und der für Bildungsfragen zuständigen 
 Ausschüsse der Kommunalparlamente ist regelmäßig 
 in gemeinsamer Verantwortung von Landratsamt/Stadt- 
 verwaltung und Staatlichem Schulamt über die ange- 
 strebten Ziele und Ergebnisse zu berichten.
 Auf Landesebene ﬁnden regelmäßig Beratungen zwi- 
 schen den Kooperationspartnern unter abwechselndem 
 Vorsitz statt. Ziel ist es, die sich aus dieser Kooperations- 
 vereinbarung ergebenden überregionalen Fragestel- 
 lungen zu klären sowie die in Zuständigkeit der Fachres- 
 sorts liegenden überregionalen Angebote - insbesonde- 
 re Fortbildung und Beratung - abzustimmen. Vor diesen 
 Beratungen werden bei den Kooperationspartnern die 
 in den Landkreisen und kreisfreien Städten bestehenden 
 Probleme und Handlungsbedarfe ermittelt.
3. Grundlage dieser Kooperationsvereinbarung sind die 
sich aus dem Landeshaushalt 2008/2009 ergebenden Fi-
nanzierungsmodalitäten, insbesondere der örtlichen Ju-
gendförderung.
4. Die Vereinbarung wird in Bezug auf Veränderungen, die 
sich aus der Kooperation zwischen Jugendhilfe und Schule 
ergeben, alle zwei Jahre, beginnend ab dem Jahr 2010, durch 






Das Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit, 
das Kultusministerium, das Landesarbeitsamt Sachsen-An-
halt-Thüringen, der Gemeinde- und Städtebund Thüringen 
und der Thüringische Landkreistag geben für die Koopera-
tion zwischen der öffentlichen und freien Jugendhilfe, den 
Schulen und den Arbeitsämtern zwecks besserer beruﬂicher 
Eingliederung benachteiligter junger Menschen im Freistaat 
Thüringen folgende Empfehlungen:
1. Ausgangslage
Seit 1990 gelten in den neuen Bundesländern das Berufs-
bildungsgesetz, die Handwerksordnung, das Ar-beitsförde-
rungsgesetz (AFG), das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 
und das Achte Buch Sozialgesetzbuch (Kinder- und Jugend-
hilfe - SGB VIII). Am 22. Januar 1993 trat zudem das Thüringer 
Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetz (ThürKJHAG) in 
Kraft. Damit wurden die rechtlichen Grundlagen für die be-
Kooperationsempfehlung des Ministeriums für Soziales, Familie und Gesundheit, 
des Kultusministeriums, des Landesarbeitsamtes Sachsen-Anhalt-Thüringen, des Gemeinde- und 
Städtebundes Thüringen und des Thüringischen Landkreistages zur beruﬂichen Eingliederung 
benachteiligter junger Menschen 
vom 12. September 1994
ruﬂiche Integration und die Förderung benachteiligter jun-
ger Menschen geschaffen.
Die gewaltige Aufgabe, die beim Umbau von Gesellschaft 
und Wirtschaft in Thüringen zu leisten ist, bedeutet auch 
eine völlige Neuorientierung von Ausbildung, Qualiﬁzierung 
und Beschäftigung für junge Menschen. Junge Menschen 
müssen sich verstärkt selbst orientieren, eigene Interessen 
entwickeln und die beruﬂiche Integration und Qualiﬁkation 
in zukunftsorientierten Berufsfeldern anstreben.
Besonders sozial benachteiligte junge Menschen haben un-
ter diesen Rahmenbedingungen erhebliche Orientierungs-
probleme, die durch die Konkurrenzsituation bei der Ausbil-
dungsstellen- und Arbeitsplatzsuche noch verstärkt werden.
Um Hilfe zur Selbsthilfe in dieser Situation zu gewährleisten, 
kommt der Zusammenarbeit von Jugendhilfe, Arbeitsverwal-
tung und Schule besondere Bedeutung zu.
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2. Zielgruppe
Dem trägt § 19 Abs. 1 ThürKJHAG Rechnung, indem er be-
stimmt:
„Zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen und zur Über-
windung individueller Beeinträchtigungen junger Menschen 
sowie als wirksame Hilfe in Zeiten besonderer gesellschaft-
licher und wirtschaftlicher Umstellungen und Schwierig-
keiten ist es Aufgabe des Jugendamtes, in Ergänzung der 
Maßnahmen und Programme anderer Träger, insbesondere 
der Arbeitsverwaltung und Sozialhilfe, und im Zusammen-
wirken mit diesen darauf hinzuwirken, dass alle jungen Men-
schen
1. berufsbezogene Hilfe und Beratung,
2. Berufsvorbereitung,
3. Berufsausbildung und
4. erforderlichenfalls für eine Übergangszeit beruﬂiche 
       qualiﬁzierte Beschäftigung
erhalten.“
„Soziale Benachteiligung“ junger Menschen liegt bereits 
dann vor, wenn nicht mindestens eine durchschnittliche al-
tersgemäße gesellschaftliche Integration gelungen ist, wie 
beispielsweise bei
-  mangelhafter schulischer Qualiﬁkation,
-  Ausbildungsabbruch und Ausbildungsverzicht,
-  nicht anerkannter schulischer oder beruﬂicher Qualiﬁka- 
     tion (z. B. die ehemaligen Teilfacharbeiter) oder nicht 
       mehr verwertbare Facharbeiterabschlüsse (z. B. als ehe- 
       malige Abgänger niederer Klassen der POS),
- „wendegeschädigten“ jungen Menschen, die auf Grund 
     von Umstrukturierung, Betriebsschließung oder Rück- 
      kehr nach einem erfolglosen Wohnsitzwechsel zur Aus- 
    bildungs- oder Arbeitsplatzsuche usw. arbeitslos und 
       häuﬁg auch orientierungslos geworden sind,
-  jungen Menschen, die auf Grund mangelnder Deutsch- 
      kenntnisse oder auf Grund ihrer speziﬁschen soziokul- 
     turellen Prägungen Integrationsprobleme haben (aus- 
       ländische Jugendliche, Aussiedler),
-      langzeitarbeitslosen jungen Menschen.
Unter individuellen Beeinträchtigungen sind alle psy-
chischen, physischen und sonstigen Beeinträchtigungen, 
wie beispielsweise Abhängigkeiten oder Straffälligkeit, zu 
verstehen.
Innerhalb dieser Zielgruppen sind Mädchen und junge 
Frauen zusätzlich benachteiligt und bedürfen daher beson-
derer Unterstützung.
3. Zielsetzung
Gemeinsames Ziel von Jugendhilfe, Arbeitsverwaltung und 
Schule ist es, den Entwicklungsweg insbesondere benach-
teiligter junger Menschen von der Schule über die Ausbil-
dung bis zum Einstieg in das Erwerbsleben zu unterstützen. 
Diejenigen jungen Menschen, die von Ausbildungs- und Ar-
beitslosigkeit bedroht oder schon betroffen sind, brauchen 
Hilfestellungen von allen Seiten, vom Arbeitsamt ebenso wie 
von den Arbeitgebern und Gewerkschaften, von den Jugen-
dämtern ebenso wie von den freien Trägern der Jugendhilfe, 
von den allgemein bildenden Schulen ebenso wie von den 
berufsbildenden Schulen.
Nur durch die Kooperation dieser Institutionen, die Abstim-
mung der unterschiedlichen Handlungs- und Fördermög-
lichkeiten sowie die Entwicklung von besonderen, § 36 SGB 
VIII vergleichbaren Hilfeplänen mit dem Ziel eines möglichst 
direkten Zugangs zu Ausbildung und Beruf, können benach-
teiligten jungen Menschen größere und vor allem bessere 
Chancen eröffnet werden. Die Vermittlung in eine Beschäf-
tigung ohne qualiﬁzierende Begleitung reicht insoweit nicht 
aus.
4. Empfehlungen
Der im SGB VIII deﬁnierte ganzheitliche Ansatz der Jugend-
hilfe, insbesondere aber die §§ 13 Abs. 4, 81 SGB VIII und 
§ 19 ThürKJHAG sowie §§ 31, 32 AFG, §§ 18 Abs. 2 und 19 
Abs. 4 BSHG und § 2 Abs. 2 Thüringer Schulgesetz (Thür-
SchulG) verpﬂichten zur Kooperation. Neben abgestimmten 
und gezielten individuellen Hilfen wird damit die Vorausset-
zung für die gebotene Bündelung von ﬁnanziellen und per-
sonellen Ressourcen geschaffen. Dem kommt auf Grund der 
gesellschaftlichen Umstrukturierung und der angespannten 
ﬁnanziellen Situation der öffentlichen Hände in den neuen 
Bundesländern besondere Bedeutung zu. Nur so kann es 
gelingen, das notwendige beruﬂiche Integrationsangebot für 
benachteiligte junge Menschen rechtzeitig und umfassend 
zur Verfügung zu stellen und auf Dauer zu sichern. Nur so 
sind auch erhebliche ﬁnanzielle Belastungen durch anson-
sten drohende Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden.
4.1 Konstituierungen fester Arbeitskreise
Kooperation setzt institutionalisierte Formen der Zusam-
menarbeit und gegenseitige Information der beteiligten Stel-
len über
- Bedarfsentwicklung,
- Art und Inhalt der angebotenen Maßnahmen,
- verfügbare Kapazitäten,
- Standorte und Einzugsgebiete,
- Zugang zu den betroffenen Personenkreisen
voraus.
Es wird daher empfohlen, auf Arbeitsamtsebene Verbundsy-
steme im Sinne regelmäßig tagender Arbeitskreise zu bilden, 
in die alle an der beruﬂichen Integration von benachteiligten 
jungen Menschen beteiligten Institutionen eingebunden 
werden sollen.
Hierzu gehören insbesondere Vertreter der Arbeitsver-
waltung, der Jugendämter, der Sozialämter, der Ämter für 
Wirtschaftsförderung und der Kämmereien, der Staatlichen 
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Schulämter, der Industrie- und Handelskammern, der Hand-
werkskammern, der Wirtschaftsverbände, der Sozialpartner 
sowie freier Träger der Jugendhilfe, insbesondere der Ju-
gendberufshilfe. Den Vorsitz übernehmen alternierend eines 
der Jugendämter und das Arbeitsamt. Die Geschäftsführung 
dieser Arbeitskreise übernehmen die in jedem Arbeitsamts-
bezirk existierenden Beratungsstellen des Vereins „Jugend-
berufshilfe Thüringen e. V.“. Die bisherigen Beiräte dieser 
Beratungsstellen münden ebenso wie die in den Vorschriften 
der Bundesanstalt für Arbeit vorgesehenen regionalen Ab-
stimmungsgremien in diese Arbeitskreise ein.
Für die Kooperation auf Landesebene gilt eine vergleichbare 
Verfahrensweise durch Einbeziehung des beim Verein „Ju-
gendberufshilfe Thüringen e. V.“ gegründeten Landesbei-
rates.
Im Einzelnen wird den neu gebildeten Arbeitskreisen emp-
fohlen:
4.1.1 Die jährliche Beschreibung der regionalen bzw. über-
regionalen Problemfelder als Ausgangsposition für das ge-
meinsame Handeln. Dieser Bericht soll eine Bedarfs- und 
Potenzialanalyse enthalten.
4.1.2 Die konzeptionelle Entwicklung und Fortschreibung 
der ausbildungs- und arbeitsweltbezogenen Jugendhilfe 
einschließlich des Jugendwohnens im Rahmen der kommu-
nalen Jugendhilfeplanung.
4.1.3 Die Planung der danach erforderlichen ergänzenden 
Maßnahmen zur Verbesserung der Berufsbildungs- und Be-
schäftigungssituation junger Menschen einschließlich der 
Abstimmung in Bezug auf Qualität der notwendigen Ange-
bote und deren Finanzierung.
4.1.4 Die Entwicklung modellhafter Ausbildungs- und Be-
schäftigungsprogramme für benachteiligte junge Menschen, 
in denen Leistungen nach dem AFG (vor allem §§ 40 und 
40c) durch individuelle Förderansätze der Jugendhilfe nach 
§ 13 und §§ 27 ff. SGB VIII sowie bei Bedarf durch Leistungen 
zur Sicherstellung des Lebensunterhalts nach dem Abschnitt 
2 des BSHG ergänzt werden.
4.1.5 Neue Zugangsformen zu - in aller Regel - schwer erreich-
baren benachteiligten jungen Menschen zu entwickeln. Von 
der Jugendhilfe getragenen Beratungsstellen im vertrauten 
Lebensumfeld der Zielgruppen, kontinuierlichen Kontakten 
der Berater zu ortsansässigen Diensten und Einrichtungen 
(wie Ausländerberatung, andere Sozialdienste, Schulen, 
Berufsbildungswerke, Arbeitsverwaltung) und „Geh“-Struk-
turen kommt in diesem Kontext eine besondere Bedeutung 
zu.
4.1.6 Die Unterstützung des Berufswahlunterrichts von 
Schule und Berufsberatung (Arbeitsamt). Eine geziel-tere 
Begleitung der Schüler während des Berufswahlprozesses 
insbesondere durch Schulsozialarbeit erleichtert die Aufga-
be der Partner. Das Landesprogramm „Jugendarbeit an Thü-
ringer Schulen“ soll diese Intention unterstützen.
4.1.7 Die Abstimmung mit den Berufsschulen. Durch ziel-
gruppenorientierte Maßnahmen von Berufsvorbereitung, 
Ausbildung in betrieblichen und überbetrieblichen Einrich-
tungen, ausbildungsbegleitenden Hilfen und ﬂankierenden 
Angeboten der Jugendberufshilfe ist den besonderen Bedürf-
nissen benachteiligter junger Menschen zu entsprechen.
4.1.8 Austausch von Informationsmaterialien und Entwick-
lung gemeinsamer Materialien für die Zielgruppen.
4.1.9 Zur Vertiefung der Zusammenarbeit, zum Erkennen 
der Möglichkeiten und Grenzen der beteiligten Institutionen 
und zur Entwicklung von Problemlösungen ﬁnden gemein-
same Fachveranstaltungen, besonders Fortbildungsveran-
staltungen, statt.
4.1.10 Eine an modernen Erkenntnissen orientierte „Öf-
fentlichkeitsarbeit zu betreiben, um insbesondere schwer 
erreichbare Zielgruppen ansprechen zu können und gegen-
über der Wirtschaft und Politik die Notwendigkeit, Ziele und 
Chancen der gemeinsamen Arbeit zu verdeutlichen“.
4.2 Mitarbeit in den Arbeitsgemeinschaften im Sinne des 
§ 78 SGB VIII und § 12 ThürKJHAG
Die Mitarbeiter der Arbeitsämter bzw. des Landesarbeits-
amtes, der Staatlichen Schulämter bzw. des Kultusministe-
riums und des Vereins „Jugendberufshilfe Thüringen e. V.“ 
beteiligen sich an den nach § 78 SGB VIII in Verbindung mit 
§ 12 Abs. 2 ThürKJHAG gebildeten Arbeitsgemeinschaften 
bzw. Landesarbeitsgemeinschaften im Bereich der Jugend-
sozialarbeit. In der Landesarbeitsgemeinschaft Jugendsozi-
alarbeit arbeiten außerdem die kommunalen Spitzenverbän-
de mit.
4.3 Eigenständiger Hilfeplan
Sobald aus Sicht der Arbeitsverwaltung die Eignung eines 
jungen Menschen für beruﬂiche Integrationsmaßnahmen 
nach dem AFG fraglich erscheint, ist im gemeinsamen Han-
deln von Arbeitsverwaltung und Jugendhilfe zu prüfen, ob 
durch entsprechende Leistungen der Jugendhilfe, z. B. nach 
§ 13 oder §§ 27 ff. SGB VIII, die Voraussetzung für die Teilnah-
me an einer AFG-Maßnahme gewährleistet werden kann. 
Gleiches gilt aus Sicht der Jugendhilfe, wenn über die erzie-
herischen Hilfen nach §§ 27 ff. SGB VIII hinaus Leistungen 
des AFG, des Abschnittes 2 des BSHG oder der Schule zur 
beruﬂichen Integration eines jungen Menschen notwendig 
erscheinen. Die jeweiligen Leistungen personeller und ﬁnan-
zieller Art sind entsprechend dem Hilfeplan nach § 36 SGB 
VIII verbindlich festzuschreiben.
5. Ausbildungs- und arbeitsweltbezogene Leistungen
5.1 der Jugendhilfe
 Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit - §§ 11, 13 SGB VIII
 -  arbeitswelt- und schulbezogene Jugendarbeit (§ 11 Abs. 
   3 Nr. 3 SGB VIII), z. B. im Rahmen des Landespro- 
    gramms „Jugendarbeit an Thüringer Schulen“
·
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 -  Jugendberatung (§ 11 Abs. 3 Nr. 6 SGB VIII)
 -  Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII)
 -  durch sozialpädagogische ambulante Hilfen (§ 13 Abs. 
    1 SGB VIII), besonders sozial-pädagogische Betreuung 
    des BGJ/BVJ, Schulsozialarbeit
 - durch subsidiäre Ausbildungs- und Beschäftigungs- 
   maßnahmen (§ 13 Abs. 2 SGB VIII i.V. m. § 19 Abs. 1 
    ThürKJHAG)
 -  durch Beratungsstellen für Jugendberufshilfe (§ 19 Abs. 
     2 ThürKJHAG)
 -  durch sozialpädagogisch begleitete Wohnformen (§ 13 
    Abs. 3 SGB VIII)
 Förderung der Erziehung in der Familie - §§ 16 - 21 SGB 
 VIII
 -  schulische und beruﬂiche Förderung für allein erzie- 
     hende Elternteile (§ 19 Abs. 2 SGB VIII)
 Hilfen zur Erziehung - §§ 27 - 40 SGB VIII
 - subsidiäre Ausbildungs- und Beschäftigungsmaß- 
   nahmen bei Vollzeitpﬂege, Heimerziehung oder be- 
    treuter Wohnformen und intensiver Einzelbetreuung, 
     (§ 27 Abs. 3 Satz 2 SGB VIII)
 -  Beratung und Unterstützung der Ausbildung und Be- 
     schäftigung bei Heimerziehung und sonstiger betreu- 
     ter Wohnform (§ 34 Satz 3 SGB VIII)
 -   Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und 
     Jugendliche (§ 35a SGB VIII)
 -   individueller Hilfeplan (§ 36 SGB VIII)
 Hilfen für junge Volljährige - § 41 SGB VIII
 -  bei Bedarf auch subsidiäre Ausbildungs- und Beschäf- 
    tigungsmaßnahmen (§ 41 Abs. 2 SGB VIII)
 - Hilfe für seelisch behinderte junge Volljährige (§ 41 
     Abs. 2 i. V. m. § 35a SGB VIII)
 -  Beratung und Unterstützung junger Volljähriger nach 
     Beendigung der Hilfe (§ 41 Abs. 3 SGB VIII)
Beachte:
Nur bei Maßnahmen nach § 13 Abs. 3 und §§ 32 bis 35 und 
§ 35a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 bis 4 SGB VIII wird gemäß § 39 SGB 
VIII auch der notwendige Unterhalt vom Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe gewährt. Ansonsten wird im Bedarfsfalle 
die Hilfe zum Lebensunterhalt nach Abschnitt 2 des BSHG 
sichergestellt.
5.2 der Arbeitsverwaltung
5.2.1 der Abteilung „Berufsberatung“
 Berufsberatung - § 25 AFG
 -  Einzelberatung
 -  Gruppenberatung
 -  Teamberatung
 - Beteiligung der Fachdienste (Ärztlicher Dienst, Psy- 
     chologischer Dienst, Technischer Beratungsdienst)
 Berufsorientierung/Berufsaufklärung - § 31 AFG
 -  Seminare
 -  berufskundliche Veranstaltungen
 -  Berufsinformationszentren
 -  Berufswahlunterricht
 -  Elternabende
 Ausbildungsvermittlung - § 29 AFG
 -  betriebliche Ausbildungsstellen
 -  außerbetriebliche Ausbildungsstellen (u. a. § 40c Abs. 
    2 AFG, neu: § 241 AFG))
 -  Praktika
 Förderung der beruﬂichen Ausbildung - § 40 AFG
 -  berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen
 -  Berufsausbildung in überbetrieblichen Einrichtungen
 -  ausbildungsbegleitende Hilfen
 -  Berufsausbildungsbeihilfen
5.2.2 der Abteilung „Arbeitsvermittlung/Arbeitsberatung“
 Arbeitsvermittlung - § 13 AFG
 -  Jugendlichenvermittlung
 -  assistierte Vermittlung
 Arbeitsberatung - § 15 AFG
 -  Einzelberatung
 -  Gruppenberatung
 -  Teamberatung
 - Beteiligung der Fachdienste (Ärztlicher Dienst, Psy- 
     chologischer Dienst, Technischer Beratungsdienst)
 -  Fortbildung/Umschulung (Voll-/Teilzeitunterricht)
 -  Einarbeitungsmaßnahmen
 Förderung der Maßnahmen der beruﬂichen Bildung - 
 §§ 33 ff. AFG
 -  Integrationsseminare
 -  Fortbildung/Umschulung
 -  Teilzeitunterricht
 -  Einarbeitungsmaßnahmen
 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) - § 91 AFG
 -  Arbeiten und Lernen
 -  LKZ Ost (§ 249h AFG) und Maßnahmen nach § 62d 
     AFG (790 Mio.-Programm der Bundesregierung, ESF- 
    Programm, gültig bis 31.12. 1995)
5.2.3 abteilungsübergreifende Hilfen der Abteilungen
 Berufsberatung und Arbeitsvermittlung/Arbeitsberatung 
 Förderung der Arbeitsaufnahme - §§ 53 ff. AFG
 -  Bewerbungskosten
 -  Reise- und Umzugskosten
 -  Arbeitsausrüstung
 -  Trennungsbeihilfe
 -  sonstige Hilfen
 -  Eingliederungsbeihilfe
 -  Überbrückungsgeld
 Leistungen zur beruﬂichen Rehabilitation - §§ 56 ff. AFG
















 -  berufsfördernde Maßnahmen
 -  Leistungen zum Lebensunterhalt und zu den Maßnah- 
    mekosten
 -  KFZ-Hilfe
 -  Leistungen an Arbeitgeber
 -  Kosten der Arbeitserprobung/Berufsﬁndung
5.3 der Schulen
 Berufsorientierung - § l ThürSchulG
 -  Berufswahlunterricht, ggf. mit Unterstützung der Be- 
     rufsberatung (Arbeitsamt)
 -  Betriebserkundung und Schülerbetriebspraktika, ggf. 
     mit Unterstützung der Berufsberatung (Arbeitsamt)
 -  sonstige berufsbezogene/arbeitsweltbezogene Veran- 
      staltungen, ggf. mit Unterstützung der Berufsberatung 
     (Arbeitsamt) oder im Rahmen des Landesprogramms 
           „Jugendarbeit an Thüringer Schulen“
 Berufsvorbereitung
 -  Berufsvorbereitungsjahr für Jugendliche ohne schu- 
      lische Qualiﬁkation (§ 8 Abs. 3 Satz 2 ThürSchulG)
 - Berufsvorbereitungsjahr bei sonderpädagogischem 
     Förderbedarf an Förderberufsschulen (§ 8 Abs. 9 
    ThürSchulG, § 7 Abs. 1 Thüringer Förderschulgesetz 
     (FSG)
 Berufsausbildung
 -  Berufsgrundbildungsjahr für Jugendliche ohne Berufs- 
 -  ausbildungsverhältnis (§ 8 Abs. 3 Satz 1 Thür-SchulG)
 -  Berufsschulen (§ 8 Abs. 2 ThürSchulG)
 - Förderberufsschulen bei sonderpädagogischem För- 
    derbedarf (§ 8 Abs. 9 ThürSchulG, § 7 Abs. 1 FSG)
 Schulpsychologischer Dienst
 -  Einzelfallberatung (§ 53 Abs. 3 ThürSchulG)
Die Unterzeichner dieser Kooperationsempfehlung werden 






Ab 1. Januar 2005 haben jugendliche erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige einen Rechtsanspruch auf unverzügliche Vermitt-
lung einer Ausbildung, Arbeit oder Arbeitsgelegenheit (fol-
gend AGL). Da mit der Zielgruppe, bei differenziertem und 
aktivierendem Einsatz von Förderinstrumenten, ein hoher 
Mobilisierungsgrad und die Erwartung an eine hohe Erfolgs-
quote (hinsichtlich der Anbahnung stabiler Ausbildungs- 
oder/und Beschäftigungsverhältnisse) verbunden ist, folgt, 
dass die Angebote und Leistungen auf der Basis von Min-
destanforderungen konzipiert werden sollten.
Die hier vorgelegten Empfehlungen sollen Aufschluss darü-
ber geben, welchen besonderen Ansprüchen Arbeitsgelegen-
heiten für Jugendliche genügen sollten, um die angestrebten 
Ziele erreichen zu können. Sie stellen Mindestanforde-
rungen dar und basieren auf den Regelungen des § 17 SGB 
II bzw. den dort geforderten Vereinbarungen zwischen dem 
Träger der Leistungen des SGB II und beauftragen Dritten. 
Die Empfehlungen sollen den beteiligten Institutionen und 
Trägern als Maßstab für die Planung und Durchführung von 
Arbeitsgelegenheiten bzw. Integrationsangeboten für Ju-
gendliche dienen. Sie sollen zudem den regionalen Abstim-
mungsprozess innerhalb der im IV. Quartal 2004 durchzu-
führenden Jugendkonferenzen (gemäß 8-Punkte-Katalog der 
Bundesagentur für Arbeit zur Umsetzung § 3 Abs.2 SGB II) 
unterstützen. 
In den ARGEn/JOB-CENTER ist für Jugendliche ein beson-
ders qualiﬁziertes Fallmanagement vorzuhalten. Dies setzt 
Empfehlungen zur Gestaltung von Integrationsangeboten für Jugendliche bei der Erfüllung
des gesetzlichen Auftrages § 3 Abs. 2 SGB II
vom 13. Dezember 2004
Personal mit möglichst pädagogischer bzw. sozialpädago-
gischer Profession voraus, das in enger Kooperation mit der 
Jugendhilfe, den Bildungsbegleiter/innen in BvB, den Sozi-
alpädagogen/innen und anderen relevanten Fachkräften an 
berufsbildenden Schulen steht 1. 
Im Vorfeld eines Angebotes ist mit den Jugendlichen eine 
qualiﬁzierte Analyse ihrer beruﬂichen- und Lebenssituation 
durchzuführen, um möglichst detaillierte Aussagen darüber 
zu erhalten, was ihrer bisherigen beruﬂichen Integration im 
Wege stand. Dies basiert auf der Verfügbarkeit zielgruppen-
speziﬁscher Angebote zur Kompetenzermittlung (entweder 
bereits in der Schule oder bei Trägern), wobei eine möglichst 
breite Palette verschiedener Verfahren zur Verfügung stehen 
sollte. Für die Analyse sollten unter Einhaltung des Daten-
schutzes auch die Informationen o. g. Einrichtungen/Träger 
genutzt werden, um die nachfolgende Förderstrategie so 
präzise wie möglich gestalten zu können.
Bei der Schaffung von Integrationsangeboten/AGL muss 
grundsätzlich in der Eingliederungsvereinbarung berück-
sichtigt werden, dass:
1.  die Einsatzfelder durch die individuellen Neigungen 
 des Jugendlichen (Eignungsanalyse, Eingliederungs- 
 planung) bestimmt werden; ein sensibles, von Akzep- 
 tanz und Empathie bestimmtes Agieren des Fallma- 
 nagers ist an dieser Stelle des Betreuungsprozesses 
 besonders wichtig, um potenziell vorhandene Ver- 
1 Optional kann das Fallmanagement auch in einer Kompetenzagentur o.ä. Modell realisiert werden, die von der ARGE beauftragt wird.
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  weigerungstendenzen und spätere Maßnahmeabbrü- 
  che zu vermeiden; es müssen realistische Ziele verein- 
  bart werden, in denen schrittweise das Anforderungs- 
  potenzial gesteigert wird, ohne die Jugendlichen zu 
  überfordern
2.  der Jugendliche für die ihm angebotene Beschäfti- 
  gung persönlich geeignet ist; insbesondere in sozi- 
  alen Bereichen, in denen Beziehungsarbeit geleistet 
  wird, muss zuvor der Nachweis über fachliche und 
  soziale Kompetenz erbracht werden
3.  dem Jugendlichen Wahlmöglichkeiten eingeräumt 
  werden, die im Sinne einer Berufswegeplanung opti- 
  mal zu nutzen sind 
4.  hierzu einzelfallbezogen auch die von der BA vorge- 
  sehenen Arbeitsgelegenheiten nach Entgeltvariante 
  (sozialversicherungspﬂichtig, nicht zwingend ge- 
  meinnützig) 2 zum Einsatz kommen, wenn dies eine 
  zügige und stabile beruﬂiche Integration verspricht
5.  neben den im SGB II vorgesehenen Sanktionen bei 
  Verstößen der Teilnehmer auch Anreize eingesetzt 
  werden, die sowohl die Motivation der Teilnehmer 
  erhöhen als auch deren beruﬂiche Perspektiven beför- 
  dern können (z.B. die Möglichkeit des Erwerbs des 
  Führerscheins zur Erhöhung der Mobilität)
6.   die Träger von AGL/Integrationsmaßnahmen eine 
           sozialpädagogische Betreuung vorhalten, für Jugend- 
     liche mit erhöhtem Förderbedarf ist qualiﬁziertes 
  sozialpädagogisches Personal einzusetzen 
7.  die Träger entsprechend der zugewiesenen Teil- 
  nehmer lebenspraktische Qualiﬁzierungsangebote 
  (Schlüsselqualiﬁkationen und lebensweltorientierte 
  soziale Trainings) anbieten oder organisieren können
8.  zwischen Fallmanager und Träger des Integrations- 
  angebotes ein geeignetes Verfahren zur Prozesssteue- 
  rung/Abstimmung vereinbart wird 
9.   ein verbindlicher Betreuungsmodus zwischen dem 
    Träger des Integrationsangebotes/AGL und dem 
  Jugendlichen vereinbart wird
10.    die Arbeitsleistung des Jugendlichen i. S. eines Ar- 
  beitszeugnisses dokumentiert wird
11.  der Einsatz möglichst wohnortnah erfolgt, um 
  Fahrtkosten zu vermeiden.
Folgende Bereiche, in denen Integrationsangebote/AGL für 
Jugendliche geschaffen werden könnten, sind einer kürzlich 
erschienenen  Positiv-/Negativliste der Bundesagentur für 
Arbeit entnommen. Die darin vorgenommene Segmentie-
rung folgt weitgehend der gesetzlichen Vorgabe, durch AGL 
oder integrationsfördernde Beschäftigungsangebote beste-
hende Arbeitsverhältnisse nicht zu gefährden oder Wettbe-
werbsverzerrungen zu induzieren. Die Einsatzfelder sind 
auf kommunaler Ebene in Abstimmung mit den dortigen 
Akteuren und entsprechend der örtlichen Gegebenheiten 





 Sozialer Bereich, Jugendhilfe
 Sonstiges
Außer im kommunalen Bereich und unter Sonstiges – wo 
es im Wesentlichen um Pﬂege-, -bauliche und einfache pro-
duktive Tätigkeiten geht, ﬁnden sich bei genauerer Betrach-
tung allerdings nur wenige Einsatzfelder, wo Jugendliche mit 
größeren persönlichen und sozialen Deﬁziten ohne weiteres 
eingesetzt werden können. Insbesondere für diese Klientel 
sind deshalb geeignete Förder-/Qualiﬁzierungsangebote zu 
konzipieren und ﬁnanziell zu untersetzen, um deren beruf-
liche Integration zu befördern. 3 Dabei garantieren eine hohe 
Qualität und Passgenauigkeit der Angebote nachhaltige In-
tegrationserfolge.
Entsprechend dem 8-Punkte Katalog der Bundesagentur 
für Arbeit zur Umsetzung des § 3 Abs.2 SGB II setzen sich 
die Fallmanager dafür ein, dass eine individuelle Eingliede-
rungsvereinbarung (EGV), vor allem für Jugendliche ohne 
Berufsabschluss, mit Zielstellungen in folgender Priorität 
geschlossen wird:
1.   Berufsausbildung mit anerkanntem Abschluss;
2. andere beruﬂiche Qualiﬁzierung auf Basis einer Eig- 
     nungsanalyse
3. Beschäftigung mit mindestens ortsüblicher Entloh- 
     nung
4.  als Brückenfunktion konzipierte und zeitlich begrenzte 
      Bereitstellung von Arbeitsgelegenheiten 
Um bis zum Ausbildungsabschluss zu qualiﬁzieren, ist der 
Einsatz einer Kombination genannter, ggf. auch anderer SGB 
III Instrumente in umgekehrter Reihenfolge denkbar, um ein 
niederschwelliges und ﬁnanziell motivierendes Moment zu 
realisieren. Das Projekt STELLWERK bietet hierfür umfang-
reiche Erfahrungen mit einem hohen Transferpotenzial.
Der Landesjugendhilfeausschuss empﬁehlt zudem individu-
elle Integrationsstrategien für folgende 4 Zielgruppen, die 
nachfolgend mit Mindestanforderungen untersetzt sind:
 Jugendliche mit Berufsausbildung und klaren beruf- 
 lichen Vorstellungen/Neigungen
 Jugendliche mit abgeschlossener Berufsausbildung, die 
 jedoch auf Grund von Langzeitarbeitslosigkeit bzw. un- 
 zureichender betrieblicher Erfahrung aktuell nur be- 
 grenzt Arbeitsmarktrelevanz hat
 Jugendliche ohne Berufsausbildung, mit Ausbildungs- 
 neigung und -eignung
 Jugendliche ohne Berufsausbildung, ohne Ausbildungs- 






2 BA-Information zur Ausgestaltung von Arbeitsgelegenheiten (Stand 19.8.2004)
3  8-Punkte-Katalog der Bundesagentur für Arbeit: „Es sollten nur mögliche, ggf. auch erst mittel- oder langfristig realisierbare, Bildungs- und Qualiﬁzie-
rungsansätze im Hinblick auf eine nachhaltige soziale und arbeitsmarktliche Integration verfolgt werden.“
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Ziele:
- Erweiterung der beruﬂichen Handlungsfähigkeit
- Vermittlung in Arbeit
- Existenzgründung im Einzelfall
Art der Arbeitsgelegenheiten/Integrationsangebote:
- AGL mit Mehraufwand als Einzelmaßnahme mit hohem 
 Grad an Eigenverantwortung
- AGL nach Entgeltvariante oder
- ABM mit Qualiﬁzierungsanteil und betrieblichen Praktika 
- Ehrenamt
- gewerblicher marktorientierter Einsatz sowie Einsatz in 
 Vereinen, Verbänden, Jugendhilfeeinrichtungen, soziale 
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1. Zielgruppe: Jugendliche mit Berufsausbildung und klaren beruﬂichen Vorstellungen/Neigungen
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Ziele:
- Herstellen der Beschäftigungsfähigkeit
- optional beruﬂiche Neuorientierung
- Erhöhung der Arbeitsmotivation
- Integration in den Arbeitsmarkt
Für Jugendliche ohne Berufsausbildung mit Ausbildungsnei-
gung/-eignung  (Zielgruppe 3) sowie für Jugendliche ohne 
Ausbildungsneigung/-eignung (Zielgruppe 4) sind Projekte 
(analog STELLWERK) vorzusehen, die mit differenzierten An-
geboten so genannter Integrations- und Sozialwerkstätten 
sowie Motivations- und Qualiﬁzierungsangeboten die Brü-
ckenfunktion zur beruﬂichen Integration auf unterschied-
lichen Ebenen realisieren.
Art der Arbeitsgelegenheiten/Integrationsangebote:
- entsprechend dem Ergebnis der Kompetenzermittlung
- AGL
- AGL nach Entgeldvariante
- ABM mit Qualiﬁzierung
- Vereine, Verbände, Jugendhilfeeinrichtungen, soziale 
 Betreuungsdienste, Kultur- und Freizeiteinrichtungen
Ergänzend zu den Leistungen des ALG II für die Teilnehmer/
innen ist für Personalkosten der Betreuungsteams und für 
Sachkosten der o. g. Projekte ist eine ergänzende Finanzie-
rung erforderlich.
2. Zielgruppe: Jugendliche mit Berufsausbildung, die jedoch auf Grund von Langzeitarbeitslosigkeit bzw. unzureichender 
betrieblicher Erfahrung aktuell nur begrenzt Arbeitsmarktrelevanz hat
Qualitätsmerkmale Mindestanforderungen Anmerkungen 
Gestaltung des Integ-
rationsangebotes
- optional Einsatz von Motivationstrai-
nings
- Kompetenzermittlung (Träger hält 
entsprechende Verfahren/Personal vor)
- dem Jugendlichen muss die Wahlmög-
lichkeit zur Berufswegplanung einge-
räumt werden mit dem Ziel der Vorbe-
reitung auf: 
- Integration in versicherungspflichtige 
Arbeit im Ausbildungsberuf 
- FbW oder 
- Vermittlung von Qualifikationsbaustei-
nen (auch unter Berücksichtigung von 
Teilzeitmodellen)
- Individuelle Verlängerung der Maß-
nahme zur Erreichung der
- Zielstellung
- Vertrag mit Träger liegt vor und das 
- Verfahren wird dokumentiert 
- Dokumentation durch Träger,
- Bildungsgutschein, Weiterbildungs- oder 
Ausbildungsvertrag liegt vor 
Qualifizierung und 
Betreuung
- Angebote für Zusatzqualifikationen 
- Organisation betriebliche Praktika
- Einsatz von Qualifikationsbausteinen 
IHK, anschließend Einstellung im Be-
trieb mit LKZ  
- Förderung der Mobilität z.B. Zuschuss 
Führerschein
- kurzschrittige Überprüfung des Maß-
nahmeverlaufs (alle 12 Wochen) 
- branchenbezogene, ergänzende Qualifikatio-
nen wie z.B. Solarenergie für GW-
Installateure/Heizungsbauer etc. 
- die Arbeitsleistung wird i. S. eines Arbeits-
zeugnisses dokumentiert 
- Finanzierung ESF prüfen 
- Abstimmung zwischen Fallmanager, Teil-
nehmer und Träger, ggf. Präzisierung des 
Maßnahmeverlaufs  
frühestmöglicher Übergang in betriebliche 
Einsatzfelder (Trainingsmaßnahmen, PSA, 
Zeitarbeit, reguläre Beschäftigung) 
Vermittlung in Arbeit - Bewerbungstraining, Aktualisierung der 
Bewerbungsunterlagen
- Hilfestellung bei der Arbeitsstellensu-
che
- Dokumentation durch Träger 
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Ziele:
- Anstreben einer langfristigen Qualiﬁkation, die bis zum 
 Berufsabschluss führt unter Einsatz sinnvoller Förder- 
 ketten, z.B. analog Stellwerk
- Absicherung der erforderlichen zeitlichen Struktur (indi- 
 viduelle Förderdauer), um den nahtlosen Übergang in 
 Ausbildung zu gewährleisten
- Integration in Ausbildung
Art des Integrationsangebotes:
- Integration des Jugendlichen bevorzugt in stationäres 
 Angebot (Werkstatt) analog „Stellwerk“ zur Aufrechter-
 haltung der Ausbildungsneigung, zeitweise Beschäfti- 
 gung in sozialpädagogisch ﬂankierten AGL möglich
- Angebot muss als Brückenfunktion mit berufsvorberei- 
 tendem Charakter organisiert sein und in mindestens 
 fünf Berufsfeldern Berufsorientierung ermöglichen
- ein muss hohes Maß an Individualisierung bieten 
- die Übergänge zu anderen beruﬂichen Angebote sind 
 ﬂexibel zu gestalten, analog dem STELLWERK-Ansatz
- Vernetzung von regionalen Angeboten und Akteuren zur 
 beruﬂichen Integration Jugendlicher ist erforderlich
3. Zielgruppe: Jugendliche ohne Berufsausbildung mit Ausbildungsneigung
Qualitätsmerkmale Mindestanforderungen Anmerkungen 
Gestaltung des Integ-
rationsangebotes
-  Kompetenzermittlung des
      Jugendlichen
- Der Maßnahmeträger hält entspre-
chende Verfahren vor und sichert das 
Angebot mit geeignetem Personal ab. 
- Berufsvorbereitende und fachtheoreti-
sche Angebote entsprechend der indi-
viduellen Voraussetzungen der TN 
- bei Beschäftigung in sozialpädagogisch 
begleiteten AGL ist die Teilnahme des 
Jugendlichen an berufsvorbereitenden 
Qualifizierungen/Unterweisungen beim 




- Strukturen der Jugendhilfe stehen zur 
Verfügung und sind bei  dem Ab-
schluss der EGV sowie bei drohendem 
Maßnahmeabbruch einzubeziehen 
- dem Jugendlichen muss die Wahlmög-
lichkeit im Sinne einer Berufswegepla-
nung eingeräumt werden mit dem Ziel:
- Schulabschluss
- Ausbildung
- Verfahren wird dokumentiert 
- Vertrag mit Träger liegt vor 
- Teilnahme wird in EGV festgelegt, Träger 
plant entsprechend Kapazitäten ein 
- Förderplan liegt vor
- Abstimmung zwischen Fallmanager, Teil-
nehmer und Träger 
Qualifizierung und 
Betreuung
- Vermittlung von Schlüsselqualifikatio-
nen, methodischer und sozialer Kom-
petenzen z. B. Medienkompetenz, 
Kommunikations- und Konflikttraining 
- Klärung persönlicher und sozialer 
Probleme





- Praktikum in Betrieben 
- Bildungswegplanung erfolgt unter 
Einbeziehung von Jugendhilfe (Einzel-
fall)
- Verlängerung des Angebotes über den 
Regelzeitraum möglich, Sicherung des 
Übergangs in Ausbildung ohne Warte-
zeiten
- Gezieltes Bewerbungstraining, Aktuali-
sierung der Bewerbungsunterlagen 
- Teilnahmebestätigung
- die Arbeitsleistung wird i. S. eines Arbeits-
zeugnisses dokumentiert








- Erwerb von lebenspraktischer und beruﬂicher Hand- 
 lungskompetenz, Herstellung der Arbeitsfähigkeit
- Stabilisierung der Persönlichkeit und des sozialen Set- 
 tings 
- wenn möglich Förderung der Ausbildungsneigung
- Integration in berufsvorbereitende Angebote je nach 
 Förderbedarf (BvB, Stellwerk, o. ä.) oder
- Integration in den Arbeitsmarkt
Art des Integrationsangebotes:
- Arbeitsgewöhnung bevorzugt in Werkstätten (Integrati- 
 onswerkstatt von „Stellwerk“) oder sozialpädagogisch 
 ﬂankierten AGL mit Mehraufwand 
- niederschwelliger Ansatz
- Screening-Methoden zur laufenden Erfassung sich ab- 
 zeichnender Ausbildungsneigung sind vorzusehen
- die Angebote sollten generell die Möglichkeit des Über- 
 gangs in berufsvorbereitende Maßnahmen oder Ausbil- 
 dung lassen
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Einleitung
Schulsozialarbeit ist ein Angebot in Zusammenarbeit von Ju-
gendhilfe und Schule. Sie basiert auf der Grundlage der §§ 1 
und 13 SGB VIII sowie der §§ 2 und11 ThürSchulG vom 6. Au- 
gust 1993, zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. März 2005. 
Entsprechend §§ 1 Abs.1 und 3, 13 SGB VIII hat die Jugend-
hilfe zur Verwirklichung des Rechts junger Menschen auf 
Förderung ihrer Entwicklung zu eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten beizutragen sowie 
darauf hinzuwirken, dass Benachteiligungen vermieden bzw. 
abgebaut werden.  
Der gleiche Anspruch wird im Thüringer Schulgesetz for-
muliert. Dort heißt es im § 2 Abs.1 ThürSchulG „Die Schule 
fördert den Entwicklungsprozess der Schüler zur Ausbildung 
ihrer Individualität, zu Selbstvertrauen und eigenverantwort-
lichem Handeln. Sie bietet Raum zur Entfaltung von Bega-
bungen sowie für den Ausgleich von Bildungsbenachteili-
gungen.“
Die verbindliche Kooperation von Jugendhilfe und Schule 
wird im SGB VIII § 81 und im Thüringer Schulgesetz § 2 Abs. 
2 festgeschrieben. 
Deﬁnition
Schulsozialarbeit als professionelles sozialpädagogisches 
Angebot ergänzt und unterstützt den Erziehungs- und Bil-
dungsauftrag der Schule. Damit werden Jugendhilfe und 
Schule in verbindlicher Kooperation im Schulalltag veran-
kert. Schulsozialarbeit dient der Stärkung und Integration 
junger Menschen in deren Sozialraum.
Schulsozialarbeit wird in der Regel von freien Trägern der 
Jugendhilfe durchgeführt, die dafür sozialpädagogisch quali-
ﬁzierte Kräfte gemäß dem Fachkräftegebot anstellen. Schul-
sozialarbeit ist  einerseits als Teil der Jugendhilfeplanung des 
örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe (Landkreise 
und kreisfreie Städte in Thüringen) und andererseits als Teil 




Das Angebot der Schulsozialarbeit richtet sich an junge 
Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen 
oder zur Überwindung individueller Beeinträchtigungen in 
erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen sind, sowie 
an deren Familien, Lehrerinnen und Lehrer und Personen, 
die direkt oder indirekt in das System Schule eingebunden 
sind (das heißt: allgemeinbildende und berufsbildende 
Schulen) oder davon berührt werden.
Fachliche Empfehlungen Schulsozialarbeit
vom 1. Dezember 2003
Ziele:
Schulsozialarbeit soll Schülerinnen und Schülern Hilfestel-
lungen für die Alltagsbewältigung ermöglichen sowie ihre 
Eigeninitiative fördern. 
Schulsozialarbeit soll zur Verbesserung der individuellen 
Chancen von Kindern und Jugendlichen in der Schule und 
zum besseren Übergang ins Berufsleben beitragen. 
Schülerinnen und Schüler mit individuellen sozialen Pro-
blemlagen sollen in die Schule durch sozialpädagogische 
Hilfestellungen integriert werden. 
Dabei leistet Schulsozialarbeit Beratung und Unterstützung 
der Schülerinnen und Schüler bei Konﬂikten mit Eltern, 
Lehrerinnen und Lehrern, Mitschülern, Lernproblemen und 
anderen persönlichen Fragen, Lehrkräften und Eltern in Er-
ziehungsfragen, in dem sie sozialpädagogische Sicht- und 
Handlungsweisen in die Schule einbringt. 
Schulsozialarbeit soll das Sozialverhalten der Schülerinnen 
und Schüler fördern und zur Entwicklung von Wertevorstel-
lungen anregen.
Schulsozialarbeit soll zur Kooperation von Schulen mit ih-
rem gesellschaftlichen Umfeld beitragen.
Schulsozialarbeit soll eine Brückenfunktion zwischen den 
Sozialisationsinstanzen wahrnehmen.
Aufgaben:
Die folgenden Aufgaben der Schulsozialarbeit stellen einen 
offenen Aufgabenkatalog dar, der je nach Sozialraumbedarf 
und schulischer Situation ausgestaltet ist. 
Die Aufgaben der Schulsozialarbeit lassen sich grundsätz-
lich in verschiedene Bereiche untergliedern. Sie hat kompen-
satorische, komplementäre und kooperative Funktionen zu 
erfüllen.
Mit der Übernahme kompensatorischer Aufgaben ist die Be-
wältigung von Problemen gemeint, zu deren Lösung Lehre-
rinnen und Lehrer nicht über die nötige Zeit oder Methoden 
verfügen.
Die komplementären Aufgaben beziehen sich auf schuler-
gänzende Funktionen. Besonders im Freizeitbereich bringt 
die Schulsozialarbeit neue Erfahrungen in die Schule hinein. 
Neben diesen beiden Aufgaben hat die Schulsozialarbeit ko-
operative Funktion, das heißt, die Kooperation nach innen 
mit der Schule gleichzeitig aber auch nach außen mit dem 
Gemeinwesen und der Familie.
1. Beratung und Einzelfallhilfe
 Schüler-/Schülerinnenberatung, insbesondere bei indivi- 
 duellen Problemen im Sozialraum Schule und bei allen 
 Lebensfragen,
 Beratung von Eltern bei Schulschwierigkeiten ihrer Kin- 
 der, bei Erziehungs- und Lebensfragen,
 Beratung und Vermittlung bei Problemlagen zwischen 
 Lehrern/Lehrerinnen und Eltern sowie Schülern/Schüler- 





 Beratung von Lehrern/Lehrerinnen in sozialpädago- 
 gischen Fragen,
 Vermittlung von Schülern/Schülerinnen, Eltern und Leh- 
 rern/Lehrerinnern an unterschiedliche Fachdienste (z. B. 
 Beratungsstellen, Sozial- und Jugendamt, Arbeitsamt, In- 
 tegrationsamt).
2. Sozialpädagogische Gruppenarbeit
 Sozialpädagogische Arbeit mit koedukativen und ge- 
 schlechtsspeziﬁschen Gruppen,
 Unterstützung von Klassengemeinschaften mit gruppen- 
 pädagogischen Methoden,
 Erarbeitung von besonderen Präventionsangeboten für 
 Schüler und Schülerinnen, z. B. in den Bereichen Drogen, 
 Alkoholmissbrauch, Aufbau eines gewaltmindernden 
 Milieus, Extremismus, Diskriminierung, Gesundheitser- 
 ziehung,
 Unterbreiten von Angeboten im Rahmen von Migrations- 
 arbeit.
3. Beruﬂiche Orientierung
 Beratung und Unterstützung beim Übergang von der 
 Schule in das Berufsleben,
 Bewerbungs- und Vermittlungshilfen,
 Sozialpädagogische Begleitung von Praktika oder Anre- 
 gung und Begleitung eines Sonderpraktikums,
 Initiierung von berufsvorbereitenden Angeboten.
4. Elternarbeit
 Sozialpädagogische Beratung von Eltern in Schulalltags - 
 und Lebensfragen,
 Auf Wunsch Initiierung und Teilnahme an Eltern-, Lehrer- 
 gesprächen und Mitarbeit in Elterngremien (Elternbei- 
 rat),
 Initiierung von Projekten zur Elternbildungsarbeit sowie 
 von Angeboten für Elternarbeitsgruppen zu sozialpäda- 
 gogischen Fragestellungen.
5. Schulorientierte Gemeinwesenarbeit
 Bedarfsbezogene Gremienarbeit, z. B. durch Mitarbeit 
 und Beratung in Beiräten und Stadtteilkonferenzen,
 Initiierung und Realisierung von Vorhaben zur Vernet- 
 zung der außerunterrichtlichen Möglichkeiten des Lern- 
 ortes Schule mit Angeboten der Jugendarbeit,
 Kooperation mit anderen sozialpädagogischen Instituti- 
 onen im Stadtteil, insbesondere mit außerschulischen 
 Initiativen und Projekten der offenen Jugendarbeit,
 Gewinnung von ehrenamtlichen Kräften,
 Unterstützung von Elternaktivitäten.
6. Kooperation mit der Institution Schule
 Bedarfsbezogene Teilnahme an und Mitarbeit in schu- 
 lischen Konferenzen,
 Mitarbeit bei der Gestaltung von Elternabenden,
 
 Initiierung von Gesprächskreisen zwischen Lehrern/Leh- 
 rerinnen und Sozialpädagogen/Sozialpädagoginnen,
 Kooperation mit der Schulleitung und dem Lehrerkollegi- 
 um,
 Mitwirkung an und in Schulprojekten sowie Projektarbeit 
 während schulischer Projekttage.
7. Moderation und Mediation
Die Moderation und Mediation in Krisensituationen kann 
sowohl von Lehrerinnen und Lehrern als auch von Kindern 
und Jugendlichen in Anspruch genommen werden. Dieses 
Vorgehen kommt sowohl bei Problemen Einzelner als auch 
bei Gruppenkonﬂikten zum Einsatz.
8. Gewaltprävention
Die Schulsozialarbeit trägt dazu bei, innovative Handlungs-
ansätze in den Schulalltag einzubringen, so besteht z. B. die 
Möglichkeit des Täter-Opfer-Ausgleichs modiﬁziert für Schu-
le (nicht nach dem Jugendgerichtsgesetz). Der Täter-Opfer-
Ausgleich kann schulische Disziplinarstrafen ersetzen.
Rahmenbedingungen
Damit Schulsozialarbeit ihren Auftrag wahrnehmen kann, 
bedarf es einer verbindlichen Kooperationsvereinbarung auf 
der örtlichen Ebene zwischen
 der Schule,
 dem zuständigen staatlichen Schulamt,
 dem öffentlichen Träger der Jugendhilfe,
 dem Schulverwaltungsamt,
 und den freien Trägern der Jugendhilfe.
Die Einrichtung von Schulsozialarbeit setzt voraus, dass sich 
Jugendhilfe und Schule in der gemeinwesenorientierten 
Analyse und der Beurteilung von Problemlagen sowie des 
speziellen Jugendhilfebedarfs einigen. Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit der Abstimmung zwischen Schulnetz- 
bzw. Schulentwicklungsplanung und Jugendhilfeplanung. 
Die gemeinsame Konzeption zur Schulsozialarbeit an den 
einzelnen Standorten soll durch Beschlüsse des örtlichen 
Jugendhilfeausschusses und des kommunalen Bildungsaus-
schusses getragen werden.
Umfang und Komplexität der Anforderungen von Schulsozi-
alarbeit erfordern mindestens
 sozialpädagogisch qualiﬁzierte Fachkräfte gemäß dem 
 Fachkräftegebot der Jugendhilfe, 
 ausreichende und zentral gelegene Räumlichkeiten für 
 Fachkräfte und deren Zielgruppe auf dem Schulgelände, 
 eine entsprechende Finanzausstattung für Verwaltungs- 
 leistungen, Sachausgaben und zur Durchführung päda- 
 gogischer Maßnahmen, 
 Zur Sicherung der fachlichen Qualität obliegt dem aner- 
 kannten Träger der Jugendhilfe die Fachaufsicht. Weiter- 
 hin hat er gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen von 

































Mit Streetwork werden junge Menschen angesprochen, die 
durch andere Leistungsformen der Jugendhilfe unzureichend 
oder gar nicht erreicht werden. Das Arbeitsfeld Streetwork 
ist eine eigenständige Arbeitsform der Jugendsozialarbeit 
basierend auf § 13 Abs. 1 SGB VIII. Streetwork mit seinen 
nachfolgend beschriebenen Kernleistungsbereichen erfüllt 
entsprechende Regelungen der Sozialgesetzgebung, speziell 
des SGB VIII.
Die vorliegende Handreichung benennt unverzichtbare 
Bestandteile von Streetwork, die in ihrer Gesamtheit diese 
Arbeitsform charakterisieren. Sie beschreibt das Proﬁl von 
Streetwork, prinzipielle Handlungsmuster, Tätigkeitsmerk-
male und Rahmenbedingungen. Damit ermöglicht sie eine 
Bestimmung und Sicherung der Qualität des Arbeitsfeldes 
und dient als Leitfaden zur Entwicklung weitergehender 
Qualitätsansprüche vor Ort.
Mit den folgenden Standards wird dem Arbeitsfeld Street-
work in Thüringen eine gemeinsame Orientierung und ein 
Instrument der Selbstkontrolle gegeben. Sie dienen der Dar-
stellung der Leistungsfähigkeit, aber auch der Grenzen des 
Arbeitsfeldes.
Die vorliegenden Standards verstehen sich als Fortschrei-
bung der von der LAG Streetwork Thüringen entwickelten 
Standards und wurden während des Erarbeitungsprozesses 
regelmäßig mit den im Arbeitsfeld Tätigen, mit den Ver-
antwortlichen in den Jugendämtern, der Verwaltung des 
Landesjugendamtes sowie Mitgliedern des Landesjugend-
hilfeausschusses abgestimmt. Sie stellen somit eine Über-
einkunft von Akteuren und Fachverantwortlichen im Bereich 
Streetwork zu einer landesweit gültigen Grundlage für pro-




Professionelles Streetwork handelt im öffentlichen Auftrag 
und bekennt sich zum demokratischen Grundverständnis. 
Das Arbeitsfeld Streetwork leistet einen Beitrag zum kon-
struktiven Zusammenleben von unterschiedlichen Kulturen 
und Lebensweisen und zur sozialen, kulturellen und mate-
riellen Grundversorgung jedes Menschen. Im Sinne seines 
ganzheitlichen, geschlechtssensiblen und akzeptierenden 
Ansatzes geht Streetwork davon aus, dass jeder Mensch 
dasselbe Recht auf Achtung und Wertschätzung seiner Per-
son hat.
Streetwork richtet sich als Teil des Jugendhilfesystems an 
einzelne junge Menschen oder Gruppen, die primären oder 
Qualitätsansprüche an Streetwork
vom 26. Februar 2007
sekundären sozialen Benachteiligungen innerhalb des öffent-
lichen Lebens, der Arbeits- und Ausbildungswelt, der Schule 
oder der Familie ausgesetzt sind und agiert im öffentlichen 
und privaten Raum. Streetwork ist eine unverzichtbare und 
individuelle Angebotsform der Jugendsozialarbeit für die 
Zielgruppe, welche andere Hilfsangebote nicht in Anspruch 
nimmt oder nehmen kann bzw. durch bestehende einrich-
tungsgebundene Angebote nicht oder nicht ausreichend er-
reicht wird.
Dabei zeichnet sich aufsuchende - nachgehende bzw. nach-
laufende - soziale Arbeit im Besonderen durch ihre Nie-
derschwelligkeit, ihre Lebensweltorientierung und Lebens-
raumorientierung und ihre schnelle Verfügbarkeit aus, um 
junge Menschen bei der Bewältigung krisenhafter Lebenssi-
tuationen zu beraten, zu begleiten, zu vermitteln oder zielge-
richtet Maßnahmen zu koordinieren.
Modernes Streetwork ist in erster Linie gekennzeichnet 
durch Arbeit mit jungen Menschen, die Probleme haben 
und nicht die, die welche machen. In diesem Sinne versteht 
sich Streetwork als ein sehr zeitnahes Angebot, um positive 
Selbsthilfepotentiale der Zielgruppe zu wecken, zu fördern 
und eigenverantwortliches Handeln zu entwickeln. Somit 
handelt Streetwork im Spannungsfeld zwischen den Bedürf-
nissen der Zielgruppe und gesellschaftlichen Ansprüchen.
Neben der klassischen Rolle des Sozialarbeiters wie 
- Berater, Begleiter, Unterstützer,
- Moderator, Manager und Anwalt
zeichnet den Streetworker ein umfassendes Maß an Infor-
mation („Litfasssäule“) aus und im Kontext von persön-
lichen und gemeinwesenbedingten Prozessen fungiert er als 
Frühwarnsystem.
2. Zielgruppen
Streetwork arbeitet primär mit jungen Menschen, die beson-
dere Hilfe auf dem Weg in die persönliche Selbständigkeit 
brauchen, die bestehende Hilfesysteme nicht in Anspruch 
nehmen oder nehmen können bzw. auf die bestehenden 
einrichtungsgebundenen Angebote nicht oder nicht ausrei-
chend eingehen und die nur durch aufsuchende Arbeit er-
reichbar sind.
Bei aller Verschiedenheit haben die Kinder, Jugendlichen 
und jungen Volljährigen der Zielgruppe den Aspekt der so-
zialen Benachteiligung und individuellen Beeinträchtigung 
gemeinsam.
Dazu zählen insbesondere Benachteiligungen, die durch die 
ökonomische Situation,  familiäre Rahmenbedingungen, de-
ﬁzitäre Bildung oder die ethnische oder kulturelle Herkunft 
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bedingt sein können. Sie liegen immer dann vor, wenn die 
altersgemäße gesellschaftliche Integration nicht wenigstens 
durchschnittlich gelungen ist.
Um den betreffenden jungen Menschen Hilfe zur Integra-
tion anbieten zu können, wendet sich Streetwork auch an 
deren soziales, kulturelles und institutionelles Umfeld sowie 
an das örtliche und überörtliche Hilfesystem.
Zu den Nutzern von Streetworkangeboten zählen neben In-
stitutionen und Trägern der Jugendhilfe auch zunehmend 
Eltern und Lehrer. Zur Gruppe der Stakeholder gehören die 
Politik und die Wirtschaft.
3. Leitziele 
Streetwork bietet der Zielgruppe lebensfeldnahe Dienstlei-
stungen an, die ihre soziale Integration fördern und setzt 
sich für positive Lebensbedingungen im öffentlichen Raum 
ein. Es werden Strategien entwickelt und umgesetzt, die Be-
nachteiligungen der Zielgruppe ausgleichen sowie Ausgren-
zung, Diskriminierung und Stigmatisierung verhindern oder 
verringern.
Streetwork fördert die persönlichen Kompetenzen bei jun-
gen Menschen und befähigt sie zur Selbstbestimmung, zu 
gesellschaftlicher Mitverantwortung und sozialem Engage-
ment.
Streetwork unterstützt und begleitet die Zielgruppe bei der 
Entwicklung und Umsetzung von Lebensperspektiven.
Streetwork entwickelt und festigt die Netzwerkarbeit mit 
anderen Jugendhilfeangeboten sowie mit Institutionen und 
Partnern.
Streetwork erschließt gesellschaftliche und individuelle Res-
sourcen.
4. Kernleistungsbereiche
In der folgenden Betrachtung der Kernleistungsbereiche wer-
den diese im systematischen Gesamtüberblick dargestellt.
Im Teil B wird zu den einzelnen Leistungen beispielhaft be-
schrieben, wie im Rahmen der Qualitätsentwicklung die Ziel-
formulierung und deren Operationalisierung erfolgen sowie 





- Aufbau und Pflege von langfristigen, tragfähigen, ver-
bindlichen und reflektierten Beziehungen zu den 
Adressatinnen und Adressaten unter Berücksich-
tigung eines professionellen Nähe-Distanz-Verhält-
nisses
- Einzelfallbegleitung in besonderen Lebenslagen 
- Beratung unter Berücksichtigung des individuellen 
und gruppenbezogenen Bedarfs 






- Stärkung der individuellen Handlungskompetenz 
- Unterstützung zur Existenzsicherung (z. B. Arbeit, 
Ausbildung etc.) 
- solidarische Unterstützung in sozialen Zusammen-
hängen und gegenüber Ämtern, Institutionen und 
Behörden
- Leistungen zur Lebensschule anbieten für ZG im 
Sinne von „Leben lernen“ Bildung als Quer-
schnittsaufgabe - Brückenfunktion hinsichtlich formaler und non-
formaler Bildung
- Schaffung von Lern- und Lebensräumen 
- lebensweltorientiertes Lernen 
- soziales und interkulturelles Lernen zur Entwicklung 
positiver Lebensentwürfe Gruppen- und Pro-
jektarbeit - Unterstützung und Förderung spezifischer Jugend-
kulturen
- Angebote zur Stärkung des Gruppen- und indivi-
duellen Selbstwertgefühls 
- erlebnisorientiertes Lernen zum Erfahren persön-
licher Stärken und Grenzen
- Beteiligung an öffentlichen Entscheidungsprozessen 




Hilfsangebote - Qualifikation und Unterstützung von Schlüsselper-
sonen in Cliquen 
- Förderung von Selbstorganisations- und Selbstver-
waltungsansätzen 
Moderation
- direktes oder indirektes Verhandlungsangebot mit 
mindestens zwei Problembeteiligten (Personen, Insti-
tutionen, Gemeinwesen, öffentlicher Raum) 
- spezieller Fokus auf Klienten 
- Entwicklung individueller Strategien 
- Entwicklung und Erhaltung von Handlungsfähigkeit Prävention und 
Konfliktbearbeitung - Vermittlung von Deeskalationsstrategien 
- Eingriff in negative Verlaufsprozesse mit dem Ziel ei-





Für professionelles Streetwork sind folgende Handlungs-
prinzipien bindend:
Niederschwelligkeit:
Das Angebot orientiert sich an den Bedürfnissen und Möglich-
keiten der Zielgruppe, ist einfach zu erreichen und kann von 





- Gemeinwesenarbeit versteht sich hier im Sinne von 
Aktivierung und Verstetigung sozialräumlicher 
Ressourcen als ein Prinzip soziokultureller Arbeit
   - intergenerative Kommunikations- und Vermitt-
lungsangebote
- Beratung und Stärkung insbesondere von Kindern 
und Jugendlichen hinsichtlich Partizipation im Kon-
text des Gemeinwesens 
   
   
Öffnung und Er-
halt von Räumen
- Begleitung von Gruppen, die sich in Räumen, auf 
Straßen und Flächen bewegen, mit dem Ziel der 
weiteren Erschließung und des Erhalts ihrer Auf-
enthalts-, Begegnungs- und Gestaltungsmög-
lichkeiten
   
- Weiterentwicklung der bedarfsgerechten Angebots-
struktur für die Zielgruppe 





lung der sozialen 
Infrastruktur
- Nutzung und Erschließung der im Sozialraum vor-
handenen Ressourcen unter Einbeziehung des 
Gemeinwesens
   
Vernetzung / 
Kooperation
- Fachaustausch in Arbeitskreisen, fach- und ressort-
übergreifende Vernetzung, Aufbau und Erhalt ver-
bindlicher Kooperationsbeziehungen 
   - Einbringung in das Netz der regionalen Hilfe-
systeme sowie dessen Weiterentwicklung 
   




- Darstellung und Vermittlung der Lebenswelt der 
Zielgruppe in der Öffentlichkeit 
- Gremienarbeit
- Bekannt machen des eigenen Angebotes 
   
   
Qualitäts-
entwicklung
- Leistungs- und Angebotsbeschreibung, Reflexion 
und Planung 
- Selbstevaluation und Dokumentation der Arbeit 
sonstige Tätigkeits-
bereiche
   
Organisation
und Verwaltung 
- wie z. B. Aufbau von Kommunikationsstrukturen, 
verwaltungstechnische und Organisationsaufgaben
Kritische Parteilichkeit:
Streetwork vertritt die Interessen der Zielgruppe, ist Anwalt, 
hört zu und nimmt die Probleme ernst.
Flexibilität, Mobilität:
Flexibles Reagieren und Handeln sind im Kontext von not-
wendiger, schneller Anpassung an Gegebenheiten und den 
Lebensrhythmus der Zielgruppe Grundlage des Arbeits-
feldes.
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Vertrauen /Anonymität und Transparenz:
Streetwork basiert auf dem vertraulichen Umgang mit den 
dem Streetworker zugänglichen Informationen. Eine Weiter-
gabe von persönlichen Informationen (auch belanglosen) 
ohne Zustimmung des jungen Menschen an Dritte ist aus-
zuschließen. Junge Menschen haben ein Recht auf Beratung 
und Begleitung auch ohne Preisgabe ihrer Identität. Transpa-
renz zeigt sich in der Offenheit und Ehrlichkeit des Streetwor-
kers im Umgang mit der Zielgruppe und transparenter Dar-
stellung der Möglichkeiten und Grenzen von Streetwork.
Freiwilligkeit:
Die Entscheidung zur Inanspruchnahme von Streetwork 
liegt bei der Zielgruppe.  Streetwork als Leistung soll sich 
zurückziehen, wenn das Angebot nicht mehr erwünscht oder 
die Ressourcen überschritten sind.
Professionelle Milieunähe und Lebensweltorientierung:
Streetwork orientiert sich an der Lebenssituation der Ziel-
gruppe. Die Kenntnis der Lebenswelt und Alltagssituation ist 
dafür dringend erforderlich. Dazu gehören ein zielgerichte-
tes und kontinuierliches Aufsuchen der Treffpunkte und Le-
bensräume und eine regelmäßige Szenepräsenz.
Geschlechtssensibler und interkultureller Ansatz:
Streetwork muss die unterschiedlichen Lebenssituationen 
und Verhaltensweisen von Mädchen und Jungen berück-
sichtigen. Streetwork thematisiert geschlechtsspeziﬁsche 
Benachteiligungen, entwickelt eine positive Geschlechtsi-
dentität bei der Zielgruppe, fördert die soziale Integration 
von jugendlichen Migranten, bietet Orientierungshilfen an, 
schützt vor Ausgrenzung und Stigmatisierung.
Verbindlichkeit und Kontinuität:
Die Verlässlichkeit des Streetworkers im Umgang mit der 
Zielgruppe ist zu sichern. Dazu gehören das Einhalten von 
Absprachen, die längerfristige Sicherung der Projekte und 
ihrer personellen Besetzung und die regelmäßige Szeneprä-
senz der Streetworker.
6. Ziele, Grundsätze und Handlungsschritte der 
    Qualitätsentwicklung 
Der Prozess der Qualitätsentwicklung in der sozialen Arbeit 
ist ein wichtiger Beitrag zur Beibehaltung und Verbesserung 
sozialer Versorgungsstandards, zur Vergleichbarkeit und zur 
Kommunikation der geleisteten Arbeit.
Dabei wird Qualität sozialer Arbeit - so auch von Streetwork 
- immer subjektiv und von verschiedenen Ebenen, nämlich 
der Zielgruppe, dem Mitarbeiter, dem Team, dem Sozial-
raum mit seiner Öffentlichkeit, der Politik sowie dem Träger, 
der Verwaltung, den Finanzen, unterschiedlich - oftmals so-
gar konträr - bewertet.
Qualität muss daher anhand der Ziele und Erwartungen 
dieser Ebenen ausgehandelt und deﬁniert werden. Dies ist 
ein andauernder Prozess unter besonderer Berücksichti-
gung der Mehrdimensionalität des pädagogischen Zusam-
menhangs, da Menschen immer wieder neu und anders auf 
Handlungsvorgaben reagieren können und es somit keine 
Technologie gibt, die beschreibt, mit welchem eindeutigen 
Handlungsinput ein eindeutiger Ergebnisoutput zu erzielen 
sei (vgl. Sturzenhecker, 2000)1.
Ziele der Qualitätsentwicklung im Bereich Streetwork
Durch die Qualitätsentwicklung wird die Fachlichkeit der An-
gebote gesteigert, der erfolgreiche Professionalisierungspro-
zess vorangetrieben und die Rahmenbedingungen für eine 
Weiterentwicklung dieses Handlungsfeldes verbessert.
Die Leistungen von Streetwork sind messbar und werden 
bewertet anhand der einzelnen Indikatoren der Leistungsbe-
schreibungen (siehe Teil B zu den Kernleistungsbereichen).
Der erarbeitete strukturelle Rahmen für die efﬁziente Ausü-
bung von Streetwork ist festgelegt und die notwendigen Res-
sourcen stehen den Streetworkern zur Verfügung (siehe Teil 
B Qualitätsentwicklung).
Der Prozess der Leistungserbringung ist transparent, durch 
Qualitätsstandards abgesichert und im Sinne des Interventi-
onshandelns die Summe der Aktivitäten zwischen Leistungs-
erbringer und -empfänger.
Die Ergebnisse der Leistungserbringung sind an den Verän-
derungen der Zielgruppe, bzw. anhand der Beziehung zur 
Zielgruppe messbar, beobachtbar, reﬂektierbar oder zumin-
dest einschätzbar.
Zur Durchführung des Qualitätsentwicklungsverfahrens gel-
ten folgende Grundsätze:
   Die Qualitätsentwicklung ist fokussiert auf die Schnitt- 
     stelle Zielgruppe-Sozialarbeiter. Die  Qualität von Street- 
    work muss sich an der Nützlichkeit und Nachhaltigkeit 
     für die Zielgruppe und die Auftraggeber messen lassen.
   Leitung und Vorgesetzte tragen die Aufsicht des Quali- 
     tätsentwicklungsverfahrens und sichern die Strukturqua- 
   lität (Rahmenbedingungen). Sie fördern und unterstüt- 
        zen den Prozess kontinuierlicher Verbesserung von Street- 
     work.
    Die Mitarbeiter sind die Fachleute für die soziale Arbeit. 
      Sie sind die  Akteure, erarbeiten die Controllinginstrumen 
    te, kontrollieren ihre Arbeit durch Selbstevaluation und 
    treiben den Prozess der kontinuierlichen Qualiﬁzierung 
      voran.
   Offenheit und Ehrlickeit im fachlichen Diskurs und die 
   Entwicklung einer  fehlerfreundlichen Atmosphäre sind 
     die Basis der Qualitätsentwicklung.
     Die Mitarbeiter sind am gesamten Verfahren von der De- 
      ﬁnition der Qualitätskriterien bis hin zur Auswertung von 
     Qualitätserhebungen beteiligt. 
    Die Methoden zur Qualitätsentwicklung müssen im All- 
     tag ohne größeren Aufwand eingesetzt werden können.
Handlungsschritte zur erfolgreichen Qualitätsentwicklung







1 Sturzenhecker, B. Grenzen von Planung in der offenen Jugendarbeit In: Spiegel, H. v. (Hrsg): Jugendarbeit mit Erfolg. Arbeitshilfen und Erfahrungs-
berichte zur Qualitätsentwicklung und Selbstevaluation. Münster 2000.
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konsensualisierte Leitmaximen und abgestimmte Hand-
lungsziele zu deﬁnieren. Sodann stellt sich die Aufgabe, 
Leitmaximen und Handlungsziel durch die Benennung von 
Indikatoren zu operationalisieren. Diese legen jene Dimen-
sionen des Alltagshandelns fest, die Aufschluss darüber ge-
ben können, ob die  anvisierten Ziele realisiert sind. Im näch-
sten Schritt folgt die Festlegung von „Standards“: Dabei sind 
für jeden Indikator Verfahrensregeln und Vorgehensweisen, 
aber auch quantitative Richtgrößen zu vereinbaren, die den 
aktuellen fachlichen Konsens bündeln. Abschließend bedarf 
es näherer Überlegungen zur Dokumentation und Evalua-
tion: Im Zentrum stehen dabei die Fragen nach adäquaten 
Strategien (z. B. Fremd- oder Selbstevaluation, Eigendoku-
mentation oder Befragung) und Instrumenten (z. B. Doku-
mentationsbögen für Eigengebrauch, Fragebögen für Ziel-
gruppenbefragung).
Um diese Handlungsschritte praxisnah umzusetzen, bedarf 
es grundlegender Voraussetzungen im Bereich der Füh-
rungsebene des Trägers, der Mitarbeiter und der struktu-
rellen Gegebenheiten. 2
Zur Darstellung der Komplexität des Arbeitsfeldes Street-
work erfolgt die Qualitätsdeﬁnition über drei Kategorien:
     Strukturqualität - beschreibt Rahmenbedingungen
   Prozessqualität - beschreibt die Interaktionen der Betei- 
     ligten
    Ergebnisqualität - beschreibt Resultate/Auswirkungen für 
     die Zielgruppe, das Gemeinwesen etc.
Teil B
7. Qualitätsentwicklung in den Kategorien Struktur-, 
    Prozess- und Ergebnisqualität
Im Mittelpunkt der Qualitätsentwicklung steht die Zufrie-
denheit der Zielgruppen mit den Angeboten der Sozialarbei-
ter so auch der Streetworker. Qualitätsentwicklung bezieht 
sich auf die gesamte Organisation mit allen Aktivitäten, Mit-
arbeitern, Zielgruppen und der Umwelt. Qualitätsentwick-
lung wird verstanden als ein strategisches Instrument zur 
Erfolgssteuerung und Erfolgssicherung, zur Feststellung der 
Leistungsqualität, zur Verbesserung von Leistungsprozes-
sen sowie zur Organisationsentwicklung. 
Das Qualitätsentwicklungsverfahren berücksichtigt die Inte-
ressen der Sozialpolitik und der Geldgeber und richtet seine 
prozessorientierten Maßnahmen nach Kriterien der Effekti-
vität, Efﬁzienz und Wirtschaftlichkeit der eingesetzten Mit-
tel aus. Qualitätsentwicklung ist kein einmaliges Vorhaben, 
sondern ein kontinuierlicher Prozess für die Organisation.
Der Qualitätsentwicklungsprozess ist insbesondere ausge-
richtet auf die Erarbeitung von Fachstandards für das spezi-
ﬁsche Tätigkeitsfeld von Streetwork und deren Überprüfung 
mit den bestehenden Leistungsinhalten vor Ort. 
Die Qualitätsentwicklung im Bereich Streetwork ist dann er- 
folgreich, wenn sie Bestandteil eines träger- bzw. einrichtungs- 
übergreifenden Verfahrens zur Qualitätsentwicklung ist. 
Die Fachkräfte im Bereich Streetwork präzisieren die Ziel-
vorgaben des Trägers sowie der kommunalen Jugendhilfe-
planung mit Blick auf den jeweiligen Sozialraum und die 
jeweilige Zielgruppe. Sie analysieren die Strukturen zielbe-
zogen und gestalten die Prozesse. In der Aushandlung mit 
den Beteiligten ﬁnden die Fachkräfte letztlich heraus, was als 
Ergebnis ihrer Arbeit zu betrachten ist. Unter diesem Fokus 
verfolgt Qualitätsentwicklung das Ziel, dass die Fachkräfte 
wissen, was sie warum, wie und mit welchen Ansprüchen 
tun wollen und ihre Handlungspraxis mit Bezug zu Fachwis-
sen begründen, reﬂektieren und kommunizieren können.
Somit werden dialogische Formen gefördert, die das indivi-
duelle und organisationale Lernen und nicht primär die Kon-
trolle in den Mittelpunkt stellen. Diese Prozesse sind konti-
nuierlich angelegt und beziehen alle Ebenen ein.
Die Umsetzung des Qualitätsentwicklungsverfahrens orien-
tiert sich an folgenden Kategorien:
1. Strukturqualität
Beschreibung:
Die Strukturqualität von Streetwork beschreibt den Sach-
stand, die Bewertung des Sachstandes der vorhandenen Rah-
menbedingungen und die daraus resultierenden Planungen. 
Zur Strukturqualität gehören die sächliche und personelle 
Ausstattung im Zusammenhang mit Zuständigkeits- und 
Entscheidungsstrukturen sowie der Arbeitsorganisation.
 Konzept des Trägers/Leistungsvereinbarungen 
 personelle Voraussetzungen (Zuständigkeiten/Qualiﬁ- 
 kationen/Einsatz personeller Ressourcen - Hauptamt, 
 Nebenamt, Ehrenamt - Organisationsstruktur/festge- 
 legte Verantwortlichkeiten für pädagogische, organisato - 
 rische und Verwaltungsabläufe)
 sächliche Ressourcen (Räumlichkeit/Ausstattung/eigener 
 Etat/Honorare/Drittmittel/Teilnahmebeiträge)
 Vernetzungs- und Kooperationsstrukturen
 Kommunikationsstruktur des Trägers.
Mögliche Handlungsschritte:
 Erfassung des Angebotes von Streetwork mit Hilfe einer 
 „mind map“ und Analyse bezüglich der beabsichtigten 
 Wirkung. 
 Erhebung von Bedürfnissen bei der Zielgruppe und Er- 
 mittlung des Bedarfes.  
 Herausarbeitung der Schlüsselprozesse.
 Zielklärungen für die identiﬁzierten Schlüsselprozesse; 
 zu jeder Zielklärung gehören Ziele und Erfolgsindika- 
 toren, die als messbare, bzw. beobachtbare Kriterien be- 
 schrieben werden.
 Erarbeitung einer Leistungsbeschreibung unter Einbezie- 
 hung der Ziele und Erfolgsindikatoren. Sie umfasst außer- 
 dem Angaben zu Auftrag und Auftraggeber und even- 
 tuellen Kooperationspartnern, eine genaue Bestimmung 
 der Zielgruppe, die eingesetzten Methoden und Verfah- 











2 Vgl. (Hrsg.) Joachim Merchel - Münster: Votum, 2. Auﬂage 1999 „Qualitätsmerkmale und Standards von Streetwork/Mobile Jugend¬arbeit“ von Werner 
Steffan/Günter Krauß in „Qualität in der Jugendhilfe: Kriterien und Bewertungsmöglichkeiten“.
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         Abstimmung und Planung der Handlungsziele, Bedarfe, 
    der fachlichen Ressourcen bezogen auf die einzelnen 
       Kernleistungen.
Zur Umsetzung von qualitativ anspruchsvoller Streetwork 
sind folgende Rahmenbedingungen notwendig, die durch 
den Träger gesichert werden sollen (vergleiche auch institu-
tionelle Qualitätsmerkmale).   
Konzeptionelle Einbindung 
Die Konzeption einer Trägerinstitution sollte folgende we-
sentliche Grundsätze beinhalten
       Akzeptanz des Streetwork-Ansatzes 
Gelegentlich werden Streetworkstellen eingerichtet, ohne 
dass man vom Wert dieses Ansatzes tatsächlich überzeugt 
ist. In diesen Fällen bekommen Streetworker kaum den nö-
tigen institutionellen Rückhalt für ihre Tätigkeit. Streetwork 
sollte weder als „nachgeordnete Außenstelle“ der Trägerinsti-
tution, noch - wie gelegentlich von Praktikern euphorisch ver- 
treten - als die „bessere“ Sozialarbeit konzipiert werden 
(vgl. Kraußlach, 1978, in „Aufsuchende soziale Arbeit: Qua-
litätsmerkmale von Streetwork und ihren institutionellen 
Rahmenbedingungen“ S. 13 3). Angestrebt werden sollte ein 
gleichberechtigter Umgang und eine auf Gegenseitigkeit be-
ruhende Lernbereitschaft der innerhalb und der außerhalb 
tätigen Kollegen.
       Szenenakzeptierende Konzeption 
Das implizite oder explizite konzeptionelle Selbstverständnis 
einer Institution prägt entscheidend das Image der dort tä-
tigen Streetworker. Diese müssen, um in ihrer Zielgruppe 
aufgenommen zu werden, auf einer persönlichen Ebene To-
leranz und Szenenakzeptanz zeigen. Hat die Institution eine 
andere Orientierung, so ergibt sich ein massives Handicap. 
Toleranz und Akzeptanz sollten im Namen der Institution 
vertreten werden können. Die institutionelle Konzeption 
sollte die Lebensstile der Streetwork-Zielgruppe akzeptieren 
und Position gegen Ausgrenzung und Stigmatisierung die-
ser Gruppe beziehen (vgl. Steffan, 1988a, S. 13ff. 4).
       Kein ordnungspolitischer Auftrag 
Streetwork darf in keinem Fall in Zwangsmaßnahmen gegen 
die betroffene Szene eingebunden werden. Jeder derartige Ver- 
such zerstört augenblicklich und unwiederbringlich Akzep- 
tanz und Integration der Streetworker in ihren Szenen. Die 
Freiwilligkeit des Kontakts ist eine unverzichtbare Grundvo-
raussetzung qualitativ anspruchsvoller Streetwork. Institu- 
tionen sollten deshalb auch Aufträge von Dritten (z. B. Poli-
zei, Politik, Justiz) klar zurückweisen, die Streetwork zur aus-
schließlichen Durchsetzung von ordnungspolitischen Maß-
nahmen zwingen. Dies schließt Gremienarbeit mit Polizei, 
Justiz und anderen Institutionen nicht aus, die der Erfüllung 
des Präventionsarbeit dient und das Gemeinwesen stärkt. 
 
       Realistischer und klarer Arbeitsauftrag
Die Konzeption sollte einen klaren Arbeitsauftrag hinsicht-
lich der Zielgruppe, des Zieles und auch der Region des 
Einsatzes beinhalten. Gelegentlich fußen Arbeitsaufträge an 
Streetworker in einer unrealistischen Sichtweise von Street-
work. 
Konzeptionen mit dem Ziel einseitiger Einﬂussnahme auf 
eine Szene oder Gruppe sind z. B. in der Regel verkürzt, da 
sie nicht berücksichtigen, dass in diesem Kontext Einﬂuss-
nahme nur in gegenseitigem Austausch erfolgen kann: Nur 
wenn Institutionen und ihre Streetworker selbst von der Ziel-
gruppe beeinﬂusst werden (können), kann erwartet werden, 
dass auch Streetworker und ihre Institutionen dort Einﬂuss 
nehmen können. Institutionen sollten Streetworkern eine 
längere Anlaufzeit gewähren und sie nicht vorschnell unter 
Erwartungsdruck setzen. Denn eine Fixierung auf rein quan-
titative Erfolgskriterien, wie z. B. die Steigerung der Frequenz 
der Beratungsstelle, setzt unrealistische Maßstäbe.
     Konzeptionelle Flexibilität
Die institutionelle Konzeption sollte ebenso wie Streetwor-
kaktivitäten ﬂexibel im Sinne einer stetigen Bedarfsorientie-
rung bleiben.
  Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung/Gewährleis- 
     tung der Anonymität des Klientels
Die Erfüllung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefähr-
dung sowie die Umsetzung der zwischen den öffentlichen 
und freien Trägern der Jugendhilfe geschlossenen Vereinba-
rungen sollen durch innerhalb der Träger getroffenen, den 
Gesetzen entsprechende Regelungen sichergestellt werden. 
Das Arbeitsprinzip der Anonymität wird damit vom Grund-
satz her nicht in Frage gestellt. 
Bereits im Zusammenhang mit den Arbeitsprinzipien von 
qualitativ gutem Streetwork wurde auf die zentrale Bedeu-
tung der Vertraulichkeit der Streetworker hingewiesen. Die 
Institution muss diese Vertraulichkeit absolut und aus-
nahmslos unterstützen. Dazu gehört der Verzicht auf eine 
personenbezogene Berichtspﬂicht oder Aktenführung über 
Szenenereignisse und Gesprächsinhalte. Szeneangehörige 
müssen der Institution gegenüber anonym bleiben. Das 
schließt Berichte in die Anonymität wahrender Form nicht 
aus. Diese sollten sogar ein wichtiges Mittel der Ausei-
nandersetzung innerhalb der Institution sein. Ein über das 
bereits bestehende Aussageverweigerungsrecht hinausge-
hendes Zeugnisverweigerungsrecht für Streetworker ist drin-
gend notwendig (vgl. Remé, 1988 5). 
     Vernetzung
„Einzelkämpfertum“ belastet persönlich und stößt schnell 
an Grenzen. Streetworker können zwar nicht als „Schlepper“ 
für Institutionen fungieren, müssen aber im Einzelfall weiter 
verweisen und Möglichkeiten der eigenen und anderer Insti-
tutionen nutzen können. In der Regel kann der Arbeitsansatz 
Streetwork erst in einem institutionellen Verbundsystem 









3 Burkhardt Gusy, Günter Krauß, Gudrun Schrott-Ben Redjeb, Berlin 1990 „Aufsuchende soziale Arbeit: Qualitätsmerkmale von Streetwork und ihren   
institutionellen Rahmenbedingungen“.
4 Steffan, W. Bibliographie Straßensozialarbeit - Lebensweltnahe Beratung - Mobile Jugendarbeit Berlin 1988
5 Remè, H.: Zur Rechtsposition von Streetworkern: In streetcorner Nr. 2/1988, S. 42-54.
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eines umfassenderen Hilfe- und Unterstützungsnetzes (in-
nerhalb der Trägerinstitution und institutionsübergreifend) 
für die jeweilige Zielgruppe konzipiert werden (vgl. Specht, 
1981, 1989a; Trautmann, 1989 6). In einigen Leistungsbe-
reichen sind Streetworker das letzte Bindeglied zwischen 
ihrer Zielgruppe und „legalen“ Lebenszusammenhängen. 
Nur ein Kooperationsnetz, in dem Kolleginnen und Kollegen 
innerhalb von Institutionen die Bedürfnisse der Betroffenen 
angemessen aufgreifen, gewährleistet die Stärkung dieses 
brüchigen Fadens. Je nach sozialer und materieller Situa-
tion der betroffenen Szene gehören zu einem Unterstüt-
zungsnetz nicht nur (psycho-)soziale Versorgungsangebote, 
sondern auch Angebote konkreter Hilfestellung (z. B. Über-
nachtungseinrichtungen für sozial desintegrierte Drogen-
abhängige oder Stricher, Möglichkeiten für eine allgemein-
medizinische Grundversorgung, Absicherung materieller 
Grundbedürfnisse etc.). 
Soziale Einbindung 
       Streetwork-Team 
Um die enorme emotionale Belastung aufzufangen und 
nicht vorschnell ein Burn-Out zu provozieren sowie aus Si-
cherheitsgründen und im Sinne einer qualiﬁziert, situativ an-
gemessenen (Inter)Aktion sollten Streetworker im 2er-Team 
arbeiten. 
Arbeiten Streetworker im 2er-Team, verteilen sich auch die 
unvermeidlichen persönlichen Antipathien und Animosi-
täten mit einzelnen Szeneangehörigen. Es ist sinnvoll, das 
Team mit männlichen und weiblichen Fachkräften zu beset-
zen. 
       Übergreifendes Team
Die konzeptionelle Vernetzung von Streetwork in umfas-
sendere Angebote für eine Szene sollte in der sozialen Ver-
ﬂechtung der Streetworker mit den Kolleginnen und Kollegen 
innerhalb der Institution bzw. trägerübergreifend im Regio-
nalbezug ihre Fortsetzung ﬁnden. Der Informationsﬂuss in 
beide Richtungen und ein für beide Seiten potentiell frucht-
barer Gedankenaustausch werden durch ein gemeinsames 
Team erleichtert. 
       Unterstützung durch Vorgesetzte 
Streetworker müssen in der Öffentlichkeit ihrer Szene für 
Politik und Praxis ihrer Institution geradestehen. Sie brau-
chen in dieser Situation mehr als die innerhalb einer Insti-
tution tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die „mora-
lische“ und konkrete Unterstützung durch ihre Vorgesetzten 
- insbesondere bei Aktionen in anderen Institutionen und in 
der Öffentlichkeit. Für die wenigen Projekte, die eine hierar-
chiefreie Organisationsform realisieren, gilt entsprechendes 
für das Entscheidungsgremium (Team o. ä.). 
Arbeitsbedingungen 
     Unbefristete zeitliche Absicherung 
Der Prozess der Integration vor allem szenenfremder Street-
worker kann mehrere Monate in Anspruch nehmen. Häuﬁg 
sind erst nach einem halben Jahr die Voraussetzungen für 
weitergehende Aktivitäten geschaffen. Dabei ist die einmal 
erreichte Akzeptanz und Integration stark an die Person des 
Betroffenen gebunden. Stellennachfolger proﬁtieren von der 
Akzeptanz ihrer Vorgänger allenfalls dann, wenn die Träger-
institution bereits einen sehr hohen Grad an Bekanntheit 
und Akzeptanz in der Szene hat. 
Reﬂexionsmöglichkeiten 
     Formeller und informeller Austausch 
Um die Qualität von Streetwork zu verbessern, sind geeig-
nete formelle und informelle Möglichkeiten zur Reﬂexion 
der Arbeitspraxis unverzichtbar, z. B.: Einzelsupervision, 
Gruppensupervision, Team-Supervision, Teamsitzungen 
und informelle Kollegengespräche. Hinderlich ist es, wenn 
bestimmte Formen der Supervision vorgeschrieben werden, 
ohne die speziﬁschen Bedarfe und Bedürfnisse der Street-
worker und ihrer Teams zu berücksichtigen. 
     Fort- und Weiterbildung
Die gegenwärtige Ausbildung in psychosozialen Berufen 
bereitet nicht nennenswert auf die speziﬁschen Probleme 
aufsuchender Sozialarbeit vor. Es fehlt aber auch an ange-
messenen Weiterbildungsmöglichkeiten. Trägerinstitutionen 
sollten hier zunehmend initiativ werden, in jedem Fall aber 
ihren Streetworker die Möglichkeit zur Teilnahme an den we-
nigen bereits bestehenden, meist selbst organisierten Ange-
boten einräumen. 
Entscheidungsspielräume 
     Flexible Arbeitszeitregelungen 
Streetwork muss sich im Arbeitsrhythmus den Gewohn-
heiten der Szene anpassen. Dies bedeutet auch, dass ein 
abgestimmtes Arbeitszeitmodell entwickelt wird, welches 
auch
-    Arbeitszeiten in den Nachtstunden und gegebenenfalls 
      an Wochenenden und
-     kurzfristiges Reagieren auf Ereignisse nicht ausschließt. 
Der Träger gewährleistet die diesbezüglich notwendigen Be-
dingungen (Arbeitszeitregelung und Versicherungsschutz). 
     Rückzugsmöglichkeiten
Auf die Wichtigkeit, bei aller angestrebten Nähe und Inte-
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neller Distanz zu erhalten, wurde bereits im Zusammenhang 
mit dem Aufbau eines Szenenkontaktnetzes hingewiesen. 
Trägerinstitutionen sollten mit Verständnis darauf reagieren, 
wenn Streetworker sich zeitweise zurückziehen. Keinesfalls 
sollte dieser vorübergehende Rückzug jedoch den Hinter-
grund haben, sich aus Bequemlichkeit in den sicheren Räu-
men etwa einer Beratungsstelle „einzuigeln“. 
Arbeitsmaterial und ﬁnanzielle Ausstattung
Streetworker sollten einen eigenen Etat haben. 
Streetworker müssen über eine den Schwerpunkten der 
Arbeit entsprechende Finanzausstattung für Verwaltungs-
leistungen, Sachausgaben und zur Durchführung pädago-
gischer und sonstiger Maßnahmen verfügen.
      Handgeld-/Spesenregelung 
Aufgrund ihres speziﬁschen Tätigkeitsfeldes entstehen Street- 
workern u. a. Fahrtkosten, Kosten für Verzehr oder Eintritt. 
Diese so entstehenden Kosten sind nicht unerheblich und 
sollten ohne großen bürokratischen Aufwand ersetzt werden. 
Monatliche Pauschalen in angemessener (szenenabhän-
giger) Höhe sind empfehlenswert.
      Szenenahe Lage der Räumlichkeiten
Eine Streetworkkontaktstelle der Trägerinstitution (Bera-
tungsstelle, Anlaufstelle etc.) muss szenenah liegen. Ihre 
Lage entscheidet mit darüber, ob es Streetwork gelingt, eine 
Brückenfunktion zwischen Zielgruppe und Trägerinstitution 
einzunehmen. 
  Eigene besucherfreundliche, atmosphärisch gestaltete 
     Streetworkkontaktstelle 
Auch wenn sich der größte Teil der Streetworkaktivitäten au-
ßerhalb der Kontaktstelle abspielt, müssen Streetworker die 
Möglichkeit haben, sich mit ihren Klientinnen und Klienten 
zu einem Gespräch zurückzuziehen. Grundsätzlich benöti-
gen Streetworker eigene Räumlichkeiten mit angemessener 
Ausstattung. Vorzugsweise sollten die Räumlichkeiten nicht 
allzu groß sein. Sie sollten jedoch über einen Büroraum, 
einen Beratungsraum und eigenen Küchen- und Sanitärbe-
reich verfügen. 
Personelle Voraussetzungen
      Fachliche Kompetenzen
Um die Fachlichkeit des Angebotes zu sichern, müssen die 
Streetworker in der Regel über ein abgeschlossenes Hoch- 
bzw. Fachhochschulstudium der entsprechenden Profession 
verfügen.
Grundlegend für Streetwork sind Kenntnisse über das SGB 
VIII sowie über die gesetzlichen Regelungen angrenzender 
Fachgebiete (SGB II, SGB III SGB XII, StGB, BtMG u. ä.) und 
ihre Rechtsverordnungen.
Notwendig sind darüber hinaus sozialpädagogische und 
psychologische Kenntnisse sowie Methodenkompetenz, 
Kenntnisse der Strukturen und Leistungsfelder der Sozial- 
und Jugendhilfelandschaft und Szenekenntnisse.
     Persönliche Fähigkeiten
Streetwork lebt von Glaubwürdigkeit in Verbindung mit einem 
attraktiven, d. h. für die Zielgruppe nützlichen Hilfsangebot. 
Um den besonderen und zum Teil komplexen Problemlagen 
der Zielgruppe angemessen begegnen zu können, werden 
neben den klassischen sozialpädagogischen Fähigkeiten zu-
sätzlich personale und soziale Kompetenzen benötigt:
- ein hohes Maß an Kommunikations-, Kontakt- und Kon- 
   ﬂiktfähigkeit
-  Authentizität und Integrität
-  Teamfähigkeit
- Fähigkeiten der Selbstreﬂexion und des Selbstmanage- 
   ments
-  Flexibilität
-  Toleranz (auch gegenüber anderen Lebensstilen)
2. Prozessqualität
Beschreibung:
Die Prozessqualität der Leistungen beschreibt den aktuellen 
Sachstand der Aktivitäten, die Bewertung des pädagogischen 
Handelns in der Beziehung zur Zielgruppe (Primärprozess) 
und die Bewertung des Handelns im Umgang mit für die 
Leistung von Streetwork sonstigen Verantwortlichen und 
Zuständigen (Sekundärprozess) sowie die daraus resultie-
renden  Planungen.
    Umfeldanalyse
  Umsetzung von Streetwork auf der Grundlage der Be- 
  darfsfeststellung, unter Berücksichtigung der bestehen- 
    den Ressourcen
    Kooperation/Vernetzung
    Partizipation der Zielgruppe
    Förderung des Ehrenamtes
Mögliche Handlungsschritte:
    Fortlaufende Überprüfung der Leistungserbringung nach 
    den beschriebenen Standards für die jeweiligen Kernleis- 
     tungen.
     Dokumentation der Leistungserbringung
       Regelmäßige Treffen von Streetworkern auf regionaler und 
    auch auf überregionaler Ebene mit dem Ziel der Qualiﬁ- 
  zierung von Streetwork durch Informationsaustausch, 
     kollegiale Beratung etc.
     Durchführung von interner und externer Fachberatung.
     Überprüfung und Fortschreibung des Konzeptes.

















Die Ergebnisqualität ist der Grad der Zielerreichung und der 
Wirksamkeit der pädagogischen  Leistung. Sie bemisst sich 
als Abgleich von Ziel und Ergebnis der Streetwork unter Be-
rücksichtigung der Bewertung durch die Zielgruppe.
Mögliche Handlungsschritte:
     Überprüfung der Wirkungsziele anhand der Leistungsbe- 
  schreibung und der erarbeiteten Indikatoren für den 
     einzelnen Leistungsbereich.
    Überprüfung der tatsächlich erbrachten Leistung anhand 
   der vorgenommenen Leistung (Angebot - Effek-tivität), - 
   anhand der Auswirkungen (Angebot - Wirksamkeit) und 
     anhand des Mittelverbrauchs für die betreffende Leistung 
    (Efﬁzienz der eingesetzten Mittel).
   Überprüfung der Auswirkungen anhand der Wirkungen 
   von Streetwork auf Sozialraum (Gemeinde/Stadtteil/Lan- 
  desebene) = Wirkungscheck, anhand der tatsächlich er- 
   brachten Leistungen und anhand der dafür verwendeten 
    Mittel.
      Ermittlung der Zufriedenheit der Zielgruppen/Bürgerinnen 
   und Bürger mittels frequentiver Zielgruppenbefragungen 
   (3 bis 5 Jahre) bzw. Befragungen der Bürgerinnen und Bür- 
    ger. 
     Analyse der Bewertung durch „Self Assesment“ - Selbstbe- 
  wertung durch umfassende, regelmäßige und systema- 
   tische Überprüfung von Aktivitäten und Ergebnissen an- 
    hand der Kernleistungsbeschreibungen.
8. Ausführungen zu den Kernleistungsbereichen
Die folgenden Ausführungen zeigen beispielhaft, wie im 
Rahmen der Qualitätsentwicklung die Zielentwicklung, de-
ren Operationalisierung sowie mögliche Methoden der Um-
setzung und Dokumentation erfolgen können. Die Beispiele 
sollen Trägern und Streetworkern Hinweise liefern, wie 
praxisnah die eigene Arbeit dokumentiert, kommuniziert 
und somit nachvollzogen werden kann. 
Diese Verfahrensvorschläge sind jeweils auf die aktuellen 
Gegebenheiten vor Ort anzuwenden und entsprechend zu 
konkretisieren.
Die in der Systematik im Teil A erfassten Kernleistungsbe-
reiche 
1. unmittelbare zielgruppenbezogene Hilfsangebote
2. infrastrukturelle Tätigkeiten
werden für die einzelnen Leistungen beispielhaft betrachtet:
Zum Kernleistungsbereich 1:
     Leistung Beziehungsarbeit
   Leistung Beratung, Begleitung, Vermittlung, Unterstüt- 
     zung
     Leistung Bildung als Querschnittsaufgabe
     Leistung Gruppen- und Projektarbeit
     Leistung Moderation
     Leistung Prävention und Konﬂiktbearbeitung
Zum Kernleistungsbereich 2:
     Leistung Gemeinwesenarbeit
     Leistung Öffnung und Erhalt von Räumen
    Leistung Initiierung von Maßnahmen zur Erhaltung und 
     Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur
     Leistung Vernetzung/Kooperation




     Jugendliche, Gruppen, Cliquen und Szenen, die von ande- 
   ren Angeboten nicht oder nur teilweise erreicht werden 
    bzw. die diese nicht wahrnehmen wollen oder können
    Kenntnis von Treffpunkten dieser jungen Menschen
Wirkungsziel der Leistung:
    Das Angebot von Streetwork ist den relevanten Einzelper- 
     sonen und Gruppen bekannt, die beruﬂichen Beziehungen 
   zwischen den Streetworkern und der Zielgruppe werden 
    aktiv präsent gehalten.
    Die Streetworker sind in der Szene akzeptiert.
Handlungsziel der Leistung:
       Es ist zu Einzelpersonen und Gruppen professionelle Kon- 
     takte aufgebaut. Diese Kontakte sind stabil.
Methoden:
     vor Ort gehen
     Umfeldanalyse
     situationsbezogener Erstkontakt
     präsent sein:
 - Da-Sein und Zuwendung
 - Regelmäßigkeit
 - Verbindlichkeit
 - Transparenz des Arbeitsauftrages
 - offene Gespräche, Zuhören, Vertrauensbildung, 
    Ernst nehmen
     Teilnahme an Aktivitäten
     aktive Kontaktarbeit und Beziehungspﬂege
     Verteilung von fachspeziﬁschem Informationsmaterial
     Information über die Angebote von Streetwork
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungskriterien:
     Anzahl der Kontakte im Arbeitsfeld
     Anzahl der Erstkontakte und der laufenden Kontakte
     Bekanntheitsgrad und Akzeptanz von Streetwork und sei- 
     nen Angeboten
     Frequentierung der Kontaktstelle
     qualitative Selbsteinschätzung der o. g. Kontaktformen
   Überprüfung der Arbeitszeit: mindestens 50 % der Ar- 
     beitszeit als Zielgruppenpräsenz
    aktuelle Szenekenntnisse (über Orte, Entwicklungen, ak- 
     tuelle Probleme)
























     Arbeitszeitdokumentation
     quantitative und qualitative Beschreibung der Szenen
     Befragung der Zielgruppen
Leistung Beratung, Begleitung, Vermittlung, Unterstützung:
Ausgangssituation:
    Die Zielgruppe hat keine oder sehr geringe Kenntnisse 
    und Fähigkeiten, sich im sozialen System zurechtzuﬁn- 
      den.
     Die Zielgruppe hat Bedarf an Beratung und Information 
      und artikuliert diesen.
      Die Zielgruppe hat ein spezielles Bedürfnis und ist moti- 
      viert, Leistungen in Anspruch zu nehmen.
      Der Zielgruppe fehlt es aufgrund ihrer Randposition viel- 
    fach an Wissen und/oder an Handlungsmöglichkeiten 
      zur Bewältigung alltäglicher Situationen.
Wirkungsziel der Leistung:
      Die Zielgruppe lernt und übt lebenspraktische Kenntnisse 
       und Fähigkeiten und erweitert ihre Handlungskompetenz. 
     Die Zielgruppe kennt, akzeptiert und nutzt die Angebote/ 
     Hilfen.
   Die Zielgruppe kann eigene Wünsche/Bedürfnisse/Inte- 
     ressen formulieren und vertreten.
Handlungsziel der Leistung:
-  Die Zielgruppe kann eigene Wünsche/Bedürfnisse/Inte- 
    ressen formulieren und vertreten.
-  Die Zielgruppe gestaltet ihre Lebenssituation/-perspek- 
     tive selbst.
Methoden:
           individualisiertes Hilfekonzept und ressourcenorientiertes 
     Handlungskonzept
     Einzel- und Gruppengespräche (Beziehungspﬂege)
     Casemanagement
     soziale Gruppenarbeit
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungskriterien:
     Rückmeldung der Zielgruppe
     Rückmeldung anderer Hilfesysteme
     Selbsteinschätzung
     Teameinschätzung
     Anzahl der Vermittlungen zu anderen Hilfesystemen 
Dokumentation:
      Arbeitszeit
     Zuarbeit zu anderen Hilfesystemen (Mitarbeit am Hilfe- 
      plan, Wiedereingliederung ...)
      Statistikbögen, Monatsberichte, Jahresanalyse
      Dokumentation von Problemlagen
      Auswertung des Hilfeplanes nach speziellen Kriterien
Leistung Bildung als Querschnittsaufgabe: 
Ausgangssituation:
     Die Pluralisierung von Lebenslagen beinhaltet nicht nur 
   die Chance vieler Muster und Biograﬁen individueller 
   Lebensführung, sondern erhöht die Anforderungen an 
     den Einzelnen seine individuelle Lebensführung zu mei- 
     stern. In diesem Kontext fehlt es Jugendlichen nicht sel- 
    ten an Wissen und Kompetenzen, um selbst alltägliche 
     Situationen zu bewältigen. 
Wirkungsziel der Leistung: 
     Streetwork fördert die Kompetenzen und das Wissen der 
   Zielgruppe durch aneignungsorientiertes, d. h. interes- 
     sen- und erlebnisgeleitetes Lernen.
      Streetwork fördert die Ausprägung demokratischer Denk- 
    und Verhaltensmuster. 
Handlungsziel der Leistung: 
   Der Bildungsanspruch im Arbeitsfeld Streetwork ist im 
    Bewusstsein der Streetworker und wird von diesen um- 
     gesetzt. 
       Die Zielgruppe ist in der Lage, selbstbestimmt zu handeln 
     und Verantwortung für sich und andere wahrzunehmen.  
Methoden:
     Projektarbeit
     Einzel- und Gruppenpädagogik
     soziale Gruppenarbeit
     Erlebnispädagogik
     Kooperation mit Schulen
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungskriterien:
     Rückmeldung der Zielgruppe 
     Eigeninitiative der Zielgruppe
Dokumentation:
     Analyse der sozialen Gruppenarbeit
     Auswertung des Hilfeplanes
Leistung Gruppen- und Projektarbeit:
Ausgangssituation:
     Die Zielgruppe zeigt destruktives Freizeitverhalten; angst- 
     betonte, aggressive Beziehungsmuster blockieren die Be- 
   ziehungs- und Gruppenfähigkeit; Jugendliche/junge Er- 
   wachsene haben untereinander und zu den Streetwor- 
     kern nur lose Kontakte.
    Die Zielgruppe, zu der bereits Kontakt besteht, beﬁndet 
   sich in besonderen Problemlagen. Sie hat Bedürfnisse 
     und/oder Ressourcen im Freizeit- und Bildungsbereich.
Wirkungsziel der Leistung:
     Die Zielgruppe erfährt persönliche Stärken und Grenzen.
     Die Zielgruppe intensiviert ihre sozialen Beziehungen.
     Die Zielgruppe erschließt sich neue Themenbereiche.
     Die Zielgruppe entwickelt realistische Lebensentwürfe.
      Die Zielgruppe beteiligt sich an öffentlichen und gruppen- 
     relevanten Entscheidungsprozessen.
    Die Zielgruppe organisiert sich selbständig ihre Freizeit- 
     angebote.
Handlungsziel der Leistung:
     Es bestehen stabile Kontakte zur Zielgruppe.




























       entwickelt, an deren Vorbereitung und Durchführung sich 
     die Zielgruppe beteiligt.
Methoden:
  Methoden des Projektmanagements (zeitlich abge- 
      grenztes und zielorientiertes Vorgehen)
      freizeit-, bildungs- , erlebnisorientierte Angebote
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungskriterien:
       Bekanntheitsgrad, Akzeptanz und Nutzung der Angebote: 
     Anzahl der Angebote und Teilnehmer
     Einschätzung und Rückmeldung der Teilnehmer
     Analyse der Maßnahme
     Anzahl der selbstorganisierten Veranstaltungen
     Eigeninitiative der Zielgruppe
     Selbsteinschätzung aller Beteiligten
Dokumentation:
     Befragung der Zielgruppen
     Teilnehmerlisten
     Presseberichte




     Die Zielgruppe ist nicht immer eine homogene Gruppe, 
      u. a. im Hinblick auf Alter, Szenen, Interessen. 
      Bei Rivalitäten bzw. Animositäten innerhalb der Zielgrup- 
      pe besteht Bedarf zu moderieren. 
    Die genaue Kenntnis der Problemlagen der Zielgruppe, 
   insbesondere in ihrem Sozialraum, sowie die Akzep- 
    tanz der Person des Streetworkers lassen ihn die Rolle 
  eines objektiven und ernstzunehmenden Vermittlers 
      einnehmen. 
     Häuﬁg entstehen Interessenskonﬂikte zwischen den Ge- 
    nerationen bzw. im Gemeinwesen selbst, in einem So- 
   zialraum, denen Streetwork durch die Initiierung und 
   Schaffung von Kommunikationsräumen Lösungsmög- 
      lichkeiten zeitnah und unbürokratisch vor Ort eröffnet.
Wirkungsziel der Leistung: 
   Die Zielgruppe ist befähigt, ihre Interessen im Rah - 
     men demokratischer Möglichkeiten auf kommunikativer 
      Ebene zu vertreten. 
   Vorurteile hinsichtlich unterschiedlicher weltanschau- 
       licher, sozialer oder ethnischer Herkunft sind abgebaut. 
      Die Zielgruppe erweitert ihre sozialen Kompetenzen. 
   Die Zielgruppe entwickelt Verständnis für Interessen, 
   Verhaltensmuster und Lebensentwürfe verschiedener 
     Personengruppen und Generationen. Delinquentes Ver- 
      halten der Zielgruppe ist reduziert.
Handlungsziel der Leistung:
     Durch gezielte Moderation erweitert der Streetworker die 
      sozialen Kompetenzen der Zielgruppe.
    Die Streetworker unterbreiten direkte und indirekte Ver- 
      handlungsangebote für Problembeteiligte.
Methoden:
    Mediation
    Gruppenarbeit
    Einzelfallarbeit
    Freizeitarbeit
    Workshop
    Kommunikationsseminar
    Planspiel
    Rollenspiel
    Beziehungsreﬂexion
    Gesprächsangebot
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungskriterien:
    Rückmeldungen von Klienten und Expertenbefragung zur 
       Steigerung der sozialen Kompetenz der Zielgruppe und der 
    Abnahme von Konﬂikten.
   Feststellen des Rückgangs von tätlichen Auseinanderset- 
   zungen und Beschwerden durch Befragung von Polizei, 
    Ordnungsamt und Schule.
  Zunehmende Inanspruchnahme des Streetworkers vor 
    Ort zur zeitnahen Problemlösung.
Dokumentation:
    Befragung
    tatistiken anderer Behörden
    Gedächtnisprotokolle
Leistung Prävention und Konﬂiktbearbeitung:
Ausgangssituation:
    Die Zielgruppe zeigt selbst- und fremdschädigendes Ver- 
     halten.
  Die Zielgruppe beﬁndet sich hinsichtlich ihrer persön- 
    lichen Entwicklung in Krisen- bzw. akuten Gefährdungssi- 
    tuationen.
    Die Zielgruppe ist handlungsunfähig im Sinne einer kon- 
    struktiven Problem- und Konﬂiktlösung, dadurch kommt 
         es zu Eskalationen zwischen Einzelnen und/oder Gruppen. 
Wirkungsziele der Leistung:
     Die Zielgruppe ist über jugendrelevante Themen und de- 
     ren mögliche Gefährdungen aufgeklärt.
   Die Zielgruppe ist in der Lage, Probleme frühzeitig zu 
    erkennen, sich diesen zu stellen und Lösungsstrategien 
       zu entwickeln und umzusetzen. Dadurch ist delinquentes 
     Handeln verringert.
     Die Konﬂiktfähigkeit der Zielgruppe hat sich verbessert.
     Die Zielgruppe verfügt über mehr soziale Kompetenz.
Handlungsziele der Leistung:
      Die Streetworker greifen in negative Verlaufsprozesse ein, 
     mit dem Ziel der Unterbrechung einer objektiven Gefähr- 
      dung.
       Die Streetworker unterstützen die Zielgruppe bei der Um- 
     setzung individueller Handlungsstrategien.
    An der konkreten Lebenswelt der Zielgruppe orientiert, 
  vermitteln die Streetworker fachkompetent Informati- 
































     freizeit- und problemorientierte Gruppenarbeit
     Konﬂiktmanagement
     Deeskalationstraining, Anti-Aggressions-Training
     Kommunikationstraining
     Mediation
     Krisenintervention
     Einzelfallhilfe
     Casemanagement
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungskriterien:
     Anzahl der Kriseninterventionen
     Anzahl und Inanspruchnahme freizeit- und problemorien- 
    tierter Gruppenarbeit
    Selbsteinschätzung der Streetworker zur sozialen Kompe- 
     tenz der Zielgruppe
     Fremdeinschätzungen vom Umfeld/Experten
Dokumentation:
     Gedächtnisprotokoll bei Kriseninterventionen
     Hilfeplan
     gezielte Planung und Auswertung der Gruppenarbeits-An- 




  Kommunikationsräume, in denen ein intergenerativer 
     Austausch stattﬁnden kann, sind nicht vorhanden. 
  Selbsthilfepotentiale bleiben ungenutzt, insbesondere 
  durch soziale Isolations- und Ausdifferenzierungspro- 
     zesse. 
     Auftretende monetäre Probleme sind die Ursache für eine 
   geringere Teilhabe am öffentlichen gesellschaftlichen Le- 
     ben.
    Im Zuge der demographischen Entwicklung ist die Inte- 
    ressenvertretung für junge Menschen oftmals unterreprä- 
    sentiert. 
Wirkungsziel der Leistungen:
     Ein intergenerativer Austausch ist entstanden. 
    Die vorhandenen Ressourcen werden zur Entfaltung von 
     Selbsthilfepotentialen genutzt.
    Das Zusammenleben ist gekennzeichnet durch eine leb- 
    bare Koexistenz bis hin zum sozialen und kulturellen Mit- 
    einander. 
    Die Partizipation von Kindern und Jugendlichen im Kon- 
     text des Gemeinwesens ist gestärkt. 
    Es sind aktive Strukturen im Gemeinwesen aufgebaut.
Handlungsziel der Leistungen:
    Die Streetworker ebnen Zugänge zur Schaffung und Nut- 
   zung von intergenerativen Kommunikations- und Begeg- 
    nungsräumen. 
    Die Streetworker moderieren konﬂikthafte Situationen. 
   Die Streetworker motivieren Kinder und Jugendliche zur 
    aktiven Teilhabe am Gemeinwesen. 
  Die Streetworker unterstützen und würdigen ehrenamt- 
    liches Engagement. 
Methoden:
    Freizeitarbeit
    Projektarbeit
    Mediation
    Planspiel
    Workshop
    Generationsübergreifende Einzel- und Gruppengespräch
         Bedürfnisermittlung hinsichtlich der Erfassung von Schnitt- 
    mengen unterschiedlicher Interessen (durch Gespräche)
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungsgrad:
  Nutzung sozialräumlicher intergenerativer Angebote/ 
     Räume (Anzahl/Alter)
     Rückmeldung der Anwohner
     Anzahl ehrenamtlicher Mitarbeiter
     Anzahl selbstorganisierter Initiativgruppen 
Dokumentation:
     Dokumentation von Gesprächen mit Anwohnern (zur Be- 
     dürfniserfassung)
     Dokumentation von Arbeitstreffen im Stadtteil
     Abschlussbericht bei Projekten
Leistung Öffnung und Erhalt von Räumen:
Ausgangssituation:
    Zielgruppe hat keinen (eingeschränkten) Zugang zu in- 
    frastrukturellen Ressourcen (z. B. Sportplatz, Turnhalle, 
     Freiﬂächen ...).
    Immer mehr öffentlicher Raum geht der Zielgruppe ver- 
     loren.
          Aufenthalts-, Begegnungs- und Gestaltungsmöglichkeiten 
     werden mehr und mehr unverhältnismäßig reglementiert. 
Wirkungsziele der Leistungen: 
   Öffentliche und nichtöffentliche Räume sind als Aufent- 
   halts-, Begegnungs- und Gestaltungsmöglichkeit für die 
     Zielgruppe vorhanden.
     Es existiert eine qualiﬁzierte Kooperation zwischen öffent- 
   lichen und freien Trägern der Jugendhilfe sowie anderen 
    Institutionen und Behörden. 
Handlungsziele der Leistungen:
   Die Streetworker nehmen im Interesse der Zielgruppe 
     Einﬂuss auf sozial- und jugendpolitische Entscheidungen 
    im Rahmen der Jugendhilfeplanung und sind in diesbe- 
     züglich relevanten Gremien aktiv. 
      Die Zielgruppe nutzt die „Räume“ eigenverantwortlich für 
     ihre Lebenskultur.
   Die Zielgruppe hat teil an der Gesellschaft, in dem sie 
     „Räume“ für sich erschließt und nutzt.
Methoden:
     Bestands- und Bedarfsanalyse
     Mediation
     themenzentrierte Gesprächsführung
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungsgrad:
   Ressourcen/Räume konnten genutzt werden (Vergleich 







































    Feedback der Zielgruppe, der Kooperationspartner und 
      Experten
   Dokumentation der vorhandenen Ressourcen und der 
      Ansprechpersonen
     Dokumentation des Bedarfs
Dokumentation:
     Gesprächs- und Beratungsprotokolle
     Jugendförderplan
Leistung Initiierung von Maßnahmen zur Erhaltung und 
Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur:
Ausgangssituation:
     Die soziale Infrastruktur entspricht nicht dem Bedarf der 
     Zielgruppe.
     Streetwork verfügt über besonderes fachliches Wissen in 
    Bezug auf Lebenswelten der Zielgruppe, über deren Be- 
     dürfnisse und Problemlagen bzw. Lösungsansätze dafür.
    Diese Kenntnisse sind in der Öffentlichkeit nicht hinrei- 
   chend bekannt und werden durch Entscheidungsträger 
     oftmals nicht angemessen berücksichtigt.
Wirkungsziele:
   Streetwork entwickelt mit der Zielgruppe Beteiligungs- 
     möglichkeiten und setzt diese wirksam um.
   Die Streetworker werden als kompetente Partner aner- 
   kannt und deren Fachwissen zur sozialen Infrastruktur 
     wird bei der Entscheidungsﬁndung berücksichtigt. 
Handlungsziele:
   Streetwork macht seine Kenntnisse von Bedarfen und 
    Lebenslagen öffentlich und bringt sie in Entscheidungs- 
     gremien ein.
   Streetwork erreicht die Erschließung und Nutzung von 
   Ressourcen im Sozialraum für die Zielgruppe und ver- 
     netzt bestehende Angebote.
    Streetwork macht die Zielgruppe mit den Möglichkeiten 
     der Beteiligung vertraut und begleitet den Prozess.
Methoden:
   Auswertung von Szenekenntnissen auf Grundlage von 
     Fachwissen
     Umfeldanalyse
     Partizipation
     Mediation
     Projektmanagement
     Zukunftswerkstatt
Indikatoren:
  Vorher-Nachher-Vergleich als subjektive Einschätzung 
     der Streetworkerin und des Streetworkers (Wahrnehmung 
    der Veränderungen im sozialen Umfeld, von Zielgruppen 
    und Partnern)
    Angebotsentwicklung
    Verbindlichkeit von Strukturen, Anzahl Netzwerktreffen
    Nachfrage von Stakeholdern
Dokumentation:
    Pressemitteilungen
    Konzepte, Projektbeschreibungen
    Protokolle der Netzwerktätigkeiten
    Dokumentation von Veranstaltungen
Leistung Vernetzung/Kooperation:
Ausgangssituation:
    Verschiedene Einrichtungen/Hilfesysteme arbeiten mit 
      der gleichen Zielgruppe.
     Efﬁziente Vernetzungsstrukturen bzw. verbindliche Koo- 
      perationsbeziehungen sind wenig ausgeprägt.
Wirkungsziel der Leistung:
     Es besteht ein Netzwerk, das die vorhandenen Ressour- 
     cen des regionalen Hilfesystems efﬁzient nutzt und ent- 
      sprechend der Bedarfslagen entwickelt ist.
Handlungsziel der Leistung:
   Die Streetworker tauschen sich fach- und ressortüber- 
   greifend mit anderen Hilfesystemen aus. Sie nutzen 
   „fremde“ Ressourcen und pﬂegen Kontakte; auch um 
      Doppelgleisigkeiten vermeiden.
       Bei einer Vielzahl von Klienten mit gleichen Problemlagen 
      im Schnittstellenbereich zu anderen Hilfesystemen/Insti- 
  tutionen werden Kooperationsvereinbarungen abge- 
      schlossen. 
Methoden:
    Initiierung von Plattformen für den informellen und fach- 
    lichen Austausch
    Kontaktpﬂege
    Projektarbeit
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungsgrad:
    Kenntnisse über das gesamte Hilfesystem in der Region 
    qualitative Selbsteinschätzung der Kontaktformen
    kurze Informationswege
    Anzahl und Qualität gemeinsamer Projekte
    Wirksamkeitsprüfung von Vernetzung bzw. Kooperations- 
     vereinbarungen anhand der Umsetzung der Hilfepläne im 
    Kontext von Casemanagement
Dokumentation:
  aktuelle Adress- und Ansprechpartner-Datei (Kontakt- 
     buch)
    Hilfeplandokumentation
    Projektberichte
    Protokolle der Arbeitstreffen 
Leistung Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit:
Ausgangssituation:
   Die Interessenvertretung für die jungen Menschen der 
     Zielgruppe ist oftmals unterrepräsentiert. 
   Das Leistungsspektrum von Streetwork ist nur teilweise 
     bzw. kaum bekannt.
    Die Lebenswelt der Zielgruppe und die Problemlagen im 




































    Das Leistungsspektrum von Streetwork ist bekannt und 
     ﬁndet eine breite Akzeptanz.
   Die Öffentlichkeit nimmt die Problemlagen im Sozial- 
    raum wahr und entwickelt Verständnis und Toleranz für 
     die Lebenswelten der Zielgruppe.
     Streetwork vertritt parteilich die Interessen der Zielgruppe 
     nach außen.
Handlungsziel der Leistung:
     Die Streetworker stellen ihr Wissen und ihre Erfahrungen 
     zur Verfügung, um die Lebenswelt der Zielgruppe in der 
     Öffentlichkeit adäquat darzustellen.
  Die Streetworker arbeiten in diesbezüglich relevanten 
   Gremien und sind als Expertinnen und Experten aner- 
     kannt.
   Die Streetworker initiieren geeignete Maßnahmen, um 
   eine breite aufgeschlossene Öffentlichkeit für die Pro- 
     blemlagen/Lebenswelten der Adressaten herzustellen.
Methoden:
     Kommunikation vor Ort
   Nutzung verschiedener Medien: (Lokalpresse/-medien, 
   überregionale Medien, Fachpresse); z. B. Flyer, Plakate, 
     Web, Publikationserstellung
     Beteiligung an lokalen und überregionalen Aktivitäten
     Netzwerkarbeit
    Präsentation des Leistungsspektrums in Schulen, Stadt- 
     teilzentren u. a.
     Gremienarbeit
Indikatoren/Kennziffern/Zielerreichungsgrad:
     Bekanntheitsgrad der Streetworker bei den Adressaten
     Anzahl der Anfragen an die Streetworker als Expertinnen 
     und Experten
     Medienpräsenz
     Web-Abfragen/Zähler
Dokumentation:
  Sammlung der Belegexemplare (Flyer, Publikationen, 
     Pressespiegel ...)
     Jahresanalyse/Statistik
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3. Abteilung: Kinder- und Jugendarbeit
4. Sachgebiet: Jugendsozialarbeit
5. Funktionsbezeichnung: Streetworker/in
6. Vertreterverhältnisse:  
7. Anforderungen: wie im Anforderungsproﬁl
8. Beschreibung der Tätigkeit:
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Jugendamt
Anforderungsprofil
Stellenbezeichnung:     Streetworker     VGR: 
Fachamt/Abteilung/Sachgebiet: Jugendamt/Abt. Kinder- und Jugendarbeit/Sachgebiet Jugendarbeit
Angefertigt von Herrn/Frau:   am:
173
1.  Arbeitsaufgaben
Die Arbeitsaufgaben der zu besetzenden Stelle werden in der 
Arbeitsplatzbeschreibung formuliert.
2.  Fachliches Anforderungsproﬁl (Kenntnismerkmale)
Diese Merkmale geben Auskunft über den Ausbildungs-
stand. Erfahrungen und Kenntnisse, die der Stelleninhaber 
besitzen sollte. Die fachlichen Anforderungen sind u. a. un-
ter Beachtung der Eingruppierung auf Grundlage des gel-
tenden Tarifrechts festzulegen. Als Anlage erhalten Sie eine 
Übersicht.
Im Folgenden nur die Zeilen ausfüllen, welche für die Stelle zutreffend sind. 
1. Fachliche Anforderungen/Kenntnismerkmale










(Abschlüsse, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
für die Stelle zwingend erforderlich sind) 
_________________________________________________________________________________
Berufserfahrungen          Erfahrungen im Bereich der Jugendhilfe 
(Fachkenntnisse, Verantwortung)      (speziell SGB VIII und angrenzende Gesetze) 
_________________________________________________________________________________
EDV-Kenntnisse
(wenn ja, welche Software im Speziellen) 
_________________________________________________________________________________
Fremdsprachenkenntnisse
(wenn ja, welche Sprache) 
_________________________________________________________________________________
Führerschein
(wenn ja, dann welche Klasse)        ja, Klasse 3 
2.  Körperliche Anforderungen
Wegen der Art des Arbeitsplatzes       z. B. Bildschirmtätigkeit 
_________________________________________________________________________________
Wegen Belastung mit Gerüchen und Geräuschen   z. B. Lautstärke, „Nikotinbelastung“ 
_________________________________________________________________________________




3. Soziales Anforderungsprofil (Persönlichkeitsmerkmale)
Nehmen Sie nur eine begrenzte Zahl von Kriterien auf (maximal fünf), sonst leidet die Praktikabilität. Legen 
Sie nur Kriterien fest, die sich nicht überschneiden. Wählen Sie nur Kriterien aus, die in der Praxis auch über-
prüft werden können. Deshalb sind gründliche Überlegungen dazu notwendig, welche Anforderungen in die-
sem Bereich definiert werden sollen. (Schlüsselqualifikationen bitte ankreuzen) 
_________________________________________________________________________________
Auffassungsgabe und analytisches Denken       = 
(denkt logisch, erkennt das Wesentliche, kann komplexes Material gliedern) 
_________________________________________________________________________________
Kommunikationsfähigkeit          = 
(kann sich klar, treffend, sach- und adressengerecht verständigen) 
_________________________________________________________________________________
Belastbarkeit             =  X 
(erträgt Misserfolge, ist schwierigem und starkem Arbeitsanfall gewachsen)
_________________________________________________________________________________
Arbeitsorganisation            = 
(vorausschauende Arbeitsweise, Setzen von Schwerpunkten bei komplexem Aufgabenfeld) 
_________________________________________________________________________________
Verhandlungsgeschick           = 
(verhandelt zielgerichtet, situations- und adressatengerecht) 
_________________________________________________________________________________
Kooperationsfähigkeit            =  X 
(arbeitet aufgabenorientiert mit anderen zusammen) 
_________________________________________________________________________________
Konfliktfähigkeit             =  X 
(stellt sich Auseinandersetzungen, führt konstruktive Kritik) 
_________________________________________________________________________________
Serviceorientierung            = 
(aufmerksam, höflich, sachlich gegenüber Kunden, zeitge- 
rechte Erledigung der gewünschten Dienstleistung) 
_________________________________________________________________________________
Kreativität              = 
(setzt neue Gedanken um, denkt unkonventionell) 
_________________________________________________________________________________
Entscheidungsvermögen           = 
(trifft rechtzeitig und selbständig eindeutige Entscheidungen) 
_________________________________________________________________________________
Selbständigkeit und Initiative          =  X 
(bearbeitet Aufgaben ohne fremde Hilfe, ergreift selbst Initiative) 
_________________________________________________________________________________
Lernbereitschaft             = 
(eignet sich selbständig notwendige und nützliche Kenntnisse an) 
_________________________________________________________________________________
Einfühlungsvermögen/Anpassungsvermögen      =  X 




Leistungsbeschreibung Streetwork für den Zeitraum 01.01. 
bis 31.12.2006
1. Beschreibung laut Jugendförderplan:
     Angebot der aufsuchenden und nachgehenden Arbeit 
 im Sozialraum
2. Auftragsgrundlage:
        § 13 Abs. 1 SGB VIII, Jugendförderplan 
3. Zielgruppe:
     junge Menschen im Alter von 10 bis 27 Jahren; davon 
überwiegend Jugendliche und junge Erwachsene, die auf-
grund individueller sozialer Problemlagen besondere Unter-
stützung benötigen
4. Leistungen/Teilleistungen:
    sozialpädagogische Beratung und Begleitung von Cli- 
 quen, Szenen, Gruppen
 - aufsuchende Arbeit im öffentlichen Raum, insbeson- 
  dere an Brennpunkten
 - freizeit- und erlebnispädagogische Angebote
 - Partizipation
       Einzelfallhilfen
 - sozialpädagogische Beratung, Begleitung und Wei- 
  tervermittlung von Zielgruppenangehörigen mit kom- 
  plexen sozialen Problemlagen
 - Beratung zur Erweiterung der sozialen Handlungs- 
  kompetenz sowie bei der Entwicklung von Lebensper- 
  spektiven
       Gemeinwesenarbeit
 - Initiierung und Weiterentwicklung von Maßnahmen 
  der sozialen Infrastruktur - Mitarbeit in Netzwerken 
  des Sozialraumes bzw. der Jugendhilfe
5. Wirkungsziele:
     Die Mitarbeiter kennen die Bedürfnisse und Wünsche 
 verschiedener Cliquen, Szenen und Gruppen.
      Die jungen Menschen beteiligen sich aktiv an der Um- 
 setzung ihrer Interessen.
      Die Mitarbeiter unterstützen die jungen Menschen bei 
 der Verbesserung ihrer individuellen Lebensverhält- 
 nisse.
_________________________________________________________________________________
Führungsvermögen            = 
(kann Mitarbeiter motivieren, setzt zeitgemäße Führungsinstrumente ein) 
_________________________________________________________________________________
Delegationsvermögen            = 
(überträgt Aufgaben an andere, wählt geeignete Mitarbeiter aus, erteilt eindeutige Anweisungen) 
_________________________________________________________________________________
         Die Mitarbeiter bringen ihr Wissen und ihre Erfahrungen 
 in die Netzwerke ein.
6. Rahmenbedingungen:
6.1. Räumlichkeiten:  
Es stehen Büro-/Beratungsräume zur Verfügung. 
6.2. Personal: 
... Mitarbeiter (... VbE = Fachkräfte) erbringen die o. g. Lei-
stung auf Grundlage der Maßnahmeplanung des Jugendför-
derplans. 
6.3. Nutzungszeiten
Das Angebot ist ganzjährig und täglich/Mo.- Frei. für die 
Zielgruppe nutzbar.
6.4. Angebote/Arbeitsformen:
       Aufsuchende Arbeit und Einzelfallhilfen werden gemäß 
Arbeitsplatzbeschreibung mit mindestens 60 % der Arbeits-
zeit realisiert.
      Erlebnispädagogische Maßnahmen oder Ferienfahrten 
für spezielle Zielgruppen werden mit mindestens vier Ange-
boten umgesetzt.
     Die Umsetzung der zielgruppenorientierten Netzwerk-
tätigkeit erfolgt durch die regelmäßige Teilnahme an allen 
relevanten Netzwerktreffen.
7. Qualitätssichernde Maßnahmen:
   Die hauptamtlichen Mitarbeiter nehmen mindestens 
 einmal jährlich an einer Fortbildung teil.
        Die Dienst- bzw. Teamberatungen werden schriftlich do- 
 kumentiert.
      Es erfolgt eine Evaluation mit festgelegtem Thema und 
 mit schriftlicher Dokumentation.
      Es werden zum 15.07.2006 für das 1. Halbjahr des lau- 
 fenden Jahres sowie zum 15.01.2007 für das 2. Halbjahr 
 2006 Sachberichte über die Erfüllung der o. g. Leistungen 
 gemäß beiliegender Gliederung im Jugendamt einge- 
 reicht.
  Das vorliegende Konzept (Stand Dezember 2005) 
 wird qualiﬁziert überarbeitet/fortgeschrieben und bis 
 zum 31.10.2006 im Jugendamt eingereicht.
Für das Angebot                           Für das Jugendamt
Unterschrift                                             Unterschrift   





















Der Schutz junger Menschen vor Gefährdungen ist im Über-
einkommen über die Rechte des Kindes - UN-Kinderrechts-
konvention, im Art. 6 Abs. 1 Grundgesetz, im § 1632 Bürger-
liches Gesetzbuch verankert und ﬁndet sich in Art. 19 Abs. 1 der 
Verfassung des Freistaates Thüringen als das Recht von jun-
gen Menschen auf eine gesunde, geistige, körperliche und 
psychische Entwicklung sowie den Schutz vor körperlicher, 
seelischer, sexueller Gewalt und Vernachlässigung wieder.
Junge Menschen haben das Recht auf seelische und körper-
liche Unversehrtheit und Entfaltung. Junge Menschen haben 
aus ihrer grundrechtlich geschützten Position heraus den 
Anspruch auf Pﬂege, Ernährung, Fürsorge, Aufsicht, Schutz 
und Förderung, also auf alle für die personale Entwicklung 
notwendigen und erforderlichen Zuwendungen.
Junge Menschen haben des Weiteren das Recht, ihre sozi-
alen Räume zu erobern und das von der Umwelt geforderte 
Verhalten zu hinterfragen. Sie benötigen Sicherheit, Gebor-
genheit, Liebe, Verlässlichkeit und Erwachsene, die als Vor-
bilder und Orientierungshilfen dienen. 
Das zwischen Erwachsenen und jungen Menschen beste-
hende Machtungleichgewicht birgt potentiell strukturelle 
und individuelle Risikofaktoren der Entwicklung, einschließ-
lich der Anwendung von Gewalt, in sich. Gewalt in Familien 
und Institutionen ﬁndet ihren Ausdruck in der körperlichen, 
sexuellen, seelischen Misshandlung und Vernachlässigung 
junger Menschen. Auch unter jungen Menschen kommt es 
aus vielerlei Gründen zu unterschiedlichsten Formen der 
Gewaltanwendung.
Junge Menschen haben als Auftraggeber Anspruch auf qua-
litativ hochwertige und verbindliche Angebote, die die vorlie-
genden Qualitätsstandards beschreiben und festlegen.
Die örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe in Thüringen 
- Landkreise und kreisfreie Städte - sind nach den §§ 1 Abs. 
3 Nr. 3, 85 Abs. 1 SGB VIII i. V. m. § 20 Abs. 4 ThürKJHAG 
verantwortlich, dass die für einen effektiven Kinder- und Ju-
gendschutz erforderlichen Einrichtungen, Dienste und Ver-
anstaltungen zur Verfügung stehen. 
Nach § 3 Abs. 2 SGB VIII können die öffentlichen Träger der 
Jugendhilfe bei der Durchführung dieser Aufgabe Träger der 
freien Jugendhilfe beteiligen, ihnen diese Aufgabe übertra-
gen oder sie anregen, diese Einrichtungen und Dienste unter 
Beachtung des in § 4 Abs. 3 SGB VIII verankerten Subsidiari-
tätsprinzip zu schaffen. 
Die im Freistaat Thüringen seit 1993 eingerichteten Kinder- 
und Jugendschutzdienste sind feste Partner innerhalb des 
vorzuhaltenden Angebotes der Hilfen zur Erziehung. Sie ha-
Thüringer Kinder- und Jugendschutzdienste - Qualitätsstandards -  
vom 14. Juni 2004 mit Änderungen vom 2. Juni 2008
ben ein eigenständiges Proﬁl, verknüpfen, speziﬁzieren und 
erweitern vorhandene Jugendhilfeangebote.
Ausdrücklich den §§ 14 ff. und §§ 27 ff. SGB VIII verpﬂich-
tet, arbeiten die Kinder- und Jugendschutzdienste „kindzen-
triert“ und sind Ansprechpartner für junge Menschen mit 
Gewalterfahrungen. Hierbei ﬁndet ebenso der § 8 Abs. 3 SGB 
VIII Anwendung. 
2. Ziele und Aufgaben
Die Kinder- und Jugendschutzdienste haben die Aufgabe 
jungen Menschen, die körperlich oder seelisch misshandelt, 
schwer vernachlässigt und oder sexuell missbraucht werden, 
sowie jungen Menschen, bei denen ein entsprechender Ver-
dacht besteht,
- ein ständiger Ansprechpartner zu sein, der auf die be- 
 troffenen jungen Menschen zugeht und deren Aussage 
 vertraut,
- vor weiteren Gefährdungen zu schützen und die dafür 
 notwendigen Schritte zu veranlassen,
- in Gesprächen und mittels persönlicher Zuwendung 
 Hilfen zur Stabilisierung ihrer Persönlichkeit und für 
 ihre künftige Lebensgestaltung zu geben,
- vertrauter und verlässlicher Helfer in zivil- und straf- 
 rechtlichen Verfahren zu sein und auch zu bleiben, falls 
 es nicht zu einer Verurteilung des Täters kommt oder 
 die Aussage des jungen Menschen bestritten oder sonst 
 angezweifelt wird.
Aufgabe der Kinder- und Jugendschutzdienste ist es auch, 
durch Beratung und Vermittlung von Hilfen zur Stabilisie-
rung der Familiensituation beizutragen, soweit dies ohne 
Beeinträchtigung des Vertrauensverhältnisses zu den betrof-
fenen jungen Menschen möglich ist.
Wenn es im Einzelfall geboten ist, sollen die Kinder- und Ju-
gendschutzdienste erzieherische, soziale, ärztliche, psycho-
therapeutische oder sonstige Hilfen aufzeigen und bei deren 
Inanspruchnahme helfen.
Ziel der Öffentlichkeitsarbeit ist es, eine politische Lobby so-
wie Sensibilisierung der Gesellschaft für Notsituationen jun-
ger Menschen mit Gewalterfahrungen und bei Vernachlässi-
gung zu schaffen. Sie dient darüber hinaus der Darstellung 
des Kinder- und Jugendschutzes und seiner Einrichtungen.
Öffentlichkeitsarbeit ist Aufgabe der Träger der Kinder- und 
Jugendschutzdienste und erstreckt sich auf Erarbeitung und 
Verteilung von Informationsmaterialien, Medienpräsenz, 
Ausschuss- und Gremienarbeit, auf Informationsveranstal-
tungen und der Teilnahme an Arbeitskreisen.
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3.      Arbeitsprinzipien
3.1 „Kindzentrierter“ Ansatz
Kindzentriertes Arbeiten ist die aktive Auseinandersetzung 
mit dem Problem aus der Sicht der jungen Menschen als 
Auftraggeber. Die Gestaltung der Hilfe und Begleitung der 
Mädchen und Jungen orientiert sich an deren eigenen per-
sönlichen und sozialen Ressourcen sowie an ihrem sozialen 
Umfeld. 
Die Fachkräfte gestalten ihre Arbeit für junge Menschen 
transparent und schaffen damit die Voraussetzung für deren 
aktives Mitwirken. Die Ausgestaltung der Hilfen erfolgt nach 
dem Prinzip der Freiwilligkeit und des Aushandelns von Zie-
len. 
In Einzelfällen, wenn junge Menschen sich nicht selbst betei-
ligen können, tritt das „anwaltliche Wirken“ von Kinder- und 
Jugendschutzdiensten ein.
3.2 Systemisch orientierte Arbeit
Die systemische Arbeitsweise berücksichtigt die existenti-
elle Bedeutung und Wirkung der natürlichen und sozialen 
Beziehungen zwischen Eltern und Kindern sowie anderen 
Bezugspersonen. 
Die Aktivierung aller familiären und sozialen Ressourcen zur 
Sicherung des Kindeswohls, Hilfe zur Selbsthilfe, Förderung 
selbstbestimmenden Handelns, Transparenz in der Koope-
ration aller am Hilfeprozess Beteiligten sind Prämissen sys- 
temischer Arbeitsweise.
3.3 Geschlechtsspeziﬁsche Arbeit
Das Wissen um die eigenen und sich voneinander unter-
scheidenden Wahrnehmungs- und Handlungspräferenzen 
von jungen Menschen begründet die grundsätzlich ge-
schlechtsspeziﬁsche Ausgerichtetheit der Arbeit und deren 
Reﬂektion.
3.4 Schutz
Alle Maßnahmen der Fachkräfte dienen dem Schutz der 
jungen Menschen vor weiteren Gefährdungen. Sie erfolgen 
entsprechend des altersgemäßen und psychosozialen Ent-
wicklungsstandes der Klienten unter Einbeziehung des fami-
liären und sozialen Umfeldes.
3.5 Kooperation und Vernetzung
Im Sinne der angestrebten Ganzheitlichkeit und Integriert-
heit der Hilfen für den einzelnen jungen Menschen ist die 
Nutzung aller Ressourcen durch Kooperation und Vernet-
zung von Trägern der freien und öffentlichen Jugendhilfe 
erforderlich. Die Kinder- und Jugendschutzdienste initiieren 
bzw. koordinieren oder beteiligen sich  auf Nachfrage an die-
sem Prozess.
3.6 Niederschwelligkeit
Das Angebot der Kinder- und Jugendschutzdienste ist allge-
mein öffentlich bekannt, freiwillig, kostenfrei und nicht an 
ein Verwaltungsverfahren gebunden. Es ist zeitlich unbe-
stimmt und kann auf Wunsch anonym sein. Der zeitliche 
Verlauf orientiert sich vordergründig an den Bedürfnissen 
der Klienten. Durch die „Komm-und-Geh-Struktur“ ist das 
Angebot ﬂexibel. 
4. Strukturqualität
4.1 Trägerkultur und Kooperation
Kinder- und Jugendschutzdienste sind Kontakt- und Bera-
tungsstellen, die bei Trägern der Jugendhilfe angegliedert 
sind.
Die Dienst- und Fachaufsicht über die Arbeit der Kinder- und 
Jugendschutzdienste obliegt dem Träger als Arbeitgeber. Er 
sichert seine Fachkräfte durch Verträge und klare Arbeits-
platzbeschreibungen ab. Die geschäftliche Vertretung auf 
örtlicher und überörtlicher Ebene ist Aufgabe des Trägers.
Die Trägerkultur soll die Fachkompetenz der Mitarbeiter 
herausfordern und deren Qualiﬁzierung unterstützen. Der 
Träger ist unter Einbeziehung der Mitarbeiter verantwortlich 
für die Konzeptentwicklung, die Leistungsbeschreibung und 
trägt die Verantwortung für deren fachliche und methodische 
Umsetzung. Die Mitarbeiter der Kinder- und Jugendschutz-
dienste sind über den genehmigten Finanzierungs- und Kos- 
tenplan informiert.
Im Prozess der örtlichen Jugendhilfeplanung nehmen die 
Träger die Interessen und Ziele der Kinder- und Jugend-
schutzdienste wahr.
Die Träger der Kinder- und Jugendschutzdienste wirken in 
regionalen und im Einzelfall in überregionalen Fachgremien 
und in entsprechenden Ausschüssen mit.
Die Fachkräfte der Kinder- und Jugendschutzdienste sind 
verpﬂichtet, mit Fachkräften unterschiedlicher Professionen 
zusammen zu arbeiten. Sie sind stabile Partner im sozialen 
Netz, wenn es um die Interessenvertretung von Kindern und 
Jugendlichen mit Gewalterfahrungen geht. Sie koordinieren 
bei Bedarf die multiprofessionellen Fachkräfte in der Einzel-
fallarbeit. 
Die Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz 
Thüringen e. V. koordiniert die Kinder- und Jugendschutz-
dienste landesweit in einem eigenen Arbeitskreis. Somit 
wird der fachliche Austausch kontinuierlich gesichert und 
der Stand der Professionalität der Mitarbeiter durch bedarfs-
gerechte gemeinsame Fortbildungen erhöht.
Der Landesjugendhilfeausschuss wird jährlich einmal über 
die Arbeit der Kinder- und Jugendschutzdienste informiert.
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Den Fachkräften der Kinder- und Jugendschutzdienste und 
anderen in diesem Feld Tätigen werden durch das Landesju-
gendamt in Kooperation mit der Landesarbeitsgemeinschaft 
Kinder und Jugendschutz Thüringen e. V. weitere fachüber-
greifende Fortbildungsangebote unterbreitet.  
4.2 Personal/Fachkräfte
Zur Sicherung des qualitativen und quantitativen Anspruchs 
sind in jedem Kinder- und Jugendschutzdienst mindestens 
zwei hauptamtliche Fachkräfte anzustellen, die über ein ab-
geschlossenes Hochschulstudium der Psychologie oder Pä-
dagogik oder ein abgeschlossenes Fachhochschulstudium 
der Sozialarbeit oder Sozialpädagogik mit staatlicher Aner-
kennung verfügen.
Weiterhin sind Kenntnisse über Ursachen, Erscheinungs-
formen, Dynamik und Folgen von Gewalt an Kindern und Ju-
gendlichen notwendig. Jede Fachkraft verfügt über spezielle 
Kenntnisse der Gesprächsführung und Beratung sowie die 
Bereitschaft zur persönlichen Reﬂexion und die Aneignung 
eines therapeutisch orientierten Methodenrepertoires. 
Alle Fachkräfte erhalten die Möglichkeit der Inanspruch-
nahme der regelmäßigen externen Supervision und Fortbil-
dung.
In gemischtgeschlechtlichen Teams werden für beide Ge-
schlechter der Klienten positive Identiﬁkationsmöglichkeiten 
geschaffen. Die Arbeit an der Klientel und die geschlechts-
speziﬁsche Reﬂexion im Team erfordern nach Möglichkeit 
eine männliche Fachkraft.
4.3 Teamkultur
Die Teamkultur ermöglicht abgestimmte Tätigkeitsstruk-
turen und arbeitsteiliges Vorgehen der Fachkräfte verschie-
dener Professionen.
Die Durchführungen von Selbst- und/oder Fremdevaluation 
der Fachkräfte sind als fortlaufende Prozesse notwendig.
Die Fachkräfte arbeiten im Team eigenverantwortlich und 
fachlich selbstständig. Sie sind in der Lage, sich als Team 
in Form von Supervision und Fallberatung mit ihrer Arbeit 
konstruktiv auseinander zu setzen.
4.4 Erreichbarkeit und Öffnungszeiten
Die Kinder- und Jugendschutzdienste sind für junge Men-
schen, Eltern und Multiplikatoren verkehrstechnisch, per-
sönlich, telefonisch und über moderne Medien erreichbar. 
Die Kinder- und Jugendschutzdienste sind an mindestens 4 
Tagen in der Woche für mindestens 3 Stunden geöffnet. Die 
Öffnungszeiten sind ortsüblich bekannt zu machen. 
Um die Erreichbarkeit auch außerhalb der Öffnungszeiten zu 
gewährleisten, soll ein Netzwerk mit anderen Fachdiensten 
der Region aufgebaut werden. 
4.5 Ausstattung
Für die Arbeit mit den Klienten sind Räume nötig, die einen 
ungehinderten Zugang sowie Anonymität gewährleisten 
und in denen ungestörte Einzelfallarbeit und Gruppenarbeit 
möglich sind. Des Weiteren werden mindestens ein Büroar-
beitsplatz, ein Wartebereich, eine Teeküche sowie Toiletten 
benötigt.
Das Büro ist technisch und materiell standardgemäß aus-
zustatten. Für einen jugendgemäßen niederschwelligen Zu-




Jede Äußerung zum Thema Kindesmisshandlung und Ver-
nachlässigung und jede Meldung eines Verdachtes wird 
ernst genommen. Der Erstkontakt zwischen Klient und Bera-
tungsstelle erfolgt auf Grund einer Selbstmeldung oder Ver-
mittlung Dritter. Kontakte können in der Beratungsstelle, im 
familiären und sozialen Umfeld der Klienten oder in Institu-
tionen und Ämtern stattﬁnden. Das Erstgespräch zwischen 
Klient und Berater dient der gemeinsamen Auftragsklärung 
und ﬁndet nach individueller Vereinbarung statt. 
Zu Beginn erfolgt die Vorstellung der Inhalte und Arbeits-
prinzipien des Kinder- und Jugendschutzdienstes. Die Kli-
enten erhalten den Hinweis auf die Pﬂicht der Kinder- und 
Jugendschutzdienste zur Verschwiegenheit und zum Schutz 
von Sozialdaten sowie von Privatgeheimnissen. 
Auf freiwilliger Basis werden die Grunddaten der Klienten er-
fasst und deren Motivation sowie der Überweisungskontext 
geklärt. Das Anliegen und die Bedürfnisse werden aus Sicht 
der Betroffenen erfasst.
Die Speziﬁk der Gewaltthematik bringt es mit sich, dass 
oftmals unterschiedliche Aufträge der Beteiligten in einem 
Fall gleichzeitig formuliert werden. In dieser Situation sind 
die Kinder- und Jugendschutzdienste primär dem kindzen-
trierten Arbeitsansatz verpﬂichtet, d. h. die Parteilichkeit für 
den jungen Menschen kommt zum Tragen.
Zur Vermeidung von Loyalitätskonﬂikten wird, sofern es die 
Kapazität der Kinder- und Jugendschutzdienste ermöglicht, 
für Eltern und weitere Beteiligte eine andere Fachkraft hin-
zugezogen oder sie werden an Kooperationspartner vermit-
telt.
5.1.2  Hilfeprozess
Das vorrangige Ziel in der Arbeit mit jungen Menschen ist, 
eine vertrauensvolle Beziehung aufzubauen, ihnen zuzuhö-
ren, das Problem aus ihrer Sicht zu erfassen und eventuell 
bestehende Ambivalenzen zu akzeptieren. Hierbei gehen die 
Mitarbeiter von der Authentizität der Aussagen des jungen 
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Menschen aus. Mit ihnen wird ein ganz individueller Hilfe-
weg gemeinsam entwickelt. Dabei können die Betroffenen 
entscheiden, welche Personen vertrauensvoll hinzugezogen 
oder informiert werden sollen. Dies geschieht unter Berück-
sichtigung des jeweiligen Entwicklungsstandes und der 
Entscheidungsfähigkeit der jungen Menschen. Der weitere 
Hilfeverlauf erfordert eine ständige Überprüfung und Neu-
deﬁnition des Arbeitsauftrags.
Wichtiges Instrumentarium zur Qualitätssicherung in kom-
plexen sozialen Hilfeprozessen ist die Helferkonferenz. Die-
se dient der Reﬂexion des Hilfeverlaufs, der Bündelung der 
Informationen, der Klärung von Verantwortlichkeiten sowie 
der Entwicklung gemeinsamer Strategien und Interventions-
möglichkeiten. 
Die beständige kollegiale Fallbesprechung ermöglicht die 
Kontinuität der Beratung und Begleitung in Vertretungs-
zeiten und bei Beraterwechsel. Hierüber erfolgt eine persön-
liche Vorinformation der Klienten.
5.1.3   Beratung
Beratung ist ein lösungs- und ressourcenorientierter interak-
tiver Prozess zwischen Klient und Berater, in dem der Bera-
ter die fachliche und strukturelle Verantwortung trägt. Dabei 
werden die jungen Menschen in ihrer gesamten Person an-
genommen und nicht auf eine Opferrolle reduziert. 
Junge Menschen werden bereits schon wenn der Verdacht 
besteht, dass sie von Gewalt betroffen sind, durch den Kin-
der- und Jugendschutzdienst betreut. 
In der Arbeit mit den Klienten werden Informationsge-
spräche, psychosoziale Beratung, therapeutische Beglei-
tung, Arbeit mit dem sozialen Umfeld und pädagogische 
Hilfen angeboten.
In der Arbeit mit dem sozialen Umfeld der jungen Menschen 
kommt der Arbeit mit den Eltern ein hoher Stellenwert zu.
Die Beratung dieser jungen Menschen bringt es mit sich, 
dass sich Kinder und Jugendliche häuﬁg mit diffusen Er-
wartungen und unklaren Aufträgen an die Kinder- und Ju-
gendschutzdienste wenden. Primäre Ziele sind dann die 
Auftragsabstimmung und der Beziehungsaufbau zwischen 
Berater und Klient, so dass eine weitere strukturierende Ar-
beit ermöglicht wird.
Der gemeinsam gestaltete Arbeitsauftrag wird mit Einver-
ständnis des jungen Menschen den Eltern/Sorgeberech-
tigten zugänglich gemacht. Die Eltern bekommen Unterstüt-
zung, um die notwendigen Veränderungen zum Schutz des 
jungen Menschen gestalten und mittragen zu können. 
Dauer, Häuﬁgkeit und Umfang der Kontakte erfolgen in ge-
genseitiger Abstimmung. Hierüber werden Nachweise ge-
führt.
5.1.4   Krisenintervention
Krisenmanagement ist ein Kennzeichen des speziﬁschen 
Beratungsprozesses in der Arbeit mit gewalterfahrenen jun-
gen Menschen. Dies kann sowohl ein psychosoziales Unter-
stützungsangebot erfordern, als auch das sofortige Einleiten 
einer Schutzmaßnahme, ggf. in Kooperation mit anderen 
Diensten und Einrichtungen, beinhalten. Besonderes Kenn-
zeichen der Krisenintervention ist die zeitnahe Begleitung 
und Unterstützung in akuten Problemlagen durch den Kin-
der- und Jugendschutzdienst. 
Familiäre und soziale Ressourcen sind ausschließlich im 
Sinne der betroffenen jungen Menschen zu nutzen.
5.1.5   Begleitung in juristischen Verfahren
Persönliche Gespräche, Zuwendung und Begleitung vor, 
während und nach Gerichtsverfahren dienen der Vermei-
dung von sekundärer Viktimisierung der von Gewalt betrof-
fenen jungen Menschen. Das juristische Verfahren  ist als ein 
Baustein im Prozess der Verarbeitung der Gewalterfahrung 
der jungen Menschen zu verstehen. Das erfordert die alters-
angemessenen Informationen über Verfahrensgegenstand, 
-dauer, -ort und -beteiligte sowie deren rollenbedingte Aufga-
ben und die Rechte und Pﬂichten als Opferzeuge.
Zum Schutz der jungen Menschen besteht die Möglichkeit, 
Vernehmungen in den Räumen der Kinder- und Jugend-
schutzdienste durchzuführen und sie zu allen anstehenden 
Vernehmungen/Begutachtungen zu begleiten.
Eine Kooperation mit den Behörden der Strafverfolgung ﬁn-
det ausschließlich hinsichtlich des Kindeswohles statt. Die 
Kinder- und Jugendschutzdienste können auf Anregung der 
Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden Unterstützung 
für die betroffenen jungen Menschen anbieten. Sie betei-
ligen sich nicht an der Strafverfolgung des mutmaßlichen 
Täters und erstatten keine Strafanzeige gegen den Willen der 
Betroffenen.
5.1.6    Begleitung im Lebensalltag 
Die Einzelfallhilfe erfolgt unter Einbeziehung des sozialen 
Umfeldes der betroffenen jungen Menschen. Im Prozess der 
Arbeit mit ihnen sind Phasen der Begleitung erforderlich. 
Begleitung umfasst Schutz, Hilfe in Zeiten des Beziehungs-
aufbaus zwischen den jungen Menschen und dem Berater, 
bietet Unterstützung im Kontakt mit Umgangsberechtigten 
sowie bei anstehenden Behördengängen und Inanspruch-
nahme weiterer, für sie schwer zugänglicher oder unbe-
kannter sozialer sowie ﬁnanzieller Möglichkeiten. Art und 
Umfang richten sich nach dem anliegenden Bedarf und dem 
Grad der Selbständigkeit der Klienten.
Werden Hilfebedarfe der Klienten erkannt, die nicht in Ei-
genleistung der Kinder- und Jugendschutzdienste erbracht 
werden, wird die Inanspruchnahme weiterführender Hilfen 
vermittelt.
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5.1.7   Ergänzende Leistungen 
Ergänzende Leistungen, die über die Einzelangebote der Be-
ratung hinausgehen sind notwendig, wenn die Bedürfnisse 
von jungen Menschen und Familien dies erfordern.
Kinder- und Jugendschutzdienste bieten den geschützten 
Raum der Gruppe an. Das Spektrum der zielgruppenspe-
ziﬁschen Angebote kann Gruppenarbeit, freizeit-, erleb-
nis- und heilpädagogische Angebote sowie thematische 
Veranstaltungen und die Initiierung von Selbsthilfegruppen 
umfassen. Die emotionalganzheitlichen Erfahrungen in der 
Gruppe fördern die Selbstwahrnehmung als auch die Inte-
gration der erlebten Gewalt in die eigene Biographie sowie 
die gezeigte individuelle Symptomatik.
5.1.8    Beendigung der Einzelfallhilfe
Die Beendigung der Einzelfallhilfe ist ein gemeinsam gestal-
teter Prozess zwischen Berater und Klient, der die Überprü-
fung gemeinsam gestellter Ziele und gegenseitiger Ablösung 
beinhaltet. Am Ende dieses Prozesses steht das Abschluss-
gespräch. 
Charakteristisch für die Arbeit mit betroffenen jungen Men-
schen sind Beratungsverläufe, die durch Phasen unter-
schiedlicher quantitativer und qualitativer Intensität gekenn-
zeichnet sind.
Bei Kontaktunterbrechungen seitens der Klienten werden 
weitere Kontaktangebote durch die Kinder- und Jugend-
schutzdienste unterbreitet. Bleiben diese mehrfach unbeant-
wortet, wird dies als Abbruch der Einzelfallhilfe deﬁniert. 
Bei Bedarf einer weiterführenden oder ergänzenden Hilfe 
zur Erziehung sollen individuelle Hilfearrangements im Hil-
feplanverfahren gemäß § 36 SGB VIII des Jugendamtes vom 
Kinder- und Jugendschutzdienste angeregt und mitgestaltet 
werden.
5.2 Prävention
Präventionen dienen der Verhinderung oder Aufdeckung von 
körperlicher, seelischer und sexueller Gewalt und Vernach-
lässigung, der frühstmöglichen Beendigung von Gewalt so-
wie der Entwicklung neuer Verhaltensweisen. 
Die Kinder- und Jugendschutzdienste bringen sich in die 
Angebote des Jugendschutzes des öffentlichen Trägers nach 
§ 14 SGB VIII ein.
In der Präventionsarbeit setzt der Kinder- und Jugendschutz-
dienst seine speziellen Kenntnisse über Ursachen, Formen 
und Wirkungen von Gewalt sowie Vernachlässigung um. Die 
Angebote für junge Menschen, Eltern und Multiplikatoren 
sind alters-, geschlechts- und problemspeziﬁsch methodisch 
untersetzt.
Bei dem Verdacht auf Kindesmisshandlung und -vernachläs-
sigung bieten präventive Gruppenangebote dem möglicher-
weise betroffenen jungen Menschen einen niederschwelligen 
Zugang zum Kinder- und Jugendschutzdienst.
Durch Ausgestaltung von und Teilnahme an Informations-
veranstaltungen, Arbeitskreisen, Workshops, Fachseminaren 
und kollegialer Fallberatung werden pädagogische Fachkräf-
te erreicht. 
Die fachliche Diskussion mit Multiplikatoren führt zu tragfä-
higen Kooperationsbeziehungen, welche die Wahrnehmung 
für die Probleme der jungen Menschen schärfen sowie den 
Hilfeprozess efﬁzienter gestalten.
6. Ergebnisqualität
Die Ergebnisqualität misst und dokumentiert die Wirksam-
keit der Prozesse in der Einzelfallarbeit und der Prävention 
anhand der im Pkt. 2. beschriebenen Aufgaben und Ziele vor 
dem Hintergrund der kinder- und jugendschutzspeziﬁschen 
Arbeitsprinzipien. 
6.1 Parameter 
In der Phase des Kennenlernens besteht das Ziel in der Annah-
me eines oder mehrerer gemeinsam vereinbarter Aufträge. 
Ein gelungener Beratungs- und Hilfeprozess ist erkennbar 
an einer stabilen Vertrauensbeziehung zwischen Berater und 
Klient, dass der Klient um weitere Terminvereinbarung bit-
tet, sich mit seinen Problemen dem Berater öffnet und eine 
lösungsorientierte Interaktion eingeht. Dies führt zu einer 
Entfaltung von Ressourcen im Hilfeprozess, psychischen 
Entlastung und einer Symptomreduzierung beim Klienten.
Zentrales Kriterium der Arbeit ist die Gewährleistung des 
dauerhaften Schutzes der jungen Menschen vor bestehen-
der oder möglicher Gewalt sowie Vernachlässigung. 
Im Verlauf der Begleitung in juristischen Verfahren geht es 
um Stabilisierung und Vermeidung erneuter Traumatisie-
rung der Opferzeugen. Dies wird durch eine Entwicklung 
von neuen Bewältigungsstrategien zum eigenen Schutz und 
Umgang mit Ängsten erreicht. 
Wesentliche Parameter der präventiven Arbeit sind die 
Sensibilisierung sowie der reﬂektierte Umgang von jungen 
Menschen, Eltern und Multiplikatoren mit der Gewaltpro-
blematik. Sichtbar wird dies an dem Bekanntheitsgrad der 
Angebote des Kinder- und Jugendschutzdienstes, den Anfra-
gen, die an ihn gestellt werden sowie an einer stabilen Ver-
netzung und Kooperation der regional vorhandenen multi-
professionellen Fachkräfte.
Das Prinzip der Niederschwelligkeit in der Arbeit der Kin-
der- und Jugendschutzdienste ﬁndet sich in verlässlichen 
Öffnungszeiten sowie im Zugang von Selbstmeldungen der 
Klienten wieder.
Der Träger des Kinder- und Jugendschutzdienstes befasst 
sich regelmäßig mit der praktischen Arbeit seines Dienstes 
und leitet ggf. notwendige Veränderungen ein.
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Der Kinder- und Jugendschutzdienst ﬁndet Berücksichtigung 
in der Jugendhilfeplanung.
6.2 Methoden
Der Erfolg von Hilfen wird an den jeweils ausgehandelten 
individuellen Aufträgen und Zielen und den tatsächlich er-
reichten Resultaten gemessen. Es kommen sowohl qualita-
tive als auch quantitative, standardisierte sowie mehrper-
spektivische Methoden, wie z. B. Fragebögen für Fachkräfte 
und Klientel, Skalen der Zufriedenheitsmessung, zur Anwen-
dung.
Selbstevaluation ﬁndet in Teamsitzungen, Beratungen des 
Thüringer Arbeitskreises der Kinder- und Jugendschutz-
dienste, Supervision, Falldokumentationen, Sachberichten 
und Statistik statt. Die Ergebnisse initiieren eine Fortschrei-
bung der Konzeption.
 
Die Arbeit der Kinder- und Jugendschutzdienste wird jährlich 
statistisch erfasst. 
Der Träger führt regelmäßig Personalentwicklungsgespräche 
mit den Mitarbeitern.
Regelmäßig berichtet der Träger über die Umsetzung der 
Zielvereinbarung vor dem Jugendhilfeausschuss.
Der Kinder- und Jugendschutzdienst beteiligt sich an exter-
nen Evaluationen.
7. Gleichstellungsklausel  
Status- und Funktionsbeschreibungen in diesen Quali-
tätsstandards gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form.
Kinder- und Jugend-Sorgentelefon des Freistaates Thüringen - Qualitätsstandards -
vom 27. März 2006
Vorwort 
Das SGB VIII sichert jedem Menschen das Recht auf Förde-
rung seiner individuellen und sozialen Entwicklungen und 
trägt dazu bei, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzu-
bauen und jedes Kind und jeden Jugendlichen vor Gefahren 
für ihr Wohl zu schützen (§ 1 SGB VIII).
Kinder und Jugendliche können ohne Kenntnis des Perso-
nensorgeberechtigten beraten werden, wenn die Beratung 
aufgrund einer Not- und Konﬂiktlage erforderlich ist und so 
lange durch die Mitteilung an den Personensorgeberech-
tigten der Beratungszweck vereitelt würde (§ 8 Abs. 3 SGB 
VIII).
Diesem gesetzlichen Auftrag folgend fördert das Thüringer 
Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit das Kin-
der- und Jugend-Sorgentelefon des Freistaates Thüringen 
und sichert somit ein niederschwelliges Beratungsangebot, 
das jedem Kind und jedem Jugendlichen in Thüringen rund 
um die Uhr Beratung und Hilfe ermöglicht.
Das Kinder- und Jugend-Sorgentelefon vervollständigt das 
System des Kinder- und Jugendschutzes im Freistaat Thürin-
gen, das durch eine enge Vernetzung und Kooperation von 
Fachdiensten des Kinder- und Jugendschutzes (Kinder- und 
Jugendschutzdienste) und Kinderschutzwohnungen (Inob-
hutnahmeeinrichtungen) gekennzeichnet ist. Die hohe Zahl 
der Gespräche belegt den Bedarf und die große Akzeptanz 
des Angebots.
Die regionale Ausrichtung der Telefonstandorte mit ihren 
Einzugsbereichen gewährleistet die Möglichkeit der persön-
lichen Kontaktaufnahme und die Vermittlung weiterführen-
der wohnortnaher Hilfen. Es stehen qualiﬁzierte Telefonbe-
raterinnen und Telefonberater zur Verfügung.
An einigen Standorten haben sich Partizipationsprojekte „Ju-
gendliche beraten Jugendliche“ etabliert, die ehrenamtlich 
und unentgeltlich Jugendliche gleichen Alters in Not- und 
Hilfesituationen beraten.
1 Trägerschaft
1.1 Träger des Gesamtprojektes Kinder- und Jugend-Sorgen-
telefon des Freistaates Thüringen
Das Kinder- und Jugend-Sorgentelefon des Freistaates Thü-
ringen ist unter der einheitlichen und kostenlosen Rufnum-
mer 0800  008 008 0 zu erreichen. 
Die Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz 
Thüringen e. V. ist Inhaber dieser Rufnummer und Träger 
des Gesamtprojekts. Sie ist für die Organisation, Koordi-
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nation, Telefonberaterausbildung und Fortbildung und die 
überregionale Öffentlichkeitsarbeit zuständig. Die Landes-
arbeitsgemeinschaft nimmt als Träger des Gesamtprojekts 
auch die Außenvertretung war. 
Die Finanzierung erfolgt durch das Thüringer Ministerium 
für Soziales, Familie und Gesundheit. Zur Gewährleistung 
eines bedarfsgerechten Angebotes ist zukünftig eine verläss-
liche und langfristige Förderung durch das Thüringer Mini-
sterium für Soziales, Familie und Gesundheit notwendig. 
Grundlage über Art und Umfang sollten die Aussagen der 
Landesjugendhilfeplanung sein.
1.2 Träger der Telefonstandorte 
Im Freistaat Thüringen können anerkannte Träger der freien 
Jugendhilfe den Antrag auf Einrichtung eines Telefonstand-
ortes beim Träger des Gesamtprojekts stellen, wenn sie die 
personellen, organisatorischen und räumlichen Vorausset-
zungen erfüllen. Die Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- 
und Jugendschutz Thüringen e. V. erteilt im Einvernehmen 
mit dem Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und 
Gesundheit und nach Abstimmung und Bestätigung des 
Antrages durch das örtlich zuständige Jugendamt die Ge-
nehmigung für die Inbetriebnahme eines Telefonstandortes 
im Gesamtnetz des Thüringer Kinder- und Jugend-Sorgen-
telefons. 
 
2 Qualitätsstandards der Beratung 
2.1 Zielgruppen des Kinder- und Jugend-Sorgentelefons 
Zielgruppen sind Kinder und Jugendliche, die aus dem Fest-
netz des Freistaates Thüringen telefonische Beratung su-
chen. 
2.2 Ziel und Gegenstand der Beratung 
Kindern und Jugendlichen soll eine qualiﬁzierte und bedarfs-
gerechte Beratung angeboten werden. Die Beratung soll Ent-
lastung durch einfühlendes und unterstützendes Zuhören 
ermöglichen und Hilfe zur Selbsthilfe leisten.
Sie wird durch fundierte Informationen und auf Wunsch 
durch Vermittlung weiterführender regionaler Hilfen er-
gänzt.
Dies betrifft besonders die vielfältigen Problemlagen von 
Kindern und Jugendlichen und wird den Aussprachebedürf-
nissen junger Menschen gerecht.
Dazu zählen z. B.:
 Freundschaft - Partnerschaft - Einsamkeit, 
 Liebe - Sexualität, 
 Familienprobleme - Trennung - Scheidung, 
 Peergroup - soziales Umfeld, 
 Schule - Ausbildung, 
 physische, psychische, sexuelle Gewalt - Mobbing, 
 Trauer - Tod - Suizidgedanken, 
 Suchtprobleme. 
2.3 Anonymität und Datenschutz 
Der Schutz personenbezogener Daten ist zu gewährleisten. 
Die Anonymität der Beratung wird gesichert. Alle vertrau-
lichen Unterlagen (Aufzeichnungen, Gesprächsnotizen, 
Statistiken) des Kinder- und Jugend-Sorgentelefons sind 
sorgfältig und verschlossen aufzubewahren, hierfür ist vom 
Träger des Telefonstandortes entsprechende Vorsorge zu 
treffen. Ein Mindestzeitraum der Aufbewahrung von einem 
Jahr ist zu gewährleisten. 
2.4  Qualiﬁkation 
2.4.1   Qualiﬁkation der Telefonberaterinnen und 
           Telefonberater 
Die Beratung am Kinder- und Jugend-Sorgentelefon erfolgt 
durch pädagogische Fachkräfte und ehrenamtliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die das speziﬁsche 100-Stun-
den-Ausbildungsprogramm des Freistaates Thüringen für 
die Arbeit am Kinder- und Jugend-Sorgentelefon mit einem 
Zertiﬁkat erfolgreich abgeschlossen haben und sich einer 
praxisbegleitenden Supervision und Fortbildung stellen. 
2.4.2  Qualiﬁkation der jugendlichen Telefonberaterinnen 
          und Telefonberater 
Sozial engagierte und befähigte Jugendliche erhalten eine 
mindestens 70-stündige Ausbildung für die Arbeit am Kin-
der- und Jugend-Sorgentelefon durch den Gesamtprojekt-
träger. Die Jugendlichen werden schrittweise in die ehren-
amtliche Beratung am Kinder- und Jugend-Sorgentelefon bei 
Gewährleistung eines gleichzeitig anwesenden Hintergrund-
dienstes durch eine ausgebildete Fachkraft einbezogen, um 
eine Überforderungssituation der Jugendlichen zu vermei-
den. Die jugendlichen auszubildenden Beraterinnen und 
Berater erhalten nach erfolgreicher Ausbildung ein für den 
Freistaat Thüringen gültiges Zertiﬁkat. Die praxisbegleitende 
Supervision und jährliche Fortbildung ist zu sichern. 
2.5 Teamarbeit - Fortbildung - Supervision 
Für alle Beraterinnen und Berater am Kinder- und Jugend-
Sorgentelefon sind die Zusammenarbeit und der Austausch 
im Team zu gewährleisten. Fortbildungsveranstaltungen 
sind regional und landesweit durchzuführen. Möglichkeiten 
der Einzel- und Gruppen-Supervision sind an den Telefon-
standorten zu sichern. 
2.6 Regionalisierung und Vernetzung 
Das Kinder- und Jugend-Sorgentelefon besteht aus einem 
Netz von stabilen, landesweiten Telefonstandorten. Diese 
einzelnen Telefonstandorte erfassen eine bestimmte vom 
jeweiligen Telefonnetz abhängige Region und gewährleisten 
in ihrer Gesamtheit die ﬂächendeckende Beratung für Kinder 
und Jugendliche in Thüringen. 
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Die regionalen Schaltungen unter der einheitlichen Ruf-
nummer 0800 008 008 0 garantieren die lückenlose Er-
reichbarkeit des Beratungsangebotes im gesamten Freistaat 
Thüringen. Die Rufnummer wird bei der Aufnahme in das 
Thüringer Netz ausschließlich zur Nutzung für die Beratung 
am Kinder- und Jugend-Sorgentelefon vergeben und darf nur 
für diesen Zweck verwendet werden.
2.7 Dokumentation und Statistik 
Die monatliche Belegungsstatistik der Telefongesellschaft 
liegt jedem Telefonstandort vor und wird jährlich mit einer 
einheitlich gestalteten Inhaltsstatistik von jedem Standort 
erfasst, abgestimmt und dokumentiert. Die Zusammenfas-
sung wird durch den Träger des Gesamtprojekts realisiert. 
3  Strukturelle und organisatorische Qualitätsstandards 
3.1 Verantwortung des Trägers des Gesamtprojekts 
Das Kinder- und Jugend-Sorgentelefon ist an einen Verkehrs-
führungsplan gebunden. Der Träger des Gesamtprojektes ist 
für die Erstellung und Veränderung des Verkehrsführungs-
planes verantwortlich. Die jeweiligen Zuschaltbereiche (Re-
gionen) werden mit den einzelnen Telefonstandorten abge-
stimmt. Änderungen im bestehenden Verkehrsführungsplan 
erfolgen im Einvernehmen mit den Trägern der beteiligten 
Telefonstandorte.
Die Rufnummer 0800 008 008 0 wird auf einen normalen, 
separaten Telefonhauptanschluss geschaltet, der das Ziel für 
die kostenfreie 0800er-Rufnummer ist. Über die Einzelheiten 
des jeweils gültigen Verkehrsführungsplanes informiert die 
Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Thü-
ringen e. V. die Träger der Telefonstandorte regelmäßig.
Bei Störungen im Verkehrsführungsplan ist die Landesar-
beitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Thüringen 
e. V. unverzüglich zu informieren, um deren Behebung durch 
die Telefongesellschaft veranlassen zu können.
Der Träger des Gesamtprojektes unterstützt die Standorte 
bei der Beratung und Bereitstellung von moderner Kommu-
nikationstechnik. 
Der Projektträger führt eine Arbeitsgruppe „Kinder- und 
Jugend-Sorgentelefon“, in der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter von jedem Telefonstandort vertreten sind und weitere 
Fachkräfte hinzugezogen werden können.
Der Gesamtprojektträger sichert die fachlichen und organi-
satorischen Standards und trifft Festlegungen zur Verbesse-
rung und Weiterentwicklung der Arbeit am Kinder- und Ju-
gend-Sorgentelefon des Freistaates Thüringen.
Der Gesamtprojektträger ist verantwortlich für die regelmä-
ßige Aus- und Fortbildung der Telefonberaterinnen und Te-
lefonberater.
3.2 Verantwortung der Träger an den Telefonstandorten 
Die Träger an den Telefonstandorten stellen eine separate 
Telefonleitung (kein Privat- oder Büroanschluss) zur Verfü-
gung, die ausschließlich von den Beraterinnen und Bera-
tern zur Telefonberatung genutzt wird. Die Telefonanlage 
darf keine Leistungsmerkmale aufweisen, die die Wahrung 
der Anonymität der Anrufenden aufheben könnte, wie z. B. 
„Übermittlung der eigenen Rufnummer“ (COLR) und „An-
zeige der Rufnummer des Anrufers“ (CLIP).
Die Träger der Telefonstandorte verpﬂichten sich zur Einhal-
tung von festen Besetzungszeiten. Diese Besetzungszeiten 
gelten auch in den Ferien und an Sonn- und Feiertagen. Das 
Ziel besteht in einer persönlichen Erreichbarkeit rund um die 
Uhr (24 Stunden).
Die Besetzungszeit kann in Abstimmung mit der Landesar-
beitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Thüringen e. V. 
eingeschränkt werden. Anrufbeantworter können geschaltet 
werden, wenn die persönliche Erreichbarkeit vorübergehend 
nicht gewährleistet ist. In der Ansage ist auf weitere Möglich-
keiten der Beratung hinzuweisen.
Die Organisation des Einsatzes der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter für die Beratung am Kinder- und Jugend-Sorgen-
telefon liegt in der Verantwortung der Träger der einzelnen 
Telefonstandorte. Der Träger sichert die Teilnahme an den 
regelmäßigen Beratungen des Gesamtprojektträgers am Ar-
beitskreis Kinder- und Jugend-Sorgentelefon.
4 Öffentlichkeitsarbeit 
Der Eintrag im Telefonbuch erfolgt ausschließlich mit der 
Rufnummer 0800 008 008 0 ohne Angabe der Zieladresse. 
Als Eintrag ist „Sorgentelefon für Kinder und Jugendliche in 
Thüringen“ anzugeben. Ein kostenloser Eintrag in die Te-
lefonbücher der Deutschen Telekom und weiterer Telefon-
buchverlage wird angestrebt. 
Es obliegt dem Gesamtprojektträger, einheitliche Materi-
alien für die Öffentlichkeitsarbeit zu erarbeiten und für den 
Einsatz zur Verfügung zu stellen. Auf seiner Homepage 
weist der Gesamtprojektträger auf das Kinder- und Jugend-
Sorgentelefon mit seinen Telefonstandorten hin. 
4.1 Überregionale Öffentlichkeitsarbeit 
Für die überregionale und damit landesweite Öffentlichkeits-
arbeit ist der Träger des Gesamtprojekts,  die Landesarbeits-
gemeinschaft Kinder- und Jugendschutz Thüringen e. V., 
zuständig. Der Träger des Gesamtprojekts vertritt das Thü-
ringer Kinder- und Jugend-Sorgentelefon bei der Bundesar-
beitsgemeinschaft Kinder- und Jugendtelefon des Deutschen 
Kinderschutzbundes e. V.
4.2 Regionale Öffentlichkeitsarbeit 
Die regionale Öffentlichkeitsarbeit liegt in der Verantwortung 
der regionalen Träger der Telefonstandorte. Auf die regionale 
Vernetzung von unterschiedlichen Hilfeangeboten ist in ge-
eigneter Weise hinzuwirken und aufmerksam zu machen. 
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Präambel
Das „Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend-
hilfe (Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz 
– KICK) trat am 01. Oktober 2005 in Kraft. Es zielt mit der 
Einführung der Verfahrensvorschrift des § 8 a SGB VIII auf 
eine Verbesserung des Schutzes von Kindern und Jugend-
lichen bei Gefahren für ihr Wohl. § 8 a SGB VIII ist Leitprin-
zip sowohl bei der Gewährung als auch der Erbringung von 
Leistungen nach dem SGB VIII.
Mangels Konkretisierung des § 8 a SGB VIII durch Kommen-
tierung und Rechtssprechung sollen die nachfolgenden Leit-
linien „Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“ eine erste 
Orientierung geben. Diese Leitlinien können zunächst nur 
einen allgemeinen Rahmen darstellen und sollen sukzessive 
den Anforderungen der einzelnen Arbeitsfelder angepasst 
werden. 
Auch die schematische Verfahrensdarstellung (Anlage) stellt 
lediglich einen möglichen Handlungsrahmen dar, der ange-
passt und modiﬁziert und letztlich zur Handlungssicherheit 
der Beteiligten durch entsprechende Dienstanweisungen ab-
gesichert werden muss. 
§ 8 a SGB VIII konkretisiert den allgemeinen Schutzauftrag 
als Aufgabe der öffentlichen Träger, die als letztverantwort-
licher Gewährleistungsträger im Rahmen ihrer Gesamtver-
antwortung durch Vereinbarungen mit den Trägern von Ein-
richtungen und Diensten sicherstellen müssen, dass deren 
Fachkräfte den Schutzauftrag in entsprechender Weise wahr-
nehmen.
Es wird empfohlen, im Rahmen einer partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit der öffentlichen und freien Träger für die 
unterschiedlichen Leistungsfelder der Jugendhilfe differen-
zierte Verfahren und Vereinbarungen zu entwickeln, die sich 
an den speziﬁschen Erfordernissen und Abläufen in den 
einzelnen Arbeitsfeldern orientieren. In diesem Zusammen-
hang wird darauf hingewiesen, dass Jugendverbände formal 
nur dann von den Verfahrensregelungen des § 8 a SGB VIII 
betroffen sind, wenn diese Träger von Einrichtungen und 
Diensten sind. Es entbindet sie jedoch nicht vom allgemei-
nen Schutzauftrag i. S. § 8 a SGB VIII. Insofern wird zunächst 
empfohlen, dass klare innerverbandliche Regelungen aufge-
stellt werden. 
Da gegenwärtig noch nicht auf ausreichend Erfahrungswerte 
zurückgegriffen werden kann, sollten die Vereinbarungen be-
fristet und mit der Zielstellung einer Evaluation abgeschlos-
sen werden.
Es wird empfohlen, beim Abschluss der Vereinbarungen 
nach § 8 a Abs. 2 SGB VIII sich an diesen Leitlinien zu ori-
entieren.
Leitlinien
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung *
vom 27. März 2006
1. Gesetzliche Verankerung des Schutzauftrages
Nach § 8 a Abs. 1 SGB VIII hat das Jugendamt das Gefähr-
dungsrisiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte ab-
zuschätzen, wenn es gewichtige Anhaltspunkte für die Ge-
fährdung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen erhält. 
Dabei sind die Personensorgeberechtigten sowie das Kind 
oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht 
in Frage gestellt wird. Hält das Jugendamt zur Abwendung 
der Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und 
notwendig, so hat es diese dem Personensorgeberechtigten 
oder dem Erziehungsberechtigten anzubieten.
Nach § 8 a Abs. 2 SGB VIII ist in Vereinbarungen mit den 
Trägern von Einrichtungen und Diensten, die Leistungen 
nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch erbringen, sicher-
zustellen, dass deren Fachkräfte den Schutzauftrag nach 
§ 8 a Abs. 1 SGB VIII in entsprechender Weise wahrnehmen 
und bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine inso-
weit erfahrene Fachkraft hinzuziehen. Insbesondere ist die 
Verpﬂichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte bei den 
Personensorge- oder den Erziehungsberechtigten auf die 
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für 
erforderlich halten und das Jugendamt informieren, falls die 
angenommenen Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um 
die Gefährdung abzuwenden.
Fachkräfte i. S. des § 8 a Abs. 2 SGB VIII sind Personen, die 
in Voll- oder Teilzeit beim Träger beschäftigt sind und die 
Maßgabe des § 72 Abs. 1 SGB VIII erfüllen.
Es wird empfohlen, über interne Regelungen sicher zu stel-
len, dass auch sonstige Personen, die in der Einrichtung/
dem Dienst tätig sind, in den Schutzauftrag einbezogen wer-
den.
2. Formen von Kindeswohlgefährdungen
Misshandlung
Körperliche Misshandlung umfasst alle Handlungen, vom 
einzelnen Schlag mit der Hand über Prügeln, Festhalten und 
Würgen bis hin zum gewaltsamen Angriff mit Riemen, Stö-
cken und anderen Gegenständen und Waffen, die zu einer 
nicht zufälligen Verletzung eines Kindes führen, insbesonde-
re zu Blutergüssen, Prellungen, Schädel- und Knochenbrü-
chen, aber auch zu inneren Verletzungen, zu Verbrennungen, 
Verbrühungen oder Vergiftungen.
Seelische oder psychische Gewalt bezeichnet Handlungen 
und Aktionen, die zu einer schweren Beeinträchtigung ei-
ner vertrauensvollen Beziehung zwischen Bezugsperson 
und Kind führen und dessen geistig-seelische Entwicklung 
*In der Textfassung ist davon auszugehen, dass bei der Verwendung des Begriffes „Kindeswohlgefährdung“ stets Kinder und Jugendliche gemeint sind.
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erheblich behindern. Seelische Gewalt ist beispielsweise die 
deutliche Ablehnung, das ständige Überfordern, das Herab-
setzen und Geringschätzen, Ängstigen und Terrorisieren, 
Isolieren und die Verweigerung von emotionaler Unterstüt-
zung eines Kindes.
Sexueller Missbrauch
Sexueller Missbrauch an Kindern ist jede sexuelle Handlung, 
die an oder vor einem Kind entweder gegen den Willen des 
Kindes vorgenommen wird oder der das Kind aufgrund kör-
perlicher, psychischer, kognitiver oder sprachlicher Unterle-
genheit nicht wissentlich zustimmen kann. Sexueller Miss-
brauch bezeichnet sexuelle Handlungen sowohl ohne (z. B 
Vorzeigen und Erstellen von pornograﬁschem Material, Ex-
hibitionismus durch eine wesentlich ältere jugendliche oder 
erwachsene Person) als auch mit Körperkontakt (insbeson-
dere Brust und Genitalbereich).
Vernachlässigung
Vernachlässigung ist die andauernde oder wiederholte Un-
terlassung fürsorglichen Handelns sorgeverantwortlicher 
Personen (Eltern oder von ihnen autorisierte Betreuungs-
personen), welches zur Sicherstellung der physischen und 
psychischen Versorgung des Kindes notwendig wäre. Die 
Vernachlässigung kann sich neben der mangelnden Befrie-
digung elementarer körperlicher Bedürfnisse (Nahrung, Be-
kleidung, Unterkunft, Sicherheit) auf den emotionalen Aus-
tausch, die allgemeine Anregung, auch in Bezug auf Sprache 
und Bewegung oder auf die mangelnde Beaufsichtigung und 
Gesundheitsfürsorge des Kindes beziehen. Diese Unterlas-
sung kann bewusst oder unbewusst, auf Grund unzurei-
chender Einsicht und unzureichenden Wissens erfolgen. Die 
durch die Vernachlässigung bewirkte chronische Unterver-
sorgung des Kindes durch die nachhaltige Nichtberücksich-
tigung, Missachtung oder Versagung seiner Lebensbedürf-
nisse hemmt, beeinträchtigt oder schädigt seine körperliche 
oder seelische Entwicklung und kann zu gravierenden blei-
benden Schäden oder gar zum Tode des Kindes führen.
3. Anhaltspunkte für eine mögliche Kindeswohlgefährdung  
    bei Kindern und Jugendlichen
Die nachfolgend beschriebenen Anhaltspunkte erfassen 
nicht alle möglichen Gefährdungssituationen und sind nicht 
als abschließend zu betrachten. Vielmehr sind dies Beispiele 
wahrnehm- und beobachtbarer Warnzeichen, die der Ab-
schätzung hinsichtlich des konkreten Gefährdungsrisikos 
und des erforderlichen Handelns bedürfen. 
Die nachfolgend aufgeführten Anhaltspunkte sind als „ge-
wichtig“ zu bewerten, wenn
- problematische Aspekte oder Ereignisse von hoher In- 
 tensität die kindliche/jugendliche Entwicklung beein- 
 trächtigen oder gefährden;
- schädigende Bedingungen nicht nur einmalig oder sel- 
 ten auftreten, sondern ein Strukturmuster besteht;
- auf Grund dieser Bedingungen eine Schädigung des 
 Kindes/des Jugendlichen  absehbar oder bereits einge- 
 treten ist.
Hinweise können direkte oder indirekte Mitteilungen, Beo-
bachtungen bzw. Schlussfolgerungen aus verschiedenen In-
formationsquellen sein.
Anhaltspunkte:
a) Äußere Erscheinung 
- massive oder wiederholte Zeichen von Verletzungen 
 (z. B. Blutergüsse, Striemen, Narben, Knochenbrüche, 
 Verbrennungen) ohne erklärbar unverfängliche Ursache 
 bzw. häuﬁge Krankenhausaufenthalte aufgrund von an- 
 geblichen Unfällen
- starke Unterernährung
- Fehlen jeder Körperhygiene (z. B. Schmutz- und Kotre- 
 ste auf der Haut des Kindes/faulende Zähne)
- mehrfach völlig witterungsunangemessene oder völlig 
 verschmutzte Bekleidung
b) Verhalten 
- deutliche und auffällige Verhaltensänderungen des Kin- 
 des
- Rausch- und/oder Benommenheitszustände bzw. im 
 Steuern seiner Handlungen unkoordiniert (Einﬂuss von 
 Drogen, Alkohol, Medikamenten)
- offensichtliches ständiges oder häuﬁges Fernbleiben 
 Schulpﬂichtiger von der Schule  
- wiederholter Aufenthalt zu altersunangemessenen 
 Zeiten ohne Erziehungsperson in der Öffentlichkeit 
 (z. B. nachts allein auf dem Spielplatz)
- Aufenthalt  an jugendgefährdenden Orten (z. B. Stri- 
 cher-Szene, Lokale aus der Prostitutions-Szene, Spiel- 
 halle, Nachtclub)
- Äußerungen des Kindes, die auf Misshandlung, sexuel- 
 len Missbrauch oder Vernachlässigung hinweisen
- Häufung selbst durchgeführter Straftaten 
- wiederholte oder schwere gewalttätige und/oder sexuel- 
 le Übergriffe gegen andere Personen
c) Verhalten der Erziehungspersonen in und außerhalb der 
     häuslichen Gemeinschaft
- wiederholte oder schwere Gewalt zwischen den Erzie- 
 hungspersonen
- nicht ausreichende oder völlig unzuverlässige Bereit- 
 stellung von Nahrung
- massive oder häuﬁge Gewalt gegenüber dem Kind (z. B. 
 Schütteln, Schlagen, Einsperren)
- häuﬁges massives Beschimpfen, Ängstigen oder Ernied- 
 rigen des Kindes
- Gewährung des unbeschränkten Zugangs zu Gewalt- 
 verherrlichenden oder pornograﬁschen Medien
- Verweigerung der Krankenhausbehandlung oder der 
 Förderung behinderter Kinder




- Kleinkind wird häuﬁg oder über einen längeren Zeitraum 
 unbeaufsichtigt oder in Obhut offenkundig ungeeig- 
 neter Personen gelassen
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- Einsatz des Kindes zur Begehung von Straftaten oder 
 sonst verwerﬂichen Taten 
e) Persönliche Situation der Erziehungspersonen der häus- 
     lichen Gemeinschaft
- stark verwirrtes Erscheinungsbild mit starkem Droh- 
 und Gefährdungspotential für das Kind
- häuﬁge berauschte und/oder benommene bzw. einge- 
 schränkt steuerungsfähige Erscheinung, die auf mas- 
 siven verfestigten Drogen-, Alkohol bzw. Medikamen- 
 tenmissbrauch hindeutet
f ) Wohnsituation
- Hinweise darauf, dass die Wohnung  stark vermüllt, völ- 
 lig verdreckt ist oder   
     Spuren äußerer Gewaltanwendung (z. B. stark beschä- 
 digte Türen) aufweist
- Nichtbeseitigung von erheblichen Gefahren im Haus- 
 halt (z. B. durch defekte Stromkabel oder Steckdosen, 
 Herumliegen von „Spritzbesteck“)
- Fehlen von eigenem Schlafplatz bzw. von jeglichem 
 Spielzeug des Kindes
4. Abschätzung des Gefährdungsrisikos und des Handlungs   - 
    bedarfs 
Für die Abschätzung der Anhaltspunkte sind das Team und 
die Leitung der Einrichtung/des Dienstes verantwortlich.
Werden Anhaltspunkte als „gewichtig“ bewertet, so ist das 
Verfahren gem. § 8 a SGB VIII unter Hinzuziehung einer in-
soweit erfahrenen Fachkraft einzuleiten.
Es ist grundsätzlich darauf zu verweisen, dass die Personen-
sorgeberechtigten/Erziehungsberechtigten einzubeziehen 
sind, soweit hierdurch nicht der wirksame Schutz des Kindes 
oder Jugendlichen in Frage gestellt wird.
Gleichermaßen ist auf § 8 Abs. 3 SGB VIII zu verweisen.
Im Ergebnis der Abschätzung des Gefährdungsrisikos kann 
sich folgender Handlungsbedarf ergeben:
a) Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Kindeswohls  
 sind nicht gegeben:
 Es wird ein der Sachlage angemessener Überprüfungs- 
 termin festgelegt, der von der Leitungskraft überwacht 
 wird. Sie ist dafür zuständig, dass bei dem Überprü- 
 fungstermin eine erneute Abschätzung des Gefähr- 
 dungsrisikos vorgenommen wird.
b) Einzelne Anhaltspunkte für Gefährdungen liegen vor, 
 die ein Handeln nach 4c) und 4d) noch nicht, jedoch 
 eine Beobachtung der Situation erforderlich erscheinen  
 lassen:
 Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung werden das 
 weitere Vorgehen gegenüber Sorgeberechtigten, die Be- 
 obachtung der Situation des Kindes und ein der Sach- 
 lage angemessener Überprüfungstermin festgelegt. Der 
 Überprüfungstermin wird von der Leitungskraft über- 
 wacht. Sie ist dafür zuständig, dass bei dem Überprü- 
 fungstermin eine erneute Abschätzung des Gefähr- 
 dungspotenzials vorgenommen wird. Die festgestellten 
 Sachverhalte, die zu der Gefährdungsabschätzung ge- 
 führt haben, sind den Sorgeberechtigten zu verdeutli- 
 chen. Im Rahmen der Hilfedurchführung sind Maßnah- 
 men zu ergreifen, die die Sorgeberechtigten bei der Si- 
 cherstellung des Kindeswohls unterstützen und das Ge- 
 fährdungsrisikos verringern. 
c) Eine drohende Gefährdung liegt vor, die kein sofortiges  
 Eingreifen, aber eine zügige Veränderung der Situation  
 für das Kind erforderlich erscheinen lassen:
 Umgehende Kontaktaufnahme mit den Sorgeberech- 
 tigten, um diesen die Gefährdungssituation und die 
 Notwendigkeit einer Kontaktaufnahme zum Jugendamt 
 zu verdeutlichen. Ziel ist es, die Sorgeberechtigten zur 
 Mitarbeit bei der Abwendung der Gefahren und zur Er- 
 örterung des weiteren Vorgehens, etwa der Inanspruch- 
 nahme weiterer Hilfen, mit dem Jugendamt zu bewe- 
 gen. Nach dem Gespräch ist ggf. das Jugendamt über 
 die Gefährdungsabschätzung und das Gesprächsergeb- 
 nis zu informieren.
d) Eine akute Gefährdung liegt vor, die ein sofortiges Han- 
 deln erfordert, also etwa eine Inobhutnahme, insbeson- 
 dere zur Sicherstellung der körperlichen Unversehrtheit 
 oder zur Vermeidung von körperlichen Schäden:
 Umgehende Information des zuständigen Jugendamtes 
 über die Gefährdungsabschätzung und die Einschät- 
 zung zum Handlungsbedarf 
5. Kooperation, Dokumentation und Informationsweiterga- 
    be zwischen Jugendamt und Träger der freien Jugendhilfe
Eine dauerhafte fallunabhängige Sicherung des Kindeswohls 
ist nur mittels funktionierender Kooperationsbedingungen 
und -strukturen möglich. Für die Träger von Einrichtungen 
und Diensten und das Jugendamt müssen die Verfahrensab-
läufe klar und nachvollziehbar sein und sollten im Vorfeld im 
Rahmen einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mög-
lichst gemeinsam beraten, erarbeitet, verbindlich festgelegt 
und evaluiert werden.
Die Verfahrensvorschriften des § 8 a SGB VIII erfordern im 
Binnenbereich der örtlichen Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe und bei den Trägern von Einrichtungen und Diensten 
vor allem die Konkretisierung der Informations- und Doku-
mentationspﬂichten, Abläufe und Zuständigkeiten sowie de-
ren organisationsinterne Kommunikation. Die Abläufe und 
die Dokumentationsinhalte sollen Gegenstand der Vereinba-
rungen zwischen Jugendamt und Träger sein.
Ist eine Information des Jugendamtes erforderlich, erfolgt 
diese durch die Leitungskraft der Einrichtung/des Dienstes.
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Die Information an das Jugendamt muss folgende Aussagen 
enthalten:
- Angaben zu den gewichtigen Anhaltspunkten für die  
 Kindeswohlgefährdung
- Angaben zu der mit einer insofern erfahrenen Fachkraft  
 vorgenommenen Risikoeinschätzung
- Angaben zu den Personensorge- bzw. Erziehungsbe- 
 rechtigten benannten Hilfen
- Angaben dazu, inwieweit die erforderlichen Hilfen nicht 
 bzw. nicht ausreichend angenommen worden sind.
Sofern datenschutzrechtliche Bestimmungen nicht entge-
genstehen, informiert das Jugendamt die Einrichtungen/den 
Dienst über den weiteren Verlauf und die eingeleiteten Maß-
nahmen. Es wird empfohlen, sofern rechtlich und fachlich 
geboten, die erforderlichen Maßnahmen kooperativ zwi-
schen Jugendamt und Einrichtung/Dienst einzuleiten.
Zur Entwicklung einheitlicher Standards zur Abschätzung 
und Bewertung des Gefährdungsrisikos und um eine Opti-
mierung der Verfahrensabläufe zu erreichen, kann auch eine 
gemeinsame Auswertung der Fälle von Kindeswohlgefähr-
dung hilfreich und zielführend sein.
6. Datenschutz
Die Wahrnehmung von Gefährdungslagen und deren an-
schließende Bewertung hinsichtlich des Handlungsbedarfes 
(Risikoabschätzung) unter Hinzuziehung von weiteren Fach-
kräften sind mit der Weitergabe von persönlichen Daten ver-
bunden. 
Der Träger ist im Zuge des Verfahrens zur Einhaltung der da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen, die sich aus den §§ 61-
65 SGB VIII ergeben, verpﬂichtet. Hierüber sind die Fachkräf-
te der Einrichtung/des Dienstes zwingend durch den Träger 
zu unterrichten; ggf. durch interne Dienstanweisungen. 
Datenschutzrechtlich gilt:
Daten sind grundsätzlich beim Betroffenen zu erheben.
Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen die Sozialdaten 
nur erhoben werden, wenn eine gesetzliche Grundlage hier-
zu besteht oder die Kenntnis der Daten erforderlich für die 
Erfüllung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung 
nach § 8 a SGB VIII.
Für die Datenübermittlung im Zuge der Gefahrenabschät-
zung und bei Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fach-
kraft, die nicht in der Einrichtung oder des Dienstes im An-
stellungsverhältnis steht, sind die Daten zu anonymisieren 
und zu pseudonymisieren, soweit dies die Aufgabenerfül-
lung zulässt. 
Vor einer Weitergabe von Informationen an das Jugendamt 
ist die Einwilligung des Betroffenen einzuholen.
Das Jugendamt ist ohne die Einwilligung des Betroffenen zu 
informieren, wenn angebotenen Hilfen nicht angenommen 
werden oder ausreichend erscheinen, um die Gefährdung 
abzuwenden und eine Kindeswohlgefährdung besteht.
 Achtung: Punkt 6. Datenschutz beﬁndet sich zurzeit 
 noch in der rechtlichen Prüfung.
7.  Empfehlungen zur Ausgestaltung und zum Abschluss von 
     Vereinbarungen
7.1 Ausgestaltung
Folgende Inhalte sollen Gegenstand der Vereinbarung sein:
- Organisations- und Verfahrensstruktur im Zusammen- 
 hang mit der Risikoabschätzung und dem Hinzuziehen  
 einer insoweit erfahrenen Fachkraft
- Regelungen zur Umsetzung des § 72 a SGB VIII 
- Standards zur Dokumentation
- Absprachen zur Evaluation 
- Umgang und Sicherstellung der datenschutzrechtlichen 
 Regelungen
Es wird empfohlen, die Vereinbarungen zunächst befristet 
abzuschließen, mit dem Ziel, die Vereinbarung und die Ver-
fahrensregeln in angemessenen Abständen und in partner-
schaftlicher Zusammenarbeit zu überprüfen und weiterzu-
entwickeln.
Es wird ebenso empfohlen, Absprachen zur Fortbildung zu 
treffen.
7.2 Vertragsabschlussmöglichkeiten
Die Vereinbarungen gem. § 8 a Abs. 2 SGB VIII können ein-
zeln, d. h. als eigenständige Vereinbarungen, abgeschlossen 
werden.
Soweit mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten 
Vereinbarungen nach § 77 SGB VIII oder Leistungs-, Entgelt- 
und Qualitätsentwicklungsvereinbarungen nach §§ 78 a ff. 
SGB VIII bestehen oder abgeschlossen werden, können die 
Verpﬂichtungen aus § 8 a SGB VIII auch regelhaft als eigener 
Bestandteil in diesen Vereinbarungen aufgenommen werden.
Bei der Förderung von Leistungsbereichen, die dem Verfah-
ren gem. § 8 a nicht unterliegen, können in Zuwendungs- und 
Bewilligungsbescheiden Verpﬂichtungen zur Wahrnehmung 
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Handeln bei Anzeichen für eine mögliche Kindeswohlgefährdung (Umsetzung des § 8 a SGB VIII)
Verfahrensablauf für Jugendeinrichtungen 1 
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Verlaufsdokumentation bei einer möglichen Kindeswohlgefährdung für Einrichtungen der Jugendarbeit
I. Ausgangsdaten
Angaben zum Träger/ zur Einrichtung    
Name: ____________________      
Anschrift: ___________________________________________________________________ 
Telefon: ______________________________ 
Angaben zum Kind/ zum Jugendlichen 
Name und Alter des Kindes/des Jugendlichen:______________________________________
Anschrift: ___________________________________________________________________ 
Angaben zum Sachverhalt (siehe Leitlinien Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung; Seiten 5 und 6) 
3.1. Was wird geschildert?  Vernachlässigung der geistigen und / oder der
                                                           körperlichen Entwicklung 
 körperliche Misshandlung / Gewalt
 seelische Misshandlung / Gewalt
 sexueller Missbrauch 
 Sonstiges 
          …………………………………………………….. 
          …………………………………………………….. 
3.2. Beschreibung des Sachverhaltes:
__________________________________________________________________________________________
________________________________________________________________________
3.3. Wann wurde der Sachverhalt wahrgenommen?
 einmalig am: _________ 




Ergebnis und Festlegungen: _________________________________________ 
________________________________________________________________
5. Zeitpunkt der Weiterleitung an den Träger 
 Die Weiterleitung an den Träger erfolgte am:__________________________  
Ort, Datum:      ____________________________ 
Unterschrift des Trägers:    ____________________________ 
Unterschrift der Fachkraft:    ____________________________ 
Unterschrift der Einrichtungs-/ Teamleitung:     ____________________________ 
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II Interner Informationsfluss
1. Tag der Kenntnisnahme durch den Träger
      __________________________________ 
2. Kollegiale Beratung: 
Termin: ________________________________________________________ 
Teilnehmer/-innen: _______________________________________________ 
Ergebnis und Festlegungen: ________________________________________ 
_______________________________________________________________
3.  Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft   
    
ja  nein 
Ort, Datum: 
Unterschrift des Trägers:    ________________________ 
Unterschrift der Einrichtungs- Teamleitung:     ______________________________ 
III.   Prüfung des weiteren Klärungsbedarfs unter Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft 
1. Angaben zur hinzugezogenen Fachkraft 
__________________________________________________________________________________________
______________________________
2. Teilnehmer/-innen am Gespräch mit insoweit erfahrener Fachkraft:
__________________________________________________________________________________________
______________________________
3. Verlaufsprotokoll (als Anlage beifügen): 
__________________________________________________________________________________________
______________________________
4. Ergebnis und Festlegungen des Gespräches mit Verantwortlichkeiten: 
__________________________________________________________________________________________
________________________________________________________________________
5. Ist das Kindeswohl gefährdet? 
        
ja    nein 
Ort, Datum: 
Unterschrift des Trägers:    ________________________ 
Unterschrift der Fachkraft:    ________________________ 
Unterschrift der insoweit erfahrenen Fachkraft: ______________________________ 
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V.   Übergabe des Falls an den öffentlichen Träger 
            
ja    nein 
VI. Weitere Entscheidungen
Maßnahme Verantwortliche Termin 
Ort, Datum: 
Unterschrift des Trägers:    ________________________ 
Unterschrift der Fachkraft:    ________________________ 
Unterschrift der insoweit erfahrenen Fachkraft: ______________________________ 
Unterschrift der Personensorgeberechtigten:  ______________________________ 
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Handeln bei Anzeichen für eine mögliche Kindeswohlgefährdung 
(Umsetzung des § 8 a SGB VIII durch freie Träger) 1
Verfahrensablauf für Kindertageseinrichtungen 
vom 4. Juni 2007 
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5
Planung weiterer Handlungsschritte/Hilfe- und 
Unterstützungsmaßnahmen im Gespräch mit den 
Personensorgeberechtigten und ggf. dem Kind
(insofern die Hilfe dadurch nicht gefährdet wird) 
- unter Mitwirkung der insoweit 
erfahrenen Fachkraft
- bei dem Gespräch müssen mind. 
2 Fachkräfte anwesend sein 
- Dokumentation des 
Unterstützungs- und 
Beratungsbedarfs sowie der 
Vereinbarungen mit den Eltern 
(Zeitpunkt und Inhalte von 
Rückmeldungen zu angebotenen 
Hilfen und Inanspruchnahme) – 
siehe IV. der 
Dokumentationsvorlage
- Ziel der Gespräche: Reflexion 
über die Wirkungen der 
angebotenen Hilfen
6
wenn Angebote und Hilfen nicht zum Ziel führen,
erfolgt Information des Jugendamtes (Datenschutzregelungen
gem. § 62 SGB VIII beachten)
- Auftrags- und Rollenklärung bei 
Interventionsbedarf (z.B. 
Inobhutnahme)
- Welche Rolle können Fachkräfte 
der Kita weiterhin spielen? 




Angaben zum Träger   
Name:   ____________________      
Anschrift:  ___________________________________________________________ 
Art der Einrichtung: _____________________________________________________ 
Telefon: ______________________________ 
Angaben zum Kind / zur Familie 
Name und Alter des Kindes: _________________________________________________ 
Anschrift der Personensorgeberechtigten:
___________________________________________________________________
Aufenthalt des Kindes:  bei den Eltern oder: ____________________ 
____________________
Angaben zum Sachverhalt (siehe Leitlinien „Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“; Seiten 5 und 6) 
3.1. Was wird geschildert?  Vernachlässigung der geistigen und / oder der
                                                           körperlichen Entwicklung 
 körperliche Misshandlung / Gewalt
 seelische Misshandlung / Gewalt
 sexueller Missbrauch 
 medizinische Unterversorgung 
 Sonstiges ……………………………………….. 
           ……………………………………………………. 
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3.2. Beschreibung der Beobachtung:
__________________________________________________________________________________________
________________________________________________________________________
3.3. Wann wurde der Sachverhalt wahrgenommen?
 einmalig am: _________ 
 mehrmals in der Zeit (Datum) vom: ___________ bis: ___________ 
3.4. Einschätzung der Beobachtung:
_________________________________________________________________________________
Ort, Datum: 
Unterschrift des Trägers/ 
Leitung der Einrichtung:    ______________________________ 
Unterschrift der Fachkraft:   ______________________________ 
II.  Interner Informationsfluss
1. Welcher Dienstvorgesetzte wurde wann informiert? 
______________________________________________________________
______________________________________________________________
2. Ergebnis dieser Rücksprache: 
_______________________________________________________________
_______________________________________________________________




Ergebnis und Festlegungen: ______________________________________ 
______________________________________________________________
______________________________________________________________
Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft
ja    nein 
Ort, Datum: 
Unterschrift des Trägers/    ______________________________ 
Leitung der Einrichtung: 
Unterschrift der Fachkraft:    ______________________________ 
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III. Prüfung des weiteren Klärungsbedarfs unter Hinzuziehung einer insoweit erfahrenen Fachkraft 
1. Angaben zur hinzugezogenen Fachkraft 
__________________________________________________________________________________________
______________________________
2. TeilnehmerInnen am Gespräch mit insoweit erfahrener Fachkraft:
__________________________________________________________________________________________
______________________________
3. Verlaufsprotokoll (siehe Anlage): 
__________________________________________________________________________________________
______________________________
4. Ergebnis und Festlegungen des Gespräches mit Verantwortlichkeiten: 
__________________________________________________________________________________________
______________________________
5. Ist das Kindeswohl gefährdet? 
        
ja    nein 
Ort, Datum: 
Unterschrift des Trägers/    ______________________________ 
Leitung der Einrichtung: 
Unterschrift der Fachkraft:    ______________________________ 
IV. Gespräch mit den Personensorgeberechtigten
1.  Problemakzeptanz 
Sehen die Personensorgeberechtigten selbst eine Gefahr? 
Mutter                      
      ja    nein 
Vater                  
      ja    nein 
2. Reaktionen 
Wie haben die Personensorgeberechtigten auf die Schilderung der Gefährdung des Kindeswohls reagiert?
 aufgeschlossen / kooperativ 
 hilflos / überfordert 
 bagatellisierend 
197
 aggressiv / ablehnend 
 Sonstiges: ____________________________
3. Problemkongruenz 
Wie hoch ist der Grad an Übereinstimmung bei der Bewertung der Gefahrensituation zwischen den 
Personensorgeberechtigten und den beteiligten Fachkräften? 
                      
          keine  gering  mittelmäßig        hoch 
4. Hilfeakzeptanz 
Sind die Personensorgeberechtigten bereit, ein Hilfsangebot anzunehmen? 
Mutter                
ja    nein 
Vater                
ja    nein 
5. Hilfsmaßnahmen 
Konnten mit den Personensorgeberechtigten konkrete Maßnahmen vereinbart werden? 
        
ja    nein       
6. Welche Maßnahmen wurden vereinbart? 
Maßnahme Verantwortliche Termin 
Ort, Datum: 
Unterschrift des Trägers/    ______________________________ 
Leitung der Einrichtung: 
Unterschrift der Fachkraft:    ______________________________ 
Unterschrift der Personensorgeberechtigten:   ______________________________ 





Unterschrift des Trägers/    ______________________________ 
Leitung der Einrichtung: 
Unterschrift der Fachkraft:    ______________________________ 
Unterschrift der Personensorgeberechtigten:  ______________________________ 
VI. Übergabe des Falls an den örtlichen Trägern
            
ja    nein 
Weitere Entscheidungen 
Maßnahme Verantwortliche Termin 
Ort, Datum: 
Unterschrift des Träger/ 
Leitung der Einrichtung:     ___________________________ 
Unterschrift der Fachkraft:    ___________________________ 
Unterschrift der Personensorgeberechtigten:  ___________________________ 
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Kenntnisse zur Erfüllung des Schutzauftrages bei Kindes-
wohlgefährdung sollen innerhalb des Abschnittes „Rechtlich 
relevante Grundlagen in der Jugendarbeit“ gemäß der Richt-
linie für die Ausstellung der Jugendleiter-Card in Thüringen 
vom 8. November 2006 (ThürStAnz. Nr. 50/2006 S. 2028) 
behandelt werden. 
Das Thema ist im Kontext zu den Punkten:
 
     Kenntnisse über Aufsichtspﬂicht, Haftungs- und Versi- 
 cherungsrecht
   Kenntnisse über die Bestimmungen des Sexualstraf- 
 rechts
       Kenntnisse des Jugendschutzgesetzes
zu sehen. 
Folgende inhaltlichen Schwerpunkte sind entsprechend den 
„Leitlinien Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“ - Be-
schluss Reg. Nr. 26/06 des Landesjugendhilfeausschusses 
zu behandeln:
      gesetzliche Grundlagen des Schutzauftrages - § 8 a SGB 
 VIII 
Empfehlung zur Behandlung des Punktes „Kenntnisse zur Erfüllung des Schutzauftrages bei Kindes-
wohlgefährdung“ zum Erwerb der Jugendleiter-Card
vom 4. Juni 2007 
 Begriff der Kindeswohlgefährdung im Sinne des § 1666 
 BGB 
      Formen der Kindeswohlgefährdung 
 · Misshandlung
 · Vernachlässigung 
 · Sexueller Missbrauch
 · Häusliche Gewalt 
  Anhaltspunkte für eine mögliche Kindeswohlgefähr- 
 dung  
 Schwerpunktmäßig sind entsprechend der „Leitlinien 
 Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“ zu behandeln: 
 · äußere Erscheinung
 · Verhalten 
     Feststellung des Gefährdungspotentials und des Hand- 
 lungsbedarfs
 · Darstellung von trägerspeziﬁschen Handlungsschrit- 
  ten bei einer möglichen Kindeswohlgefährdung, Be- 
  handlung des Ablaufschemas bei Kindeswohlgefähr- 
  dung 
 · Grundkenntnisse des Datenschutzes
Präambel
Aufgrund eines Beschlusses des Landesjugendhilfeaus-
schusses vom 4. Dezember 2006 hat eine interdisziplinär 
besetzte Arbeitsgruppe, bestehend aus Vertreterinnen und 
Vertretern des Thüringer Justizministeriums, des Thüringer 
Ministeriums für Soziales, Familie und Gesundheit/Landes-
jugendamt, des Thüringischen Landkreistags und des Ge-
meinde- und Städtebundes Thüringen, Familienrichterinnen 
und Familienrichtern (OLG und AG) sowie Jugendamtsleite-
rinnen und Jugendamtsleitern, Fachliche Empfehlungen zur 
Kooperation von Jugendamt und Familiengericht erarbeitet. 
Die hier vorliegende Neuauﬂage des am 3. März 2008 vom 
Landesjugendhilfeausschuss beschlossenen Empfehlungs-
papiers berücksichtigt die Rechtsänderungen, die das am 
12. Juli 2008 in Kraft getretene Gesetz zur Erleichterung 
familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des Kin-
deswohls und das am 1. September 2009 in Kraft getretene 
Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG), mit 
sich gebracht haben. Es beschreibt die Schnittstelle zwischen 
Jugendamt und Familiengericht und gibt Handlungsempfeh-
lungen für die Praxis auf der örtlichen Ebene. Weitergehende 
Zur Kooperation von Jugendamt und Familiengericht
vom 1. Juni 2010 
Regelungen auf örtlicher Ebene sind in Absprache zwischen 
Jugendamt und Familiengericht möglich.
Ausgehend von dem Grundverständnis, dass Familienge-
richt und Jugendamt in einer Verantwortungsgemeinschaft 
stehen ist zu beachten, dass die uneingeschränkte Verfah-
rensherrschaft zu allen Zeitpunkten beim Familiengericht 
liegt und somit auch die richterliche Unabhängigkeit ge-
wahrt wird. Im gesamten Verfahrensprozess liegt die unein-
geschränkte Steuerung des Fachprozesses hingegen stets 
beim Jugendamt. 
Die Handlungsempfehlungen erstrecken sich auf zwei we-
sentliche Bereiche, bei denen die Schnittstelle und Koopera-
tion von Familiengerichten und Jugendämtern im Hinblick 
auf das Kindeswohl eine besondere Bedeutung erlangen. 
Dies sind zum einen Sorge- und Umgangsregelungen (Teil 
A) und zum anderen die Anrufung des Familiengerichts bei 
der Gefährdung des Kindeswohls (Teil B; C).
In Teil C legt die Arbeitsgruppe als Muster den Aufbau der 
Mitteilung an das Familiengericht bei Kindeswohlgefähr-











Sorge- und Umgangsregelungen 
I. Verfahrensablauf 
Vorrang- und Beschleunigungsgebot, § 155 FamFG
Verfahren, die den Aufenthalt des Kindes, das Umgangs-
recht oder die Herausgabe des Kindes betreffen, hat das 
Familiengericht vorrangig und beschleunigt durchzuführen 
(§ 155 FamFG). Das Verfahren wird in der Regel durch einen 
Antrag der Ehegatten/Eltern eingeleitet. Das Familiengericht 
unterrichtet das Jugendamt unverzüglich vom Eingang des 
Antrages. Es übersendet die Abschriften der Anträge und 
Schriftsätze einschließlich aller Anlagen der Beteiligten, so-
weit diese vom Familiengericht für die Beurteilung des Sor-
ge- oder Umgangsrechtsverfahrens für erforderlich gehalten 
werden und setzt einen Termin fest, der spätestens einen 
Monat nach Beginn des Verfahrens stattﬁnden soll. 
Das Jugendamt setzt sich mit den Eltern nach Erhalt der 
Antragsschrift in Verbindung und schlägt einen zeitnahen 
Gesprächstermin vor. Es unterrichtet die Beteiligten über 
das Leistungsangebot der Jugendhilfe (§ 17 Abs. 3 SGB VIII). 
Nehmen die Parteien keinen Kontakt zum Jugendamt auf 
oder lehnen sie ihn ab, wird das Familiengericht darüber in-
formiert. In geeigneten Fällen kann das Familiengericht die 
Beteiligten über die Mitwirkungsverpﬂichtung des Jugend-
amts gem. § 50 SGB VIII informieren und auf die Möglichkeit 
der Beratung hinweisen. 
Das Familiengericht erörtert in diesem frühen Termin mit den 
Beteiligten den Verfahrensgegenstand und hört das Jugend-
amt an (§ 155 Abs. 2 FamFG). In diesem frühen Termin er-
folgt die Anhörung des Jugendamts mündlich. Es informiert 
über erste Kontakte und den Stand des Beratungsprozesses. 
Die Informationen werden in der Regel noch unvollständig 
sein und vorläuﬁgen Charakter tragen. 
Die Aufgabe in diesem frühen Termin besteht insbesondere 
darin, die Streitursachen sowie die bisherigen Hindernisse 
für eine Streitbeilegung zu erkennen und auf eine einver-
nehmliche Regelung hinzuwirken. Die Beteiligten sollen 
angehalten werden, gemeinsam Verantwortung zu überneh-
men. Es soll festgestellt werden, ob zum Beispiel 
Kann eine einvernehmliche Regelung nicht erreicht werden, 
erörtert das Familiengericht mit den Eltern und dem Jugend-
amt den Erlass einer einstweiligen Anordnung (§ 156 Abs. 3 
Satz 1 FamFG). 
In Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nimmt 
das Jugendamt auch dazu Stellung, ob ein dringendes Be-
dürfnis für ein sofortiges Tätigwerden besteht (§ 49 Abs. 1 
FamFG). Das Jugendamt erhält die Eilanträge grundsätzlich 
per Fax. Bei unaufschiebbaren Entscheidungen ist die Anhö-
rung unverzüglich nachzuholen (§ 162 Abs. 1 Satz 2 FamFG). 
Entscheidungen des Familiengerichts werden dem Jugend-
amt umgehend mitgeteilt.
Mitwirkung des Jugendamts (§ 162 FamFG)
Das Jugendamt entscheidet, ob eine Mitwirkung im Ver-
fahren gemäß § 50 Abs. 1 SGB VIII erfolgen soll oder ob es 
die Stellung eines formell Verfahrensbeteiligten i. S. d. § 7 
FamFG einnehmen will (§ 162 Abs. 2 FamFG). Durch die Mit-
wirkungspﬂicht und seine Anhörung (§ 162 Abs. 1 FamFG) 
erlangt das Jugendamt noch nicht die Stellung eines Verfah-
rensbeteiligten. Die formelle Beteiligung setzt einen Antrag 
voraus, der in jeder Lage des Verfahrens abgegeben werden 
kann Als Beteiligter hat das Jugendamt das Recht, über alle 
Verfahrensschritte, Beweisergebnisse und sonstige Schrift-
wechsel zuverlässig informiert zu werden. Es kann Bewei-
serhebungen anregen, formelle Beweisanträge stellen und 
Akteneinsicht nehmen. Pﬂichten sollte das Familiengericht 
den Eltern nur auferlegen, wenn diese zuvor mit dem Ju-
gendamt abgestimmt wurden. Als Beteiligtem können dem 
Jugendamt Verfahrenskosten auferlegt werden. Stellt das 
Jugendamt einen Sach- oder Verfahrensantrag, ist es schon 
deshalb Beteiligter.
Hinwirken auf Einvernehmen (§ 156 FamFG)
Das Familiengericht wirkt in jeder Lage des Verfahrens auf 
das Einvernehmen der Beteiligten hin, wenn dies dem Kin-
deswohl nicht widerspricht. Dabei ist stets die Situation des 
Kindes zu analysieren und dessen Bedarf festzustellen. Es 
weist auf die Möglichkeiten der Beratung durch die Angebote 
der Jugendhilfe hin, um eine einvernehmliche Wahrnehmung 
der elterlichen Sorge und Verantwortung zu erreichen. 
Als Beratungsangebote kommen insbesondere in Betracht:
Das Familiengericht kann anordnen, dass die Eltern an einer 
Beratung teilnehmen (§ 156 Abs. 1 FamFG). Die Anordnung 
sollte die Inhalte der Beratung mit einschließen. Bei der Be-
ratung sollte die Beziehungsebene im Vordergrund stehen 
und nicht die Bearbeitung rechtlicher Streitfragen. Bei einer 
angeordneten Beratung oder Begutachtung in Umgangssa-
chen soll das Familiengericht den Umgang durch einstwei-
- eine einvernehmliche Regelung erreicht werden kann 
(§ 156 FamFG),
- die Inanspruchnahme öffentlicher Hilfen in Betracht 
kommt und ggf. anzuordnen ist (§ 156 Abs. 1 FamFG),
- ein Verfahrensbeistand zu bestellen ist (§ 158 FamFG),
- ein Sachverständigengutachten eingeholt werden soll 
 (§ 163 FamFG),
- anderweitige Mitwirkung (vgl. § 161 FamFG) oder Bewei-
serhebung (§ 29 f. FamFG) angezeigt ist,
- eine einstweilige Anordnung zu erlassen ist (§ 156 Abs. 3 
FamFG).
- Beratung zum Aufbau eines partnerschaftlichen Zusam-
menlebens, zur Bewältigung von Konﬂikten und Krisen 
in der Familie sowie zur Schaffung einer dem Kindes-
wohl entsprechenden Wahrnehmung der Elternverant-
wortung (§ 17 Abs. 1 SGB VIII), 
- Unterstützung bei der Entwicklung eines einvernehm-
lichen Konzepts für die Wahrnehmung der elterli-
chen Sorge bei Trennung oder Scheidung (§ 17 Abs. 2 
 SGB VIII),
- Beratung und Unterstützung bei der Ausübung des Um-
gangsrechts (§ 18 Abs. 3 SGB VIII),
- Erziehungsberatung (§§ 27, 28 SGB VIII).
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lige Anordnung regeln oder ausschließen (§ 156 Abs. 3 Satz 
2 FamFG).
Vereinbaren die Eltern die Inanspruchnahme von Beratung 
oder wird eine solche angeordnet, werden die Eltern im Ter-
min über die bestehenden Beratungsangebote informiert. 
Das Gericht erhält zeitnah eine Rückmeldung, bei welcher 
Beratungsstelle die Eltern angemeldet sind. Im Termin ist 
festzulegen, durch wen die Rückmeldung erfolgt. Zwischen 
Beratungsstelle und Eltern ist die Datenweitergabe an das 
Jugendamt und das Familiengericht abzustimmen. 
Kann durch die Beratung eine einvernehmliche Regelung 
zwischen den Beteiligten erreicht werden, wird dieses Bera-
tungsergebnis festgehalten und dem Familiengericht mitge-
teilt. 
Wenn die Beteiligten ein Einvernehmen über den Umgang 
oder die Herausgabe des Kindes erreichen, billigt das Fami-
liengericht diese einvernehmliche Regelung, sofern sie dem 
Kindeswohl nicht widerspricht und nimmt sie als Vergleich 
auf. Der gerichtlich gebilligte Vergleich kommt durch ge-
richtliche Protokollierung sowie nochmaliges Vorsprechen 
und Genehmigung durch die Beteiligten zustande. Ist das 
Jugendamt Verfahrensbeteiligter i. S. d. § 162 Abs. 2 FamFG, 
ist seine Zustimmung erforderlich. Wird die Zustimmung 
versagt, kann ein gerichtlich gebilligter Vergleich nicht zu 
Stande kommen und das Verfahren ist durch eine Entschei-
dung des Gerichts abzuschließen. 
In streitig bleibenden Verfahren, in denen die Beratung nicht 
angenommen wurde oder zu keiner Einigung der Eltern ge-
führt hat, teilt das Jugendamt dies dem Familiengericht mit, 
dabei kann es die Streitpunkte offen darlegen. Insbesondere 
können dem Familiengericht die unterschiedlichen Einschät-
zungen der Eltern aufgezeigt und dargelegt werden, worin 
die Hindernisse des jeweiligen Elternteils für eine einver-
nehmliche Lösung über die Wahrnehmung der Elternverant-
wortung bestehen.
Der Bericht sollte darüber hinaus Angaben über angebote-
ne (auch nicht angenommene) und erbrachte Leistungen, 
erzieherische und soziale Gesichtspunkte zur Entwicklung 
des Kindes, eine Prognose auf der Grundlage des bisherigen 
Verhaltens der Eltern und Hinweise auf weitere Hilfsmög-
lichkeiten enthalten.
Das Jugendamt sollte dem Familiengericht insbesondere in 
folgenden Fällen eine Regelung vorschlagen: 
Begleiteter Umgang (§ 18 Abs. 3 SGB VIII)
Eltern können sich in einer Vereinbarung zu einem beglei-
teten Umgang verpﬂichten. Das Familiengericht kann in 
geeigneten Fällen den begleiteten Umgang durch Beschluss 
gemäß § 1684 Abs. 4 Sätze 3 und 4 BGB anordnen. Vor einer 
Anordnung ist das Jugendamt zu hören, ob es bereit ist, am 
begleiteten Umgang mitzuwirken (§ 36 a SGB VIII). 
Das Jugendamt prüft und berichtet, ob der begleitete Um-
gang dem Kindeswohl förderlich ist, welche Motivation und 
Mitwirkungsbereitschaft die Sorge- und Umgangsberech-
tigten haben und in welcher Form und Dauer der begleitete 
Umgang ggf. durchgeführt werden sollte.
Verfahrensbeistand (§ 158 FamFG)
Das Familiengericht hat dem minderjährigen Kind in Kind-
schaftssachen, die seine Person betreffen, einen Verfahrens-
beistand zu bestellen, soweit dies zur Wahrnehmung seiner 
Interessen erforderlich ist. Die Bestellung sollte so früh wie 
möglich erfolgen und ist in der Regel erforderlich,
Der Verfahrensbeistand hat als Beteiligter die Interessen des 
Kindes festzustellen und im Verfahren zur Geltung zu brin-
gen. Er hat das Kind in geeigneter Weise über das Verfahren 
zu informieren. Das Familiengericht kann dem Verfahrens-
beistand die zusätzliche Aufgabe übertragen, mit den Eltern 
und weiteren Bezugspersonen des Kindes zu sprechen und 
am Zustandekommen einer einvernehmlichen Regelung 
mitzuwirken.
Teil B
Gefährdung des Kindeswohls (§ 8 a Abs. 3 SGB VIII i. V. m. 
§ 1666 BGB)
I. Materiell-rechtliche Maßstäbe
Zentrale Bestimmung des zivilrechtlichen Kinderschutzes 
ist § 1666 BGB. Nach dieser Norm hat das Familiengericht 
die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, wenn das körperliche, geistige oder seelische 
Wohl des Kindes oder sein Vermögen gefährdet wird und die 
Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr 
abzuwenden.
Gefährdung des Kindeswohls
Die Gefährdung des Kindeswohls ist Eingriffsschwelle und 
Legitimation für staatliche Schutzmaßnahmen. Sie setzt 
eine gegenwärtig vorhandene Gefahr voraus, die die Besorg-
- Umgangsverweigerung,
- Gewalt gegen Kind oder Partner,
- hochgradige Streitigkeiten zwischen den Eltern, auf-
grund dessen die Belange des Kindes nicht mehr in an-
gemessener Weise Berücksichtigung ﬁnden,
- Gleichgültigkeit eines Elternteils.
- wenn das Interesse des Kindes zu dem seiner gesetzli-
chen Vertreter in Widerspruch steht,
- wenn eine Trennung des Kindes von der Person erfolgen 
soll, in deren Obhut es sich beﬁndet,
- in Verfahren auf Herausgabe des Kindes oder auf Erlass 
einer Verbleibensanordnung sowie 
- bei Umgangsstreitigkeiten, wenn ein Ausschluss oder 
eine wesentliche Beschränkung des Umgangsrechts in 
Betracht kommt.
202
nis begründet, dass es bei weiterer unbeeinﬂusster Entwick-
lung mit ziemlicher Sicherheit zu einer erheblichen Schädi-
gung des körperlichen, geistigen oder seelischen Wohls des 
Kindes kommt.
Mangelnde Bereitschaft oder Fähigkeit der Eltern zur Gefahr-
abwendung
Liegt eine Gefährdung des Kindeswohls vor, hat das Gericht 
die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, wenn die Eltern nicht gewillt oder nicht in der 
Lage sind, die Gefahr abzuwenden. Auf ein Verschulden der 
Eltern kommt es nicht an. Familiengerichtliche Maßnahmen 
dienen nicht der Sanktionierung elterlichen Fehlverhaltens 
in der Vergangenheit. Entscheidend ist vielmehr die Progno-
se, ob die Befriedigung der körperlichen, psychischen und 
erzieherischen Grundbedürfnisse des Kindes ohne einen fa-
miliengerichtlichen Eingriff in die elterliche Sorge gefährdet 
sind. 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
Das Familiengericht hat die zur Gefahrenabwehr erforderli-
chen Maßnahmen zu treffen. Aufgrund des Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes darf das Gericht nur die Maßnahmen 
anordnen, die zur Gefahrenabwehr geeignet und erforderlich 
sind. Dabei hat es stets das mildeste Mittel zu wählen. Der 
vom Gericht zu beachtende Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
wird durch § 1666 a BGB näher bestimmt. Nach Abs. 1 sind 
Maßnahmen, mit denen eine Trennung des Kindes von der 
elterlichen Familie verbunden ist, nur zulässig, wenn der 
Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht durch öffentliche 
Hilfen, begegnet werden kann. Der Entzug der gesamten 
Personensorge kommt nach § 1666 a Abs. 2 BGB nur in Be-
tracht, wenn andere Maßnahmen erfolglos geblieben sind 
oder wenn anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung der 
Gefahr nicht ausreichen.
Maßnahmen des Familiengerichts
Das Gesetz konkretisiert in § 1666 Abs. 3 BGB mögliche fa-
miliengerichtliche Maßnahmen bei Kindeswohlgefährdung, 
durch deren beispielhafte Aufzählung. Hiernach können un-
ter Beachtung der Umstände des Einzelfalls und des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes insbesondere folgende Maßnah-
men in Betracht kommen:
Maßnahmen gegenüber Dritten
§ 1666 Abs. 4 BGB gestattet es dem Familiengericht, auch 
Maßnahmen gegenüber Dritten anzuordnen. Zu denken ist 
etwa an ein Umgangsverbot oder an ein Verbot, dem Kind 
Alkohol, pornographisches Material, Waffen oder Fahrzeuge 
zu überlassen. 
II. Verfahrensrechtliche Vorgaben
Das Gericht wird von Amts wegen tätig (§ 26 
FamFG). Das Jugendamt ist allerdings gemäß 
§ 8a Abs. 3 Satz 1 SGB VIII verpﬂichtet, das Familiengericht 
anzurufen, wenn es das Tätigwerden des Gerichts für erfor-
derlich hält. Dies gilt auch, wenn die Personensorgeberech-
tigten oder die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in 
der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
mitzuwirken. In der Praxis werden Verfahren, die eine Kin-
deswohlgefährdung zum Gegenstand haben, daher in aller 
Regel durch eine Anregung (§ 24 FamFG) des Jugendamts 
eingeleitet. 
Mitwirkung des Jugendamts
Das Jugendamt unterstützt das Gericht nach § 50 Abs. 1 SGB 
VIII bei allen Maßnahmen, die die Sorge für die Person von 
Kindern und Jugendlichen betreffen. Es unterrichtet nach 
§ 50 Abs. 2 SGB VIII insbesondere über angebotene und 
erbrachte Leistungen, bringt erzieherische und soziale Ge-
sichtspunkte zur Entwicklung des Kindes oder des Jugendli-
chen ein und weist auf weitere Möglichkeiten der Hilfe hin.
Auf seinen Antrag wirkt das Jugendamt als Beteiligter an dem 
Verfahren mit (§ 162 Abs. 2 FamFG). Von einer Beantragung 
der Beteiligtenstellung ist nicht schon dann auszugehen, 
wenn das Jugendamt eine Anregung zur Amtsermittlung 
(§ 26 FamFG) oder zur gerichtlichen Entscheidung als „An-
trag“ bezeichnet. Im Zweifel hat das Familiengericht aufzu-
klären, ob mit dem Stellen eines vermeintlichen Sachantra-
ges tatsächlich die Beantragung einer formellen Beteiligung 
am gerichtlichen Verfahren beabsichtigt ist. Auf Seiten des 
Jugendamts sollte zur Vermeidung von Missverständnissen 
der Begriff „Antrag“ gemieden oder ausdrücklich klargestellt 
werden, dass das Vorbringen keinen Antrag im Sinne des 
§ 162 Abs. 2 FamFG beinhaltet. 
Anhörung der Beteiligten
Auf der Amtsermittlungspﬂicht und der Pﬂicht zur Gewäh-
rung rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 GG) beruht die rich-
terliche Anhörung der Beteiligten. So sind das Jugendamt 
und die Eltern in der Regel vor der Entscheidung anzuhören. 
Bei Gefahr in Verzug kann das Gericht die Maßnahme auch 
ohne Anhörung treffen, hat die Anhörung dann aber unver-
züglich nachzuholen (§§ 162 und 160 FamFG). Liegen die 
Voraussetzungen des § 159 bzw. des § 161 FamFG vor, sind 
auch das Kind und eine etwaige Pﬂegeperson anzuhören. 
Sollen nach § 1666 Abs. 4 BGB gegen einen Dritten Maßnah-
men ergriffen werden, ist auch diese Person anzuhören. Fer-
ner kann im Rahmen der Amtsermittlungen die Anhörung 
weiterer Personen erforderlich werden.
- Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe und der Gesundheitsfür- 
sorge in Anspruch zu nehmen,
- Gebote, für die Einhaltung der Schulpﬂicht zu sorgen,
- Verbote, vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit die 
Familienwohnung oder eine andere Wohnung zu nut-
zen, sich in einem bestimmten Umkreis der Wohnung 
aufzuhalten oder zu bestimmende andere Orte aufzusu-
chen, an denen sich das Kind regelmäßig aufhält,
- Verbote, Verbindung zum Kind aufzunehmen oder ein 
Zusammentreffen mit dem Kind herbeizuführen,
- die Ersetzung von Erklärungen des Inhabers der elterli-
chen Sorge,




Kommen in einem Verfahren wegen Gefährdung des Kindes-
wohls Maßnahmen in Betracht, mit denen die Trennung des 
Kindes von seiner Familie oder die Entziehung der gesamten 
Personensorge verbunden ist, wird das Familiengericht dem 
Kind in der Regel einen Verfahrensbeistand bestellen, soweit 
die Interessen des Kindes nicht von einem Rechtsanwalt 
oder einem anderen geeigneten Verfahrensbevollmächtigten 
angemessen vertreten werden (§ 158 FamFG).
Vorrang- und Beschleunigungsgebot
Alle Verfahren, die den Aufenthalt des Kindes, das Um-
gangsrecht oder die Herausgabe des Kindes betreffen, sowie 
Verfahren wegen Gefährdung des Kindeswohls sind gemäß 
§ 155 FamFG vorrangig und beschleunigt durchzuführen. In 
diesen Verfahren erörtert das Gericht die Sache mit den Be-
teiligten in einem Termin, der spätestens einen Monat nach 
Beginn des Verfahrens stattﬁnden soll. Ausnahmen sind ins-
besondere aus Gründen des Kindeswohls (§ 1697 a BGB) 
möglich. Bspw. kann in bestimmten Konﬂiktlagen eine spä-
tere Terminierung geboten erscheinen.  
Erörterung der Kindeswohlgefährdung
§ 157 FamFG sieht eine Erörterung der Kindeswohlgefähr-
dung in Verfahren nach den §§ 1666 und 1666 a BGB vor. 
Hiernach soll das Gericht mit den Eltern und in geeigneten 
Fällen auch mit dem Kind erörtern, wie einer möglichen Ge-
fährdung des Kindeswohls, insbesondere durch öffentliche 
Hilfen, begegnet werden und welche Folgen die Nichtannah-
me notwendiger Hilfen haben kann. Das Gesetz stellt hierbei 
lediglich auf eine mögliche Kindeswohlgefährdung ab, da das 
Jugendamt das Familiengericht nach § 8 a Abs. 3 Satz 1 Hs. 
2 SGB VIII bereits dann anzurufen hat, wenn Anhaltspunkte 
für eine Kindeswohlgefährdung bestehen, die Eltern bei der 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos aber nicht mitwirken. 
Das Erörterungsgespräch bezweckt das frühzeitige Erkennen 
einer Gefährdungslage und hat in erster Linie Warnfunktion. 
Es kann dazu dienen, die Eltern stärker in die Pﬂicht zu neh-
men und auf sie einzuwirken, öffentliche Hilfen in Anspruch 
zu nehmen und mit dem Jugendamt zu kooperieren. Das 
Gericht soll das Jugendamt zu diesem Termin laden. Das 
Gericht führt die Erörterung in Abwesenheit eines Elternteils 
durch, wenn dies zum Schutz eines Beteiligten oder aus an-
deren Gründen erforderlich ist. 
Die Erörterung der Kindeswohlgefährdung kann mit der per-
sönlichen Anhörung der Eltern (§ 160 FamFG), des Kindes 
bzw. Jugendlichen (§ 159 FamFG) oder etwaiger Pﬂegeperso-
nen (§ 161 FamFG) verbunden werden.
Einstweilige Anordnung
In Verfahren wegen Gefährdung des Kindeswohls hat das 
Gericht von Amts wegen unverzüglich den Erlass einer einst-
weiligen Anordnung zu prüfen (§ 157 Abs. 3 FamFG).
Vollstreckung
Die Entscheidung des Gerichts ergeht durch Beschluss. 
Wird die richterliche Anordnung nicht befolgt, kann die Ent-
scheidung nach Maßgabe der §§ 35, 86 ff. FamFG vollstreckt 
werden. 
Überprüfung gerichtlicher Entscheidungen
Länger dauernde kindesschutzrechtliche Maßnahmen hat 
das Gericht in angemessenen Zeitabständen zu überprüfen 
(§ 166 Abs. 2 FamFG). Dazu sollte es auch eine Stellung-
nahme des Jugendamts anfordern. In dieser Stellungnahme 
ist insbesondere darzulegen, ob die Erziehungsfähigkeit der 
Sorgeberechtigten weiterhin eingeschränkt ist und ob die 
angeordneten Maßnahmen nach Einschätzung des Jugend-
amts fortbestehen müssen. Der Überprüfungspﬂicht kann 
auch durch eine erneute persönliche Anhörung der Eltern 
oder des Kindes entsprochen werden.
Sieht das Gericht von Maßnahmen nach den §§ 1666 bis 1667 
BGB ab, soll es seine Entscheidung in einem angemessenen 
Zeitabstand, in der Regel nach drei Monaten, überprüfen 
(§ 166 Abs. 3 FamFG). Hierzu kann das Gericht das Jugend-
amt um Mitteilung der Ergebnisse der Hilfeplangespräche 
und der durchgeführten Hilfen bitten. Im Einzelfall kann ein 
kürzeres oder längeres Überprüfungsintervall geboten sein 
oder von einer nochmaligen Überprüfung abgesehen wer-
den. Letzteres kommt etwa dann in Betracht, wenn die An-
rufung des Familiengerichts offensichtlich unbegründet war 
und auch das Jugendamt keine gerichtlichen Maßnahmen 
mehr für erforderlich hält. In jedem Falle unberührt bleibt 
die Verantwortung des Jugendamts, das Familiengericht ggf. 
erneut nach § 8 a Abs. 3 SGB VIII anzurufen. 
III. Zusammenarbeit mit dem Jugendamt in Fällen der Kin-
deswohlgefährdung 
Der Gesetzgeber betont die Verantwortungsgemeinschaft 
von Familiengerichten und Jugendämtern im zivilrechtlichen 
Kinderschutz. Ihrem gemeinsamen Schutzauftrag können 
sie nur über eine konstruktive Zusammenarbeit gerecht 
werden. Eine solche Kooperation setzt mehr denn je Abspra-
chen und Koordination, aber auch Klarheit über die jeweili-
gen Aufgaben und Rollen voraus. 
Im Freistaat Thüringen wird der hiernach notwendige lokale 
Austausch zwischen Jugendämtern und Familiengerichten 
in interdisziplinären Arbeitskreisen bereits an vielen Fami-
liengerichten praktiziert. Vorbehaltlich der dort vereinbarten 
fallübergreifenden Kooperation, sollte die Zusammenarbeit 
folgenden Empfehlungen folgen. 
aa) Auf Seiten des Jugendamts
Die Anrufung des Familiengerichts durch das Jugendamt 
gemäß § 8 a Abs. 3 SGB VIII erfolgt immer schriftlich und 
mit Begründung. Sie bezieht sich auf konkret darzulegende 
Gefährdungssituationen, die auf der Grundlage einer ent-
sprechenden Risikoabschätzung faktisch dokumentiert und 
bewertet sind. 
Hält das Jugendamt sofortige Maßnahmen zum Schutz 
eines Kindes für erforderlich, sollte es diesen Umstand im 
Bericht deutlich auf der ersten Seite mit: „Einstweilige An-
ordnung empfohlen/erforderlich!“ kenntlich machen und 
optisch hervorheben. Dies gilt insbesondere bei einer Inob-
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hutnahme zum Schutz eines Kindes gegen den Willen der 
Personensorgeberechtigten. In Eilfällen sollte der Bericht 
entsprechend gekennzeichnet werden (z. B. „Eilt! Bitte so-
fort dem zuständigen Richter vorlegen.“) und zeitgleich per 
Fax oder elektronisch übermittelt werden. Auch eine telefoni-
sche Vorabinformation des Gerichts ist ratsam. 
Hat das Jugendamt bereits Maßnahmen zum Schutz eines 
Kindes treffen müssen (Inobhutnahme gemäß § 8 a Abs. 
bzw. § 42 SGB VIII) und konnte die Entscheidung des Ge-
richts nicht abgewartet werden, ist dies dem Familienge-
richt hervorgehoben mitzuteilen. Hier muss der Ablauf der 
gesetzlich bestimmten Frist der Dauer der Inobhutnahme 
im Sinne einer freiheitsentziehenden Maßnahme (§ 42 SGB 
Abs. 3 und Abs. 5 SGB VIII) besonders kenntlich gemacht 
werden. 
Wurden die Eltern gemäß § 8 a Abs. 1 Satz 2 SGB VIII zur Risi-
koabschätzung nicht hinzugezogen, sollte dies dem Gericht 
ebenfalls unter Verweis auf die Gründe mitgeteilt werden.
Die Anrufung des Familiengerichts sollte grundsätzlich als 
Ergebnis des Berichtsteils konkrete Vorschläge des Jugend-
amts für anzuordnende Maßnahmen zur Sicherung oder 
Wiederherstellung des Kindeswohls beinhalten. Hier kom-
men insbesondere Anregungen in Betracht
Die Mitteilung des Jugendamts an das Familiengericht nach 
§ 8 a Abs. 3 SGB VIII sollte nach einem einheitlichen Schema 
erfolgen. Ein Muster für eine solche Mitteilung ﬁndet sich 
im Teil C.
bb) Auf Seiten des Familiengerichts
 
In aller Regel wird das Familiengericht durch das Jugendamt 
gemäß § 8 a Abs. 3 SGB VIII angerufen. In diesen Fällen soll-
te das Gericht dem Jugendamt unverzüglich per Fax oder 
E-Mail eine Eingangsbestätigung senden, mit der gleich-
zeitig das Geschäftszeichen des Familiengerichts und die 
Telefonnummer der zuständigen Geschäftsstelle mitgeteilt 
werden. 
Wird das familiengerichtliche Verfahren durch eine Anre-
gung Dritter (z. B. Polizei, Schule, Arzt, Nachbar) eingeleitet, 
sollte das Jugendamt unverzüglich schriftlich informiert und 
gegebenenfalls um die notwendige Mitwirkung gebeten wer-
den. Hierzu teilt das Gericht dem Jugendamt die Anschrif-
ten der Beteiligten und den aktuellen Lebensmittelpunkt des 
Kindes mit. Gegebenenfalls sind auch frühere Wohnsitze 
der Sorgeberechtigten mitzuteilen. Zugleich informiert das 
Familiengericht die Beteiligten darüber, dass das Jugendamt 
im Verfahren mitwirkt und weist sie auf die Möglichkeiten 
der Beratung durch die Beratungsstellen und -dienste der 
Träger der Jugendhilfe hin.
Das Gericht soll das Jugendamt gemäß § 157 Abs. 1 FamFG 
zum mit den Eltern und ggf. dem Kind anberaumten Erör-
terungstermin laden. Hier sollte das Familiengericht neben 
dem Gegenstand der Erörterung mitteilen, in welcher Funk-
tion die Ladung erfolgt (z. B. als Zeuge, Sachverständiger 
oder Verfahrensbeteiligter).
In Eilfällen sollte die Entscheidung des Familiengerichts 
dem Jugendamt umgehend und zunächst auf dem schnell-
sten Wege (vorab telefonisch, Fax oder E-Mail) zugestellt 
werden. 
Regelungen des Gerichts zur Bearbeitung von Eilfällen im 
Rahmen des Tagesdienstes oder außerhalb der Geschäfts-
zeiten, z. B. über einen Not- oder Bereitschaftsdienst sollten 
dem Jugendamt regelmäßig mitgeteilt werden.
Teil C
Aufbau der Mitteilung an das Familiengericht 
bei Kindeswohlgefährdung nach § 8 a Abs. 3 SGB VIII 1
I. Anrufungsformel (Gegenstand der Stellungnahme)
o Anrufung des Familiengerichts gemäß § 8 a Abs. 3 
SGB VIII 
o Eingriff in das Recht der elterlichen Sorge gemäß 
§ 1666 BGB
o Einstweilige Anordnung empfohlen/erforderlich
II. Personalien
o Minderjähriger, Eltern bzw. Personensorgeberech-
tigte, Geschwister
(jeweils: Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburts- 
 ort)
o aktuelle Sorgerechtsverhältnisse und gegebenen-
falls Vaterschaftsverhältnisse
o Anschriften, Unterbringungsadresse
o Staatsangehörigkeit, Erforderlichkeit eines Sprach-
mittlers
III. Empfehlungen zu den notwendigen und geeigneten 
Maßnahmen des Gerichts
o Inanspruchnahme von Hilfen bzw. Durchführung 
von Maßnahmen durch die Eltern
o Entzug des Aufenthaltesbestimmungsrechts, der 
Gesundheitsfürsorge sowie des Rechts, öffentliche 
Hilfen zu beantragen und die Hilfeplanung durch-
zuführen
o Anordnung einer Ergänzungspﬂegschaft mit dem 
o. a. Wirkungskreis
o ggf. Regelungen zum Umgang der Eltern mit dem 
Kind (Umgangsausschluss?)
1 Teil C wurde in Anlehnung an ein Arbeitspapier von Prof. Dr. Ferdinand Kaufmann, Siegburg, modiﬁziert
- ein richterliches „Erziehungsgespräch“ mit den Sorge-
berechtigten durchzuführen,
- bestimmte, aus der Sicht des Jugendamts erforderliche 
Maßnahmen, Auﬂagen bzw. Weisungen zu erteilen,
- verschiedene Kontrollmaßnahmen aufzuerlegen um 
sicher zu stellen, dass  Maßnahmen des Jugendamts 
durchgeführt sowie Auﬂagen und Weisungen eingehal-
ten werden,
- das Sorgerecht teilweise oder vollständig zu entziehen.
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IV. Sachverhaltsdarstellung einschließlich Quellen
o erforderliche Angaben zu den gegenwärtig beste-
henden gefährdenden Entwicklungsbedingungen in 
der Familie bzw. im sozialen Umfeld
o erforderliche Angaben zur Entwicklung des Kindes; 
Vorgeschichte
o erforderliche Angaben zur Beziehung der Familien-
mitglieder untereinander, vor allem der Eltern zum 
Kind
o erforderliche Angaben zur Situation des Kindes in 
seinem Wohnumfeld bzw. seinem sonstigen sozi-
alen Umfeld (Kindergarten, Schule u. a.)
o erforderliche Angaben zum gegenwärtigen Erleben 
und Verhalten des Kindes
o erforderliche Angaben zur Entwicklungsgeschichte 
der Eltern
o erforderliche Angaben zur Art und Weise des Ver-
haltens der Eltern; Was sind die von ihnen ausge-
henden gefährdenden Verhaltensweisen?
o Wie erlebt das Kind das Verhalten der Eltern?
o Abschätzung des Gefährdungsrisikos , wenn die El-
tern nicht willens und bereit bzw. in der Lage sind, 
bei der Abschätzung mitzuwirken
Dabei ist im Zusammenhang mit der Sachverhaltsdarstel-
lung anzugeben, worauf die aufgeführten Sachverhalte und 
Tatsachen beruhen. Anzugeben sind insbesondere
o eigene Wahrnehmungen anlässlich von Hausbesu-
chen am …
o Gespräche mit den Eltern am …
o Gespräche mit dem Kind am…
o Gespräche mit X/Y am … (andere Auskunftsperson, 
z. B. Lehrer, Erzieher, Arzt; Anschrift bitte angeben: 
dient der Verfahrensbeschleunigung, weil das Ge-
richt die Personen ggf. anhören muss)
o Urkunden (z. B. ärztliche Gutachten; bitte in Durch-
schrift beifügen)
V. Sozialpädagogische Auswertung und Beurteilung (psycho-
sozialer Befund)
o Welche Auswirkungen hat das Verhalten der Eltern 
auf das Kind?
o Entwicklungsprognose für das Kind unter den ge-
genwärtigen Gegebenheiten
VI. Vom Jugendamt oder anderen Stellen angebotene oder 
erbrachte Hilfen
o Aussagen über die Kooperationsbereitschaft/-fähig-
keit der Eltern mit dem  Jugendamt
o Darstellung der von der Familie angenommenen 
Hilfen nach Art und Zeitraum sowie nach Erfolg 
oder Misserfolg (ggf. Übersendung der Hilfepläne)
o von den Eltern auf Grund mangelnder Kooperati-
onsbereitschaft/-fähigkeit abgelehnte Hilfen
o Vermittlung anderer Hilfen (z. B. Therapien) mit 
welchem Ergebnis
VII. Vom Jugendamt angestrebtes Ziel im Hinblick auf die 
Entwicklung des Kindes
o z. B. Herausnahme des Kindes aus der Familie (Be-
gründung)  
o z. B. Unterbringung des Kindes im Heim oder einer 




Kinder- und Jugendschutz als fester Bestandteil und Aufgabe 
der gesamten Gesellschaft beinhaltet ein breites Spektrum 
von Aufgaben, Regelungen und Maßnahmen, die darauf 
gerichtet sind, jungen Menschen ein weitestgehend gefahr-
loses Aufwachsen ohne körperliche und geistigseelische Ge-
fährdungen zu ermöglichen. 
Unter dem Gesichtspunkt einer möglichen oder konkreten 
Beeinträchtigung für das Wohl von jungen Menschen greift 
er kontinuierlich Veränderungen in der Gesellschaft auf. 
Gleichzeitig werden durch geeignete Maßnahmen die Stär-
ken von jungen Menschen gefördert, um eigenverantwort-
lich mit bestehenden Risiken umzugehen, vorhandene Miss-
stände zu erkennen und gemeinsam mit anderen zu ihrer 
Veränderung beizutragen. 
Die Schaffung positiver Lebensbedingungen für  junge 
Menschen und deren Familien ist gesamtgesellschaftliche 
Querschnittsaufgabe. Zur Realisierung dieser ist eine enge 
und abgestimmte Kooperation der verantwortlichen Institu-
tionen und Organisationen auf Landes- und örtlicher Ebene 
notwendiger denn je, um die unterschiedlichen Zuständig-
keiten sowie die damit verbundene Aufgabenwahrnehmung, 
einschließlich der Herausarbeitung von Schnittstellen der 
Zusammenarbeit verbindlich aufeinander abzustimmen.
Rechtsgrundlagen
Kinder- und Jugendschutz ist als Rechtsgut 
gesetzlich verankert.
Grundgesetz
Die grundgesetzliche Verankerung erfolgt im Art. 6 Abs. 2 
Satz 1 Grundgesetz (GG), der das elterliche Erziehungs-
recht sichert. 
Achtes Buch Sozialgesetzbuch
Aus dem Spannungsverhältnis zwischen den Rechten des 
Kindes, der Verantwortung der Eltern und dem staatlichen 
Wächteramt ergibt sich der Auftrag Jugendhilfe, der u. a. im 
§ 1 Abs. 3 Achtes Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Ju-
gendhilfe (SGB VIII) maßgeblich verankert ist.
Mit der Einführung des § 8 a SGB VIII erfolgte eine weitere 
Konkretisierung des Schutzauftrages zur Sicherung des Kin-
deswohls, zu dem landes(fach)politisch bereits Maßnahmen 
entwickelt worden sind, die in den Leitlinien nicht gesondert 
ausgewiesen werden. 
Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz als Aufgabe der 
Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe ergibt sich aus 
den Bestimmungen des § 14 SGB VIII. 
Jugendschutzgesetz
Zur Sicherstellung des Schutzes von Kindern und Jugend-
lichen in der Öffentlichkeit enthält das Jugendschutzgesetz 
Leitlinien für die Jugendhilfe im Freistaat Thüringen für einen efﬁzienten und effektiven Schutz von 
jungen Menschen 
vom 17. Juli 2007
(JuSchG) ein Regelwerk für das Zusammenleben der Ge-
meinschaft in der Öffentlichkeit.
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag
Der „Staatsvertrag über den Schutz der Menschenwürde und 
den Jugendschutz in Rundfunk und Telemedien“ - Jugend-
medienschutz-Staatsvertrag - (JMStV) regelt die  Aufsicht 
über den privaten und den öffentlich-rechtlichen Rundfunk.
Jugendarbeitsschutzgesetz
Das Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend (JArbSchG) 
stellt als bundeseinheitliches arbeitsweltbezogenes Gesetz 
den altersspeziﬁschen Arbeitsschutz für Kinder und Jugend-
liche sicher. Es beinhaltet sowohl Beschäftigungsverbote als 
auch Regelungen, z. B. über Arbeitszeiten, Ruhepausen und 
ärztliche Untersuchungen.
Diese bundesrechtlichen Regelungen erhalten durch landes-
rechtliche Bestimmungen eine Konkretisierung. 
Landesrechtliche Regelungen
Im Artikel 19 Abs. 1 der Thüringer Verfassung wird Kindern 
und Jugendlichen das Recht auf eine gesunde geistige, kör-
perliche und psychische Entwicklung sowie der Schutz vor 
körperlicher und seelischer Vernachlässigung, Misshand-
lung, Missbrauch und Gewalt zugesichert.
Die Zuständigkeiten im Bereich des Kinder- und Jugend-
schutzes sind u. a. im § 20 Thüringer Kinder- und Jugendhil-
fe-Ausführungsgesetz (ThürKJHAG) geregelt. 
Im § 2 des Thüringer Schulgesetzes (ThürSchulG) ist der 
gemeinsame Auftrag für die Bildung und Erziehung im Frei-
staat Thüringen festgeschrieben. 
Mit der „Thüringer Verordnung zur Regelung von Zuständig-
keiten nach dem Jugendschutzgesetz“ (Thüringer Jugend-
schutzzuständigkeitsverordnung), den „Thüringer Vollzugs-
hinweisen zum Jugendschutzgesetz“ und den „Leitlinien 
zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Jugend-
schutzgesetz“ erfolgt eine weitere Präzisierung der Aufgaben 
und Zuständigkeiten im Kinder- und Jugendschutz.
In weiteren Gesetzen und Verordnungen sind die Interessen 
junger Menschen durch Anhörungs- und Mitwirkungsrechte 
gesichert.
Kinder- und Jugendschutz ist gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe
Kinder- und Jugendschutz als gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe orientiert sich an der Lebenssituation junger Menschen 
und den Gefährdungen, denen sie ausgesetzt sind.
Gesamtgesellschaftlich heißt, dass alle politischen und ad-
ministrativen Entscheidungen einschließlich der damit ver-
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bundenen Planungen in Hinblick auf ihre Auswirkungen 
auf die Entwicklungs- und Lebensbedingungen junger Men-
schen getroffen werden.
Alle Einﬂüsse, die auf die Lebenswelten von Kindern und Ju-
gendlichen einwirken, werden unter dem Aspekt des Kindes-
wohls kontinuierlich und zusammenhängend betrachtet und 
analysiert. Die dabei gewonnenen aktivierenden und verän-
dernden Impulse wirken in maßgebliche gesellschaftliche 
Arbeitsfelder hinein.
Vor diesem Hintergrund haben sich im Kinder- und Jugend-
schutz verschiedene Handlungsfelder herausgebildet:
Handlungsfeld Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz
Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz ist mit seinen 
vielfältigen zielgruppenspeziﬁschen Präventions- und Bera-
tungsangeboten sowohl auf junge Menschen als auch auf 
Eltern, u. a. in den Bereichen der Sucht- und Drogen-prä-
vention, des Medienkonsums oder der Gewaltprävention, 
ausgerichtet. Diese Aufgaben werden durch vielfältige Prä-
ventionsveranstaltungen sowie durch ein System früher Hil-
fen durch Träger der Jugendhilfe im Zusammenwirken mit 
anderen Einrichtungen und Diensten gewährleistet. 
Handlungsfeld Gesetzlicher Kinder- und Jugendschutz
Im Rahmen des gesetzlichen oder auch restriktiv kontrollie-
renden Kinder- und Jugendschutzes dienen die Aktivitäten 
der Kontrolle zur Umsetzung und Einhaltung der gesetz-
lichen Bestimmungen, die auf ein gesichertes, weitestge-
hend gefährdungsfreies Aufwachsen von jungen Menschen 
ausgerichtet sind. Diese Bestimmungen richten sind vorran-
gig an Gewerbetreibende und Veranstalter. Neben der Kon-
trolltätigkeit im gesetzlichen Kinder- und Jugendschutz ist 
die Beratung von Gewerbetreibenden und Veranstaltern in 
ihrer präventiven Funktion in den Mittelpunkt zu rücken.
Handlungsfeld Struktureller Kinder- und Jugendschutz
Die Schaffung der notwendigen Voraussetzungen für ein si-
cheres Aufwachsen und für positive Lebensbedingungen für 
Familien und junge Menschen ist Aufgabe des strukturellen 
Kinder- und Jugendschutzes. Die politischen Entscheidungs-
träger haben die strukturellen Rahmenbedingungen dafür zu 
schaffen, dass junge Menschen aktiv an Entscheidungen be-
teiligt und unterstützt werden, ihre Interessen zu vertreten 
und öffentlich zu machen.
Kooperation/Koordination
Kinder- und Jugendschutz als gesamtgesellschaftliche 
Querschnittsaufgabe setzt ein vereinbartes, auf Kooperati-
on ausgerichtetes, ressortübergreifendes staatliches bzw. 
behördliches Handeln unter Einbeziehung nichtstaatlicher 
Organisationen voraus. Die Koordinierung erfolgt durch die 
Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe.
Die Realisierung aller notwendigen Maßnahmen erfordert 
eine systematische, zielgerichtete und nachhaltige Koopera-
tion und Koordination. Den öffentlichen Trägern der Kinder- 
und Jugendhilfe obliegt in ihrer Garantenstellung für das 
Kindeswohl die Aufgabe der Koordination aller Maßnahmen 
und Akteure. In diesem Zusammenhang wird der Abschluss 
einer Kooperationsvereinbarung zwischen
 dem Thüringer Ministerium für Soziales, Familie 
 und Gesundheit 
 dem Thüringer Kultusministerium 
 dem Thüringer Justizministerium,
 dem Thüringer Innenministerium, 
sowie den Kommunalen Spitzenverbänden angeregt, die 
gleichzeitig als Handlungsleitfaden für die örtliche Ebenen 
Wirkung erlangen. 
Netzwerke in Form von Gremien und Arbeitskreisen auf 
überörtlicher und örtlicher Ebene haben sich als wichtige 
Steuerungselemente sowie als Ort des Erfahrungsaus-
tausches und der Fortbildung bewährt. Sie sind hinsichtlich 
ihrer fachinhaltlichen Ausrichtung und interdisziplinären 
Zusammensetzung fortzuentwickeln.  
Fachkraft für Kinder- und Jugendschutz
Wichtig ist die Koordination durch eine im Jugendamt ange-
siedelte Fachkraft für Kinder- und Jugendschutz, die entspre-
chend der Querschnittsfunktion des Kinder- und Jugend-
schutzes mit klaren Aufgabenzuweisungen und Befugnissen 
in der Innen- als auch in der Außenwirkung ausgestattet ist.
Zielgerichtetheit über Konzeption und Planung
  
Ein weitreichender und zielgerichteter Schutz junger Men-
schen ist konzeptionell sicher zu stellen. Die Gesamtverant-
wortung der Jugendhilfe und ihr Gewährleistungsauftrag 
für einen efﬁzienten und effektiven Schutz von jungen Men-
schen erfordert kommunales Management in seiner Steue-
rungsfunktion - auch für den Kinder- und Jugendschutz. 
Ausgehend von den komplexen Zielstellungen ergibt sich die 
Notwendigkeit, ein regionalspeziﬁsches, auf die örtlichen 
Bedingungen abgestimmtes Gesamtkonzept zu entwickeln.
Kinder- und Jugendschutzplanung als unmittelbares Steue-
rungselement
Kinder- und Jugendschutz sollte mit einem eigenen Hand-
lungskonzept in der Jugendhilfeplanung verankert werden. 
Die Umsetzung der jeweiligen konzeptionellen Überle-
gungen erfolgt durch eine, auf die Entwicklung von efﬁzi-
enten und effektiven Strukturen ausgerichtete, Kinder- und 
Jugendschutzplanung. Sie ist unmittelbares Steuerungsele-
ment aller Maßnahmen und Aktivitäten. 
Im Rahmen von Gesetzgebungs- und Planungsverfahren, 
haben die jeweils federführenden Ministerien die Auswir-
kungen auf das Heranwachsen junger Menschen zu prüfen. 
Dieses gilt ebenso auf regionaler Ebene für Satzungen und 
regionale Planungsverfahren. 
Ein funktionierender Kinder- und Jugendschutz erfordert die 
Wahrnehmung der Verantwortung in den verschiedensten 
Arbeitsbereichen für den jeweils gesetzlich verpﬂichtenden 
Leistungskatalog. Dazu gehört die Beteiligung der örtlichen 






Durch den überörtlichen Jugendhilfeträger sind Konzepte 
zur Öffentlichkeitsarbeit, zur Erwachsenen- und Familienbil-
dung, zur Aus- und Fortbildung von Multiplikatoren in den 
Handlungsfeldern des Kinder- und Jugendschutzes sowie 
Modellprojekte in interministerieller Zusammenarbeit zu 
entwickeln und umzusetzen. 
Langfristig angelegte Kampagnen im Kinder- und Jugend-
schutz tragen wesentlich zur Sensibilisierung der Öffentlich-
keit bei.
Qualitätssicherung
Durch geeignete Instrumente ist in der jeweiligen Planungs-
ebene die Qualitätssicherung zu garantieren. Dazu bedarf 
es der notwendigen personellen Ausstattung sowohl bei 
öffentlichen als auch bei freien Trägern. Eine angemessene 
Fachkraft-Fallzahl-Relation sowie notwendige Zeiten für Ko-
ordination, Netzwerkarbeit, Dokumentation, Evaluation und 
Fortbildung müssen berücksichtigt werden.
Partizipation
Die Entwicklung neuer, efﬁzienter und effektiver, auf das si-
chere Aufwachsen junger Menschen orientierter Strukturen 
gelingt  nur durch die unmittelbare Teilhabe junger Men-
schen an Planungsprozessen. Die Umsetzung dieser Forde-
rung ist nur durch den Einsatz zielgruppenspeziﬁscher Par-
tizipationsformen möglich. 
Controlling
Zur Qualitätssicherung sind die notwendigen Controlling- 
instrumente zu entwickeln. Neben Kennziffern und Indi-
katoren sind strukturierte Sachberichte eine wesentliche 
Form. 
Wirksamkeitsdialog
Zur qualitativen Weiterentwicklung des Kinder- und Jugend-
schutzes ist ein Wirksamkeitsdialog zwischen den unter-
schiedlichsten Arbeitsfeldern, Professionen und Instituti-
onen anzuregen.
Kontinuität und Nachhaltigkeit
Kinder- und Jugendschutz ist gekennzeichnet durch  Konti-
nuität und Nachhaltigkeit der Angebote auf den Ebenen der 
Einzelfall-, der Gruppen- und der Gemeinwesenarbeit.
Modellvorhaben
Kinder- und Jugendschutz zeichnet sich durch Kontinuität 
der Angebote, Hilfen und Service aus. Dazu gehören ein 
barrierefreier Zugang zu allen Maßnahmen, Einrichtungen 
und Diensten sowie eine bürgerfreundliche Verwaltung, 
einschließlich deren Erreichbarkeit und Sprechzeiten. Bei 
Beratungsstellen ist eine Umorientierung von der Komm- 
zur Gehstruktur notwendig. Zur Entwicklung neuer Koope-
rationsstrukturen und Hilfsangebote wurden und werden 
Modellvorhaben installiert. Grundsätzlich sind sie so anzule-
gen, dass sie bei erfolgreichem Abschluss der Modelllaufzeit 
verstetigt werden. Die Ergebnisse sind der Fachöffentlichkeit 
vorzustellen und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und Über-
tragbarkeit zu überprüfen. 
kontinuierliche Sicherung der Finanzierung
Die Realisierung der Kinder- und Jugendschutzkonzepte so-
wie der Planungsansätze erfordern eine stetige und bedarfs-
gerechte Finanzierung. Das betrifft alle Maßnahmen, Diens-
te und Angebote auf örtlicher und überörtlicher Ebene. 
Fachliche Kompetenz durch Aus-, Fort- und 
Weiterbildung
Fachliche Kompetenz im Kinder- und Jugendschutz setzt 
eine an der Lebenswelt von jungen Menschen orientierte 
zeitnahe, systematische Aus-, Fort- und Weiterbildung der 
Fachkräfte voraus.    
Kinder- und Jugendschutz als fachspeziﬁsche, professions-
übergreifende Aufgabenstellung verlangt fachlich qualiﬁzier-
tes Personal im Sinne des Fachkräftegebots der Kinder- und 
Jugendhilfe. Diese  Aufgabe liegt in der Verantwortung der 
Ausbildungseinrichtungen sowie der Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe. 
Die Ausbildung der Fachkräfte ist in diesem Sinne zu qua-
liﬁzieren. Ebenso sind Aspekte des Kinder- und Jugend-
schutzes in die pädagogische Ausbildung zu integrieren.
Die Träger der Kinder- und Jugendhilfe sind verpﬂichtet, 
Fachkräfte fortzubilden und die entsprechenden Rahmenbe-
dingungen hierfür zu schaffen.
Landesjugendamt
Das Landesjugendamt hält ein entsprechendes bedarfsge-
rechtes Fortbildungsangebot vor. Die Erstellung von Präven-
tionsmaterialien, Informationsmaterialien,  Handreichungen 
sowie die Erarbeitung von Empfehlungen zu einzelnen The-
menbereichen des Kinder- und Jugendschutzes haben sich 
bewährt und sind systematisch fortzuführen. 
Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz e. V.
Die Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz 
Thüringen e. V. versteht sich als Facheinrichtung, die sich für 
den Schutz von Kindern und Jugendlichen stark macht, um 
sie vor hemmenden und gefährdenden Einﬂüssen zu bewah-
ren. In Abstimmung mit den örtlichen öffentlichen Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe und der obersten Landesjugend-
behörde nimmt die Landesarbeitsgemeinschaft vor allem die 
Aufgabe einer Fachstelle für Informationen und Fortbildung 
wahr. 
Schwerpunktthemen, insbesondere im Bereich des erziehe-
rischen Kinder- und Jugendschutzes sind: Sucht- und Dro-
genprävention, Gewalt- und Kinderschutz, Jugendszenen 
und Jugendkulturen, Jugendmedienschutz sowie das Kon-
sumverhalten von Kindern und Jugendlichen.
Zu den Aufgaben und Dienstleistungen der Landesarbeits-
gemeinschaft als Fachstelle gehören die Veröffentlichung 
von Publikationen, die Durchführung von Fortbildungsver-
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anstaltungen und Fachkampagnen zu aktuellen Themen so-
wie Fachberatung,  Öffentlichkeitsarbeit und Politikberatung. 
Sie stellt Fachkräften und Multiplikatoren die Fachbibliothek 
„Sexuelle Gewalt und sexueller Missbrauch“ zur Verfügung. 
Zur Umsetzung der Aufgaben ist die Kooperation und  Zu-
sammenarbeit mit anderen Partnern, so u. a. dem Landes-
ﬁlmdienst Thüringen e. V., der Verbraucherzentrale Thürin-
gen e. V., der Landesvereinigung für Gesundheitsförderung 
Thüringen e. V., der Suchthilfe in Thüringen gGmbH, der 
Thüringer Landesstelle für Suchtfragen e. V. oder auch der 
Thüringer Landesstelle Gewaltprävention notwendig und ar-
beitsteilig zu gestalten. 
Die Landesarbeitsgemeinschaft koordiniert den Arbeitskreis 
der Thüringer Kinder- und Jugendschutzdienste und den Ar-
beitkreis Thüringer Kinder- und Jugend-Sorgentelefon. Sie 
ist für die Öffentlichkeitsarbeit in diesem Bereich zuständig.
Öffentlichkeitsarbeit und Information
Kinder- und Jugendschutz braucht Öffentlichkeit. Sensibi-
lisierung der Öffentlichkeit für die Wahrnehmung von Ge-
fährdungslagen, Vernachlässigung und Misshandlung, das 
Leistungsvermögen junger Menschen sowie für die Inan-
spruchnahme von Angeboten und Maßnahmen setzt um-
fangreiche Öffentlichkeitsarbeit voraus.
Sie erfolgt u. a. durch umfassende Information der Bevölke-
rung über Strukturen, Aufgaben und Angebote der Jugend-
hilfe. Kampagnen unter Verwendung  kindgerechter, barri-
erefreier Materialien, Broschüren und Elterninformationen 
unterstützen diesen Prozess. Regelmäßige Informationen 
aus dem Jugendamt sorgen für die nötige Transparenz der 
Arbeit. 
Zum Thema Kinder- und Jugendschutz sollte mindestens 
einmal jährlich eine Berichterstattung in den Jugendhilfeaus-
schüssen erfolgen.  
Öffentlichkeitsarbeit verlangt einen, den Umständen gebo-
tenen, sensiblen Umgang der Medien mit aktuellen Kinder-
schutzfällen. Eine regelmäßige Kontaktpﬂege zu regionalen 
Medien trägt zu einer objektiveren Berichterstattung bei. 
Zweckmäßig ist die Verständigung und Abstimmung der In-
stitutionen über ihr Vorhaben und Themen in der Öffentlich-
keitsarbeit im Kinder- und Jugendschutz. Information heißt 
auch rechtzeitige Unterrichtung der Partner über Maßnah-
men und Ereignisse. 
Kinder- und Jugend-Sorgentelefon 0800 008 008 0
Das Thüringer Kinder- und Jugend-Sorgentelefon in Träger-
schaft der Landesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugend-
schutz Thüringen e. V. ist thüringenweit unter der Rufnum-
mer 0800 008 008 0 erreichbar. Es bietet neben einem 
niedrigschwelligen Beratungsangebot Informationen über 
Hilfsangebote in den jeweiligen Regionen. Dieses  Beratungs- 
angebot sollte regional stärker beworben werden. 
Notrufnummer 112
Im Sinne des Schutzgedanken für junge Menschen wird an-
geregt zu prüfen, ob in Thüringen die Notrufnummer 112 
von einer zentralen Stelle öffentlichkeitswirksam zu einer 
Informationsstelle ausgebaut wird.  
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Einführung
Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung hat die er-
forderliche Qualität, wenn sie auf der Basis bundes- und 
landesgesetzlicher Bestimmungen die Ziele der individuel-
len Beratung und Hilfe erreicht und dabei zielgerichtet, aus-
reichend, zweckmäßig und wirtschaftlich erbracht wird.
Die Beratungsleistungen orientieren sich am individuellen 
Bedarf und den Wünschen der Ratsuchenden. In jeder Phase 
des Beratungsprozesses werden die Ratsuchenden einbezo-
gen. Ihre Selbsthilferessourcen werden nachhaltig aktiviert. 
Die Beratungs- und Unterstützungsleistungen beziehen die 
Ressourcen des sozialen Umfeldes der Ratsuchenden ein 
und stärken diese.
Der Träger fördert das Qualitätsbewusstsein innerhalb der 
Beratungsstelle und stellt die Einhaltung der formulierten 
Qualitätsstandards sicher. Dies dient der Verbesserung der 
Qualität der Beratungs- und Unterstützungsleistungen sowie 
der Optimierung der Rahmenbedingungen. Das Quali- 
tätsmanagement wird als dauerhafte Aufgabe innerhalb der 
Organisation verstanden.
Um eine efﬁziente und qualitätsorientierte Schuld-
ner- und Verbraucherinsolvenzberatung in Thüringen zu 
gewährleisten, werden für die Tätigkeit dieser Beratungsstel-
len nachfolgende Qualitätsstandards zugrunde gelegt.
I. Strukturqualität
Strukturqualität beschreibt die auf Dauer angelegten Bedin-
gungen zur Erbringung der Verbraucherinsolvenzberatung.
1. Beratungsangebot  
Verbraucherinsolvenzberatungsstellen beraten und beglei-
ten überschuldete und von Überschuldung bedrohte Per-
sonen im vorgerichtlichen Verbraucherinsolvenzverfahren, 
im gerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahren und im 
gerichtlichen Insolvenzverfahren bis zur Erteilung der Rest-
schuldbefreiung. 
Sie sollten darüber hinaus auch das Angebot der Schuldner-
beratung vorhalten. Dieses richtet sich an verschuldete, von 
Überschuldung bedrohte und überschuldete Familien und 
Einzelpersonen, die ohne fremde Hilfe außerstande sind, 
ihre wirtschaftliche und soziale Situation zu bewältigen. 
Schuldnerberatung soll als Teil der Sozialberatung die mate-
rielle Lebensgrundlage der betreffenden Menschen sichern 
helfen. Sie ist nicht als rein kaufmännische oder wirtschaftli-
che Beratung zu verstehen, sondern als ganzheitliches Hilfs- 
angebot, das psychosoziale Begleitung sowie pädagogische 
und präventive Maßnahmen einschließt, soweit sie im Rah-
men der vorhandenen Kapazitäten für die Schuldnerbera-
tung möglich und erforderlich sind. Dabei soll auf vorhan-
dene speziﬁsche Beratungsangebote vor Ort zurückgegriffen 
Qualitätsstandards in der Schuldner- und Verbraucherinsolvenzberatung in Thüringen
werden. Das gemeinsame Angebot von Schuldnerberatung 
und Verbraucherinsolvenzberatung sichert dabei eine durch-
gängige und gleichbleibende Fallbearbeitung.
Die Beratungstätigkeit ist für den Ratsuchenden kostenfrei.
  
2. Trägerschaft  
Träger von Verbraucherinsolvenzberatungsstellen können 
Verbände oder Mitglieder der Verbände der Freien Wohl-
fahrtspﬂege, Landkreise oder kreisfreie Städte, Gemeinden, 
sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechtes oder 
Verbraucherzentralen sein.
  
3. Konzeption  
Die Beratungsstelle verfügt über eine Konzeption, die die 
fachlichen Rahmenbedingungen der Schuldner- und Ver-
braucherinsolvenzberatung vorgibt. Sie beinhaltet die Ziele, 
Strategien und Maßnahmen zur Umsetzung des Beratungs- 
angebotes. Die Konzeption ist in regelmäßigen Zeitabstän-
den auf ihre Relevanz  und Aktualität zu überprüfen. 
  
4. Personelle Situation und Qualiﬁkation
4.1 Zuverlässigkeit  
Um das Beratungsangebot im Rahmen der hierfür notwen-
digen Fachlichkeit und Qualität zu gewährleisten, stellt der 
Träger sicher, dass die in seiner Trägerschaft beﬁndliche 
Verbraucherinsolvenzberatungsstelle von einer zuverläs-
sigen Person geleitet wird, die auch die Zuverlässigkeit 
der anderen Beratungsfachkräfte überwacht.  
Als zuverlässig gelten dabei Personen, die in geordne-
ten wirtschaftlichen Verhältnissen leben und bei denen 
keine einschlägigen Vorstrafen vorliegen oder Strafver-
fahren anhängig sind. Einschlägige Straftatbestände 
sind insbesondere Eigentums- und Vermögensde-
likte sowie Bestechung und Bestechlichkeit.  
Geordnete wirtschaftliche Verhältnisse liegen dagegen nicht 
vor, wenn
– von der Beratungsfachkraft innerhalb der letzten fünf Jahre 
eine eidesstattliche Versicherung abgegeben wurde, 
– über das Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet, bezie-
hungsweise die Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden 
ist, oder
– die Beratungsfachkraft in das Schuldnerverzeichnis nach 
§ 915 der Zivilprozessordnung eingetragen ist.
  
4.2 Personelle Besetzung   
Zur Sicherung einer hohen Fachlichkeit und Qualität des Be-
ratungsangebotes ist es erforderlich, dass in der Verbraucher- 
insolvenzberatungsstelle mindestens zwei hauptamtliche 
Beratungsfachkräfte beschäftigt sind. Im Falle von Urlaub, 
Krankheit oder Fortbildung kann hierdurch eine kontinuier- 
liche Vertretung untereinander sichergestellt werden. Eine 
Teilzeitbeschäftigung der Beratungsfachkräfte ist hierfür aus-
reichend. Eine der Beratungsfachkräfte soll dabei:
– über eine mindestens dreijährige praktische Erfahrung in 
der Schuldnerberatung,
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– über einen Hochschulabschluss in einem Studiengang 
des Sozialwesens 
verfügen.
Die Leitung der Beratungsstelle muss durch eine mit min- 
destens 20 Wochenstunden hauptamtlich beschäftigte Bera-
tungsfachkraft sichergestellt werden.
Zur Unterstützung der Beratungsfachkräfte sollte in jeder 
Beratungsstelle eine Verwaltungsfachkraft tätig sein.
  
4.3 Qualiﬁkation   
Die Beratungsfachkräfte in einer Verbraucherinsolvenzbera-
tungsstelle verfügen über eine abgeschlossene Ausbildung  
 
- als staatlich anerkannte/-r Sozialarbeiter/-in, staatlich  
 anerkannte/-r Sozialpädagoge/ -pädagogin,
- als Diplombetriebswirt/-in oder Betriebswirt/-in,
- als Ökonom/-in,
- im gehobenen Verwaltungs- oder Justizdienst oder
- mit der Befähigung zum Richteramt.
Darüber hinaus dürfen Beratungsfachkräfte tätig werden, die 
ein Bachelor- bzw. Masterstudium erfolgreich abgeschlossen 
haben, dessen Hauptstudienfach der Sozialen Arbeit, Betriebs-
wirtschaft oder der Rechtswissenschaft zugerechnet werden 
kann und dabei mindestens ein Nebenfach für den Einsatz 
in der Verbraucherinsolvenzberatung geeignet ist.   
Einzelfallanerkennungen von Fachkräften mit anderen als 
o. g. Bildungsabschlüssen, die von dem für Verbraucherin-
solvenzberatung zuständigen Ministerium ausgesprochen 
wurden, gelten fort.
Zusätzlich zu den o. g. Bildungsabschlüssen müssen alle 
Beratungsfachkräfte der Verbraucherinsolvenzberatung über 
ausreichende Kenntnisse auf dem Gebiet der Schuldner-
und Verbraucherinsolvenzberatung verfügen. Diese sind 
anzunehmen, wenn Kenntnisse und Fähigkeiten im allge-
meinen Schuldrecht, Zwangsvollstreckungsrecht und Insol-
venzrecht sowie in psychosozialer und pädagogischer Be-
ratung nachgewiesen oder auf Grund der Ausbildung oder 
praktischer Erfahrung vorausgesetzt werden können. Liegen 
zum Zeitpunkt der Einstellung noch keine Kenntnisse in 
den genannten Bereichen vor, sind sie durch entsprechende 
Fortbildungen zum nächstmöglichen Termin, in der Regel in-
nerhalb von sechs Monaten nach der Einstellung nachzuho-
len und gegenüber dem für Verbraucherinsolvenzberatung 
zuständigen Ministerium nachzuweisen.
  
4.4 Fortbildung und Supervision  
Die hohen fachlichen Anforderungen in der Verbraucherin-
solvenzberatung in Verbindung mit regelmäßigen Ände- 
rungen der rechtlichen Grundlagen erfordern eine ständige 
Aktualisierung des vorhandenen Wissens der Beratungs-
fachkräfte. Der Träger hat daher eine kontinuierliche Fort-
bildung der in der Verbraucherinsolvenzberatung tätigen 
Beratungsfachkräfte sicherzustellen. Je nach Inhalt, Umfang 
und Dauer der Fortbildung sollte jede Beratungsfachkraft an 
mindestens einer fachlich fundierten, auf die Verbraucherin-
solvenzberatung ausgerichteten Fortbildungsmaßnahme 
pro Jahr teilnehmen. Fortbildungsangebote werden als Fort-
bildung anerkannt, wenn die Veranstaltung mindestens acht 
Unterrichtsstunden umfasst. Ergänzend hierzu stellt der 
Träger der Verbraucherinsolvenzberatungsstelle zur Siche-
rung eines hohen Niveaus der Fachlichkeit aktuelle Fachlit-
eratur zur Verfügung. 
Zusätzlich zum Fortbildungsangebot hat der Träger für die 
Beratungsfachkräfte in der Verbraucherinsolvenzberatung 
eine mindestens sechsmalige, jeweils neunzigminütige Su-
pervision pro Jahr zu gewährleisten.
  
4.5  Sicherung der rechtlichen Beratung
Die rechtliche Beratung und Unterstützung der Beratungs-
fachkräfte ist im Rahmen ihres Aufgaben- und Zuständig-
keitsbereiches sichergestellt:
-  durch die Fachberatungsstelle,
-  über eine in der Beratungsstelle tätige Fachkraft, die zur 
Ausübung des Anwaltsberufs befähigt ist,
-  über den Juristen des Trägers bzw. des Verbandes oder
-  über einen niedergelassenen Rechtsanwalt.
  
4.6 Fachliche Anleitung…
4.6.1 …durch den Träger des Beratungsangebotes  
Eine fachlich qualiﬁzierte Anleitung von derzeitigen und künf- 
tigen Fachkräften in der Verbraucherinsolvenzberatung wird 
durch den Träger des Beratungsangebotes gewährleistet.
Eine fachliche Anleitung durch den Träger erfolgt:
– auf der Grundlage des Leitbildes des Trägers,
– durch Aufzeigen von Vernetzungsmöglichkeiten zu wei- 
 teren Beratungsangeboten des Trägers und des Verbandes,
– auf der Grundlage der Konzeption des Trägers und der 
 Beratungsstelle.
  
4.6.2 …durch die Fachberatungsstelle  
Die fachliche Anleitung der Beratungsangebote durch die 
Fachberatungsstelle für Schuldner- und Verbraucherinsol-
venzberatungsstellen und Schuldenprävention erfolgt zur 
Gesetzgebung, zur Rechtssprechung sowie zum Auf- und 
Ausbau und der Durchführung der Präventionsarbeit.
Die Fortbildung von Beratungsfachkräften erfolgt im Rah-
men der gültigen Konzeption der Fachberatungsstelle. 
  
5. Standort und Erreichbarkeit der Beratungsstelle
5.1 Standort/Zugang 
Das Beratungsangebot darf nicht stigmatisieren. Daher 
wäre es günstigstenfalls mit mehreren Beratungsangeboten 
gemeinsam vorzuhalten. Die Beratungsstelle soll darüber 
hinaus so zentral gelegen sein, dass sie von Ratsuchenden 
ohne lange Wege direkt aufgesucht und mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln gut erreicht werden kann. Bei Bedarf kön-
nen Außensprechstunden angeboten werden. Die Bera-
tungsstelle muss allen Ratsuchenden mit Hauptwohnsitz in 
Thüringen offenstehen. Sie sichert allen Ratsuchenden einen 
zeitnahen Zugang zu einer Beratung und berücksichtigt da-
bei auch die Bedürfnisse von Menschen in besonderen Leb-
ensumständen.
  
5.2 Öffnungszeiten/Erreichbarkeit  
Zum Beratungsangebot gehören bedarfsgerechte Öff-
nungszeiten, insbesondere für Berufstätige. Darüber 
hinaus sind auf Anfrage auch Terminabsprachen 
außerhalb der regulären Öffnungszeiten möglich. 
Die Beratungsstelle ist zu den üblichen werktäglichen 
Dienstzeiten erreichbar. Außerhalb der regulären Öff-
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nungszeiten ist die Erreichbarkeit beispielsweise durch E-
Mail, Fax-Gerät oder Anrufbeantworter gegeben.   
6. Ausstattung der Beratungsstelle
6.1 Räumliche Ausstattung  
Die Beratungsstelle verfügt über geeignete Räume, in denen 
Vertraulichkeit und Datenschutz gewährleistet sind.
  
6.2 Technische Ausstattung  
Die technische Ausstattung der Beratungsstelle ist 
zeitgemäß. Hierzu gehören ein eigener Telefonan-
schluss und Internetzugang, einschließlich der 
Kommunikationsmöglichkeit mittels E-Mail.  
Die Computerarbeitsplätze sind miteinander vernetzt. Weiter- 
hin verfügt jede Beratungsstelle über einsatzbereite Geräte, 
die die Vertraulichkeit, den Datenschutz, die Erreichbarkeit, 
eine funktionierende Büroorganisation sowie die Teilnahme 
an der bundeseinheitlichen Basisstatistik zur Überschul-
dung privater Haushalte garantieren. Hierzu gehören insbe-
sondere Drucker, Anrufbeantworter, Fax-Gerät, Kopierer und 
Aktenvernichter. 
7. Kooperation und Vernetzung
Zur Sicherung der Qualität der Beratungsarbeit, zur Ver-
besserung der Lebenssituation Überschuldeter sowie zur 
Vermeidung von Überschuldung und Minderung ihrer Fol-
gen kooperieren die Beratungsstellen mit anderen Fach- 
diensten und Beratungsangeboten im Sinne eines ganzheitli-
chen Beratungsansatzes. Die Beratungsstellen bringen sich 
in Abstimmung mit ihren Trägern aktiv in fachspeziﬁsche 
und fachlich übergreifende Kooperationsformen ein bzw. 
moderieren diese. Hierzu gehören beispielsweise
- trägerinterne und trägerübergreifende fachspeziﬁsche Ar- 
 beitskreise,
- interdisziplinäre örtliche bzw. regionale Arbeitskreise,
- vorhandene regionale Netzwerke (z. B. Soziale Stadt, Lo- 
 kale Bündnisse für Familien, Runde Tische mit ARGEN 
 und Kommunen) sowie
- soziale und sonstige (Beratungs-) Dienste und Angebote. 
 
II. Prozessqualität
Die Prozessqualität bezieht sich auf das konkrete Handeln 
in der Beratungsstelle, führt eine Begriffsbestimmung durch 
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Das Abschlussgespräch findet statt, wenn ratsuchende Person und Beratungsfachkraft zu dem Er-
gebnis kommen, dass die gemeinsam formulierten Ziele erreicht wurden. Hierbei findet eine Reflexion 
der bisherigen Beratung und der Ist-Situation statt. 
Qualitätskriterien Prüfkriterien
– Im Abschlussgespräch werden die Reflexion 
des Beratungsverlaufs und die Erreichung der 
vereinbarten Ziele besprochen und dokumen-
tiert. Es werden noch offene Fragen geklärt 
und angeboten, dass sich die ratsuchende 
Person bei künftigen Problemen an die Bera-
tungsstelle wenden kann. Vorhandene Unter-
lagen werden ausgehändigt und die Vollmacht 
widerrufen.
– Das Abschlussgespräch wird dokumentiert. 









– Die Fallbesprechung im Team ist ein fachli-
cher Austausch über konkrete Sachverhalte 
und Fragestellungen aus der Einzelfallarbeit 
und wird von allen Beratungsfachkräften der 
Beratungsstelle genutzt.
Teamsitzungen
– Die Teamsitzung ist ein regelmäßiges Zu-
sammentreffen aller Teammitglieder (Bera-
tungs- und Verwaltungsfachkräfte), um Orga-
nisation und Qualität der Arbeit sicherzustel-
len. Die Teamsitzung hat einen bestimmten 
Ablauf, der eingehalten wird und ist zeitlich 
begrenzt. Sie wird vorbereitet, kontrolliert und 
dokumentiert. Die regelmäßige Teamsitzung 
dient der besseren Zusammenarbeit der 
Teammitglieder.
– Das Ergebnis der Fallbesprechung wird in der 
Fallakte dokumentiert. 
– Der fachliche Austausch wird durch die Teil-
nahme aller Beratungsfachkräfte sicher ge-
stellt.
– Das Ergebnis der Teamsitzung wird dokumen-
tiert. Die Sicherstellung und Weiterentwicklung 
der Beratungsqualität, Organisation und ver-
bindliche Planung der Zusammenarbeit ist 
nachvollziehbar dargestellt. Alle Teammitglie-
der nehmen daran teil. 
Externer Austausch
Arbeitskreise
– In den Arbeitskreisen können neben dem 
notwendigen kollegialen Austausch auch re-
gionale und überregionale Problemstellungen 
und Besonderheiten erörtert und abgestimmt 
werden. Die Mitwirkung in regionalen, lokalen 
bzw. trägerbezogenen Arbeitskreisen ist für 
eine praxisnahe Beratungsarbeit wichtig. 
– Angaben und Nachweise (z. B. Teilnahmebes-
tätigungen) finden sich im Tätigkeitsbericht. 
Fortbildungen und Fachtagungen
– Die Beratungsfachkraft nimmt regelmäßig an 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen sowie 
Fachtagungen teil, um den ständigen Verän-
derungen im Arbeitsfeld gerecht zu werden.
Gremienarbeit
– Effektives und sachgemäßes Wirken erfordert 
die Zusammenarbeit mit anderen Einrichtun-
gen, Personen und Gremien.
– Angaben und Nachweise (z. B. Teilnahmebes-
tätigungen) finden sich im Tätigkeitsbericht. 
– Angaben und Nachweise (z. B. Teilnahmebes-




Präventive Maßnahmen haben das Ziel, über Ver- und Überschuldungen aufzuklären und damit das 
Auftreten finanzieller Notsituationen zu verhindern. 
Qualitätskriterien Prüfkriterien
– Neben der individuellen Beratungstätigkeit zur 
Überwindung bestehender Überschuldungs-
probleme bieten die Beratungsstellen ent-
sprechend ihrer Möglichkeiten auch die 
Durchführung zielgruppenspezifischer Veran-
staltungen, Schulungen bzw. Projekte in 
Schulen, an Ausbildungs- und Qualifizie-
rungseinrichtungen, Volkshochschulen u. ä. in 
ihrer Region an.
– Die Präventionsveranstaltungen werden do-
kumentiert und sind Bestandteil des Tätig-
keitsberichtes.
– In ihrer Präventionstätigkeit werden die Bera-
tungsstellen durch Bereitstellung aktueller 
Konzepte und Materialien durch die Fachbe-
ratungsstelle unterstützt. Dies geschieht bei 
Bedarf auch direkt vor Ort durch Mitwirkung 
an Veranstaltungen. 
– Die Fachberatungsstelle stellt den Beratungs-
stellen auch Präventionsmaterial aus anderen 
Bundesländern zur Verfügung. 
– Die Beratungsstellen wenden sich mit konkre-




Über Öffentlichkeitsarbeit wird Krisenbewältigungskompetenz vermittelt, z. B. durch Informationen 
über entsprechende Hilfen und Kontakte im Notfall. 
Der Träger der Beratungsstelle sollte – insbesondere unter Nutzung der Informationsmedien – Ver- 
und Überschuldungsprobleme darstellen, über Ausmaß und Konsequenzen informieren, sozialpoliti-
sche und juristische Reformbedarfe aufzeigen und entsprechende Anregungen, Vorschläge und Kon-
zepte vorstellen. 
Qualitätskriterien Prüfkriterien
– Neben der individuellen Beratungstätigkeit 
werden öffentlichkeitswirksame Maßnahmen 
ergriffen, um das Hilfsangebot der Beratungs-
stelle einer breiten Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen und aktuelle Themen in die Öffent-
lichkeit zu tragen.
– Die Angabe der Verbraucherinsolvenzbera-
tungsstelle in den öffentlichen Telefonver-
zeichnissen wird gewährleistet. 
– Informationsmaterial zu verschiedenen Fach-
themen ist an öffentlichkeitswirksamen Stellen 
ausgelegt.
– Für regelmäßige Veröffentlichungen, insbe-
sondere über die Angebote der Beratungsstel-
len und zu aktuellen Themen und Problemen 
im Zusammenhang mit dem Verbraucher-
schutz werden die örtliche Presse, das Internet 
bzw. weitere Medien genutzt. 
– Die Öffentlichkeitsarbeit wird dokumentiert und 
ist Bestandteil des Tätigkeitsberichtes. 
– Über eine Auslage von Informationsmateria-
lien können sich die Ratsuchenden selbstän-
dig informieren. 
– Gemeinsam mit dem eigenen Angebot der 
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II. Ergebnisqualität
Ergebnisqualität ist der Zielerreichungsgrad der Leistungser-
bringung. Im Rahmen der Ergebnisqualität wird verglichen, 
ob der tatsächlich erreichte Zustand mit dem angestrebten 
Ziel identisch ist.
Die Einschätzung der Wirksamkeit und Efﬁzienz von Ver-
braucherinsolvenzberatung eröffnet Ansatzpunkte für die 
kontinuierliche Verbesserung der Arbeitsstrukturen und 
-abläufe auch angesichts sich wandelnder Problemlagen. Sie 
dient weiterhin der Transparenz der Beratungstätigkeit für 
die Öffentlichkeit und die Kostenträger. 
Die Beratungsstelle sichert und dokumentiert die Ergebnis-
se ihrer Tätigkeit durch das Erbringen von Nachweisen, die 
Messung der Zufriedenheit der Ratsuchenden und der Mit-
arbeitenden in den Beratungsstellen und das Fortschreiben 
der Konzeption.
1. Erbringen von Nachweisen
1.1 Jährlicher Tätigkeitsbericht
Der Träger der Beratungsstelle legt dem für Verbraucherin-
solvenzberatung zuständigen Ministerium jährlich bis zum 
30. April einen Tätigkeitsbericht vor. Dabei sind die Vorgaben 
des Ministeriums für die Erstellung eines Tätigkeitsberichtes 
einzuhalten. Die Auswertungsergebnisse der Tätigkeitsbe-
richte werden der LIGA der Freien Wohlfahrtspﬂege e. V. zur 
Verfügung gestellt.
1.2  Bundeseinheitliche Basisstatistik zur Überschuldungssi-
tuation privater Haushalte
Der Träger der Beratungsstelle nimmt an der Erhebung der 
bundeseinheitlichen Basisstatistik zur Überschuldungssi-
tuation privater Haushalte teil. 
Er beachtet dabei die vorgegebenen Merkmale (vgl. den „vir-
tuellen Fragebogen“) sowie die ergänzenden methodischen 
Erläuterungen des Bundesamtes für Statistik.
2. Befragungen der Ratsuchenden und Mitarbeitergesprä-
che
2.1 Befragung der Ratsuchenden
Die ratsuchenden Personen und deren Zufriedenheit sind 
ein zentrales Anliegen der Arbeit der Verbraucherinsolvenz- 
beratung.
Um Kenntnisse über die Wahrnehmung der Ratsuchenden, 
bezogen auf die Beratungsqualität, zu erlangen, werden re-
gelmäßig anonyme und einheitliche Befragungen auf der 
Grundlage des anliegenden Fragebogen-Musters (siehe 
Anlage 3) durchgeführt und durch den Träger entsprechend 
ausgewertet. Durch die Auswertung der Fragebögen erhalten 
Beratungsstellen darüber hinaus die Möglichkeit, ihre Bera-
tungsqualität anhand einer Datenbasis zu dokumentieren 
und einzuordnen. 
Die Rückmeldungen der Ratsuchenden bilden die Grundlage 
einer kontinuierlichen Verbesserung der Beratungsqualität.
Während des Beratungsprozesses sollte in sinnvollen Zeit-
abständen mit Hilfe eines Fragebogens bei den Ratsuchen-
den nachgefragt werden, ob sich die noch laufende Hilfe 
ausreichend am Bedarf der einzelnen Ratsuchenden orien-
tiert. Empfehlenswert ist, bei langfristigen Beratungen jähr-
lich eine Befragung der Ratsuchenden vorzunehmen, min-
destens aber am Ende des Beratungsprozesses.
2.2 Mitarbeitergespräche
Die Zufriedenheit der Mitarbeitenden ist ein wesentlicher 
Faktor für deren Engagement und damit für die Leistungsfä-
higkeit der Beratungsstelle insgesamt.
Der Träger der Beratungsstelle führt einmal jährlich Mitar-
beitergespräche durch, um den Grad der Mitarbeiterzufrie-
denheit festzustellen und Verbesserungspotenziale zu er-
kennen.
Vor diesem Hintergrund können insbesondere folgende 
Punkte Inhalt der Mitarbeitergespräche sein:
– die Arbeitsbedingungen in der Beratungsstelle (Ausstat-
tung und Organisation der Beratungsstelle, Möglichkei-
ten der Wahrnehmung von Fortbildungsveranstaltungen 
und Supervision)
– die Arbeitsprozesse (Abläufe, Dokumentation, Archivie-
rung, Zusammenarbeit usw.)
– das Arbeitsklima innerhalb der Beratungsstelle.
Der Träger dokumentiert Inhalte und Ergebnisse der Mitar-
beitergespräche für den internen Gebrauch. Diese werden 
durch beiderseitige Unterschrift bestätigt.
3. Fortschreibung der Konzeption
Die Konzeption der Beratungsstelle ist in regelmäßigen Ab-
ständen auf ihre Aktualität zu prüfen und gegebenenfalls zu 
überarbeiten.
4. Kontinuierliche Qualitätsentwicklung 
Um eine systematische und kontinuierliche Qualitätsent-
wicklung zu gewährleisten, sind mittels oben genannter Ver-
fahren die Qualität der Leistungserbringung zu reﬂektieren 
und daraus Schlussfolgerungen für die kontinuierliche Wei-
terentwicklung zu ziehen.
Der Träger stellt die regelmäßige Analyse der erhobenen 
Daten und die Ableitung geeigneter Verbesserungsmaß-
nahmen sicher, fördert das Qualitätsbewusstsein innerhalb 
seiner Organisation und gewährleistet die Einhaltung der 
formulierten Qualitätsstandards.
Erfurt, 19. März 2010
gez. Heike Taubert
Thüringer Ministerin für Soziales, Familie und Gesundheit
gez. Hans-Otto Schwiefert
Geschäftsführer der LIGA der Freien Wohlfahrtspﬂege in 
Thüringen e. V.
gez. Kornelia Parschau
Vorsitzende der Landesarbeitsgemeinschaft Schuldnerbera-


















3    !" !*





"&  (## #!# "# "##
"&  (## #!# "# "##




  !/ 5555555555 





&  # *#
 #
  (#	!( !#  !# 
# (## #!# 
!/
)&  *  (#'!# # $ !  %#(' *' ##(#(##&
+3    % ! # .$ !!*
23 !$" "## ! *
& ! * +

# ' * (#'!##  	###
'3   !#" # .$""$#&  " !$ *
.$""$#&# '#(# ! * # ((# *##
!-$ -! &"#$  ! $#&!"#
221
Anlage 2
Leistungskatalog der Schuldner- und Verbraucher-
insolvenzberatung
Leistungskatalog der Schuldner- und Verbraucherinsolvenz-
beratung 1
(siehe: Prozessqualität- differenzierte Darstellung der Bera-
tungsinhalte bei längerfristigen Beratungen)
1. Basisberatung
- Information über die Arbeitsweise in der Schuldnerbera-
tung
- Klärungs- und Zugangsberatung, ggf. Vermittlung an an-
dere Soziale Dienste
- Erheben der psychosozialen Situation
- Erfassung der persönlichen Daten, der familiären- und 
beruﬂichen Situation
- Erstellung einer Einnahmen-/Ausgabenübersicht
- Erfassung der Gesamtverbindlichkeiten
- Reﬂexion der materiellen Konsequenzen und sozialen 
Folgen der Überschuldung in der aktuellen Lebenssitua-
tion
- Erfassung weiterer Probleme und Beurteilung der Aus-
wirkungen auf die Schuldnerberatung
- Überprüfung der Notwendigkeit Existenz sichernder 
Maßnahmen
- Erstellen einer ersten Arbeitshypothese zu den Ursachen 
der Überschuldung
- Klärung des Selbsthilfepotenzials des Schuldners/der 
Schuldnerin
- Information zu Möglichkeiten der Insolvenzordnung 
- Beschreibung des Beratungszieles
- Absprachen zur Zusammenarbeit, Vereinbarung eines 
Beratungskontraktes
2. Existenzsicherung
- Sicherstellung des notwendigen Lebensunterhaltes
- Haushalts- und Budgetberatung
- Prüfung von Versicherungs- und Kreditverträgen im Rah-
men der Haushaltsplanung
- Sozialleistungsberatung
- Informationen zum Zwangsvollstreckungsrecht
- Überprüfung der Pfändungsfreibeträge und ggf. Unter-
stützung bei der Erhöhung des Pfändungsfreibetrages
- Beratung und Hilfestellung bei Kontopfändungen, Lohn-
abtretung und Aufrechnung
- Beratung zur Einnahmen- und Ausgabenoptimierung
- Hilfen zum Erhalt der Wohnung und bei vergleichbaren 
Notlagen
- Hilfen zur Erhaltung und Wiedererlangung des Arbeits-
platzes
- Verhinderung von Ersatzfreiheitsstrafen
- Erhalt des Girokontos und Hilfe bei der Einrichtung eines 
Girokontos
3. Forderungsprüfung, Schuldnerschutz
- Zusammenstellen, Ordnen, Aktualisieren der Schulden-
unterlagen
- Überprüfung der Forderungen nach Grund und Höhe
- Hilfen zur Wahrnehmung der Schuldner- und Verbrau-
cherrechte
- Erschließung anwaltlicher Vertretung und Unterstützung
- Mitwirkung bei der Beantragung von Beratungs- und Pro-
zesskostenhilfe
4. Psychosoziale Betreuung
- Klärung und Bewertung der individuellen Ursachen der 
Ver- und Überschuldung und des Konsumverhaltens
- Klärung des Anspruchsniveaus und der ﬁnanziellen Le-
bensplanung
- Erarbeiten von Handlungsalternativen zur Vermeidung 
erneuter Schuldenprobleme
- Befähigung zum Leben an der Pfändungsgrenze
- Klärung und Bearbeitung der im Zusammenhang mit 
Überschuldung stehenden Beziehungs- und Persönlich-
keitsprobleme
- Motivationsarbeit
- Stärkung der Selbsthilfepotenziale
- Vermittlung zusätzlicher sozialer Beratungsangebote 
und Hilfen
- Teilnahme an Hilfeplangesprächen
5. Regulierung und Entschuldung
- Erstellung und Umsetzung von Regulierungsplänen un-
ter Beachtung folgender Aspekte:
- Führung von Verhandlungen mit Gläubigern zur Umset-
zung des Regulierungsplanes
- in Ausnahmefällen Umsetzung des Regulierungsplanes 
durch treuhänderische Abtretung 
- Hilfe bei der Beantragung von Stiftungs- und/oder Fonds-
mitteln
6. Vorbereitung und Begleitung im Verbraucherinsol- 
 venzverfahren
- Information zum Verbraucherinsolvenzverfahren (InsO), 
Voraussetzungen, Verfahrenskosten, Versagensgründe, 
vier Phasen des Ablaufs des Verbraucherinsolvenzverfah-
rens (außergerichtliche Einigung, gerichtliches Schulden-
bereinigungsplanverfahren, Insolvenzverfahren,  „Wohl-
verhaltensperiode“)
- Unterstützung bei der Forderungsaufstellung, Forde-
rungsprüfung, Schuldnerschutz
- Unterstützung bei der Erstellung der Gläubiger- und For-
derungsliste und des außergerichtlichen Regulierungs-
vorschlages
- Verhandlungen und Nachbesserungen zum Regulie-
rungsvorschlag, Feststellen der Zustimmungsquoten 
und Mitteilung an die Gläubiger
- Unterstützung beim Umsetzen der Regulierungsverein-
barung, den Abrechnungen an Gläubiger, Kooperation 
mit ggf. außergerichtlichem Treuhänder, Antragserstel-
lung mit allen erforderlichen Anlagen und Unterlagen 
1 In Anlehnung an die Leistungskataloge Schuldnerberatung der Arbeitsgemeinschaft der Schuldnerberatung der Verbände- AG SBV und des 
Evangelischen Fachverbandes für Schuldnerberatung Diakonisches Werk im Rheinland
- Familieneinkommen und Unterhaltsverpﬂichtungen
- Sicherung einzelner Forderungen
- potenziell „rechtswidrige“ Forderungen (Teilforde-
rungen), z. B. Zinsen, Kosten
- frei verfügbare Eigenmittel bzw. Fremdmittel von 
Schuldner/in
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inkl. Bescheinigung gem. § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO und Un-
terstützung beim Einlegen von Rechtsmitteln bzw. Rück-
nahme der Anträge im Eröffnungsverfahren
- Nachbesserungen zum Schuldenbereinigungsplan, An-
trag Zustimmungsersetzung
- Zusammenarbeit mit dem Treuhänder
- Prüfung und Widerspruch von Versagungsanträgen, aus-
genommene Forderungen
- Sicherung des Existenzminimums im gesamten Zeit-
ablauf des Verfahrens
- Restschuldbefreiung, Rücknahme von Pfändungen, Kon-
tofreigabe
- Prüfung Rückführung gestundete Verfahrenskosten
7. Beratungsabschluss
- Abschlussgespräch unter Reﬂexion des Beratungspro-
zesses
- Beratungsabbruch bei fehlender Mitwirkung
- Mitteilung an Gläubiger/Behörden 
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Bitte Zutreffendes ankreuzen: A NEIN Kann ich nicht 
beantworten
Meine Erwartungen an die Beratung wurden erfüllt    
Ich bin mit dem Beratungsergebnis zufrieden    
Ich habe keine ngste mehr, was meine Schulden betrifft    
Was möchten Sie uns noch mitteilen? 
Wir freuen uns über Ihre Rückmeldung und danken für Ihre Bemühungen! 
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1. Familienbegriff
Im Zuge des tief greifenden Wandels der Gesellschaft und 
eines veränderten Selbstverständnisses von Frauen und 
Männern auch im Hinblick auf die Gestaltung ihrer Partner-
schaft in Ehe und Familie stellt sich Familie in unterschied-
lichen Erscheinungsformen dar:
Familie kann somit als „lebenslängliche Beistandsgemein-
schaft“ 1 beschrieben werden, in der Mitglieder wenigstens 
zweier Generationen eine Verantwortungsgemeinschaft zwi-
schen Eltern und Kindern bilden und bei der im Regelfall ein 
gemeinsamer Haushalt vorliegt. Das Zusammenleben von 
Eltern mit Kindern und Großeltern (Drei-Generationen-Fa-
milienhaushalt) stellt zwar heute eine Minderheit des fami-
lialen Zusammenlebens dar, dies darf aber nicht den Blick 
dafür verstellen, dass auch gerade die Großelterngeneration 
in vielfältigen solidarischen Beziehungen - im Geben und 
Nehmen - mit den jungen Familien steht, was in Notsituati-
onen besonders manifest wird.
2. Ziel von Familienbildung
Das Ziel von Familienbildungsangeboten ist es, Partnern 
und Eltern zu helfen, ihre Erziehungs- und Beziehungskom-
petenz zu stärken. Insofern ist Familienbildung wesentlich 
präventiv ausgerichtet.
Familienbildung soll in diesem Sinne Anstöße zur Orientie-
rung in einer komplexen und sich rasch wandelnden Gesell-
schaft geben sowie bei der Bewältigung der daraus entste-
henden Herausforderungen für das Familienleben helfen.
Eltern sollen Anregungen gegeben werden, um erzieherische 
und partnerschaftliche Fragen und Problemen zu reﬂektieren. 
Des Weiteren sollen Eltern befähigt werden, eine erziehe-
rische Haltung zu entwickeln, die auf ein altersangemes-
senes Gleichgewicht zwischen Anleitung und Regelsetzen 
einerseits sowie Förderung der Handlungskompetenz ande-
rerseits zielt. 2  Außerdem sollen Familienbildungsangebote 
Heranwachsende und junge Volljährige auf Partnerschaft 
und verantwortungsvolle Elternschaft vorbereiten.
3. Orte der Familienbildung
Familienbildung im Sinne des § 16 Achtes Buch Sozialge-
setzbuch (SGB VIII) erfolgt durch:
4. Zielgruppen
Die Angebote der Familienbildung richten sich grundsätzlich 
an Familien im Sinne der eingangs genannten Familiendeﬁ-
nition. Es ist nicht notwendig, dass alle Familienmitglieder 
an einer Veranstaltung teilnehmen.
Insbesondere gehören zu den Zielgruppen: 
  
5. Inhalte und Methoden
Familienbildung erstreckt sich über eine Vielzahl von The-
men und soll methodisch situations- und teilnehmerorien-
tiert gestaltet sein. 







Qualitätskriterien für Maßnahmen der Familienbildung im Freistaat Thüringen
des Arbeitskreises Thüringer Familienorganisationen  




1 KIRCHHOF, Paul, Ehe und Familie als Grundlage einer freiheitlichen Gesellschaft, in: StZ 124 (1999), 507-516, hier: 508
2 Vgl. Zehnte Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung (S. 42) und die Unterrichtung der Thüringer Landesregierung an den Landtag dazu 
(Thüringer Landtag, Drucksache 2/3853 vom 15.7.99, S.40).
  weitaus am häuﬁgsten in der Gestalt der Lebensge- 
  meinschaften von verheirateten Eltern mit ihren he- 
  ranwachsenden leiblichen, adoptierten oder Pﬂege- 
  kindern sowie zunehmend oft nur in der ersten Fa- 
  milienphase als nicht eheliche Lebensgemeinschaft 
  mit Kindern, 
  als Ein-Eltern-Familie.
  örtliche und landesweite Familienbildungsangebote ver- 
  schiedener Träger,
  Angebote der Familienerholungs- und Familienbil- 
  dungsstätten, bei denen vor allem erholungssuchen- 
  de Familien sozialpädagogisch betreut werden,
  Familienzentren, die ihre Angebote wohnortnah auf 
  soziale Entwicklungen und dementsprechende kon- 
  krete Bedürfnisse von Familien abstellen.
  junge Paare, 
  Ehepaare in allen Familienphasen, 
  Familien mit heranwachsenden Kindern, 
  nicht eheliche Lebensgemeinschaften mit Kindern,
  Ein-Eltern-Familien (Alleinerziehende), 
  Familien mit behinderten, chronisch kranken, pﬂege- 
  bedürftigen, suchtkranken usw. Mitgliedern,
  Kinder mit ihren Großeltern.
  Pädagogik und Erziehung, 
  Leben in der Familie, 
  Partnerschaft, 
  Ehevorbereitung, 
  Religiöse Themen/Wertevermittlung, 
  Gesellschaftliche und politische Bildung, die der 
  Wahrnehmung von Rechten und Pﬂichten von
  Familien dienen, 
  Gesundheitsbildung, 
  Freizeitorientierte Angebote,
  Selbsterfahrung, 
  Ökologie, 
  Ökonomie, 
  Hauswirtschaft/Ernährung, 
  Kreatives (z. B. textiles und musisches) Gestalten.
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6. Maßgebliches Kriterium
Das maßgebliche Kriterium bei allen Themenbereichen ist 
die Bezugnahme auf die Gestaltung des Systems Familie. 
Das Angebot zielt auf die Verbesserung und Stärkung der 
innerfamilialen Beziehungen und soll dazu beitragen, die 
Einbindung von Familien in ihrem Umfeld bewusst werden 
zu lassen und zu verbessern. Dies schließt Ehe- und Famili-





Die Situation von Familien ist einerseits von gesellschaft-
lichen und sozialen Bedingungen geprägt, aber andererseits 
durch ihre eigene Kraft bestimmt, mit diesen Bedingungen 
umzugehen und auch selbst Wirklichkeit zu gestalten. Auf 
dieser Feststellung beruht die Idee der Familienzentren.
Die derzeitige soziale Situation von Familien wird u. a. durch 
die ﬁnanziellen Belastungen, die schwierige Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf sowie die wenig familienfreundliche 
Gestaltung der Arbeitswelt beeinﬂusst. Das traditionelle Fa-
milienmuster wird zunehmend ergänzt durch neue Formen 
des Zusammenlebens. Familie ist kein statisches Gebilde, 
sondern verändert sich.
Faktoren wie z. B. zunehmende Mobilitätsanforderungen, 
abnehmende Stabilität von Erwachsenenbeziehungen, Rück-
gang verwandtschaftlicher Bindungen und sozialer Bezie-
hungen, Ansteigen der Lebenshaltungskosten, stärkere Bela-
stungen durch Berufsanforderungen, höhere Anforderungen 
im schulischen Bereich und ansteigende Arbeitslosigkeit 
verbunden mit Perspektivlosigkeit und Identitätskrisen be-
lasten Familien.
Familien sind unabhängig von ihrer Schichtzugehörigkeit 
und von besonderen Problemlagen in ansteigendem Maße 
gefordert und vor den geschilderten Hintergründen darauf 
angewiesen, eine soziale Infrastruktur vorzuﬁnden, die ihren 
Bedürfnissen und Interessen sowie ihren speziﬁschen Un-
terstützungs- und Förderungsbedarfen entspricht, indem sie 
vor allen anderen Maßnahmen die schon vorhandene Pro-
blemlösungskompetenz der Familien stärkt.
In diesem Sinne sind vor Ort, in den Kommunen und Land-
kreisen, ausgehend von konkreten Bedarfen und Planungs-
prozessen familiengerichtete Angebote/Hilfen zu entwi-
ckeln.
Die fachlichen Empfehlungen sollen konkrete Hinweise und 
Orientierungshilfen zur Ausgestaltung der Arbeit von Fami-
lienzentren geben sowie Träger der freien und öffentlichen 
Jugendhilfe und politische Verantwortungsträger für die Be-
lange von Familien sensibilisieren, damit Familienzentren 
stärker in Planungsprozesse einbezogen werden können.
1. Gesetzliche Grundlagen
Nach unserer Verfassung stehen Familie und Ehe unter dem 
besonderen Schutz der staatlichen Gemeinschaft (Art. 6 
Abs. 1 Grundgesetz). Daraus resultiert die positive Verpﬂich-
tung des Staates, Ehe und Familie durch geeignete Maßnah-
men zu fördern und in ihrer Kompetenz stärken. In diesem 
Sinne muss Familienförderung als gesamtgesellschaftlicher 
Auftrag und Querschnittsaufgabe zugleich verstanden werden. 
Die Leistungen des § 16 KJHG sind als präventive Familien-
förderung und auch Chance der Jugendhilfe zu sehen, mit 
den dort beschriebenen Angeboten viele Familien bereits im 
Vorfeld von bedrängenden Problem- und Krisensituationen 
zu erreichen und damit ihren Zugang zu Familien zu ver-
bessern.
Hauptzielsetzung des SGB VIII ist es, Familien durch geeig-
nete Jugendhilfeangebote bei ihren Erziehungsaufgaben zu 
unterstützen. Insbesondere § 16 des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes verpﬂichtet durch seinen präventiven und unter-
stützenden Charakter die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
zur Bereitstellung von Angeboten zur allgemeinen Förderung 
der Erziehung in der Familie und sieht dafür informierende, 
aufklärende, übende und entlastende Formen vor.
2. Aufgaben von Familienzentren
Familienzentren erfüllen den im SGB VIII festgelegten ge-
setzlichen Auftrag zur allgemeinen Förderung der Erziehung 
in der Familie unbeschadet anderer Angebote der Jugend-
ämter und der Erziehungs-, Ehe-, Partnerschafts- und Famili-
enberatungsstellen. Eine Vernetzung mit diesen Angeboten 
ist zu gewährleisten.
Angebote der allgemeinen Förderung der Erziehung in der 
Familie gemäß § 16 SGB VIII zielen auf die Familie als Gan-
zes. Dies schließt zielgruppenspeziﬁsche Angebote nicht 
aus, sondern Familienförderung gemäß § 16 SGB VIII muss 
die unterschiedlichen Familienkonstellationen aufnehmen 
und entsprechende Angebote der Eigenkompetenzstärkung 
und -entfaltung für die unterschiedlichen Lebenssituationen 
und Lebenslagen entwickeln.
Die Besucher und Nutzer des Familienzentrums sind daher 
nach Möglichkeit in Belange der Planung, Entwicklung und 
Durchführung von Angeboten/Veranstaltungen aktiv einzu-
beziehen.
Familienzentren wirken der Ausgrenzung einzelner Zielgrup-
pen entgegen.
3. Zielstellung und Umsetzung
Die Zielstellung von Familienzentren ist die sozialräumlich 
verankerte Hilfe für und die Unterstützung von und durch 
Familien in allen Lebensphasen und allen Generationen un-
ter Berücksichtigung der regionalen Situation und der Ju-
gendhilfe- und Sozialplanung.
Ziele:
 Förderung der Selbsthilfekraft von Familien,
Fachliche Empfehlungen für Familienzentren in Thüringen  
vom 15. März 2004
·
228
 Unterstützung von Familien in ihrer Alltags-, Erziehungs- - 
 und Handlungskompetenz,
 Eingehen auf Bedürfnisse und Erfahrungen von Fami- 
 lien,
 Stabilisierung des familiären Gefüges,
 Anregung und Unterstützung von Familien- und El- 
 ternnetzwerken,
 Unterstützung der familiären Handlungsfähigkeit, auch 
 zur Vermeidung von Ausgrenzung und Isolation,
 Lobbyarbeit für und Durchsetzung von Familieninteres- 
 sen gegenüber dem gesellschaftlichen Umfeld.
4. Grundprinzipien
Selbsthilfeorientierung
Anknüpfend an die individuellen Stärken und Ressourcen 
sind Familien in ihrer sozialen Kompetenz so zu fördern, 
dass sie in der Lage sind, die Planung und Bewältigung ihrer 
Lebenssituation eigenständig und eigenbestimmt zu reali-
sieren. Dabei sind Selbsthilfeaktivitäten anzuregen und zu 
unterstützen. Der fachlich begleitete Austausch mit anderen 
Familien hilft oft eigene Probleme zu lösen - oder zumindest 
besser einzuschätzen.
Insofern ist der Aufbau und die Unterstützung von Selbsthil-
feinitiativen (insbesondere auch im ländlichen Raum) eine 
wichtige Aufgabe von Familienzentren.
Lebensweltorientierung/Lebensphasenorientierung
Bei den Prinzipien der Lebenswelt- und Lebensphasenori-
entierung wird die Familie in ihrem Beziehungsgeﬂecht ge-
sehen. Daher muss die Entwicklung von Konzeptionen und 
Angeboten auf die örtlichen Bedingungen, auf die struktu-
relle Ausgangssituation und die aktuelle Lebenslage von Fa-
milien bezogen sein.
Prävention
Die Angebote, Projekte, Kurse und Veranstaltungen von Fa-
milienzentren haben präventiven Charakter, um Eltern auf 
ihren Erziehungsalltag vorzubereiten und sie darin zu be-
gleiten sowie Kinder und Jugendliche auf ihre künftige El-
ternrolle vorzubereiten. So können Krisen vermieden oder 
bewältigt werden, andere aufwändige Maßnahmen der Ju-
gendhilfe können in vielen Fällen schon im Vorhinein ver-
mieden werden.
Partizipation
Ein wesentliches Prinzip der Arbeit der Familienzentren ist 
die aktive Beteiligung der Familien ausgehend von der Mit-
bestimmung und Gestaltung von Entscheidungsprozessen, 
z. B. bei der Angebotsgestaltung bis hin zur Entwicklung eh-
renamtlichen Engagements.
Integration
Grundsätzlich verfolgen Familienzentren einen integrativen 
Ansatz. Sie wirken der Ausgrenzung einzelner Zielgruppen 
durch zielgruppenübergreifende Angebote entgegen. Dabei 
berücksichtigen die Familienzentren die Situation von sozial 
und kulturell Benachteiligten.
Niederschwelligkeit
Kennzeichnend für die Arbeit der Familienzentren ist die Be-
rücksichtigung der besonderen Interessenlagen der Familien. 
Die Angebote der Familienzentren müssen zeitlich so ange-
siedelt sein, dass sie den Familien in ihrer freien Zeit, auch 
an den Wochenenden und in den Abendstunden zugänglich 
sind. Wohnortnähe und gute Erreichbarkeit sind Grundvo-
raussetzungen für die Inanspruchnahme der Angebote.
Daher können mobile Angebote das Leistungsangebot er-
gänzen.
Gemeinwesenorientierung
Neben informellen Kontakten und zielgruppenorientierten 
Angeboten hat die Arbeit in den Familienzentren einen ge-
meinwesenorientierten Charakter. Sie wirkt im sozialen Um-
feld und setzt sich mit diesem aktiv auseinander.
Kooperation/Vernetzung
Es besteht eine kooperative Zusammenarbeit mit verschie-
denen Anbietern öffentlicher und freier Träger vor Ort (z. B. 
Beratungsstellen, Schulen, Kindertagesstätten, Jugendhäu-
ser/Jugendtreff, Volkshochschulen) sowie zwischen den Fa-
milienzentren in Thüringen. 
Familienzentren unterstützen aktiv eine regionale Netzwerk-
entwicklung.
Bedürfnisorientierung
Familienzentren müssen in der Lage sein, auf sich verän-
dernde Bedarfs-, Interessen- und Bedürfnislagen von Fami-
lien ﬂexibel, d. h. zeitnah und unbürokratisch zu reagieren. 
Bedingt dadurch sowie auf Grund der vorhandenen Träger-
pluralität und der Vielfalt der Leistungen und Angebote be-
ﬁnden sich Familienzentren in einem stetigen Entwicklungs-
prozess.
5. Angebote und Aufgaben
Die Familienzentren entwickeln ihre Angebote auf der Grund-
lage der örtlichen Jugendhilfe- und Sozialplanung.
Familienzentren wirken bei der Erarbeitung der Pläne aktiv 
mit.
Familienbildung
Ein Leitgedanke von Familienbildung ist, durch Prävention 
die Erziehungsfähigkeit von Familien zu stärken und Fami-
lien in die Lage zu versetzen, für das Zusammenleben Per-
spektiven zu eröffnen.
Ausgehend von den Bedürfnissen, Interessen und Erfah-
rungen der Familien sind Programme mit Seminaren, Pro-







staltungen für die betreffenden Zielgruppen zu konzipieren.
Das Angebotsproﬁl kann folgende Formen und Themen um-
fassen:
Unterstützung und Anregung von Familienselbsthilfe
Familienzentren verstehen sich als Ausgangspunkt für ge-
meinsame Selbsthilfeaktivitäten von Eltern, und Familien-
gruppen. Sie stellen im Sinne einer „offenen Tür“ Gemein-
schaftsräume für zwanglose Kontakte und Begegnungen 
zur Verfügung. Sozialpädagogische Fachkräfte stehen als 
Ansprech- und Gesprächspartner zur Verfügung.
Mögliche Angebote:
 Begleitung beim Aufbau von Selbsthilfeinitiativen,
 Möglichkeit der Nutzung von Räumen im Familien- 
 zentrum,
 Vermittlung/Bereitstellung von fachlichen Kompe- 
 tenzen.
Familienentlastende Angebote
Familienzentren geben mit ihren Angeboten Familien Unter-




 Individuelle Gesprächs- und Unterstützungsangebote 
 in Krisen- und Konﬂiktsituationen mit Unterbreitung 
 von Vermittlungsmöglichkeiten.
Familienbezogene Informationen und Vermittlung von Bera-
tungsangeboten
Familienzentren bilden einen zentralen Anlaufpunkt für:
 die Vermittlung und Informationen zu familienbezo- 
 genen Leistungen des Staates, des Landes, der Kom- 
 munen und anderer durch Bereitstellen von Infobro- 
 schüren, Informationsblättern sowie Öffentlichkeitsar- 
 beit,
 Informationen, Beratung und Vermittlung zu weiter- 
 führenden Angeboten unterschiedlicher Träger.
Begegnung und Kontakte
Familien soll Gelegenheit zum Informations- und Erfah-
rungsaustausch gegeben werden und Raum zum zwang-
losen Kontakt. Gleichzeitig ist das Gesprächsangebot durch 
die Fachkräfte Ausgangspunkt, Familien für gezielte Ange-
bote und Aktivitäten zu interessieren.
Mögliche Angebote:
 Elterncafe, Familientag/-treff, Spielenachmittage, Fe- 
 ste und Feiern, Tauschbörse,
 generationsübergreifende Angebote.
Vertretung von Familienbelangen
Familienzentren stellen aktiv Verbindungen zu anderen Ein-
richtungen, Fachverbänden, Politik und Verwaltung her, um 
Interessen von Familien zu bündeln und durchzusetzen.
Möglichkeiten:
 Öffentlichkeitsarbeit (Vernetzung auf kommunaler- 
 und Landesebene),
 Interessenvertretung von Familien in Gremien,
 Vernetzung auf kommunaler und Landesebene.
6. Rahmenbedingungen
Räumlichkeiten
Räume in einem vielfältig zu nutzenden Gebäude an einem 
Ort, in dem Maßnahmen kontinuierlich vorbereitet und um-
gesetzt (Gesichtspunkte der Nachhaltigkeit) und von dem 
aus Maßnahmen auch in die jeweilige Region getragen wer-
den können. Die Ausstattung muss sich an den Bedarfen 
und Bedürfnissen von Familien orientieren.
Zugänglichkeit
Öffnungszeiten, die es der Familie und den einzelnen Mit-
gliedern ermöglichen, an den Veranstaltungen teilzuneh-
men und ihren Interessen nachzugehen. Erreichbarkeit mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln (Wohnortnähe).
Finanzierung
Richtlinie des Landes Thüringen zur Förderung von Familien-
zentren in der jeweils gültigen Fassung mit entsprechender 
Co-Finanzierung des kommunalen Trägers.
Personal
Um Fachlichkeit zu sichern, müssen die pädagogischen Mit-
arbeiterInnen über ein abgeschlossenes Hochschul- bzw. 
Fachschulstudium der entsprechenden Profession verfügen, 
oder als Fachkraft im sozialen Bereich ausgebildet sein.
Darüber hinaus muss sichergestellt werden, dass anfallende 
Verwaltungsaufgaben erfüllt werden können.
Zur Sicherung der fachlichen Qualität bedürfen die haupt- 
und nebenamtlichen sowie die ehrenamtlichen Mitarbeiter- 
















  Weiterbildungsangebote im Bereich Familie und Erzie- 
  hung, Gesundheit und Ernährung, Wirtschaft und So- 
  ziales usw.,
  Umgang mit Medien,
  Familienbildungsfreizeiten - Verknüpfung von Bildungs-
  inhalten mit Freizeitangeboten in der Gruppe  
  Altersentsprechende Angebote zur umfassenden För- 
  derung der kindlichen Entwicklung,
  Anregung zur selbst organisierten Freizeitgestaltung.  
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Darüber hinaus sind ehren- und nebenamtliche Mitarbeiter-
Innen zur Erweiterung der Angebotsstruktur zu gewinnen.
Ehrenamtliche Tätigkeit hat einen besonders hohen Stellen-
wert. Die Kooperation und partnerschaftliche Zusammen-
arbeit von haupt- und ehrenamtlichen MitarbeiterInnen ist 
dabei eine wichtige Voraussetzung für die Entwicklung einer 
vielfältigen sowie bedürfnisorientierten Angebotsstruktur.
Qualitätsentwicklung
Qualitätsentwicklung heißt:
  Ziele der Einrichtung zu bestimmen, 
  ein Einrichtungskonzept zu entwickeln, welches 
  Schritte zur Erreichung dieser Ziele auf der Grundlage 
  von Qualitätskriterien für Struktur-, Prozess- und Er- 
  gebnisqualität der Einrichtung beschreibt,
  Ergebnisse zu dokumentieren und
  individuelle einrichtungsbezogene Indikatoren zu ent- 
  wickeln, die eine kontinuierliche Evaluation des 
  Leistungsangebotes der Einrichtung ermöglichen.
Präambel
Präventive Familienarbeit hat im Freistaat Thüringen einen 
hohen Stellenwert. Die Thüringer Familienferienstätten ste-
hen mit Aufgaben- und Leistungsproﬁl der gemeinnützigen 
Familienerholung für einen wichtigen Teil dieser Arbeit. So-
wohl aus der Sicht unserer Hauptzielgruppen als auch aus 
dem begründeten Interesse der sozialen Verantwortungsträ-
ger des Landes ist es notwendig, eine größtmögliche Quali-
tät und Transparenz dieser Arbeit sicherzustellen. Es ist von 
großer Bedeutung, dass dabei die Familienferienstätten in 
Thüringen eng zusammenarbeiten. Die nachfolgenden Ziele 
und Kriterien für gemeinnützige Familienferienstätten in 
Thüringen nehmen diese Anliegen auf und dienen zugleich 
als wichtiger Bewertungsmaßstab für die eigene Arbeit. 
1.  Anliegen der gemeinnützigen Familienerholung in Fami- 
 lienferienstätten
1.1 Die Familie in ihren unterschiedlichen Lebensformen ist  
1.2 Die Familienerholung will in ihren Häusern Urlaubs- und 
 
Ziele und Kriterien für gemeinnützige Familienferienstätten in Thüringen  
vom 15. September 2003
1.3 Das geschieht in Verbindung von Urlaubs- und Begeg-
1.4 In ihrer Arbeit wendet sich die Familienerholung vor 
1.5 Familienerholung hat ebenso generationsübergreifende      
 Strukturen (Kinder, Jugendliche, Senioren) im Blick.
2. Strukturelle und institutionelle Einbindung
2.1 Die Träger von Familienferienstätten bzw. Einrichtungen 
 müssen den Status der Gemeinnützigkeit nach § 66 der 
 AO haben. Ihre Tätigkeit im Rahmen der Familienerho- 
 lung muss überregional ausgerichtet sein. Es gilt weiter 
 das Prinzip der Offenheit gegenüber den Zielgruppen der
2.2 Die Träger von Familienferienstätten müssen Mitglied in  
 einem Spitzenverband der freien Wohlfahrtspﬂege sein.
2.3 Die Träger von Familienferienstätten müssen Mitglied in  
 einem der drei Arbeitskreise der Familienerholung (Evan- 
 gelisch, Katholisch, Paritätisch) sein. 
 Diese drei Arbeitskreise sind in der Bundesarbeitsge- 
 meinschaft für Familienerholung zusammengeschlossen.
··
··
prägend für die Lebens- und Entwicklungsmöglichkeit 
des Einzelnen wie auch für die zukunftsfähige Entwick-
lung der Gesellschaft. Sie braucht deshalb ihren be-
sonderen Schutz und ihre besondere Förderung. Die 
gemeinnützige Familienerholung in Thüringen dient die-
sem Anliegen. (vgl. Grundgesetz Artikel 6, Artikel 18 der 
Landesverfassung des Freistaates Thüringen).
Begegnungsmöglichkeiten anbieten, durch die Familien 
Erholung sowie Hilfen zur Lebensgestaltung ﬁnden kön-
nen. 
nungsangeboten mit freizeit- und sozialpädagogischer 
Begleitung.
allem Familien in Umbruchsituationen und anderen be-
sonderen schwierigen Lebenslagen zu. Besonders ein-
kommensschwache Familien, kinderreiche Familien, Fa-
milien mit einem Elternteil, Behinderte u. ä. sind dabei 
im Blick.
Familienerholung. Dies bedeutet, dass der Zugang zu 
Familienferienstätten für alle Gäste unabhängig von ih-
rer  Weltanschauung und ihren religiösen Bindungen 
gegeben sein muss.
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2.4  Die Zweckbindung der Familienerholung muss Bestand-
2.5   Familienferienstätten berichten ihren Trägern und ihren 
   Zuwendungsgebern über ihre Arbeit.
3.   Inhaltliche und gestalterische Kriterien 
3.1   Die Familienerholung will in ihren Einrichtungen den Fa-
3.2   In der Konzeption gemeinnütziger Familienferienstätten 
 Hilfe zur Selbstannahme und zu einem emanzipato- 
 rischen Umgang mit den eigenen Gaben,
 Anregung zur kreativen, ganzheitlichen Lebensgestal- 
 tung,
 Hilfe zum kritischen Erkennen eigener Bedürfnisse,
 Sensibilisierung für Sinn- und Wertefragen, für Ethik und 
 Spiritualität,
 Förderung einer kommunikations- und liebesfähigen Le- 
 bensweise, zum partnerschaftlichen und solidarischen 
 Leben,
 Ermutigung für ein familiäres Zusammenleben,
 Hilfe zur Bewältigung der Alltagswirklichkeit in familiären 
 Konﬂiktfeldern,
 Gewaltprävention in Familie und Gesellschaft,
 Sensibilisieren für Natur, natürliches Leben und für eine 
 „Ehrfurcht vor dem Leben“ (A. Schweitzer),
 Hilfe zu einer ökologisch und sozial verträglichen und  
 damit nachhaltigen Lebensweise,
 Befähigung zur sozialen Integration, zur politischen  
 Selbstvertretung und politischen Mitverantwortung, 
 Streiten für soziale Gerechtigkeit z. B. Mitarbeit in Gre- 
 mien und in der Öffentlichkeit,
 Bewusstseinsveränderung zu Gunsten Benachteiligter in 
 der Gesellschaft entwickeln.
3.3 Die Familienerholung will diese Zielsetzungen bewusst  
 in einer großen Bandbreite umsetzen:
 in Urlaubsangeboten, die vor allem der Erholung, der  
 Entspannung und der Regeneration, wie auch der Begeg- 
 nung, dem Austausch und der Gemeinschaft dienen,
 in Familienfreizeiten und Familienseminaren, die thema- 
 tisch und freizeitpädagogisch gestaltet werden,
 in Begleitung von eigenständigen Gruppen durch frei- 
 zeitpädagogische und thematische Angebote.
3.4 Darüber hinaus sollen entsprechend der jeweiligen Be-
3.5 Die inhaltlichen Anliegen können auf verschiedensten  
 methodischen Arbeitsebenen umgesetzt werden:
 auf der spielerischen Ebene, z. B. Spiele auch für Erwach- 
 sene und Kinder gemeinsam,
 auf der kreativen Ebene, z. B. Töpfern, Malen, Basteln mit 
 Naturmaterialien usw.,
 auf der musischen Ebene, z. B. Theater, Musiktheater, 
 freies Singen, musizieren usw.,
 auf der Erlebnisebene, z. B. Wanderungen, Exkursionen, 
 Feste, Kochen oder Backen, usw.,
 auf der spirituellen Ebene, z. B. Meditation, Rituale,
 auf der leiblichen Ebene z. B. gesunde Ernährung, Kultur 
 des Essens und Trinkens,
 auf der Ebene thematischer Gesprächsrunden bis hin zur 
 seminaristischen Themenarbeit.
3.6 Sämtliche Aktivitäten des Hauses müssen Angebotscha-
3.7 Die Thüringer Familienferienstätten bieten eine altersge- 
 rechte und bedarfsorientierte Kinderbetreuung.
4. Rahmenbedingungen einer Familienferienstätte
Die Rahmenbedingungen für die Arbeit in den Ferienstätten 
und die inhaltliche Konzeption der Ferienstätten stehen in 
enger Wechselbeziehung. Darum müssen die Rahmenbedin-
gungen, die Arbeitsmittel, die äußere Gestalt der Ferienstätte 
wie auch die technisch-wirtschaftliche Arbeitsweise mit den 
Anliegen und Inhalten der Ferienstätte übereinstimmen.
4.1 Raumangebot 
4.1.1 Individueller Bereich
Die Unterbringung der Gäste muss familienfreundlich und 
auf die Generationen abgestimmt sein. Folgende Kriterien 
sind dabei zu berücksichtigen:
 
 Das Angebot getrennter Schlafräume für Eltern mit Kin- 
 dern ab drei Jahren sollte ebenso wie die ausreichende  
 Bereitstellung von Zustellbetten gewährleistet sein.
 Jede Familie sollte einen eigenen Sanitärbereich haben.
 In den Zimmern sollen gemütliche Sitzgruppen vorhan- 
 den sein.
 Die Zimmer sollen Verdunklungsmöglichkeiten besitzen. 
 Eine Baby- und kindgerechte Ausstattung soll verfügbar 






















·teil der Satzung des Trägers von Familienferienstätten 
sein. Das bedeutet insbesondere, dass in den Schulfe-
rienzeiten Familienerholungsmaßnahmen, Familienfrei-
zeiten, o. ä. durchgeführt werden. In den übrigen Zeiten 
des Jahres sollten Familien den Vorrang in der Belegung 
haben.
milien helfen, ein persönlich erfülltes, ein gemein-
schaftsfähiges, ein sozial und ökologisch verträgliches 
und ein werteorientiertes Leben zu ﬁnden und es zu 
gestalten. Darum dürfen die Angebote der Familiener-
holung in den Familienferienstätten sich nicht auf reine 
Urlaubsbeherbergung beschränken. Vielmehr sollen al-
len Angeboten eine familienpädagogische und familien-
bildende Konzeption zu Grunde liegen.
sollen Leitorientierungen für eine Entwicklung der Per-
sönlichkeit, für Beziehungsfähigkeit, für ökologische 
und soziale Verantwortung berücksichtigt werden. Das 
bedeutet im Einzelnen:
sonderheiten und Möglichkeiten die Thüringer Famili-
enferienstätten mit speziellen Angeboten in ihre Region 
hinein wirken. (Geschichte, Tradition, Kultur, Brauchtum, 
Landschaft, etc.)
rakter haben und dürfen nicht vereinnahmend sein. Es 
muss genügend Raum zur individuellen Gestaltung und 
zum Einbringen eigener Möglichkeiten gegeben sein. 
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 Babypakete (Babybadewanne, Wickelunterlage, Thermo- 
 meter, Windeleimer, Flaschenwärmer, Vaporisator, Kin- 
 dertöpfchen) sollen verfügbar sein.
4.1.2 Gemeinschaftlicher Bereich
Gemeinschaftsräume haben in Familienferienstätten eine 
herausragende Bedeutung. Sie müssen sowohl von der Grö-
ße als auch von ihren Nutzungsmöglichkeiten den Anforde-
rungen der Familienerholung entsprechen. Folgende Räume 
müssen vorhanden sein:
 Speiseräume für alle Gäste (nicht in Selbstverpﬂegerhäu- 
 sern),
 Großer Gemeinschaftsraum für alle Gäste entsprechend 
 der Kapazität des Hauses,
 mehrere - auch multifunktionale - Gruppenräume z. B. für 
 kleine Kinder, Jugendliche, zum kreativen Arbeiten, für 
 Medien, Sport, Musik und Geselligkeit,
 Kapelle bzw. Meditationsraum,
 Wellnes-Bereiche (auch in Kooperation möglich),
 Leseraum,
 Waschraum mit Waschmaschine und Trockenmöglich- 
 keit,
 Zubereitungsmöglichkeiten für Babykost,
 Gästeempfang und Gästeinformation.
4.2  Außenanlagen
Im Umfeld der Einrichtung soll genügend Bewegungs- und 
Freiräume sowie folgende Außenanlagen müssen vorhan-
den sein:
 Kinderspielplätze für unterschiedliche Altersgruppen,




4.3 Speise- und Nahrungsangebote
Soweit die Familienferienstätte kein Selbstversorgerhaus ist, 
soll das Speise- und Nahrungsangebot reichhaltig und ab-
wechslungsreich sowie altersgemäß gestaltet werden. 
Grundsätze einer gesunden und vollwertigen Ernährung sol-
len ebenso wie auch regionaltypische Ernährungsangebote 
berücksichtigt werden. Die Wünsche der jeweiligen Gast-
gruppen sind mit einzubeziehen.
4.4 Umgang mit Ressourcen und Entsorgung
Der Umgang mit Ressourcen und Entsorgung soll nach öko-
logischen Kriterien ausgerichtet werden.
4.5 Arbeitsmittel, Spiele, Medien und Angebote
Arbeitsmittel, Spiele, Medien usw. sollen in ausreichendem 
Umfang vorhanden sein und die Ziele der Familienferien-










 Die regionalen Angebote im Bereich der Freizeitgestal- 
 tung sollen genutzt werden.
4.7 Gästeservice
Der Gästeservice hat in den Thüringer Familienferienstätten 
eine herausragende Bedeutung. Sowohl das Eingehen auf 
individuelle Gästebedürfnisse als auch die Bereitstellung be-
stimmter Dienste müssen hier im Blick sein. 
Folgende Angebote sollen vorhanden sein:
 Babypﬂegeräume bzw. Teeküchen,
 Kalte und/oder warme Getränke rund um die Uhr,
 Gästewaschküche (Waschmaschine, Trockner, Bügel- 
 möglichkeit) oder Wäscheservice,
 Möglichkeit zur Abholung vom nächstgelegenen öffent- 
 lichen Verkehrsmittel,
 Kostenlose Parkplätze,
 Möglichkeit zum Telefonieren,
 Arzt-, Notdienst-, Apothekenvermittlung.
4.8 Gästeinformation
Eine ausreichende Beschreibung der Einrichtung vor Ab-
schluss eines Belegungsvertrages (Reisevertragsrecht) sowie 
eine Information über Infrastruktur der Umgebung ist erfor-
derlich. In der Familienferienstätte sind aktuelle Informationen 
über Veranstaltungen der Ferienstätte und regionale Ange-
bote und Sehenswürdigkeiten in geeigneter Weise zu geben. 
5 Personelle und ﬁnanzielle Voraussetzungen
5.1 Familienferienstätten sollen in ihrer in ihrer Arbeits- und 
Leitungsstruktur (inneren Struktur) die Anliegen der Famili-




 Öffentlichkeitsarbeit (Marketing), 




5.2 Zur Erfüllung dieser Aufgaben hat der Träger ausreichend 
Stellen zu schaffen. Dabei ist die Notwendigkeit einer fami-
lienpädagogischen Arbeit verstärkt zu sehen. Über die per-
sonelle Absicherung durch das Haus hinaus können auch 

















und sozialer Institutionen einbezogen werden und in zeitlich 
begrenztem Auftrag auch Ehrenamtliche. 
5.3 Preisgestaltung in der Familienferienstätte
Die Preisgestaltung liegt in der Verantwortung der Familien-
ferienstätte bzw. deren Träger. Sie muss gewährleisten, dass 
die Belegungsvorgaben bezüglich der Hauptzielgruppen 
eingehalten werden. Der Verband (Gesamtverband oder Ev. 
Familienerholung) gibt hierfür jährliche Empfehlungen.
In besonderer Weise sind folgende Punkte zu berücksichti-
gen:
 nach Altersstufen gestaffelte Preisnachlässe für Kinder  
 und Jugendliche (möglichst gemeinsame Altersgrenzen  
 festlegen),
 der Preis für alkoholfreie Getränke muss bei gleicher  
 Menge deutlich unter dem Preis für alkoholhaltige Ge-
 tränke liegen.
5.4 Finanzierung von Familienferienstätten
Die Träger von Familienferienstätten haben für eine ausrei-
chende Finanzierung der notwendigen Angebote Sorge zu 
tragen. Dabei sollten sowohl eigenwirtschaftliche Aspekte 
als auch Zuschüsse von sozialen Verantwortungsträgern 
und weitere, an der gemeinnützigen Familienerholung inte-
ressierte Institutionen einbezogen werden. Dazu gehören:
 möglichst hohe Eigenverantwortlichkeit durch optimale 
 Auslastung und durch hohe Ausgabendisziplin,
 Zuschüsse der öffentlichen Hand (Investitionszuschüs- 
 se, Pauschalzuschüsse zur laufenden Arbeit, besondere  
 Maßnahmenzuschüsse, etc.),
 Zuschüsse der Auftraggeber (Kirche, Diakonie, Wohl- 
 fahrtsverbände etc.) vor allem für familienpädagogische, 
 sozialpädagogische, freizeitpädagogische und geistliche  
 Angebote,
 Zuschüsse, Mitbeteiligung an der Finanzierung und Koo- 
 peration (z. B. gemeinsame Trägerschaft eines Hallen- 
 bades oder anderer Freizeiteinrichtungen durch die Fami- 
 lienferienstätte und Kommune oder Verein),
 Inanspruchnahme bzw. Vermittlung des Zugangs zu  
 Zuschüssen für den Familienurlaubsaufenthalt (Individu- 
 alzuschüsse der Länder, Förderfonds, Sozialfonds, Stif- 
 tungsgelder etc.),











Fachliche Empfehlungen Erziehungs-, Ehe-, Partnerschafts- und Familienberatung
vom 15. September 2003
Die vorliegenden fachlichen Empfehlungen gelten im Rah-
men der sachlichen Zuständigkeit des SGB VIII in Verbin-
dung mit dem ThürKJHAG. Die Empfehlungen beziehen 
sich nicht auf Leistungsangebote, die über diesen Rahmen 
hinausgehen. Die Beratungsangebote und -leistungen kön-
nen in öffentlicher und freier Trägerschaft erbracht werden.
1. Leistungen der Erziehungs-, Ehe-, Partnerschafts- und Fa- 
 milienberatung
Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungsdienste 
und -einrichtungen sollen gem. § 28 SGB VIII Kinder, Jugend-
liche, Eltern und andere Erziehungsberechtigte bei der Klä-
rung und Bewältigung individueller und familienbezogener 
Probleme und der zugrundeliegenden Faktoren bei der Lö-
sung von Erziehungsfragen sowie bei Trennung und Schei-
dung unterstützen.
Erziehungs-, Ehe-, Partnerschafts- und Familienberatung 
sind Leistungen der Jugendhilfe, die sowohl im Rahmen 
einer allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie 
(§§16-18 SGB VIII) als auch als Hilfe zur Erziehung (§ 28 SGB 
VIII) erbracht werden können.
Zum Angebot der allgemeinen Förderung der Erziehung in 
der Familie gehören die Beratung in allgemeinen Fragen 
der Erziehung und Entwicklung junger Menschen, die Un-
terstützung von Müttern, Vätern und anderen Erziehungs-
berechtigten bei der Verbesserung der Wahrnehmung der 
Erziehungsverantwortung und das Aufzeigen von Wegen, 
wie Konﬂiktsituationen in Familien gewaltfrei gelöst werden 
können. (§16, Abs. 1 und 2 SGB VIII). 
Gem. § 17 SGB VIII haben Mütter und Väter im Rahmen der 
Jugendhilfe Anspruch auf Beratung in Fragen der Partner-
schaft, wenn sie für ein Kind oder Jugendlichen zu sorgen 
haben oder tatsächlich sorgen. Die Beratung soll helfen, ein 
partnerschaftliches Zusammenleben in der Familie aufzu-
bauen, Konﬂikte und Krisen in der Familie zu bewältigen und 
Im Falle der Trennung oder Scheidung die Bedingungen für 
eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche 
Wahrnehmung der Elternverantwortung zu schaffen. 
§ 24 Abs. 4 ThürKJHAG erweitert den Anwendungsbereich 
des § 17 Abs. 1 SGB VIII und bestimmt, dass auch junge 
Menschen Beratung in Fragen der Partnerschaft in Anspruch 
nehmen können, wenn sie noch keine Kinder haben.
Gem. § 18 Abs.1 SGB VIII haben Mütter und Väter, die allein 
für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen haben oder 
tatsächlich sorgen, Anspruch auf Beratung und Unterstüt-
zung bei der Ausübung der Personensorge. 
Eine weitere Leistung im Sinne dieser fachlichen Empfeh-
lungen ist gem. § 18 Abs. 3 SGB VIII die Beratung und Un-
terstützung von Eltern, Kindern und Jugendlichen, anderen 
Umgangsberechtigten sowie Personen, in deren Obhut sich 
der junge Mensch beﬁndet, bei der Ausübung des dem Wohl 
des Kindes dienenden Umgangsrechtes nach Maßgabe der 
§ 1684 Abs.1 u.2 und § 1685 Abs. 1 u. 2 BGB.
Nach § 27 SGB VIII besteht ein Rechtsanspruch auf Erzie-
hungsberatung als einer Form der Hilfen zur Erziehung, 
wenn eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen ent-
sprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe 
für seine Entwicklung geeignet und notwendig ist.
Erziehungsberatung als Hilfe zur Erziehung richtet sich in 
Art und Umfang nach dem erzieherischen Bedarf im Einzel-
fall und soll das engere soziale Umfeld des Kindes oder des 
Jugendlichen einbeziehen. Sie umfasst insbesondere die Ge-
währung pädagogischer und damit verbundener therapeu-
tischer Leistungen.
2. Fallbezogene Leistungen
2.1 Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und Ent- 
 wicklung
Dieses Beratungsangebot hat einen niedrigschwelligen 
präventivorientierten Ansatz, bei dem es weniger um die 
Bearbeitung umfassender Problemlagen als um frühzeitige 
Klärung, Aufklärung und Anleitung in allgemeinen Erzie-
hungsfragen geht. 
Ziele:
 die Stärkung der Erziehungskompetenz der Erziehungs- 
 berechtigten durch Vermitteln von Informationen, 
 die Unterstützung eines gemeinsamen Erziehungskon- 
 zeptes der Eltern, 
 die Aktivierung von Selbsthilfekräften, 
 das Mutmachen zum Experimentieren mit alternati- 
 ven Verhalten und das Geben von Orientierungshilfen in 
 der Auseinandersetzung über Werte, Normen und Erzie- 
 hungsstilen,
 Wege aufzeigen, wie Konﬂikte in Familien gewaltfrei ge- 





 Einzelberatungen und 
 aufsuchende und gemeinwesenorientierte Arbeit. 
Diese allgemeine Beratung mündet oft in der Suche und der 
Vermittlung von weiteren Ansprechpartnern und entspre-
chenderen Hilfeformen.
2.2  Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung und  
 Scheidung, bei der Ausübung der
 Personensorge sowie des Umgangsrechtes







präventiven und unterstützenden Beratungsangebot vorge-
beugt werden. Ist in diesen Trennungs- und Scheidungsfäl-
len allerdings eine dem Wohl des Kindes und Jugendlichen 
entsprechende Erziehung nicht mehr gewährleistet, so ist 
zusätzlich Erziehungsberatung nach § 28 SGB VIII zu leisten. 
Ziele:
 Stärkung elterlicher (Erziehungs-)Kompetenz,
 Eltern und Kinder zu einem partnerschaftlichen Zusam- 
 menleben befähigen,
 Schutz der Kindesinteressen im Elternkonﬂikt,
 Förderung konstruktiver Konﬂikt- und Krisenbewälti- 
 gungsmodelle im Familienverband,
 Erhalt und Fortbestehen der gemeinsamen elterlichen 
 Verantwortung bei Trennung der Eltern auf der Paarebene, 
 Erhalt des Zugangs zu und Umgangs mit beiden Eltern- 
 teilen und anderen Umgangsberechtigten,
 Neuorganisation der Familienstrukturen.
Arbeitsformen:
 psychosoziale und psychologische Diagnostik,
 Einzel-, Paar- und Familienberatung,
 Krisenintervention,
 Mediation,
 Gruppenarbeit mit Kindern, Jugendlichen, Müttern und 
 Vätern,
 Begleitung und Unterstützung bei Besuchskontakten im 
 Rahmen des Umgangsrechtes,
 Unterstützung der Eltern und Kinder bei der emotinalen 
 Verarbeitung von Trennung, Scheidung und Verlust.
2.3 Erziehungsberatung
Erziehungsberatung bedeutet die fallbezogene Leistung der 
Beratung durch ein geplantes Vorgehen und die Anwendung 
anerkannter Methoden. Erziehungsberatung schließt thera-
peutische Leistungen ein, wenn die Therapien in Verbindung 
mit pädagogischen bzw. beratenden Interventionen stehen.
2.3.1  Erziehungsberatung als eine Form der Hilfe zur Erzie- 
          hung
Nach § 27 SGB VIII besteht für einen Personensorgeberech-
tigten ein Anspruch auf Hilfe zur Erziehung, wenn eine dem 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen entsprechende Er-
ziehung nicht gewährleistet ist. Der Anspruch richtet sich 
gegen den öffentlichen Träger der Jugendhilfe.
Vor der Gewährung von Erziehungsberatung als Hilfe zur 
Erziehung gem. § 28 SGB VIII ist durch die Beratungsstelle 
oder das Jugendamt (dazu siehe Ziffer 2.4.) in jedem Fall zu 
prüfen, ob ein Anspruch nach § 27 SGB VIII ff. gegeben ist. 
Dies schließt folgende Schritte ein:
Prüfung
 des Bedarfs und der Geeignetheit von Erziehungsbera- 
 tung,
 der Mitwirkungsbereitschaft der/des Personensorgebe- 
 rechtigten und des jungen Menschen,
 der Beteiligung des Jugendamtes und/oder anderer  
 Dienste,
 ob bereits andere Hilfen zur Erziehung gewährt worden 
 sind bzw. werden.
Liegt ein Bedarf nach § 27 SGB VIII vor und ist die Erziehungs-
beratung nach § 28 SGB VIII die geeignete Hilfe, so erfolgt die 
Realisierung der Hilfe unter Beachtung der allgemeinen Rege-
lungen des SGB VIII für Hilfen zur Erziehung (Hilfeplan u. a.). 
Der niedrigschwellige Zugang zur Beratungsstelle ist zu ge-
währleisten.
Bei den nachfolgend aufgeführten Zielen und Arbeitsformen 
handelt es sich nicht um einen abschließenden Katalog. 
Ziele und Arbeitsformen sind nach Bedarf auf der kommu-
nalen Ebene zu koordinieren und zu vereinbaren.
Ziele:
 Klärung und Bewältigung individueller und familienbe 
 zogener Probleme und der ihnen zugrunde liegenden 
 Faktoren,
 Lösung von Erziehungsfragen,
 Unterstützung bei Trennung und Scheidung,
 Aufbau/Stabilisierung der Motivation zur Inanspruch- 
 nahme sozialer Beratungs- und Unterstützungslei- 
 stungen,
 Erarbeitung von auch zukünftig einsetzbaren Problem- 
 bewältigungsstrategien,
 Erarbeitung von Bewältigungsformen von Krisen im Le- 
 benszyklus von Familien,
 Erarbeitung konstruktiver Umgangsformen mit trauma- 
 tischen Erfahrungen,
 Stärkung der Eigenkompetenz und der persönlichen 
 Ressourcen der Klienten,
 Verhinderung der Notwendigkeit stärker einschneiden- 
 der Hilfen nach SGB VIII,
 Verhinderung langfristiger Abhängigkeit von Hilfemaß- 
 nahmen.
Arbeitsformen:
 Erst- und Informationsgespräche zum Problem und den 
 Hilfemöglichkeiten,
 Übergabe-/Vermittlungsgespräche mit dem Jugendamt 
 oder anderen Sozialleistungsträgern,
 Psychosoziale und psychologische Diagnostik,
 Beratungs- und Therapieplanung, 
 Hilfeplanung gem. § 36 SGB VIII,
 beratende Interventionen mit Eltern, Familien, Kindern 
  und Jugendlichen, Kooperationspartnern und in der Le- 
 benswelt
 Kriseninterventionen,
 psychotherapeutische Verfahren mit Kindern, Jugend- 
 lichen, Eltern und anderen Erziehungsberechtigten 
 (einzeln, Gruppe),
2.3.2 Verhältnis zu Therapie und anderen Leistungen
Zur Abgrenzung von Erziehungsberatung zu Therapie und 
anderen Leistungen ist zu prüfen, inwieweit für die bestehen-
de Problematik andere Leistungsträger oder Institutionen 






























sind insbesondere im Verhältnis zu Krankenkassen, Schule 
und Justiz zu beachten.
Verhältnis zu Leistungen der Krankenkassen
 Es ist zu prüfen, ob Störungen, wie z. B. Aufmerksam- 
 keitsstörungen, Hyperkinetische Störungen oder psy- 
 chogene Erkrankungen Leistungen der Krankenkassen 
 begründen bzw. von den Krankenkassen ergänzend zu 
 erbringen sind.
Verhältnis zu Aufgaben der Schule
Gegenüber den Beratungsangeboten der Jugendhilfe sind 
insbesondere folgende Angebote und Zuständigkeiten der 
Schulen zu beachten:
 Beratung von Schülern und Eltern insbesondere bei 
 der Wahl der Schullaufbahn und bei allen schulischen 
 Problemen gem. § 53 Abs. 1 ThürSchulG -Thüringer 
 Schulgesetz-
 Förderung von Kindern und Jugendlichen, insbeson- 
 dere bei Teilleistungsstörungen und Hyperaktivität 
 gem. § 3 FSG -Förderschulgesetz- sowie Richtlinie 
 „Fördermaßnahmen für Kinder und Jugendliche mit 
 besonderen Lernschwierigkeiten in allgemein bildenden 
  Schulen (außer Förderschulen) in Thüringen“, vom 
  30. Juni 1998, Amtsblatt des Thüringer Kultus- 
 ministeriums und des Thüringer Ministeriums für - 
 Wissenschaft, Forschung und Kultur Nr. 7/1998 
 Unterrichtshilfe und Beratung der Lehrkräfte sowie 
 Einzelfallhilfe für Problemschüler bzw. Drogenpräven- 
 tion und Suchtberatung durch den schulpsycholo- 
 gischen Dienst gem. § 53 Abs. 3 ThürSchG
Verhältnis zu Aufgaben der Justiz
Aufgaben der Justiz, die keine Rechtsnorm in der Jugendhil-
fe sind, gehören nicht in das Aufgabenfeld der Erziehungs-, 
Ehe-, Partnerschafts- und Familienberatung. 
2.4 Mitwirkung im Hilfeplanverfahren
Zwischen dem Jugendamt und der Beratungsstelle wird die 
Gestaltung des Hilfeplanprozesses abgestimmt.
Fachkräfte aus dem Bereich der Erziehungs-, Ehe-, Partner-
schafts- und Familienberatung sollen durch den öffentlichen 
Träger der Jugendhilfe rechtzeitig am Hilfeplanprozess be-
teiligt werden, wenn im Jugendamt Erziehungsberatung als 
eine mögliche Hilfe erwogen wird. Wird dann Erziehungsbe-
ratung als geeignete und notwendige Hilfe festgestellt, wird 
die weitere Durchführung der Hilfe an die Erziehungsbera-
tungsstelle übertragen.
Wenden sich Ratsuchende unmittelbar an die Beratungs-
fachkräfte und ergibt sich, dass Erziehungsberatung als Hil-
fe zur Erziehung gem. § 28 SGB VIII voraussichtlich für einen 
längeren Zeitraum zu leisten ist, bedarf es eines Hilfeplanes 
gem. § 36 SGB VIII. In diesem Fall erfolgt die Hilfeplanung 
im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte innerhalb des 
multidisziplinären Team der Erziehungsberatungsstelle.
Wenn im Rahmen einer Erziehungsberatung gem. § 28 SGB 
VIII eine andere Hilfe zur Erziehung oder eine Kombination 
der Beratung mit einer anderen Hilfeart notwendig erscheint, 
sind die Personensorgeberechtigten und das Kind oder der 
Jugendliche in Kooperation mit dem Jugendamt über die not- 
wendige Änderung von Art und Umfang der Hilfe zu bera-
ten. Die weitere Hilfeplanung erfolgt in diesen Fällen durch 
das Jugendamt.
Darüber hinaus kann durch den öffentlichen Träger die Pro-
fessionalität der Beratungsfachkräfte im Rahmen einer Hel-
ferkonferenz auch in Einzelfällen genutzt werden, in denen 




Hierzu gehören Leistungen mit präventiv-aufklärendem 
Charakter, bei denen sowohl in breitenwirksamer und geziel- 
ter Form als auch in zugehender oder niedrigschwellig anbie- 
tender Form Informationen zu allgemeinen Erziehungsfragen, 
typischen Problemfeldern und allgemein mögliche Lösungs-
ansätze für bestimmte Lebenssituationen zur Verfügung ge-
stellt werden. 
Ziele:
 Herabsetzung der Hemmschwellen zur frühzeitigen 
 Inanspruchnahme des Informations- und Beratungsan- 
 gebotes,
 Aufklärung über Informations-, Beratungs- und Unter- 
 stützungsmöglichkeiten und Sensibilisierung für sich 
 verändernde Lebensbedingungen von Kindern/Jugend- 
 lichen,
 Aufklärung in speziellen Fragen (z. B. Gewalt gegen 
 Kinder, sexuellen Missbrauch) und Lebenslagen (z. B. 
 Trennung/Scheidung, Stieffamilien, Alleinerziehende),
 Unterstützung beim Aufbau sozialer Stützsysteme unter 
 den Betroffenen selbst (Selbsthilfegruppen), 
Arbeitsformen:
 Offene Sprechstunden auch in anderen Institutionen,
 Themenzentrierte Elternabende, Vorträge, Seminare, Ge- 
 sprächskreise, Fachgespräche,
 Aktionstage, Öffentlichkeitsarbeit, Pressegespräche,
 Gruppenarbeit mit Kindern, Jugendlichen und Eltern,
 Presse- und öffentlichkeitswirksame Informationsver- 
 mittlung.
3.2 Vernetzung
3.2.1. Kooperation mit Institutionen 
Hierzu gehören die Kooperation mit - sowie Informations- 
und Beratungsleistungen für Fachkräfte in anderen Einrich-
tungen und Institutionen, bei denen es um die frühzeitige 











wicklungs- und Erziehungsfragen geht. 
Ziele:
 Aufbau von vernetzten Strukturen zur frühzeitigen Pro- 
 blemerkennung, Intervention und Zuweisung zu Bera- 
 tungsdiensten,
 Stärkung der eigenen Kompetenzwahrnehmung der pä- 
 dagogischen Fachkräfte,
 Befähigung der pädagogischen Fachkräfte als Multipli- 
 katoren, 
 Modellhafte Einführung von hilfreichen Gesprächsstruk- 
 turen zum fallbezogenen kollegialen Austausch.
Arbeitsformen:
 Einzelberatung mit pädagogischen Fachkräften, The- 
 menzentrierte Fortbildung für Fachkräfte,
 Beratung mit Teams/Kollegien anderer Einrichtungen 
 und Institutionen,
3.2.2. Mitwirkung in Fachgremien und Arbeitskreisen 
In diese Gruppe gehören fallunabhängige Tätigkeiten, mit 
denen die Leistungen der Beratungsstelle im Sozialraum 
möglichst koproduktiv mit anderen Fachdiensten/-kräften 
und sozial Tätigen vernetzt. Hinzu kommt die Mitgestaltung 
sozialräumlicher Entwicklungen unter besonderer Berück-
sichtigung positiver Lebens- und Entwicklungsbedingungen 
von Kindern und Jugendlichen.
·
Ziele:
 Verzahnung der Angebote, Sicherstellung von Arbeits- 
 teilung, 
 Auf-/Ausbau kooperativer Kontakte und Formen der Zu- 
 sammenarbeit mit sozial Tätigen,
 fachliche Auseinandersetzung mit Zugängen, Metho- 
 den, Inhalten der Arbeit,
 Schaffung alltäglich strukturierter Möglichkeiten der 
 Kontaktaufnahme 
 Integration der wahrgenommenen Bedürfnisse von Kin- 
 dern, Jugendlichen und Familien in sozialräumliche 
 Entwicklungsprozesse.
Arbeitsformen:
 Mitgestaltung von regionalen und überregionalen Fach- 
 gremien und Arbeitskreisen (insbesondere gem. §§ 78 
 und 80 SGB VIII)
 Mitgestaltung und Unterstützung von sozialräumlich 
 orientierten Treffs, Runden, Aktivitäten
4. Vereinbarungen zwischen öffentlichen und freien Trä- 
 gern
Auf der Grundlage der örtlichen Jugendhilfeplanung können 
der öffentliche Träger der Jugendhilfe und der Träger der Be-
ratungsstelle eine Vereinbarung über Inhalt, Umfang und 
Qualität der Leistung sowie über die Finanzierung dieser 
Leistung abschließen. Voraussetzung für den Abschluss ei-
ner Vereinbarung ist die Anerkennung der Erziehungs-, Ehe-, 
















„Die Teilnahme an sozialer Gruppenarbeit soll älteren Kin-
dern und Jugendlichen bei der Überwindung von Entwick-
lungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen helfen. 
Soziale Gruppenarbeit soll auf der Grundlage eines grup-
penpädagogischen Konzepts die Entwicklung älterer Kinder 
und Jugendlicher durch soziales Lernen in der Gruppe för-
dern“ (§ 29 SGB VIII).
Diese Hilfe zur Erziehung ist bezüglich „Art und Umfang ... 
nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall“ zu gewähren 
und „soll das engere soziale Umfeld des Kindes und Jugend-
lichen“ einbeziehen (§ 27 Abs. 2 SGB VIII).
2. Ziele, Formen und Methoden der sozialen Gruppenarbeit
Zielgruppe dieser ambulanten Hilfe zur Erziehung sind 12- 
bis 18-jährige Kinder bzw. Jugendliche, bei denen eine ihrem 
Wohl entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist und 
die in der Regel deutliche Entwicklungsstörungen und Ver-
haltensprobleme zeigen. Die enge Kooperation mit Erzie-
hungsberatungsstellen bzw. Psychologen und Therapeuten 
ist sinnvoll.
Soziale Gruppenarbeit ist dann angezeigt, wenn die Familie 
ihrer Sozialisationsfunktion nicht hinreichend nachkommt 
bzw. nachkommen kann und/oder die durch die Kinder/Ju-
gendlichen selbst gewählten Peergroups das Sozialverhalten 
negativ beeinﬂussen. Die Familie muss noch ausreichend 
tragfähig sein, um das Ziel der Hilfe nicht in Frage zu stel-
len.
Ziel der Hilfe ist die Befähigung von Kindern und Jugend-
lichen zur Lebensbewältigung im sozialen Umfeld.
Somit lässt sich soziale Gruppenarbeit zwischen Jugendar-
beit und Beratungsdiensten einerseits und Tagesgruppen 
bzw. Erziehung außerhalb der Familie andererseits ansie-
deln. Die soziale Gruppenarbeit unterscheidet sich von der 
Erziehungsbeistandschaft/Betreuungshilfe dadurch, dass 
sie weniger in das engere soziale und familiäre Umfeld ein-
greift und mit gruppenpädagogischen Methoden arbeitet.
Die soziale Gruppenarbeit nimmt Einﬂuss auf das Selbst-
wertgefühl, das Wohlbeﬁnden, die Wertbildung und die 
Übernahme von Rollenfunktionen. Die Gruppe ist Erpro-
bungs- und Erfahrungsraum, sie kann helfen, Einsamkeit 
und Isolation zu überwinden. Gruppenarbeit soll erfolgreich 
Verhaltensänderungen des Kindes bzw. Jugendlichen auf 
Dauer stabilisieren. Diese sollen dann auf andere wichtige 
Lebensbereiche übertragen werden können.
Soziale Gruppenarbeit im Sinn von § 29 SGB VIII umfasst 
Fachliche Empfehlungen für die soziale Gruppenarbeit in Thüringen gemäß § 29 SGB VIII
vom 16. Mai 1995
insbesondere die Gewährung pädagogischer und damit ver-
bundener therapeutischer Leistungen.
Die Soziale Gruppenarbeit soll dabei helfen, eigene Fähig-
keiten zu erkennen, sie soll an den individuellen Fähigkeiten 
orientierte Anforderungen stellen, den Kindern bzw. Jugend-
lichen soziale Kompetenz vermitteln, um das Leben in der 
Gemeinschaft bewältigen und gestalten zu können.
Hintergrund der sozialpädagogischen Arbeit ist stets ein 
gruppenpädagogischer Ansatz, der sich am Einzelnen als 
auch an der Gruppe orientiert.
Soziale Gruppenarbeit kann in verschiedenen Formen, z. B. 
in fortlaufender Gruppenarbeit als auch in einer in sich ge-
schlossenen Gruppe, angelegt sein.
3. Dauer und Umfang
In der Regel darf eine Gruppe die Anzahl von zehn Personen 
nicht überschreiten (vergleiche Bundesarbeitsgemeinschaft 
für ambulante Maßnahmen, Leitfaden für die Anordnung 
und Durchführung der neuen ambulanten Maßnahmen, in: 
DVJJ-Journal 1991, S. 288 ff.). Soziale Gruppenarbeit soll für 
vier Zeitstunden wöchentlich angeboten werden und auf 
sechs bis zwölf Monate begrenzt sein. Dies schließt ein, 
dass auch Gruppenfahrten, gemeinsame Ferienaufenthalte 
mit individualpädagogischem Ansatz durchgeführt werden 
können.
Diese Hilfe zur Erziehung basiert auf der freiwilligen Mitar-
beit des Kindes/Jugendlichen. Es bedarf auch hier der Auf-
stellung und regelmäßigen Fortschreibung eines detaillierten 
Hilfeplanes unter Einbeziehung aller an der Durchführung 
der Hilfe beteiligten Personen gemäß § 36 SGB VIII.
4. Räume und Ausstattung
Für soziale Gruppenarbeit sind in der Regel bereitzustellen:
1 großer Gruppenraum,
1 kleiner Gruppenraum,
1 Raum für Einzelgespräche/Therapie,
1 Küche/Essraum,
1 Personalraum/Büro,
1 Sanitärbereich mit zwei Toiletten und Dusche oder Bad.
Diese Räumlichkeiten sind multifunktional im Rahmen der 
Jugendhilfe zu nutzen.
5. Fachkräfte und Qualiﬁkation
Eine Fachkraft kann bis zu zehn Kinder/Jugendliche konti-
nuierlich betreuen. Die geeignete Gruppengröße ist in den 
Hilfeplänen festzulegen.
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Angesichts der sozialpädagogischen Anforderungen, die 
diese Hilfe stellt, sind staatlich anerkannte Ausbildungs-
abschlüsse als Sozialpädagoge, Sozialarbeiter, Erzieher 
(letztere mit sozialpädagogischer Zusatzqualiﬁkation) und 
entsprechende Persönlichkeitseigenschaften unabdingbare 
Voraussetzung für die Ausübung dieser Tätigkeit. Es werden 
Fachkräfte benötigt, die sich durch ein hohes Maß an Ideen- 
reichtum, Risikobereitschaft, Spontanität und Flexibilität 
auszeichnen. 
Darüber hinaus können auch weitere Fachkräfte, wie Psycho-
logen und Fachkräfte der beruﬂichen Ausbildung, herange-
zogen werden.
6. Trägerschaft
Die soziale Gruppenarbeit kann unter Beachtung des Grund-
satzes der Subsidiarität sowohl in freier als auch in öffent-
licher Trägerschaft aufgebaut werden (§§ 3, 4 SGB VIII).
7. Zuständigkeit
Für den Aufbau des Angebotes und die Gewährung der so-
zialen Gruppenarbeit ist das örtliche Jugendamt zuständig 
(§ 74 SGB VIII).
Wenn Dienste und Einrichtungen freier Träger in Anspruch 




„Der Erziehungsbeistand und der Betreuungshelfer sollen 
das Kind oder den Jugendlichen bei der Bewältigung von 
Entwicklungsproblemen möglichst unter Einbeziehung des 
sozialen Umfeldes unterstützen und unter Erhaltung des Le-
bensbezugs zur Familie seine Verselbstständigung fördern“ 
(§ 30 SGB VIII).
Diese Hilfe zur Erziehung ist bezüglich „Art und Umfang ... 
nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall“ zu gewähren 
(§ 27 Abs. 2 SGB VIII).
Erziehungsbeistand und Betreuungshelfer sind Formen der 
Hilfen zur Erziehung, die Kindern und Jugendlichen bzw. 
jungen Volljährigen (§ 41 SGB VIII) gewährt werden.
2. Ziele, Formen und Methoden des Erziehungsbeistandes/ 
    Betreuungshelfers
Der Erziehungsbeistand/Betreuungshelfer ist eine ambu-
lante Erziehungshilfe in Form von Beratung, Begleitung und 
Intervention. Die Hilfe kann sowohl präventiven als auch 
resozialisierenden Charakter haben. Wesentliches Ziel der 
Hilfe ist die Unterstützung des Kindes/Jugendlichen bei der 
Bewältigung aktueller Problemlagen unter Einbezug des so-
zialen Umfeldes.
Der Erziehungsbeistand/Betreuungshelfer soll keinen Um-
gebungs- bzw. Milieuwechsel bewirken, kann jedoch bei Ab-
lösung von der Familie weitergeführt bzw. begonnen werden. 
Bei älteren Jugendlichen und jungen Volljährigen kann der 
Erziehungsbeistand/Betreuungshelfer die Ablösung von der 
Familie unterstützen und seine Hilfe bei der Suche geeig-
neten Wohnraumes (betreute Wohnformen, Wohnheime, 
Wohngemeinschaften, Zimmer) anbieten.
Die Tätigkeit des Erziehungsbeistandes/Betreuungshelfers 
konzentriert sich auf lebenspraktische Hilfen und Kontakte 
mit dem jungen Menschen. Der Erziehungsbeistand/Betreu-
ungshelfer leistet Hilfe beim Aufbau stabiler Kontakte zu Per-
sonen und Gruppen, die den jungen Menschen in positiver 
Weise beeinﬂussen. Er unterstützt den jungen Menschen bei 
der Aufarbeitung von belastenden Erfahrungen.
Die Hilfe beinhaltet weiterhin Beratungsgespräche mit den 
Personensorgeberechtigten sowie die Zusammenarbeit mit 
und gemeinsame Gänge zu öffentlichen und privaten Insti-
tutionen und Personen (Horte, Schulen, Beratungsstellen, 
Behörden, Arbeitsämter, Gerichte usw.).
Im Rahmen der Hilfeplanung kann eine Vernetzung mit an-
deren Hilfeformen geprüft werden. Eine weitere Aufgabe für 
Fachliche Empfehlungen für Erziehungsbeistand und Betreuungshelfer
in Thüringen gemäß § 30 SGB VIII
vom 19. Dezember 1995
den Erziehungsbeistand/Betreuungshelfer liegt in der Un-
terstützung bei anhängigen Verfahren des Jugendstraf- und 
Familienrechts.
3. Dauer und Umfang
Da es sich bei der Erziehungsbeistandschaft/ Betreuungs-
hilfe um eine längerfristige ambulante Hilfe handelt, bedarf 
diese Hilfeform entsprechend § 36 SGB VIII der Aufstellung 
und regelmäßigen Fortschreibung eines detaillierten Hilfe-
planes unter Einbeziehung aller an der Durchführung der 
Hilfe beteiligten Personen.
Die Dauer der Hilfegewährung durch den Erziehungsbei-
stand/Betreuungshelfer soll sich an der individuellen Situa-
tion des zu betreuenden Kindes/Jugendlichen orientieren.
Es wird eine Betreuung empfohlen, die sich in eine Kontakt-, 
eine Hauptarbeits- und eine Ablösungsphase gliedert und in 
der Regel ein bis zwei Jahre nicht überschreitet. Orientiert 
am individuellen Hilfebedarf des Kindes/Jugendlichen wird 
ein wöchentlicher Betreuungsaufwand je Kind/Jugendlichen 
von vier bis zehn Stunden empfohlen.
4. Personalschlüssel
In der Praxis geht man von maximal zehn zu betreuenden 
Kindern bzw. Jugendlichen je Vollzeitkraft aus. Der Betreu-
ungsaufwand muss gemäß § 36 SGB VIII überprüft werden 
und sich an den individuellen Bedürfnissen des jeweils be-
treuten Kinder/Jugendlichen orientieren.
5. Qualiﬁkation
Für die Tätigkeit eines Erziehungsbeistandes/Betreuungs-
helfers ist ein staatlich anerkannter Ausbildungsabschluss 
als Sozialpädagoge, Sozialarbeiter oder eine vergleichbare 
pädagogische Ausbildung (letztere mit sozialpädagogischer 
Zusatzqualiﬁkation) und die persönliche Eignung Vorausset-
zung. 
6. Trägerschaft
Die Erziehungsbeistandschaft/Betreuungshilfe kann unter 
Beachtung des Grundsatzes der Subsidiarität sowohl in frei-
er als auch in öffentlicher Trägerschaft aufgebaut werden.
7. Zuständigkeit
Für den Ausbau des Angebotes und die Gewährung des Er-
ziehungsbeistandes/der Betreuungshilfe ist das örtliche Ju-
gendamt zuständig. Wenn Dienste und Einrichtungen freier 
Träger in Anspruch genommen werden, sind Vereinbarungen 
bzgl. der Kosten zu treffen (§§ 74, 77 SGB VIII).
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8. Anmerkungen zur besonderen Problematik des Erzie- 
 hungsbeistandes/Betreuungshelfers (§ 30 SGB VIII) in 
 Bezug zur Betreuungsweisung (§ 10 des Jugendgerichts- 
 gesetzes - JGG)
8.1 Zur Begriffsbestimmung des Betreuungshelfers
Dass der Begriff Betreuungshelfer im SGB VIII vorkommt, 
ist nur historisch erklärbar: Der Erziehungsbeistand stammt 
als Begriff aus dem Jugendwohlfahrtgesetz und wurde dort 
vorwiegend für amtlich bestellte Betreuungspersonen für 
Kinder und jüngere Jugendliche gebraucht.
Der Betreuungshelfer ist als Begriff neu im SGB VIII. Er ist 
notwendig geworden, um Betreuungspersonen einzubezie-
hen, die im Rahmen des JGG bestellt werden. Dort wird der 
Begriff im § 38 Abs. 3 gebraucht. Der Betreuungshelfer lässt 
sich jedoch nicht auf die Betreuer im Rahmen von Betreu-
ungsweisungen eingrenzen (entsprechend § 10 Abs. 1 Satz 
3 Nr. 5 JGG), da der Einsatz von Betreuungshelfern auch be-
reits im Vorfeld von förmlichen Verfahren entsprechend der 
§§ 45 und 47 JGG als erzieherische Maßnahme zur Diversion 
oder entsprechend § 71 Abs. 1 JGG zur Vermeidung von Un-
tersuchungshaft führen kann.
8.2 Zur Betreuungsweisung
Die Betreuungsweisung ist eine Erziehungsmaßregel gemäß 
§ 10 JGG. Bei dieser Erziehungsmaßregel besteht die Gefahr, 
dass eine Zwangserziehung angeordnet und das für die Pä-
dagogik unabdingbare Prinzip der Freiwilligkeit der Mitwir-
kung der Betroffenen durchbrochen wird.
Darauf weist Münder (1993, S. 254) in seinem Kommentar 
zum § 30 SGB VIII hin:
„Bei der Betreuungsweisung nach § 10 Abs. 1 Ziffer 5 JGG, 
die auch Heranwachsenden (vgl. § 1 Abs. 2 JGG) ‘auferlegt’ 
werden kann, ist Freiwilligkeit nicht gegeben.“
‘Weisungen sind Gebote und Verbote, welche die Lebensfüh-
rung des Jugendlichen regeln und dadurch seine Erziehung för-
dern und sicherstellen sollen (§ 10 Abs. 1 JGG).’ Danach spielt 
bei der Betreuungsweisung der Sanktionsdruck eine große 
Rolle.“
Demgegenüber möchten wir betonen, dass beim Einsatz 
eines Betreuungshelfers im Rahmen der Betreuungsweisung 
der pädagogische Begriff der Betreuung im Vordergrund steht. 
Der Jugendliche erhält notwendige Hilfe und behält gleich-
zeitig genügend Freiraum, der für seine Entwicklung not-
wendig ist. Mit der Anordnung einer solchen Weisung soll 
auf die Lebensführung des Jugendlichen eingewirkt werden, 
mit dem Ziel, seine Entwicklung zu fördern und zu sichern 
(§ 10 Abs. 1 Satz 1 JGG).
Bei straffälligen Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
kommt der Jugendgerichtshilfe entsprechend § 52 SGB VIII 
eine besondere Bedeutung zu. Sie hat zu prüfen, ob Betreu-
ungshilfe im Rahmen des jugendrichterlichen Verfahrens 
entsprechend den §§ 45, 47 JGG als Diversionsmaßnahme, 
entsprechend § 10 JGG als Weisung oder § 71 JGG zur Ver-
meidung von U-Haft dem Jugendrichter bzw. der Staatsan-
waltschaft vorgeschlagen werden kann. Sie hat darauf zu 
achten, dass die Mitwirkung der jungen Menschen (§§ 8, 36 
SGB VIII) gewahrt bleibt.
Fachliche Empfehlungen für die sozialpädagogische Familienhilfe (SPFH) gemäß § 31 Achtes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) – Kinder- und Jugendhilfe
vom 7. Dezember 1993
1. Allgemeine Rechtsgrundlage
„SPFH soll durch intensive Betreuung und Begleitung Fami-
lien in ihren Erziehungsaufgaben, bei der Bewältigung von 
Alltagsproblemen, der Lösung von Konﬂikten und Krisen, 
im Kontakt mit Ämtern und Institutionen unterstützen und 
Hilfe zur Selbsthilfe geben. Sie ist in der Regel auf längere 
Dauer angelegt und erfordert die Mitarbeit der Familie“ 
(§ 31 SGB VIII, vgl. auch §§ 16, 27, 36 SGB VIII sowie § 1666 
a BGB).
2. Inhaltliche Ziele der SPFH
Ziel der SPFH ist es, die Erziehungsberechtigten bei der 
Wahrnehmung ihrer Erziehungsaufgaben und bei der Be-
wältigung ihrer Familiensituation zu unterstützen. Die SPFH 
will vorhandene Fähigkeiten einzelner Familienmitglieder 
entdecken und bewusst machen und dabei helfen, diese 
Fähigkeiten zu entwickeln sowie zu deren Umsetzung un-
ter den gegebenen sozialen Verhältnissen anzuleiten. Die 
Eigenkräfte der Familie sollen dabei gestärkt und gefördert 
werden. Die Aufgabenstellung der SPFH orientiert sich an 
der Sicherung oder Wiederherstellung der Erziehungsfähig-
keit der Familie, wobei vordergründiges Ziel die Verbesse-
rung der Situation der/des Minderjährigen in der Familie ist. 
Diese Zielstellung erfordert insbesondere
 konkretes, praktisches und gemeinsames Handeln in Er- 
 ziehungs- und Beziehungsfragen innerhalb der Familie,
 Beratung und Anleitung bei der Haushalts- und Wirt- 
 schaftsführung,
 Unterstützung bei schulischen und beruﬂichen Fragen 
 einzelner Familienmitglieder,
 Hilfe bei der Gesundheitspﬂege,
 Förderung und Hilfe von Außenkontakten (Nachbar- 







SPFH kann denjenigen Familien gewährt werden, denen es 
aus eigener Kraft nicht möglich ist, den Anspruch des Kin-
des auf Erziehung (§ 27 und § 91 SGB VIII) zu erfüllen. Die 
Lebenssituation dieser Familien kann gekennzeichnet sein 
durch
 Überforderungssituation der Eltern,
 Verhaltensauffälligkeiten der Kinder,
 ungenügende Einkommenslage oder Wohnverhältnisse 
 der Familien,
 Beziehungsstörungen,
 soziale und schulische Probleme,
 psychische Instabilität in Verbindung mit schlechtem Ge- 
 sundheitszustand von Familienmitgliedern,
 Kinderreichtum.
Der Einsatz der SPFH ist nur angezeigt, wenn zumindest Tei-
laspekte der folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:
 eine positiv entwickelbare Beziehung der Familienmit- 
 glieder untereinander,
 Ansätze zur Entwicklung von neuen Verhaltensweisen,
 Bereitschaft der Familie, die angebotene Hilfe vorüberge- 
 hend als Lernhilfe mit dem Ziel späterer Selbsthilfe anzu- 
 nehmen.
Die SPFH ist nicht angezeigt bei:
 Alkohol- und Drogenmissbrauch,
 erheblichen psychischen Störungen,
 völliger Erziehungsuntüchtigkeit.
4. Dauer und Umfang
4.1 Drei Phasen der SPFH
Der Einsatz der SPFH muss ausgerichtet sein an den jewei-
ligen Bedürfnissen der Familie. Die Dauer beträgt in der Re-
gel 1 ½ bis 2 ½ Jahre und gliedert sich in eine Kontakt-, eine 
Hauptarbeits- und eine Ablösungsphase. Eine zeitliche Be-
grenzung der Hilfe wird für erforderlich gehalten. Dadurch 
wird vermieden, dass die Familie und die Familienhelferin 
bzw. der Familienhelfer in gegenseitige Abhängigkeit gera-
ten und der Hilfeprozess stagniert. Dies schließt ﬂankieren-
de und nachgehende Hilfen nicht aus. Häuﬁgkeit und Dauer 
der täglichen bzw. wöchentlichen Einsätze sollen der Pro-
blemlage der Familie entsprechen, ﬂexibel gestaltet werden 
und in eigener Verantwortung durch die SPFH festgesetzt 
werden.
4.2 Kooperation mit dem Sozialdienst der Jugendamtes
Die SPFH soll möglichst frühzeitig in den Entscheidungs-
prozess über den Einsatz der Hilfe einbezogen werden. 
Deswegen soll der Sozialdienst rechtzeitig den Kontakt zur 
SPFH suchen, wenn er eine langfristige und intensive Erzie-
hungshilfe für notwendig hält. Der Sozialdienst formuliert 
zunächst die Zielstellung und Problemlage aus seiner Sicht 
und erörtert diese mit der SPFH; danach ist das gemeinsam 
gefundene Ergebnis festzuhalten. Anschließend wird der 
betroffenen Familie das Ergebnis vorgestellt und vermittelt. 
Stimmt die Familie zu, übernimmt die SPFH eigenverant-
wortlich die Arbeit.
Beim Sozialdienst verbleibt die Verantwortung für die Erfül-
lung der übrigen gesetzlichen Aufgaben des Jugendamtes. 
Durch regelmäßige Kontakte zwischen SPFH und Sozial-
dienst wird sichergestellt, dass inhaltliche Veränderungen 
und neue Ziele der SPFH gemeinsam getragen werden.
Die Familie muss über Umfang und Inhalt der Kooperation 
informiert sein.
5. Ausstattung und Personalschlüssel
Zu einer angemessenen Ausstattung der SPFH gehören:




 Literatur und pädagogisches Material.
In der Regel ist eine vollzeitbeschäftigte Fachkraft mit der 
Betreuung von drei Familien ausgelastet.
6. Qualiﬁkation der sozialpädagogischen Familienhelfer
Der Dienst des Familienhelfers soll von einer Fachkraft aus-
geübt werden, die über Kenntnisse im pädagogisch-sozialar-
beiterischen Bereich verfügt sowie familientherapeutisches 
und lebenspraktisches Wissen besitzt. Der Familienhelfer 
soll in der Lage sein, nicht nur auf der Ebene sachlicher Rat-
schläge zu agieren, sondern durch praktische Hilfe sowie 
durch persönliche Vorbildgebung der betroffenen Familie 
zur Seite zu stehen. Neben der Bereitschaft, innerhalb pro-
blembelasteter Verhältnisse zu arbeiten, sollte auch
 Sensibilität für die notwendige Distanz und Nähe zur Fa- 
 milie sowie Reﬂexionsfähigkeit über das eigene Verhält- 
 nis zur Familie,
 pädagogische Eignung im Umgang mit Kindern und Er- 
 wachsenen,
 psychische Diagnose- und Beratungskompetenzen mit 
 entsprechenden Rechtskenntnissen für den familiären 
 Bereich,
 Überblick über soziale Leistungen und Dienste in der Re- 
 gion,
 Organisationsvermögen in Wirtschaftsfragen,
 körperliche und psychische Belastbarkeit
vorhanden sein. Deshalb kommen für die SPFH in der Regel 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter bzw. -pädagoginnen 
und -pädagogen sowie Erzieherinnen und Erzieher mit staat-
licher Anerkennung (letztere mit sozialpädagogischer Zu-
satzqualiﬁkation) in Frage, weil sie über eine ausreichende 
Fachausbildung in pädagogischsozialen und sozialpﬂege-















Unerlässlich sind hauswirtschaftliche Kenntnisse und wün-
schenswert eine ausreichende Berufserfahrung.
Auf eine gute Vernetzung der SPFH mit angrenzenden und 
weiterführenden Hilfsangeboten ist zu achten.
Für eine kontinuierliche Supervision und eine ausreichende 
Weiterbildung soll der Träger Sorge tragen. Supervision und 
Weiterbildung ﬁnden in der Arbeitszeit statt.
7. Trägerschaft
Die SPFH kann unter Beachtung des Grundsatzes der Subsi-
diarität sowohl in freier als auch in öffentlicher Trägerschaft 
aufgebaut werden (§§ 3, 4 SGB VIII), wobei aus fachlicher 
Sicht eine Trennung von Jugendamt durch die Übernahme 
der SPFH in freier Trägerschaft zu bevorzugen ist. Die SPFH 
ist eine Hilfeform, die sich wie keine andere im familiären Be-
reich vollzieht und deshalb aus Gründen des Datenschutzes 
von einer allzu großen Nähe zu einer Behörde abgegrenzt 
sein sollte.
8. Zuständigkeit
Für den Aufbau des Angebotes und die Gewährung der 
SPFH ist das örtliche Jugendamt zuständig. Wenn Dienste 
und Einrichtungen freier Träger in Anspruch genommen 
werden, sind Vereinbarungen bzgl. der Übernahme der Ko-
sten zu treffen (§§ 74, 77 SGB VIII).
Fachliche Empfehlungen zur Arbeit in Tagesgruppen gemäß § 32 SGB VIII
vom 17. Juni 1993
1. Aufgaben der Tagesgruppenarbeit
Die Tagesgruppe nimmt Kinder und Jugendliche auf, bei de-
nen Erziehungs- und Entwicklungsdeﬁzite vorliegen und das 
Verhalten in sozialen Interaktionen so erheblich abweicht, 
dass eine intensive sozialpädagogische Betreuung erforder-
lich ist.
Die pädagogische Arbeit der Tagesgruppe ist gekennzeich-
net durch Einzelförderung (z. B. soziales Lernen, Abbau 
schulischer Deﬁzite), Gruppenarbeit zum Aufbau sozialinte-
grativen Verhaltens und intensiver Arbeit mit den Eltern zur 
Stärkung ihrer erzieherischen Kompetenz.
Ein strukturierter Tagesablauf und gemeinsam erarbeitete 
Regeln für das Zusammenleben bieten einen Rahmen für die 
möglichen sozialpädagogischen Angebote.
Zum Personenkreis der in Tagesgruppen Betreuten gehö-
ren Kinder und Jugendliche, deren Familiensituation sich 
als konﬂiktbelastet darstellt und eine Stabilisierung des fa-
miliären Beziehungsgefüges als geeignete Hilfe sinnvoll er-
scheint. Die Arbeit in den Familien und mit den Eltern und 
Geschwistern stellt einen wesentlichen Bestandteil der Ta-
gesgruppenarbeit mit hohem zeitlichen Aufwand dar. 
Dadurch soll erreicht werden, dass die gemeinsame Bewälti-
gung des Alltags für alle Mitglieder des familiären Bezugssy-
stems möglich wird. Ziel der Arbeit ist es, die Familie in die 
Lage zu versetzen, eigene Kräfte zu mobilisieren und sich 
weiter zu entwickeln.
Zur Arbeit mit dem familiären Bezugssystem gehören:
 themenzentrierte Elternabende,
 Hospitationen der Gruppe,






können je nach inhaltlicher Konzeption ebenfalls in der Ta-
gesgruppe oder in anderen geeigneten Einrichtungen erfol-
gen.
Das Handlungskonzept der Tagesgruppe ist ganzheitlich. 
Grundlage für die Arbeit der Tagesgruppe ist deshalb ein 
individueller Hilfeplan, gemäß § 36 SGB VIII, der Zielvor-
stellungen und Methoden für die sozialpädagogische und 
therapeutische Arbeit mit dem Kind, der Familie sowie die 
Einbeziehung des Umfeldes und die Zusammenarbeit mit 
anderen Einrichtungen beinhaltet.
Die Betreuung in der Tagesgruppe soll die Herausnahme 
des Kindes/Jugendlichen aus seiner Familie vermeiden und 
entspricht somit der Forderung des § 1666 a BGB.
2. Aufnahmevoraussetzung und Rechtsgrundlage
Die Erziehung in einer Tagesgruppe ist im § 32 SGB VIII ge-




typischen Erziehungshilfen, auf die nach § 27 SGB VIII der 
Personensorgeberechtigte einen Anspruch hat, wenn eine 
dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entsprechende Er-
ziehung nicht gewährleistet ist und die Hilfe für seine Ent-
wicklung geeignet und notwendig ist.
An der Erstellung des Hilfeplanes werden (nach den §§ 36,37 
SGB VIII) neben der Familie und dem Jugendamt die bisher 
beteiligten Fachleute (z. B. Lehrer, Pädagogen, Therapeuten) 
und die Mitarbeiter der Tagesgruppe beteiligt, um einerseits 
die psychosoziale Diagnose zu erstellen bzw. zu erweitern 
und um andererseits die speziellen Zielstellungen der Tages-
gruppenarbeit zu ﬁxieren.
3. Struktur
Die Tagesgruppen können als eigenständige Einrichtung 
oder im Verbund u. a. mit Erziehungsberatungsstellen, Hei-
men und Tageseinrichtungen geführt werden.
Es sollte angeregt werden, nicht mehr als Kindertagesstät-
te genutzte Gebäude für Jugendhilfezwecke zu erhalten und 
evtl. für die Tagesgruppe vorzusehen.
Der Betrieb einer Tagesgruppe bedarf der Erlaubnis nach 
§ 45 SGB VIII. Trägern mit Erfahrung in der Arbeit mit verhal-
tensauffälligen und/oder benachteiligten Kindern ist bei der 
Erlaubniserteilung der Vorzug zu geben.
3.1 Standort
Der Standort sollte so gewählt werden, dass der direkte 
Zugang der Tagesgruppen zu dem bisherigen Umfeld der 
Kinder/Jugendlichen und ihrer Familien einerseits und eine 
Vernetzung mit anderen Hilfeangeboten möglich ist. Die 
Wegstrecken müssen zumutbar sein, gegebenenfalls sind 
dafür Fahrdienste einzurichten.
3.2 Räume und Ausstattung
Tagesgruppen sollten in der Regel das folgende Raumpro-
gramm umfassen:
1 großer Gruppenraum (mindestens 4 qm/Kind/Jugendli- 
   cher),
2 kleine Gruppenräume,




1 Sanitärbereich mit 2 Toiletten und Dusche oder Bad.
Für jedes Kind/für jeden Jugendlichen muss ein Arbeitsplatz 
für Schularbeiten zur Verfügung stehen.
Die Möblierung, das Spiel- und Beschäftigungsmaterial sol-
len eine altersgemäße, freundliche und anregende Atmo-
sphäre schaffen.
Soweit ein Kinder- und Jugendheim Träger einer Tagesgrup-
pe ist, soll eine räumliche und personelle Trennung beider 
Bereiche erfolgen.
3.3 Gruppenstrukturen
Jede Gruppe soll in der Regel ihre festen, eigenständigen 
Räume haben, die eine Einheit bilden. Neben Aufenthalts-
räumen und Funktionsräumen sollen Räumlichkeiten für 
sonderpädagogische Maßnahmen zur Verfügung stehen. 
Die Strukturierung der einzelnen Gruppen muss der Einrich-
tung überlassen bleiben (pädagogisches Konzept).
Wegen der Intensität der Arbeit in der Tagesgruppe soll die 
Gruppengröße sechs bis acht Kinder/Jugendliche nicht über-
schreiten.
3.4 Personal
Die Leitung von Tagesgruppen soll in der Regel einer Betreu-
ungskraft mit Fachhochschul- oder Hochschulausbildung 
und mindestens dreijähriger Berufserfahrung vorrangig in 
der sozialpädagogischen Arbeit übertragen werden.
Sozialpädagogische Fachkräfte für die Gruppe sind:
 Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher - 
 Anerkennung,
 sonstige Betreuungskräfte mit vergleichbarer Ausbildung 
 mit staatlicher Anerkennung,
 Heimerzieherinnen/Heimerzieher und Erzieherinnen/ 
 Erzieher mit staatlicher Anerkennung und fachspezi- 
 ﬁscher Zusatzqualiﬁkation.
Neben der fachlichen Qualiﬁkation soll auf persönliche Eig-
nung für diese spezielle Hilfeform geachtet werden. Fach- 
und Funktionsdienste (z. B. Therapeuten, Psychologen usw.) 
können je nach Konzeption fest angestellt sein oder auf Ho-
norarbasis mitarbeiten.
Aus sozialpädagogischen Gründen ist es notwendig, dass 
die personelle Besetzung in den Gruppen mit einer Relati-
on von 1:4 die Regel ist, so dass z. B. eine Gruppe mit acht 
Kindern und Jugendlichen durchgängig von zwei Fachkräften 
betreut wird.
Darüber hinaus sind bei der Personalbemessung die Kon-
zeption, die Öffnungszeit, die Zahl der Öffnungstage pro 
Woche sowie das Erfordernis der Nachbetreuung zu berück-
sichtigen.
Zeiten für Teamberatungen, Diskussionen mit allen Betei-
ligten zum Hilfeplan, für Supervision und Fortbildung der 
Mitarbeiter sind ebenso einzuplanen.
Der zeitliche Rahmen der Arbeit einer Tagesgruppe soll so 
bemessen sein, dass sowohl genügend Zeit für die Vorberei-
tung und die Reﬂexion der erzieherischen Arbeit vorhanden 
ist als auch entsprechend der Öffnungszeiten zusammen-







Die Öffnungszeiten sind bedarfsgerecht zu gestalten, sie 
sollen sowohl Schul- und Ferienzeiten beinhalten. In der 
Regel ist die Tagesgruppe eine Einrichtung mit fünftägigem 
Betrieb. Dabei liegt die tägliche Betreuungszeit bei fünf bis 
sechs Stunden.
Wochenend- und Abendveranstaltungen sollen als sinnvolle 
Ergänzung der Elternarbeit nach Bedarf organisiert werden.
4. Kostenregelung
Für Vereinbarungen über Leistungsangebote, Entgelte und 
Qualitätsentwicklung ist gemäß §§ 78 a ff SGB VIII der ört-
liche Träger der Jugendhilfe zuständig, in dessen Bereich 
die Einrichtung gelegen ist. Die von diesem Träger abge-
schlossenen Vereinbarungen sind für alle örtlichen Träger 
bindend.
Fachliche Empfehlungen für sozialpädagogische Pﬂegefamilien gemäß 
§ 33 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) – Kinder- und Jugendhilfe
vom 28. November 1996
1. Allgemeine Rechtsgrundlage
Sozialpädagogische Pﬂegefamilien sind geeignete Formen 
der Familienpﬂege für Kinder und Jugendliche mit besonde-
ren erzieherischen Bedürfnissen.
In Thüringen soll der Begriff sozialpädagogische Pﬂegefami-
lie für die Forderung des Sozialgesetzbuches - Achtes Buch 
(SGB VIII) Kinder- und Jugendhilfe in § 33 Satz 2 gelten.
„Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpﬂege soll entsprechend 
dem Alter und dem Entwicklungsstand des Kindes oder des 
Jugendlichen und seinen persönlichen Bindungen sowie 
den Möglichkeiten der Verbesserung der Erziehungsbedin-
gungen in der Herkunftsfamilie Kindern und Jugendlichen 
in einer anderen Familie eine zeitlich befristete Erziehungs-
hilfe oder eine auf Dauer angelegte Lebensform bieten.
Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Ju-
gendliche sind geeignete Formen der Familienpﬂege zu 
schaffen und auszubauen.“
Diese Art der Hilfe zur Erziehung ist bezüglich „Art und Um-
fang ... nach dem erzieherischen Bedarf im Einzelfall“ zu ge-
währen (§ 27 SGB VIII).
Die Regelungen nach den §§ 35 a, 36, 37, 38, 39 und 44 SGB 
VIII sind zu beachten.
2. Zielgruppe
Die sozialpädagogische Pﬂegefamilie bietet einem Kind oder 
Jugendlichen mit einem hohen erzieherischen und pﬂegeri- 
schen Anspruch eine intensive Betreuung außerhalb des El-
ternhauses in einer anderen Familie. Diese Hilfeform soll ins-
besondere für Kinder und Jugendliche geschaffen werden, 
 die einen häuﬁgen Milieu- und Bezugspersonenwechsel 
 erlebt haben,
 die schweren traumatischen Erlebnissen ausgesetzt wa- 
 ren,
 die eine körperliche, geistige oder seelische Behinderung 
 haben oder von Behinderung bedroht sind,
 die auf Grund äußerer Umstände bisher nicht ausrei- 
 chend Gelegenheit hatten Bindungen einzugehen,
 bei denen schwere chronische Erkrankungen vorliegen.
3. Inhaltliche Ziele der sozialpädagogischen Pﬂegefamilien 
Die sozialpädagogischen Pﬂegefamilien sollten in der Regel 
eine auf Dauer angelegte Lebensform für Kinder und Jugend-
liche sein. Sie soll den Kindern und Jugendlichen die Chance 
geben, 
 emotionale Sicherheit zu erfahren,
 eine eigene Identität zu entwickeln,
 enge persönliche Beziehungen langfristig einzugehen,
 Deﬁzite aufzuarbeiten und auszugleichen,
 im Rahmen der individuellen Möglichkeiten eine eigen- 
 verantwortliche, gemeinschaftsfähige Persönlichkeit zu 
 werden.
Diese Ziele können durch die in sozialpädagogischen Pﬂege-
familien gegebenen Möglichkeiten
 der individuellen Betreuung,
 der Kontinuität im Alltagsleben,
 der Stabilität der Beziehungen,
 der emotionalen Zuwendung,
 der gezielten Förderung,










4. Rolle und Aufgaben der Beteiligten
4.1 Das Jugendamt
Die FachberaterInnen des Jugendamtes müssen ihre Rolle 
als sozialpädagogische Fachkräfte einer sozialpädagogi-
schen Fachbehörde deﬁnieren und diese im Kontext der 
Wahrnehmung der Aufgaben des SGB VIII verstehen. Als 
Leistungsträger ist das Jugendamt verpﬂichtet, durch sozial-
pädagogische Fachkräfte im Verhältnis zwischen Herkunfts-
familie - Kind - Pﬂegeeltern durch Auswahl und Fachberatung 
den Betreuungsprozess zu begleiten und zu unterstützen.
Die Unterbringung in einer sozialpädagogischen Pﬂegefa-
milie stellt für das Kind oder den Jugendlichen einen Tren-
nungs- und Ablösungsprozess dar, der durch die Fachbera-
tung unterstützend eingeleitet und begleitet wird.
Die Umsetzung dieser Trennungsphase ist ausschlaggebend 
für die weitere positive Arbeit mit der Herkunftsfamilie.
Die Situation und die Wünsche des Kindes und seine beson-
deren Bedürfnisse sind zentraler Ansatzpunkt für die Gestal-
tung des Hilfeprozesses.
Aufgabe der Fachberatung ist es, die Pﬂegeeltern als Partner 
für die Erziehungshilfe zu begreifen und diese Partnerschaft 
auch zu vermitteln. Als geeignetes Vermittlungsinstrument 
sei hier beispielhaft die Pﬂegevereinbarung angeführt.
Über die gesetzlich nomierte Verpﬂichtung zur Hilfeplanung 
auf der Grundlage des § 36 SGB VIII muss in Form eines 
Aushandlungsprozesses aller an der Erziehung Beteiligter 
die Rolle jedes Einzelnen vermittelt werden. Die Fachberate-
rInnen des Jugendamtes sind in der Pﬂicht, kontinuierliche 
Hilfeleistungen für alle im erweiterten Familiensystem be-
ﬁndlichen Personen zu erbringen.
Als AnsprechpartnerInnen in allgemeinen und als Ratgebe-
rInnen und VermittlerInnen in besonderen Erziehungsfragen 
ist eine umfassende Fachlichkeit im Bereich der Symptome-
rkennung und der Vernetzung mit anderen Unterstützung-
sangeboten erforderlich.
Darüber hinaus sind Integrations- und Konﬂiktlösungskom-
petenzen für die FachberaterInnen unabdingbar.
4.2 Die Herkunftsfamilie
Die Herkunftsfamilie soll die bestimmenden Merkmale 
eines Pﬂegeverhältnisses anerkennen und soll ihr Verhalten 
auf diese Realität beziehen. Dazu gehört, dass Eltern, Eltern-
teile, Stiefeltern sowie andere wichtige Bezugspersonen die 
Pﬂegepersonen grundsätzlich als hauptverantwortliche Er-
ziehungspersonen akzeptieren sollten. 
Sie sollten sich darüber im Klaren sein, dass der Erfolg die-
ser Hilfeform wesentlich davon abhängig ist, dass das Kind 
enge emotionale Bindungen zu den Pﬂegepersonen einge-
hen kann. 
Für die Dauer des Pﬂegeverhältnisses können sie nicht von 
einem ausschließlichen Beziehungsanspruch ausgehen.
4.3 Die Pﬂegepersonen
Die Pﬂegepersonen akzeptieren die bestimmenden Merk-
male eines Pﬂegeverhältnisses und stellen sich darauf ein. 
Dazu gehört, dass sie sich auf der Erwachsenenebene koo-
perativ verhalten, um das Kind nicht in Loyalitätskonﬂikte zu 
bringen. Sie berücksichtigen, dass das Pﬂegekind leibliche 
Eltern hat und einen Anspruch darauf hat, die Beziehungen 
zu ihnen aufrechtzuerhalten sowie sich mit seiner Herkunft 
auseinander zu setzen. Im Wissen darum, dass sie keinen 
exklusiven Beziehungsanspruch haben, setzen sie sich mit 
ihren Gefühlen von Angst und Abwehr vor der eventuellen 
Rückkehr des Kindes zu seiner Herkunftsfamilie auseinan-
der. Sie achten die Bindungen des Pﬂegekindes an seine El-
tern, sie lehnen die Eltern nicht ab und vermitteln dies dem 
Kind. Nach Möglichkeit soll die Pﬂegefamilie zusammen 
mit der Herkunftsfamilie ein erweitertes Elternsystem bilden 
und Verantwortung übernehmen, tragfähige Beziehungen 
aufbauen, um sich einander in den Elternfunktionen zu er-
gänzen.
5. Eignungsvoraussetzungen und Qualiﬁkation der Pﬂege- 
    personen
Die Pﬂegefamilien, insbesondere die Pﬂegepersonen, müs-
sen über eine ausreichende Stabilität sowie über eine hin-
reichende Frustrationstoleranz und die emotionale Stärke 
verfügen, um die Begegnung mit unterschiedlichen Verhal-
tensweisen des Pﬂegekindes verarbeiten zu können und um 
dem Kind trotz der vorliegenden Schwierigkeiten in hohem 
Maße Wärme und Akzeptanz entgegen zu bringen. Dies 
sind die letztlich entscheidenden Faktoren bei der Frage der 
Eignung von Pﬂegeeltern als sozialpädagogische Pﬂegefa-
milien. Eine Berufsausbildung der Pﬂegeeltern als Sozial-
pädagogenInnen, SozialarbeiterInnen, PsychologenInnen, 
ErzieherInnen, HeilerzieherInnen o. ä. ist angesichts der 
sozialpädagogischen Anforderungen, die entwicklungs-be-
einträchtigte Kinder und Jugendliche in besonderem Maße 
stellen, oft hilfreich, muss aber nicht als unabdingbare Vo-
raussetzung angesehen werden. Einschlägige pädagogische 
Erfahrungen, z. B. auch als Pﬂegeeltern, sind unbedingt 
erforderlich. In jedem Fall besteht die Notwendigkeit, dass 
sozialpädagogische Pﬂegeeltern sich fachlich auf ihre Aufga-
be vorbereiten und sich während des Verlaufs dieser Erzie-
hungshilfe fortlaufend durch Fortbildung weiterqualiﬁzieren 
und ihre Pﬂegeelternrolle unter Anleitung fachlich reﬂektie-
ren.
6. Fachberatung 
Die genannten Ziele können nur erreicht werden, wenn für 
die sozialpädagogischen Pﬂegefamilien der Anspruch auf 
Vorbereitung realisiert wird und eine kontinuierliche Beglei-
tung durch FachberaterInnen gewährleistet ist. Es ist Aufga-
be der begleitenden Fachkräfte, die fachlichen Rahmenbe-
dingungen für die sozialpädagogischen Pﬂegefamilien zu 
schaffen:
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 Vorbereitungs- und Fortbildungsseminare,
 regelmäßige Einzelberatung,
 Pﬂegeelterngruppenarbeit,
 Beratung und Unterstützung in Krisensituationen,
 Ermöglichung von Supervision,
 Organisation von entlastenden Hilfen,
 Koordination von therapeutischen Leistungen.
Die Betreuung von 16 Kindern oder Jugendlichen je Fachkraft 
sollte als Maßstab für häuﬁge Kontakte mit den Pﬂegekin-
dern und deren Familien gelten.
Die Fachberatungsleistung kann von öffentlichen Trägern als 
auch von freien Trägern der Jugendhilfe erbracht werden. 
Eine organisatorische Anbindung an einen anderen Dienst 
oder eine andere Einrichtung ist möglich.
Die Aufgaben der Fachberatung sind von geeigneten Fach-
kräften, z. B. Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen, Sozi-
alarbeiterinnen/Sozialarbeitern, Psychologinnen/Psycholo-
gen, wahrzunehmen.
7. Materielle Absicherung für die Pﬂegefamilie
Sozialpädagogische Pﬂegefamilien sind qualiﬁzierte Partner 
der Jugendhilfe in der Erfüllung öffentlicher Aufgaben, an die 
besondere Anforderungen gestellt werden. Die Leistungen 
zum Unterhalt nach § 39 SGB VIII für sozialpädagogische 
Pﬂegefamilien werden nach folgenden Richtlinien gewährt:
 materielle Aufwendungen für den Lebensbedarf des Kin- 
 des oder Jugendlichen nach Festsetzung des Landesju- 
 gendamtes,
 Kosten der Erziehung bis zum 3-fachen des festgesetzten 
 Grundbetrages,
 Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge 
 zu einer Unfallversicherung sowie die hälftige Erstattung 
 nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen 
 Alterssicherung der Pﬂegeperson,
 zusätzliche Leistungen nach Besonderheit des Einzel- 
 falles,
 einmalige Beihilfen und Zuschüsse,
 Übernahme der Kosten für Supervision.
Sie sollen in einem monatlichen Pauschalbetrag gewährt 
werden, soweit nicht nach der Besonderheit des Einzelfalls 
abweichende Leistungen geboten sind (§ 39 Abs. 4 SGB 
VIII).
8. Zuständigkeit
Für die Schaffung der sozialpädagogischen Pﬂegefamilien 
und die Finanzierung ist das Jugendamt zuständig. Wenn 
die Fachberatung in Zusammenarbeit mit Trägern der freien 
Jugendhilfe aufgebaut wird, sind Vereinbarungen bzgl. der 
Kosten zu treffen (§§ 74, 77 SGB VIII).
Pauschalbeträge gemäß § 33 i. V. m. § 39 SGB VIII bei Vollzeitpﬂege
Die jeweils aktuellen Pauschalbeträge für die Vollzeitpﬂege sind auf der Homepage des Thüringer Ministeriums für Soziales, 
Familie und Gesundheit abrufbar.
1. Geltungsbereich
Die nachstehenden Empfehlungen enthalten die Anforde-
rungen, die bei der Durchführung der Angebote der sonstigen 
betreuten Wohnformen gemäß § 34 SGB VIII zu stellen sind. 
Jede Betreuungsform, auf die weder die Strukturmerkmale 
der Einrichtung noch die der Familienpﬂege zutreffen, kann, 
wenn das Wohnen Inhalt des pädagogischen Konzeptes ist, 
eine sonstige betreute Wohnform gemäß § 34 SGB VIII sein. 
Sie sind gültig für Betreuungsformen im Rahmen der Hilfen 
zur Erziehung, die sich auf einzelne Jugendliche beziehen 
und an den individuellen Bedürfnissen orientieren. Betreute 
Wohnformen sind eine selbstständige Hilfeform, die aber in 
Verbindung mit anderen Hilfen zur Erziehung angelegt sein 
kann. Die Hilfe kann
Fachliche Empfehlungen für sonstige betreute Wohnformen gemäß 
§ 34 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) – Kinder- und Jugendhilfe
vom 17. Mai 1994
 ein Angebot von Wohnen und sozialpädagogischer Be- 
 treuung oder
 eine eigenständige Hilfe für Jugendliche in einer Wohn- 
 gruppe sein.
Es sind sozialpädagogische Hilfen, die nicht ausschließen, 
dass zusätzlich therapeutische Angebote gemacht werden.
Aufgabe dieser Erziehungshilfeform ist es, „dem jungen 
Menschen, der eine gewisse Selbstständigkeit erreicht hat 
oder aus unterschiedlichen Gründen in einer Gruppe nicht 
mehr gefördert werden kann, ein Angebot zur Verselbststän-
digung machen zu können“ (Empfehlungen der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Landesjugendämter).











Wohnen geregelt (Aufsicht und Beratung) und ist bei Neu-
gründung zu beachten.
Die Personensorge der Eltern bleibt unberührt, ebenso die 
Selbstständigkeit der Träger in Zielsetzung und Durchfüh-
rung ihrer erzieherischen Aufgaben, sofern das Wohl der 
Minderjährigen nicht gefährdet wird.
2. Zielgruppe und Aufnahmekriterien
Betreut werden weibliche, männliche Jugendliche und junge 
Volljährige gemäß § 41 SGB VIII.
Die Aufgabe des betreuten Wohnens muss sein, den jungen 
Menschen zu eigenständigem Leben zu befähigen. Es han-
delt sich um Jugendliche, bei denen eine ihrem Wohl „ent-
sprechende Erziehung nicht gewährleistet“ und daher eine 
notwendige und geeignete Hilfe zur Erziehung erforderlich 
ist (§ 27 SGB VIII).
3. Lage der Wohnung und räumliche Voraussetzungen
 Die Lage der Wohnung muss eine soziale Integration der 
 jungen Menschen in das Wohnfeld ermöglichen. Die 
 Nähe zu Schulen und Berufsausbildungsstätten muss 
 gegeben sein. Die Anbindung an öffentliche Verkehrsmit- 
 tel wird vorausgesetzt.
 Dem einzelbetreuten Wohnen ist Vorrang zu geben.
 Bei dem gemeinsamen Wohnen von jungen Menschen 
 darf die Platzzahl von sechs nicht überschritten werden.
 Der Unterbringung in Einzelzimmern ist der Vorrang zu 
 geben.
 Die Größe der Zimmer und die Sanitäranlagen sind ana- 
 log der Heimempfehlungen zu gestalten.
 Für die Wohngruppen sind mindestens ein gemeinsamer 
 Wohnraum sowie eine Küche vorzuhalten.
 Im einzelbetreuten Wohnen ist die Errichtung einer Kon- 
 taktwohnung zu konzipieren.
4. Fachpersonal
Sozialpädagogische Fachkräfte sind die gemäß § 23 
ThürKJHAG ausgewiesenen Betreuungskräfte.
Der Betreuungsschlüssel in dieser Hilfe zur Erziehung be-
trägt in der Regel 1 : 4.
Die Anforderungen an den Betreuungsschlüssel sind in ho-
hem Maße bedingt durch den bereits erreichten Grad der 









1. Allgemeine Rechtsgrundlage 
„Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung soll Jugend-
lichen gewährt werden, die einer intensiven Unterstützung 
zur sozialen Integration und zu einer eigenverantwortlichen 
Lebensführung bedürfen. Die Hilfe ist in der Regel auf län-
gere Zeit angelegt und soll den individuellen Bedürfnissen 
des Jugendlichen Rechnung tragen“ (§ 35 SGB VIII). Diese 
Hilfe zur Erziehung ist „... nach dem erzieherischen Bedarf 
im Einzelfall...“ zu gewähren und hat „... das engere soziale 
Umfeld des ... Jugendlichen“ zu berücksichtigen (§ 27 Abs. 
2 SGB VIII).
2. Ziele, Formen und Methoden der intensiven sozialpädago- 
    gischen Einzelbetreuung
Die intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung sollte sich 
sehr stark an der individuellen Situation des Jugendlichen 
bzw. jungen Volljährigen orientieren und ihm helfen, sich in 
eine seine Entwicklung fördernde Umwelt zu integrieren und 
seine Verselbstständigung fördern. „Insgesamt ist davon 
auszugehen, dass dieses Betreuungsangebot gegenüber der 
Heimunterbringung eine substituierende, z. T. eine ergän-
zende Funktion (als Anschlusshilfe) einnehmen kann. Dies 
bezieht sich sowohl auf die Vermeidung einer Heimunter-
bringung bei älteren Jugendlichen als auch auf die Ablösung 
einer Heimunterbringung durch intensive Einzelbetreuung“ 
(Münder, Frankfurter Kommentar zum Achten Buch Sozial-
gesetzbuch, 1993, S. 276), falls dies der Einzelfall erfordert. 
Unter dem Aspekt der Integration halten wir eine Verknüp-
fung der intensiven sozialpädagogischen Einzelbetreuung 
mit anderen Hilfeformen, die die Sozialisation fördern und 
Ausgrenzungen vermeiden, für äußerst bedeutsam.
„Zielgruppe sind insbesondere Jugendliche, die sich allen 
anderen Hilfeangeboten entziehen und auf Grund ihrer aktu-
ellen Lebenssituation (z. B. im Punker-, Prostituierten-, Dro-
gen- oder Nichtsesshaftenmilieu) besonders gefährdet sind 
und schon seit Jahren durch spezielle Dienste betreut wer-
den“ (Bundesrat, Begründung zum Gesetz der Neuordnung 
des Kinder- und Jugendhilferechts, BT-Drs. 503/89, S. 69).
Aber auch für Jugendliche, die aus der Psychiatrie oder dem 
Strafvollzug entlassen werden, ist diese Hilfeform ange-
zeigt.
Bezüglich Form und Methode der intensiven sozialpädago-
gischen Einzelbetreuung besteht eine große Offenheit.
Wichtig ist neben der intensiven Hilfe bei persönlichen Pro-
blemen und Notlagen des Jugendlichen die Hilfe bei der 
Beschaffung und Einrichtung geeigneten Wohnraums, der 
Vermittlung einer entsprechenden Ausbildung bzw. einer Ar-
beitsstelle und die Hilfe bei der Verwaltung der Ausbildungs- 
bzw. Arbeitsvergütung und anderer ﬁnanzieller Hilfen sowie 
Fachliche Empfehlungen für die intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung in Thüringen 
gemäß § 35 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) – Kinder- und Jugendhilfe
vom 17. Mai 1994
bei der Gestaltung der Freizeit (nach Reg. E-Begr., in BT-Ds 
11/5948, 72). Individualpädagogische Projekte und Angebote 
haben sich für diese Jugendlichen sowohl im Hinblick auf 
Abklärung und Intervention in akuten Krisensituationen als 
auch bezüglich der Schaffung einer dauerhaften Lebensper-
spektive bewährt. (siehe Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Landesjugendämter: „Hinweise zu individualpädagogischen 
Angeboten“ 1993, S. 1). Neben Sensibilisierung und Über-
windung von Isolation bieten diese Projekte die Chance zur 
Neuorientierung.
3. Dauer und Umfang
Die Dauer der intensiven sozialpädagogischen Einzelbetreu-
ung muss sich an der individuellen Situation der zu betreu-
enden Jugendlichen orientieren. Wir empfehlen eine Betreu-
ung, die sich in eine Kontakt-, eine Hauptarbeits- und eine 
Ablösungsphase gliedert und in der Regel 1 ½ bis 2 ½ Jah-
re nicht überschreitet. Eine ﬂankierende und nachgehende 
Hilfe ist notwendig. Diese Hilfe zur Erziehung bedarf der 
Aufstellung und regelmäßigen Fortschreibung eines detail-
lierten Hilfeplanes (§ 36 SGB VIII) unter Einbeziehung aller 
an der Durchführung der Hilfe beteiligten Personen.
4. Personalschlüssel
Das zentrale Merkmal der intensiven sozialpädagogischen 
Einzelbetreuung ist die Intensität. Damit ist bestimmt, dass 
der Personalschlüssel zumindest für einen bestimmten Zeit-
raum über dem der anderen Hilfen zur Erziehung liegen 
muss. Da die Ansprechbarkeit der Betreuungskraft zeitweise 
rund um die Uhr notwendig ist, erscheint selbst eine 1:1-Be-
treuung nicht ausreichend. Der Betreuungsaufwand sollte 
sich an den speziellen Bedürfnissen des jeweiligen Jugend-
lichen orientieren; die Notwendigkeit muss nachvollziehbar 
sein.
5. Qualiﬁkation der Betreuungskräfte
Auf Grund der großen Formenvielfalt und großen Offenheit 
der Inhalte dieser Hilfe verlangt diese Arbeit ein hohes Maß 
an Risikobereitschaft, Reﬂexion, Flexibilität, Spontaneität 
und Einsatzbereitschaft des Betreuers. Da in sehr schwie-
rigen Situationen Kontakte aufgebaut und Bindungen auf-
rechterhalten werden müssen, verlangt diese Betreuungs-
form fachliche und persönliche Stabilität und Motivation des 
Betreuers.
Ein staatlich anerkannter Ausbildungsabschluss als Sozial-
pädagoge, Sozialarbeiter, Erzieher (letztere mit sozialpäda-
gogischer Zusatzqualiﬁkation) und entsprechende Persön-
lichkeitseigenschaften sind unabdingbare Voraussetzung für 
die Ausübung dieser Tätigkeit. Die Ermöglichung regelmä-
ßiger Supervision ist anzuraten. 
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6. Trägerschaft
Die intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung kann un-
ter Beachtung des Grundsatzes der Subsidiarität sowohl in 
freier als auch in öffentlicher Trägerschaft aufgebaut werden 
(§§ 3, 4 SGB VIII), wobei aus fachlicher Sicht eine Trennung 
vom Jugendamt durch die Übernahme der intensiven sozi-
alpädagogischen Einzelbetreuung in freier Trägerschaft zu 
bevorzugen ist.
Die intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung ist eine 
Hilfeform, die sehr stark in die Privatsphäre des Jugendlichen 
hineinreicht und deshalb aus Gründen des Datenschutzes 
von einer allzu großen Nähe zu einer Behörde abgegrenzt 
sein sollte.
7. Zuständigkeit
Für den Aufbau des Angebotes und die Gewährung der inten-
siven sozialpädagogischen Einzelbetreuung ist das örtliche 
Jugendamt zuständig. Wenn Dienste und Einrichtungen 
freier Träger in Anspruch genommen werden, sind Verein-
barungen bezüglich der Übernahme der Kosten zu treffen 
(§§ 74, 77, 78 a-f SGB VIII).
Teil A Allgemeine Bestimmungen
1. Geltungsbereich
1.1 Die nachstehenden Empfehlungen enthalten die Anfor-
derungen, die bei der Durchführung des § 45 SGB VIII in der 
jeweiligen geltenden Fassung an Heime und ähnliche Ein-
richtungen zu stellen sind.
Die Empfehlungen gelten unabhängig von der Trägerschaft 
für alle Einrichtungen, in den Kinder und Jugendliche ganz-
tägig (Tag und Nacht) und regelmäßig betreut werden 
(§§ 32, 34 SGB VIII).
Teil A gilt für alle Einrichtungen.
Teil B, Ziff. 1 ﬁndet zusätzlich Anwendung bei allen Einrich-
tungen, in denen Minderjährige nach dem SGB VIII unterge-
bracht sind.
Darüber hinaus gelten in Teil B, Ziff. 2 bis 6 für die Einrich-
tungen der jeweiligen Einrichtungskategorien. Sie sind unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Sozialaufgaben für alle Ein-
richtungen entsprechend anzuwenden.
1.2 Die gesetzlichen Rechte und Pﬂichten der Eltern bleiben 
unberührt, ebenso die Selbstständigkeit der Träger der Ein-
richtungen in Zielsetzung und Durchführung ihrer erziehe-
rischen Aufgaben, sofern das Wohl der Minderjährigen nicht 
gefährdet wird.
2. Gemeinsame Bestimmungen für alle Einrichtungen
2.1 Aufnahmevoraussetzungen
2.1.1 Der Betrieb einer Einrichtung muss personell, organisa-
torisch und wirtschaftlich so gesichert sein, dass das Wohl 
der Kinder und Jugendlichen im Sinne des Erziehungszieles 
des § 1 SGB VIII gewährleistet ist.
Fachliche Empfehlungen zur Arbeit in erlaubnispﬂichtigen stationären und teilstationären Einrich-
tungen der Erziehungshilfe in Thüringen
vom 3. September 1992
2.1.2 Die Einrichtungen dürfen Kinder und Jugendliche nur 
aufnehmen, wenn sie den körperlichen, geistigen und see-
lischen Betreuungsbedürfnissen dieser gerecht werden kön-
nen. Das Heim soll von seiner Größe und Struktur her so 
gestaltet sein, dass es für Kinder und Mitarbeiterinnen/Mit-
arbeiter überschaubar ist. Ein Wechsel der Bezugspersonen, 
wie auch der Gruppenzugehörigkeit, ist nach Möglichkeit zu 
vermeiden.
2.1.3 Eine Aufnahme darf nur erfolgen, wenn dem Heim fol-
gende Unterlagen vorgelegt werden:
 Hilfeplan,
 Ärztliches Attest, das über den allgemeinen Gesund- 
 heits- und Ernährungszustand Auskunft gibt und bestä- 
 tigt, dass der junge Mensch frei von ansteckenden 
 Krankheiten ist. Das Attest darf nicht älter als acht Tage 
 sein,
 Informationen über frühere Krankheiten, Impfungen 
 und Gefährdung durch ansteckende Krankheiten in der 
 Umgebung des jungen Menschen,
 Unbedenklichkeitsbescheinigungen des zuständigen 
 Gesundheitsamtes, falls in der näheren Umgebung des 
 jungen Menschen meldepﬂichtige Infektionskrank- 
 heiten aufgetreten sind,
 Chipkarte der Krankenversicherung,
 Kostenzusicherung,
 Angaben zu notwendigen medizinischen und therapeu- 
 tischen Verordnungen sowie zusätzliche Informationen 
 zur Ernährung (Diäten),
 Geburtsurkunde.
Ferner sind vorzulegen:
 Nachweise über Vorsorgeuntersuchungen,
 Abmeldung, sofern der 1. Wohnsitz aufgegeben wurde 
 (Einwohnermeldeamt),











 bescheinigung sowie ärztliche Bescheinigungen für den 
 Arbeitgeber gemäß Jugendarbeitsschutzgesetz,
 Taufschein (soweit gewünscht).
In Ausnahmefällen kann, auch wenn einzelne Unterlagen 
fehlen, eine sofortige Aufnahme erfolgen.
2.2 Pädagogische Forderungen
2.2.1 Heimerziehung tritt für einen bestimmten und be-
grenzten Zeitraum an die Stelle der Familienerziehung. Sie 
trägt daher besondere Verantwortung für die Kinder und Ju-
gendlichen.
Heimerziehung ist eine eigenständige Form sozialer und 
pädagogischer Hilfen. Das Heim ist ein pädagogisch ge-
staltbares Lern- und Lebensfeld, welches die Vermittlung be-
stimmter Einstellungen und Verhaltensweisen ermöglicht, 
als Ausgleich bestehender Deﬁzite und als Voraussetzung 
für eine allmähliche Verselbstständigung und Hinführung 
zur Eigenverantwortlichkeit.
2.2.2 Der Heimaufenthalt soll auf die Zeit beschränkt blei-
ben, die zur Erreichung der vorgesehenen Erziehungsziele 
erforderlich ist (§ 37 Abs. 1 SGB VIII).
2.2.3 Das pädagogische Angebot muss den emotionalen Be-
dürfnissen und Entwicklungsproblematiken der Altersstufen 
angemessen sein.
2.3 Erziehungsgruppen
2.3.1 Die Gruppenstärke wird in den ergänzenden Emp-
fehlungen für die Einrichtungskategorie geregelt (Teil B, 
Ziff. 2 - 6).
2.3.2 Bei Heimen ohne Gruppeneinteilung soll die perso-
nelle Ausstattung nicht hinter den in diesen Empfehlungen 
aufgestellten Mindestanforderungen für Heime mit Grup-
pen zurückbleiben.
2.4 Personal
2.4.1 Der Träger der Einrichtung ist verantwortlich für die 
Erfüllung der pädagogischen, therapeutischen, personellen, 
wirtschaftlichen, verwaltungsmäßigen und organisato-
rischen Aufgaben.
2.4.2 Die Leitung des Heimes darf bei persönlicher Eignung 
nur einer den Aufgaben der Einrichtung entsprechend aus-
gebildete Fachkraft mit Fachhochschul-, Fachschul- und 
Hochschulausbildung und mindestens dreijähriger Berufs-
erfahrung in der Heimerziehung, übertragen werden.
Geeignete Fachkräfte sind:
 Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher 
 Anerkennung,
 Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter mit staatlicher Aner- 
 kennung,
 Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung,
 Hochschulabsolventinnen/Hochschulabsolventen mit 
 einschlägigen Fachrichtungen, wie Erziehungswissen- 
 schaft, Psychologie, Theologie.
Sofern die Leitung von mehreren Personen gemeinsam 
wahrgenommen wird, muss zumindest die/der für den pä-
dagogischen Bereich verantwortliche Mitarbeiterin/Mitar-
beiter eine Fachkraft im o. g. Sinne sein.
2.4.3 Als Gruppenerzieherinnen/Gruppenerzieher dürfen 
bei persönlicher Eignung nur sozialpädagogische Fachkräfte 
eingesetzt werden.
Geeignete Fachkräfte sind:
 Staatlich anerkannte Erzieherinnen/Erzieher,
 Sozialpädagoginnen/Sozialpädagogen mit staatlicher 
 Anerkennung,
 Heimerzieherinnen/Heimerzieher mit Fachschulausbil- 
 dung,
 Horterzieherinnen/Horterzieher mit Fachschulausbil- 
 dung,
 Sozialarbeiterinnen/Sozialarbeiter mit staatlicher Aner- 
 kennung,
 Kindergärtnerinnen/Kindergärtner mit staatlicher Aner- 
 kennung als Erzieherinnen/Erzieher,
 Krippenerzieherinnen und Krippenerzieher/Kinderpﬂe- 
 gerinnen und Kinderpﬂeger mit staatlicher Anerken- 
 nung als Erzieherinnen/Erzieher,
 Diakone mit sozialpädagogischer Ausbildung,




2.4.4 Praktikantinnen/Praktikanten dürfen nur als zusätz-
liche Kräfte im Erziehungsdienst tätig sein.
Zivildienstleistende dürfen im Erziehungsdienst nur einge-
setzt werden, wenn sie über eine Ausbildung verfügen, die 
diesen Empfehlungen entspricht.
2.4.5 Für gruppenübergreifende Tätigkeiten können weitere 
Fachkräfte eingesetzt werden und je nach der Zweckbestim-
mung der Einrichtung mit besonderen Aufgaben betraut 
werden, z. B.:
 Logopädinnen und Logopäden/Sprachheillehrerinnen 
 und Sprachheillehrer,
 Krankengymnastinnen und Krankengymnasten/Kran- 
 kenschwestern und Krankenpﬂeger,
 Heilpädagoginnen/Heilpädagogen,
 Sozialpädagogische Fachkräfte für den Außendienst 

























 Lehrausbilderinnen und Lehrausbilder/Ingenieurpäda- 
 goginnen und Ingenieurpädagogen/Meisterinnen und 
 Meister/Handwerksmeisterinnen und Handwerksmeis- 
 ter.
2.4.6 Die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter sind anzuleiten. Es 
sollen regelmäßige Teambesprechungen stattﬁnden. Neu 
eingestellte Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter sind mit allen für 
die Einrichtung geltenden Bestimmungen, insbesondere mit 
den Aufsichts- und Sorgfaltspﬂichten, dem Verbot der kör-
perlichen Züchtigung, vertraut zu machen. Sie haben diese 
Belehrung schriftlich zu bestätigen.
2.4.7 Die pädagogischen Fachkräfte dürfen nur mit Tätig-
keiten betraut werden, die in unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Erziehungsauftrag stehen.
2.4.8 Das Wirtschafts- und Verwaltungspersonal soll über 
die pädagogische Arbeit unterrichtet werden, um an der Er-
ziehungsarbeit teilhaben zu können.
2.4.9 Der Träger hat bei der Neueinstellung einer/eines Mit-
arbeiterin/Mitarbeiters mit pädagogischen und sonstigen 
wichtigen Aufgaben die Vorlage eines polizeilichen Füh-
rungszeugnisses - zur Vorlage bei einer Behörde - zu ver-
langen.
2.4.10 Der Träger ist verpﬂichtet, seine Mitarbeiterinnen/
Mitarbeiter zur beruﬂichen Fortbildung anzuregen und die 
Teilnahme an entsprechenden Veranstaltungen zu ermögli-
chen sowie kostenanteilig zu gewähren.
Für die Fortbildung ist in angemessenem Umfang Dienst-
befreiung zu gewähren. Fachliteratur für die Fortbildung der 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter sowie zur Gestaltung der pä-
dagogischen Arbeit muss in ausreichendem Maß zur Verfü-
gung stehen.
2.4.11 Der Stellenplan ist so zu gestalten und der Dienstplan 
so einzuteilen, dass den pädagogischen Mitarbeiterinnen/
Mitarbeitern Zeit für Vor- und Nachbereitung, Dienstbespre-
chung, Elternarbeit, Außenkontakte und Berichte verbleibt.
2.5 Bau und Ausstattung, Raumbedarf
2.5.1 Die Wahl des Standorts muss sich nach Art und Auf-
gabe der Einrichtung richten. Dabei sind der regionale Be-
darf an Plätzen und die infrastrukturellen Bedingungen, wie 
Anbindung an öffentliche Verkehrsmittel, Schul-, Berufsaus-
bildungs- und Arbeitsmöglichkeiten, Angebot an Freizeitein-
richtungen, kulturellen Einrichtungen, zu beachten.
2.5.2 Der bauliche Zustand ist durch den Träger laufend zu 
überwachen. Ist der Träger nicht Eigentümer des Gebäudes, 
so ist im Miet- und Nutzungsvertrag die Verpﬂichtung zur 
laufenden Instandhaltung eindeutig zu regeln.
2.5.3 Für jede Gruppe sollte ein in sich geschlossener Wohn-
bereich zur Verfügung stehen.
2.5.4 Die Größe und die Belegung der Zimmer wird in den 
ergänzenden Empfehlungen für die jeweilige Einrichtungs-
kategorie geregelt (Teil B, Ziff. 2 - 6).
2.5.5 Die Zimmer der jungen Menschen sind ihr persönlicher 
Bereich.
Neben der Grundausstattung, wie Schrank, Tisch, Stuhl und 
Bett, soll den jungen Menschen genügend Raum für eine 
eigene Ausgestaltung verbleiben. Ein verschließbares Fach 
muss jedem jungen Menschen zur Verfügung stehen. Jedes 
Schulkind benötigt einen ungestörten Arbeitsplatz mit Fä-
chern zum Aufbewahren der Schulsachen.
2.5.6 Es müssen für jede Gruppe vorhanden sein:
 ein bis zwei Wohnräume/Gruppenräume,
 eine Küche,
 für je sechs junge Menschen eine Toilette, getrennt vom 
 Waschraum zu entlüften, mit Waschbecken (falls nicht 
 durch den Waschraum erreichbar),
 ein Badezimmer/Waschraum mit Waschbecken für je 
 zwei junge Menschen (sofern nicht Waschbecken in den 
 Zimmern vorgezogen werden); Badewannen und Du- 
 schen (für je fünf junge Menschen eine Wanne oder Du- 
 sche mit gesicherter Mischbatterie),
 Garderobe,
 Abstellraum,
 Putzmittelraum mit verschließbarem Fach für Chemika- 
 lien.
Bei der Ausstattung ist im Einzelfall die jeweilige Gruppen-
größe zu berücksichtigen.
2.5.7 Bei der Ausstattung der Gruppenräume soll den Be-
dürfnissen der Gruppen nach eigener Gestaltung Rechnung 
getragen werden.
2.5.8 Zusätzlich sind für die gesamte Einrichtung je nach 
Größe und Bedarf die folgenden Räume vorzusehen:
 Räume für die Leitung, Verwaltung,
 Küche mit Vorratsräumen,
 Abstellräume für Fahrräder, Spiel- und Sportgeräte,
 Aufenthalts-, Sanitärräume für das Personal,
 Waschküche/Trockenraum, Bügelzimmer/Nähzimmer, 
 Schuhputzraum,
 ein Besucherzimmer mit Übernachtungsmöglichkeit,
 ggf. weitere Räume für Freizeitaktivitäten (Klubräume, 
 Werkräume usw.).
2.5.9 Das Heim muss über ausreichendes Freigelände für 
Spiel und Sport verfügen oder entsprechende Anlagen in der 
Nähe benutzen können.
2.6 Maßnahmen zur Sicherung vor Unfällen und Bränden
2.6.1 Der Träger ist zur Sicherung vor Unfällen und Bränden 
für die laufende Überwachung der gesamten Einrichtung ver- 
antwortlich. Schäden, die zu einer Gefährdung von Leben und 








2.6.2 Zum Schutz der jungen Menschen sind ausreichende 
Sicherungsmaßnahmen im Heim und auf dem dazugehö-
rigen Gelände zu treffen.
2.6.3 Elektrische Anlagen und Leitungen müssen so ange-
bracht werden bzw. sein, dass sie keine Gefahr für die Si-
cherheit der Bewohner darstellen. Die dafür geltenden Vor-
schriften sind zu beachten.
2.6.4 Die regelmäßige Überprüfung der Einrichtung durch 
die zuständige Dienststelle für den Brand- und Katastro-
phenschutz ist zu veranlassen. In jeder Einrichtung muss 
ein Alarmplan vorhanden sein.
Das gesamte Personal muss mit dem Alarmplan vertraut 
sein und mit Feuerlöschgeräten umgehen können. In Zu-
sammenarbeit mit den Brandschutzbehörden sind in Ab-
ständen Feuerschutzübungen mit allen im Heim lebenden 
Personen durchzuführen und aktenkundig zu machen.
2.6.5 Übereinanderstehende Betten müssen mit einer Längs-
seite an der Wand stehen und dem Alter der jungen Men-
schen entsprechend mit Schutzvorrichtungen versehen sein. 
Kinder unter sechs Jahren dürfen nicht im oberen Bett schla-
fen.
2.6.6 Der Träger hat Ausgänge an verkehrsreichen Straßen 
zu sichern gegebenenfalls auf die Anbringung von Verkehrs-
hinweisschildern hinzuwirken.
2.6.7 Jede Einrichtung muss über einen jederzeit zugäng-
lichen Telefonanschluss verfügen.
2.6.8 Für alle Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter ist vom Träger 
eine Unfallhaftpﬂicht- und Betriebshaftpﬂichtversicherung 
abzuschließen.
2.6.9 Die Unfallverhütungsvorschriften der jeweiligen Be-
rufsgenossenschaften sind zu beachten.
2.7 Hygienische und gesundheitliche Forderungen
2.7.1 Die ärztliche Versorgung der jungen Menschen ist si-
cherzustellen.
Insbesondere in Heimen für Behinderte ist mit einem Arzt 
die Vereinbarung zu treffen, dass er die Einrichtung regel-
mäßig betreut. Zu den Aufgabenbereichen gehören laufende 
Untersuchungen, Einleitung fachärztlicher, zahnärztlicher 
und erholungsfürsorgerischer Maßnahmen.
2.7.2 In anderen Heimen kann die ärztliche Versorgung auch 
dadurch sichergestellt werden, dass die jungen Menschen 
bei Bedarf einem Arzt vorgestellt werden.
2.7.3 Bei Kindern sind die U 1 bis U 9 gemäß § 26 SGB V 
i. V. m. den Richtlinien zur  Früherkennung von Krankheiten 
bei Kindern bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres (Kinder-
Richtlinien) sicherzustellen.
Bei Jugendlichen soll die Jugendgesundheitsuntersuchung 
J 1 zwischen dem 12. und 15. Lebensjahr sichergestellt werden. 
2.7.4 Arztbesuche sind unter Angabe des Anlasses in den 
Erziehungsakten festzuhalten, ebenso die Verordnung von 
Medikamenten und Hilfsmitteln. Die Unterlagen nach Zif-
fern 2.7.3 und 2.7.4 sind in Beiakten aufzubewahren.
2.7.5 Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, dass 
Körper- und Sinnesbehinderungen sowie andere Schädi-
gungen rechtzeitig erkannt werden. Die Personensorgebe-
rechtigten sind zu unterrichten, § 61 SGB IX ist zu beach-
ten.
2.7.6 Eine ausreichende Zahl von Mitarbeiterinnen/Mitar-
beitern muss die notwendigen Kenntnisse der Ersten Hilfe 
nachweisen. Eine entsprechend ausgebildete Kraft muss je-
derzeit zur Verfügung stehen.
2.7.7 In jedem Heim müssen ein Verbandskasten und - so-
fern ein/e Arzt/Ärztin verpﬂichtet wird - ein verschließbarer 
Schrank für den ärztlichen Sprechstundenbedarf vorhanden 
sein. Der Bestand ist laufend zu prüfen. Medikamente und 
Chemikalien sind ständig unter Verschluss zu halten.
2.7.8 Zur Verhütung übertragbarer Krankheiten sind folgende 
Bestimmungen des Bundesseuchengesetzes zu beachten:
2.7.8.1 Keine Mitarbeiterin/kein Mitarbeiter einer Einrich-
tung darf gleichzeitig beruﬂich Krankenpﬂege außerhalb der 
Einrichtung ausüben.
2.7.8.2 Die pädagogischen und pﬂegerischen Mitarbeite-
rinnen/Mitarbeiter müssen mit den Anzeichen übertrag-
barer Krankheiten vertraut sein. Auf evtl. auftretende anste-
ckende Hauterkrankungen und Ungeziefer ist zu achten. Bei 
Krankheitsverdacht sind junge Menschen unverzüglich dem 
Arzt/der Ärztin vorzustellen.
2.7.8.3 Tritt in einer Einrichtung eine übertragbare Krankheit 
oder ein Krankheitsverdacht auf, muss die Leitung das zu-
ständige Gesundheitsamt unterrichten.
Außer den meldepﬂichtigen übertragbaren Krankheiten ist 
auch die Häufung nicht meldepﬂichtiger Erkrankungen dem 
Gesundheitsamt mitzuteilen.
2.7.8.4 Vor Einstellung im Heim müssen alle Mitarbeite-
rinnen/Mitarbeiter durch die Vorlage einer amtsärztlichen 
Unbedenklichkeitsbescheinigung aus den letzten vier Wo-
chen nachweisen, dass sie frei von ansteckenden Krank-
heiten sind.
2.7.8.5 Wer mit der Zubereitung oder Verteilung von Speisen 
und Getränken befasst ist, muss sich regelmäßig der vorge-
schriebenen Untersuchung unterziehen. Auf § 42 und § 43 
des Infektionsschutzgesetzes wird verwiesen.
2.7.8.6 Das Erziehungs-, Pﬂege- und Hauspersonal hat jähr-
lich einmal durch Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses nach-
zuweisen, dass keine ansteckende Krankheit vorliegt.
2.7.9 Lebensmittel sind hygienisch einwandfrei aufzubewah-
ren und Vorräte sachgemäß zu lagern. Die jeweils geltenden 
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lebensmittelrechtlichen Bestimmungen sind zu beachten. 
2.7.10 Alle Abfälle sind hygienisch einwandfrei zu beseitigen, 
damit Geruchs- und Ungezieferbelästigungen, Verschmut-
zungen und die Übertragung von Krankheiten vermieden 
werden. Auch die Umgebung der Einrichtung ist von Abfäl-
len freizuhalten.
2.7.11 Werden Tiere in der Einrichtung gehalten, ist eine lau-
fende tierärztliche Überwachung erforderlich.
2.8 Wirtschaftsführung
2.8.1 Der Betrieb eines Heimes muss wirtschaftlich so gesi-
chert sein, dass das Wohl der jungen Menschen gewährlei-
stet ist.
2.8.2 Der Träger ist verpﬂichtet, dem Landesjugendamt die zur 
Durchführung der Heimberatung erforderlichen Auskünfte 
über die wirtschaftliche Situation der Einrichtung zu erteilen. 
2.8.3 Vor Jahresbeginn ist für jede Einrichtung ein Haushalts-
plan zu erstellen. Für die Überbrückung vorübergehender 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten sollen genügend Rücklagen 
zur Verfügung stehen.
2.8.4 Die Buchführung muss geordnet sein und den gesetz-
lichen Bestimmungen entsprechen. Der Träger hat einmal 
im Jahr eine Wirtschaftsprüfung vorzunehmen und sich die 
ordnungsgemäße Verwendung der Mittel bestätigen zu las-
sen, es sei denn, er unterliegt auf Grund bestehender Vor-
schriften einer anderweitigen Prüfung.
3. Übergangs- und Schlussbestimmungen
3.1 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter, die zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Empfehlungen in Heimen tätig sind und 
deren Ausbildung den Anforderungen der Empfehlungen 
nicht entspricht, können in ihrer bisherigen Tätigkeit bei per-
sönlicher Eignung und Bereitschaft zur Fort- und Weiterbil-
dung verbleiben.
3.2 Die Anforderungen an Bau, die Ausstattung und den 
Raumbedarf gelten nur für Heime, die nach Inkrafttreten 
dieser Empfehlungen errichtet werden.
Bei bestehenden Heimen ist umgehend eine Anpassung an 
die Empfehlungen anzustreben.
Bei größeren Um-, Neu- und Erweiterungsmaßnahmen ist, 
im Rahmen eines Stufenplanes, das Ende der Maßnahmen 
festzulegen.
3.3 Diese Empfehlungen treten am 03.09.1992 in Kraft.
Teil B Besondere Bestimmungen
1. Besondere Empfehlungen für Einrichtungen, in denen 
     Minderjährige nach dem SGB VIII oder dem SGB XII auf- 
     genommen werden
1.1 Pädagogische Forderungen
1.1.1 Jedes Heim hat eine Konzeption zu erstellen und weiter-
zuentwickeln, in der insbesondere die Erziehungsziele, die 
Aufnahmekriterien und das Betreuungsangebot beschrieben 
werden.
1.1.2 Für jeden jungen Menschen ist ein Hilfeplan gemäß 
§ 36 SGB VIII aufzustellen, der Festlegungen über den erzie-
herischen Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die 
notwendigen Leistungen enthält. Der Hilfeplan soll zusam-
men mit den Personensorgeberechtigten, dem Kind oder 
Jugendlichen sowie mit allen an der Durchführung der Hil-
fe beteiligten Personen überprüft werden. Der Hilfeplan ist 
fortzuschreiben. Auf den Hilfeplan kann verzichtet werden, 
wenn es sich nur um einen kurzfristigen Heimaufenthalt (bis 
zu drei Monaten) handelt.
1.1.3 Der koedukativen Erziehung ist der Vorzug zu geben, 
soweit dies mit der Aufgabenstellung der Einrichtung ver-
einbar ist.
1.1.4 Die Erziehung zur Eigenständigkeit und Selbstver-
antwortung erfordert, dem jungen Menschen schrittweise 
Wohn- und Lebensformen zugänglich zu machen, die ihn 
zur Selbstständigkeit führen.
1.1.5 In Heimschulen und Förderkursen sind die schulischen 
Leistungsdeﬁzite auszugleichen. Angebote der beruﬂichen 
Bildung sollen nur für anerkannte Berufe oder für von der 
Arbeitsverwaltung anerkannte Lehrgänge erfolgen. Die schu-
lischen und beruﬂichen Bildungsangebote sollten auch Ex-
ternen offen stehen.
1.1.6 Die Beziehung der jungen Menschen zu ihren Angehö-
rigen oder anderen Bezugspersonen sollen erhalten, in den 
pädagogischen Prozess einbezogen und vertieft werden, so-
weit rechtliche Gründe nicht entgegenstehen.
1.1.7 Während des Heimaufenthaltes und der Zeit der Nach-
betreuung sollen Heim und einweisende Stelle sich gegen-
seitig informieren und partnerschaftlich zusammenarbei-
ten.
1.2 Erziehungsgruppen
Der alters- und geschlechtsgemischten Gruppe ist der Vor-
zug zu geben.
1.3 Personal
Während der betreuungsintensiven Zeiten müssen je Grup-
pe mindestens eine/ein Gruppenerzieherin/Gruppenerzie-
her, in Gruppen oder Zeiten mit besonderem erzieherischen 
oder pﬂegerischen Bedarf mindestens zwei Gruppenerzie-
herinnen/Gruppenerzieher im Dienst sein. In betreuungs-
schwachen Zeiten und bei Jugendlichen, die weitgehend 
selbstständig leben, kann Rufbereitschaft bzw. die Aufsicht 
einer Fachkraft über mehrere Gruppen ausreichend sein.
Als betreuungsschwache Zeiten gelten z. B. die Zeiten, in de-
nen in der Regel alle jungen Menschen außerhalb der Grup-
pe sind, ferner die Nachtstunden, sofern die pädagogische 
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Situation nicht einen besonderen Nachtdienst erforderlich 
macht.
1.4 Bau und Ausstattung, Raumbedarf
Heime sollen für junge Menschen überschaubar sein. Neu 
zu errichtende Heime sollen nicht mehr als 24 Plätze um-
fassen. Ist wegen der besonderen Aufgabenstellung des 
Heimes oder aus anderen zwingenden Gründen eine hö-
here Platzzahl erforderlich, so soll ein Verbund räumlich ge-
trennter Einheiten angestrebt werden. Bei bereits bestehen-
den größeren Einrichtungen ist die Überschaubarkeit durch 
die Auslagerung von Gruppen oder durch räumliche und or-
ganisatorische Untergliederung anzustreben. Die Einheiten 
sollten nicht mehr als 24 Plätze umfassen.
2. Ergänzende Empfehlungen für Kinder- und Jugendheime
2.1 Allgemeines
Heime für Kinder und Jugendliche sind Einrichtungen, in de-
nen junge Menschen, die aus familiären oder erzieherischen 
Gründen nicht in einer Familie leben können, vorübergehend 
oder für längere Zeit über Tag und Nacht Aufnahme ﬁnden.
2.2 Erziehungsgruppen
2.2.1 Die Gruppengröße richtet sich nach der erzieherischen 
Aufgabe und dem Alter. Sie darf in Gruppen mit Kindern 
bzw. überwiegend Kindern sechs bis zehn junge Menschen 
umfassen.
In Gruppen mit Jugendlichen bzw. überwiegend Jugend-
lichen soll sie nicht mehr als zehn betragen.
2.2.2 Sofern junge Menschen mit besonderen Störungen in 
der sozialen und emotionalen Entwicklung oder mit beson-
deren Verhaltensauffälligkeiten aufgenommen werden, soll 
die Gruppe nicht mehr als sechs bis acht junge Menschen 
umfassen.
2.3 Bau und Ausstattung, Raumbedarf
2.3.1 Einzelzimmer müssen mindestens 10 m² groß sein. In 
Zweibettzimmern müssen pro Person mindestens 8 m² Bo-
denﬂäche zur Verfügung stehen.
2.3.2 In den im Teil A, Ziff. 2.5.6 genannten Wohnräumen/
Gruppenräumen müssen pro Person mindestens 6 m² Bo-
denﬂäche zur Verfügung stehen.
2.3.3 In Heimen, die von ihrer Konzeption und Arbeitsweise 
her vorwiegend junge Menschen mit besonderen Entwick-
lungsstörungen oder Verhaltensauffälligkeiten aufnehmen, 
müssen mindestens die Hälfte der Kinder- und Jugendzim-
mer Einzelzimmer sein.
2.3.4 In Heimen, die von ihrer Konzeption und Arbeitswei-
se her für junge Menschen mit besonderen Entwicklungs-
störungen oder Verhaltensauffälligkeiten vorgesehen sind, 
müssen zusätzlich zu den im Teil A, Ziff. 2.5.8 genannten 
Räumen ausreichend, der speziellen Aufgabe des Heimes 
angepasste und entsprechend ausgestattete Räume für The-
rapie-, Spiel- und Bildungsmöglichkeiten vorhanden sein.
Sofern junge Menschen aufgenommen werden, deren psy-
chische Fehlentwicklung auf Grund organischer Störungen 
entstanden ist, müssen entsprechende Voraussetzungen für 
die Behandlung dieser Störungen geschaffen werden.
3. Ergänzende Empfehlungen für Heime für behinderte Kin-
der und Jugendliche
3.1 Allgemeines
Aufnahme ﬁnden junge Menschen, deren geistige, körper-
liche und seelische Sinnes- oder Mehrfachbehinderung für 
begrenzte Zeit spezielle stationäre Therapie oder ein Son-
dertraining erfordert sowie junge Menschen, die auf Grund 
ihrer Behinderung einer langfristigen Versorgung und Be-
treuung bedürfen.
3.2 Pädagogische Forderungen
3.2.1 Ziel der Behandlung und Erziehung ist es, dem behin-
derten jungen Menschen ein Höchstmaß an persönlicher 
Entfaltung, sozialer Eingliederung und Unabhängigkeit von 
fremder Hilfe zu ermöglichen. Heime für Behinderte sollen 
daher - abgestellt auf die besondere Behinderungsart - auf ein 
umfassend gegliedertes und abgestuftes Angebot an medizi-
nischen, sonderpädagogischen, therapeutischen, psycholo-
gischen, pﬂegerischen und fürsorgerischen Hilfen innerhalb 
oder außerhalb des Heimes zurückgreifen können.
3.2.2 Kann wegen der Schwere der Behinderung eine Einglie-
derung des jungen Menschen nicht erreicht werden, ist eine 
weitestgehende Öffnung der Lebenswelt des behinderten 
jungen Menschen anzustreben und für eine aktive Teilnah-
me am öffentlichen Leben zu sorgen.
3.2.3 Die Verwaltung des Taschengeldes durch die Einrich-
tung ist nur dann gerechtfertigt, wenn der junge Mensch 
auf Grund einer geistigen Behinderung nicht in der Lage ist, 
den Umgang mit Geld zu erlernen. Dauerregelungen, die die 
freie Verfügung über Taschengeld und andere Einkünfte ein-
schränken, sollen schriftlich mit den Personensorgeberech-
tigten vereinbart werden.
3.3 Erziehungsgruppen
3.3.1 Die Gruppe soll je nach Alter und Behinderung nicht 
mehr als sechs bis acht junge Menschen umfassen.
3.3.2 Bei der Zusammensetzung der Gruppe ist darauf zu 
achten, dass sich die jungen Menschen gegenseitig helfen 




3.4.1 In Heimen für behinderte Kinder und Jugendliche sind 
im Sinne von Teil A, Ziff. 2.4.3 auch
 Heilerziehungspﬂegerinnen/Heilerziehungspﬂeger,
 in Gruppen mit hohem pﬂegerischen Bedarf Kranken- 
 schwestern/Krankenpﬂegerinnen und Krankenpﬂeger
einzusetzen.
3.4.2 Personen ohne entsprechende Ausbildung (Gruppen-
helferinnen/Gruppenhelfer) können nur zusätzlich zur Unter-
stützung von Fachkräften beschäftigt werden und dürfen nicht 
zu alleinverantwortlicher Tätigkeit herangezogen werden. 
3.4.3 Sofern pädagogische Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter 
auch mit pﬂegerischen Aufgaben betraut werden, bedürfen 
sie in der Regel einer entsprechenden Ergänzung ihrer fach-
lichen Grundausbildung; das gilt umgekehrt auch für pﬂege-
rische Kräfte.
3.4.4 Für die Durchführung von Einzelmaßnahmen zur Re-
habilitation bzw. für die heilpädagogische Anleitung der 
Gruppenerzieherinnen/Gruppenerzieher müssen gruppenü-
bergreifend spezielle Fachkräfte eingesetzt werden, z. B. Heil-
erziehungspﬂegerinnen/Heilerziehungspﬂeger, Heilpäda- 
goginnen/Heilpädagogen, Sonderschullehrerinnen/Sonder-
schullehrer, Heilgymnastinnen/Heilgymnasten, Logopädin- 
nen/Logopäden, Beschäftigungstherapeutinnen/Beschäfti-
gungstherapeuten.
Solche gruppenübergreifenden Funktionen können auch von 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter aus Institutionen außerhalb 
der Einrichtung wahrgenommen werden.
3.5 Bau und Ausstattung, Raumbedarf
3.5.1 Einzelzimmer müssen mindestens 10 m² groß sein.
In Zweibettzimmern müssen pro Person mindestens 8 m² 
Bodenﬂäche zur Verfügung stehen.
3.5.2 In den im Teil A, Ziff. 2.5.6. genannten Wohnräumen/
Gruppenräumen müssen pro Person mindestens 5 m² Bo-
denﬂäche zur Verfügung stehen (mindestens 30 m²).
3.5.3 Bei der räumlichen Gestaltung müssen je nach Be-
hinderungsart die besonderen Belange der Behinder-ten 
berücksichtigt werden. Die einschlägigen DIN-Vorschriften 
über behindertengerechte Bauweise und Ausstattung sind 
zu beachten.
Insbesondere können erforderlich sein
 zusätzliche sanitäre und pﬂegerische Einrichtungen 
 (z. B. Wickelmöglichkeiten, Fäkalienspüle, unterfahr- 





3.5.4 Zusätzlich zu den im Teil A, Ziff. 2.5.8. genannten Räu-
men sind Räume für die vorgesehenen ärztlichen, psycho-
logischen, pädagogischen, therapeutischen und anderen 
übergreifenden Dienste erforderlich.
4. Ergänzende Empfehlungen für Jugendwohnheime
4.1 Allgemeines
Jugendwohnheime sind Einrichtungen, in denen junge Men-
schen, die bedingt durch ihre Ausbildung oder Berufstätig-
keit, außerhalb der Familie leben müssen, Aufnahme ﬁn-
den.
4.2 Erziehungsgruppen
Jugendwohnheime haben in der Regel keine Gruppeneintei-
lung. Sofern aus pädagogischen Gründen eine Aufteilung in 
Gruppen erfolgt, soll eine Gruppe nicht mehr als 15 junge 
Menschen umfassen.
4.3 Personal
Für 15 junge Menschen ist eine Fachkraft im Sinne von Teil A, 
Ziff. 2.4.3, anzustreben.
4.4 Bau und Ausstattung, Raumbedarf
4.4.1 Sofern keine Gruppengliederung besteht, soll für je-
weils 15 bis 20 junge Menschen ein getrennter Wohnbereich 
zur Verfügung stehen.
4.4.2 Einzelzimmer sind zu bevorzugen. Einzelzimmer müs-
sen mindestens 10 m² groß sein. In Zweibettzimmern müs-
sen pro Person mindestens 8 m² Bodenﬂäche zur Verfügung 
stehen.
4.4.3 In den im Teil A, Ziff. 2.5.6 genannten Wohnräumen/
Gruppenräumen müssen pro Person mindestens 4 m² Bo-
denﬂäche zur Verfügung stehen.
5. Ergänzende Empfehlungen für Schülerwohnheime und 
     Internate
5.1 Allgemeines
5.1.1 Schülerwohnheime sind Einrichtungen für Minderjäh-
rige, die vorwiegend aus schulischen Gründen außerhalb 
des Elternhauses untergebracht sind.
5.1.2 Schülerwohnheime und Internate sind während der 
Schulferien und häuﬁg auch an Wochenenden geschlossen. 
Daher ist für diese Zeit die angemessene Unterbringung al-
ler Schüler vor der Aufnahme sicherzustellen.
5.2 Pädagogische Forderungen
Schülerwohnheime und Internate können auch einzelne ver-
haltensauffällige junge Menschen aufnehmen, wenn deren 






Die Gruppe soll nicht mehr als zwölf junge Menschen um-
fassen.
5.4 Bau und Ausstattung, Raumbedarf
5.4.1 Einzelzimmer müssen mindestens 10 m² groß sein. In 
Zweibettzimmern müssen pro Person mindestens 8 m² Bo-
denﬂäche zur Verfügung stehen.
5.4.2 In den im Teil A, Ziff. 2.5.6. genannten Wohnräumen/
Gruppenräumen müssen pro Person mindestens 3 m² Bo-
denﬂäche zur Verfügung stehen.
6. Ergänzende Empfehlungen für Wohngemeinschaften
6.1 Allgemeines
6.1.1 Wohngemeinschaften sind Einrichtungen für Jugendli-
che, die nach der Erziehung in einem Heim weitere Hilfen 
zur Festigung ihrer Persönlichkeit benötigen.
6.1.2 Das Aufnahmealter soll 16 Jahre nicht unterschreiten.
6.2 Pädagogische Forderungen
Junge Menschen in Wohngemeinschaften sind durch geeig-
nete Fachkräfte kontinuierlich zu betreuen bzw. pädagogisch 
zu begleiten.
Schwerpunkt des Betreuungsangebotes ist die Beratung und 
Unterstützung der einzelnen Jugendlichen, insbesondere 
bei
 der Gestaltung des Alltages,
 der Lösung von Konﬂikten innerhalb der Gruppe und 
 mit der Umwelt,
 dem Kontakt mit Behörden und Institutionen,
 der Bewältigung sonstiger persönlicher Probleme.
6.3 Erziehungsgruppen
Die Größe einer Wohngemeinschaft richtet sich nach den 
sozialpädagogischen und sozialtherapeutischen Erforder-
nissen. Die Wohngemeinschaft soll nicht mehr als sechs 
Plätze haben.
6.4 Personal
In Wohngemeinschaften mit pädagogischer Begleitung 
müssen Fachkräfte im Sinne von Teil A, Ziff. 2.4.3 eingesetzt 
werden.
6.4.1 Der Personalschlüssel ist abhängig vom Betreuungs-
aufwand.
6.5 Bau und Ausstattung, Raumbedarf
6.5.1 Einzelzimmer sind zu bevorzugen.
6.5.2 Im Schlaf-/Wohnbereich müssen pro Person minde-






Seelisch behinderte Kinder und Jugendliche oder Kinder und 
Jugendliche, die von einer solchen Behinderung bedroht 
sind, sollen vorrangig in überschaubaren familienähnlich 
strukturierten Einrichtungen oder Einrichtungsbereichen 
der Kinder- und Jugendhilfe integrativ betreut werden. Die 
Form und Intensität der Integration ist abhängig vom indivi-
duellen Bedarf des Einzelfalls.
 
Der Anteil der seelisch behinderten Kinder und Jugendlichen 
in einer Einrichtung soll - bezogen auf die Gesamtkapazität 
- nicht höher als 20 v. H. sein.
 
Bereits im Rahmen der Konzeption sind Voraussetzungen 
für die unterschiedlichen individuellen Bedarfslagen dieser 
Zielgruppe zu planen und vorzuhalten. Insbesondere ist den 
Bedürfnissen und Erfordernissen dieser Kinder und Jugend-
lichen durch ein gestaltetes therapeutisches Alltagsmilieu 
Rechnung zu tragen. In einem alltagsorientierten Integrati-
onskonzept sollen pädagogische und therapeutische Hilfen 





Ausstattung und Raumbedarf orientieren sich grundsätz-
lich an den „Empfehlungen zur Arbeit in Thüringer Einrich-
tungen, die gemäß §§ 45, 48 a SGB VIII einer Betriebserlaub-
nis bedürfen“.
 
Zusätzlich sollen geeignete Räumlichkeiten für therapeu-




Grundsätzlich gelten hier die Festlegungen der „Empfeh-
lungen zur Arbeit in Thüringer Einrichtungen, die gemäß 
§§ 45, 48 a SGB VIII einer Betriebserlaubnis bedürfen“.
Der Leiter/die Leiterin einer Einrichtung, in der seelisch be-
hinderte Kinder und Jugendliche leben, soll nach Möglich-
keit über eine therapeutische Zusatzausbildung verfügen. 
Ist dies nicht der Fall, soll eine andere in der Einrichtung 
tätige pädagogische/sozialpädagogische Fachkraft diese 
Zusatzqualiﬁkation nachweisen, welche dann auch in der 
Leitungsebene eingebunden sein soll. Eine Anleitung des 
Fachpersonals soll auch unter therapeutischen Aspekten 
durch diese Leitungsstrukturen konkretisierbar bis zur 
Handlungsebene sichergestellt werden.
Fachliche Empfehlung für die integrative Betreuung in teilstationären und stationären 
Einrichtungen der Jugendhilfe
vom 20. April 1998
Betreuung seelisch behinderter Kinder und Jugendlicher in Thüringen gemäß § 35 a Achtes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII) – Kinder- und Jugendhilfe
Der Einrichtungsträger hat sicherzustellen, dass die Mitar-
beiter/Mitarbeiterinnen die Möglichkeit der Teilnahme an 
Supervision erhalten.
Sofern erforderliche therapeutische Hilfen im Einzelfall nicht 
durch das Fachpersonal der Einrichtung sichergestellt wer-
den können, sind externe Fachdienste ambulant - gegebe-
nenfalls auf Honorarbasis - in Anspruch zu nehmen.
Die Kooperation mit einem/einer Facharzt/Fachärztin für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie soll im Bedarfsfall gewährlei-
stet sein.
4. Zusammenarbeit mit der Schule
Die Schule stellt neben dem Alltag in Einrichtungen der Er-
ziehungshilfe ein wesentliches Sozialisationsfeld des Kindes/
des Jugendlichen dar. Insbesondere bei seelisch behinderten 
Kindern/Jugendlichen bedarf es einer engen Abstimmung 
und Zusammenarbeit aller an der Erziehung und Bildung 
beteiligten Institutionen und Fachkräfte.
Nach Möglichkeit soll bereits im Vorfeld der Aufnahme von 
seelisch behinderten Kindern oder Jugendlichen bzw. Kin-
dern/Jugendlichen mit besonderen Schwierigkeiten und 
speziﬁschem Hilfebedarf der Kontakt zur jeweiligen Schule 
und/oder zum zuständigen Schulamt gesucht werden.
Im Rahmen der Hilfeplanung gemäß § 36 SGB VIII soll die 
Beteiligung der Lehrerinnen/Lehrer oder gegebenenfalls des 
Schulpsychologischen Dienstes (siehe § 53 des Thüringer 
Schulgesetzes) angeregt und angestrebt werden, damit ge-
meinsame Ziele mit der Schule festgelegt und abgestimmt 
werden können. Die Zusammenarbeit mit der Schule bzw. 
den Lehrerinnen und Lehrern sollte sich nicht nur auf die 
Phasen der Hilfeplanverfahren beschränken, vielmehr sind 
Kontakte der Erzieherinnen und Erzieher der Heimleitung 
darüber hinaus anzustreben, aufzubauen und kontinuierlich 
fortzuführen. Zeitressourcen für den Aufbau und die Erfül-
lung der notwendigen Kooperationsstrukturen zwischen 
Heim und Schule müssen konzeptionell eingeplant werden. 
Sofern im Einzelfall oder Krisensituationen zeitlich befristet 
abweichende Regelungen hinsichtlich des Schulbesuches 
für notwendig erachtet werden, bedarf es im Vorfeld einer 
Abstimmung mit der Schule/dem Schulamt bezüglich der 
zu vereinbarenden Einzelheiten.
5. Interdisziplinäre Zusammenarbeit
Auf die interdisziplinäre Zusammenarbeit wird grundsätz-
lich in § 36 SGB VIII - Mitwirkung Hilfeplan - verwiesen.
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Dieser Prozess der interdisziplinären Planung und Ge-
staltung der organisatorischen Rahmenbedingungen und 
Betreuungssettings ist so anzulegen, dass ungünstige Fol- 
gen im Alltag vermieden werden. Notwendige ärztliche 
Diagnostik und Therapie sollen nach Möglichkeit in spezi- 
ell auf Kinder und Jugendliche ausgerichteten stationären 
Einrichtungen (Kinder- und Jugendpsychiatrien) oder im 
Rahmen ambulanter Angebote und Dienste (niedergelas-
sene Kinder- und Jugendpsychiaterinnen und Jugendpsychi-
ater oder Sozialpädiatrische Zentren) erfolgen.
Leistungsangebote/Leistungsproﬁle regionaler Beratungs-
stellen mit speziell ausgerichteten fachlichen Kompetenzen 
und strukturellen Voraussetzungen - wie z. B. Erziehungs-, 
Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstellen, Suchtbera-
tungsstellen, ambulante/mobile Frühförderstellen - eignen 
sich neben der Betreuung in der Einrichtung für ambulante 
Hilfsangebote. Ihre Inanspruchnahme ist im Rahmen des 
Hilfeplanungsprozesses abzustimmen und zu koordinieren. 
Die Angebote sollen auch - sofern dies im Einzelfall sinnvoll 
und erforderlich ist - in die Elternarbeit einbezogen werden.
1. Rechtliche Grundlagen der Inobhutnahme
Das Jugendamt ist nach § 8 a Abs. 3 und § 42 Abs. 1 SGB VIII 
berechtigt und verpﬂichtet, Kinder oder Jugendliche in seine 
Obhut zu nehmen, wenn
 die Kinder oder Jugendlichen um Obhut bitten oder 
 eine dringende Gefahr für das Wohl der Kinder oder Ju- 
 gendlichen die Inobhutnahme erfordert und die Perso- 
 nenberechtigten nicht widersprechen oder eine fami- 
 liengerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig einge- 
 holt werden kann oder
 ein ausländisches Kind oder ein ausländischer Jugend- 
 licher unbegleitet nach Deutschland kommt und sich 
 weder Personensorge- noch Erziehungsberechtigte im 
 Inland aufhalten.
Die Inobhutnahme umfasst nach § 42 Abs. 1 Satz 2 SGB VIII 
die Befugnis ein Kind oder einen Jugendlichen 
 bei einer geeigneten Person
 in einer geeigneten Einrichtung oder
 in einer sonstigen Wohnform
vorläuﬁg unterzubringen sowie im Fall von § 42 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 SGB VIII bei einer dringenden Gefahr für das Wohl 
eines Kindes oder eines Jugendlichen, diese von einer ande-
ren Person wegzunehmen.
Diese Befugnis zur Wegnahme „von einer anderen Person“ 
schließt nun auch den Kreis der  Personensorge- und Erzie-
hungsberechtigten ein. Andere Person ist jeder Dritte, bei 
dem sich der gefährdete Minderjährige aufhält (Krug/Grü-
ner/Dalichau SGB VIII). 
Ist bei der Inobhutnahme die Anwendung unmittelbaren 
Zwangs erforderlich, so sind die dazu befugten Stellen hin-
zuzuziehen (§ 42 Abs. 6 SGB VIII).
Die Polizei leistet in den Fällen des § 42 SGB VIII auf Er-
suchen des Jugendamtes Vollzugshilfe (Thüringer KJHAG 
§ 20 Abs. 4).
Fachliche Empfehlungen zur Inobhutnahme gemäß § 42 SGB VIII
vom 27. März 2006
2. Pﬂichten des Jugendamts während der Inobhutnahme
Der § 42 Abs. 2 und 3 SGB VIII regelt die Pﬂichten, die das Ju-
gendamt im Rahmen der Krisenintervention zu erfüllen hat.
Die Inobhutnahme ist eine sozialpädagogische Schutzmaß-
nahme.
Als Erstes (§ 42 Abs. 2 Satz 1 SGB VIII) hat das Jugendamt 
Hilfestellung in der akuten Krisensituation, in der das Kind 
oder der Jugendliche sich beﬁndet, zu leisten. Es hat zusam-
men mit dem Kind oder Jugendlichen die Situation zu klä-
ren, das Wohl des Kindes oder Jugendlichen sicherzustellen, 
eine der individuellen Notlage entsprechend angemessene 
Krisenintervention zu gewährleisten sowie die Kinder oder 
Jugendlichen in ihrer gegenwärtigen Lage zu beraten und 
Möglichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzuzeigen. 
Dies setzt eine fachlich qualiﬁzierte Problemklärung ebenso 
voraus, wie die planvolle und zielgerichtete Entwicklung von 
Ansätzen für neue Perspektiven. 
Im Rahmen der Ausübung der Verpﬂichtung für das Wohl 
des Kindes oder Jugendlichen zu sorgen, hat das Jugendamt 
den notwendigen Unterhalt und die Krankenhilfe sicherzu-
stellen.
In der Regel ist die Inobhutnahme eine kurzfristige, vorläu-
ﬁge Unterbringung. Da die Entwicklung von Perspektiven 
entsprechend dem aktuellen Entwicklungsstand des Kindes 
oder Jugendlichen einer genauen Analyse der Hilfemöglich-
keiten bedarf, ist im Einzelfall eine Inobhutnahme auch über 
einen längeren Zeitraum denkbar.
 Den Kindern oder Jugendlichen ist unverzüglich Gele- 
 genheit zu geben, eine Person ihres Vertrauens zu be- 
 nachrichtigen (§ 42 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII) und
 das Jugendamt muss darauf hin wirken, dass der oder 
 die in Obhut Genommene diese Möglichkeit auch wahr- 
 nimmt.
 Im Fall des § 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 SGB VIII sind 
 die Personensorge- oder Erziehungsberechtigten unver- 








 und mit ihnen das Gefährdungsrisiko abzuschätzen 
 (§ 42 Abs. 3 Satz 1 SGB VIII.
 
Diese Pﬂicht besteht unabhängig vom Einverständnis des 
Kindes oder Jugendlichen.
 
Die Unterrichtung muss grundsätzlich so gehalten sein, 
dass der Personensorgeberechtigte bzw. Erziehungsbe-
rechtigte den Aufenthaltsort des Kindes oder Jugendlichen 
eindeutig feststellen kann, sie umfasst also die Weitergabe 
von Name und Anschrift der Einrichtung (vergleiche Wies-
ner/Kaufmann/Mörsberger/Oberloskamp/Struck, SGB VIII, 
§ 42 Rn. 28).
 
Unverzüglich heißt in diesem Zusammenhang „ohne schuld-
haftes Zögern“ (§ 121 BGB). Dies ist nicht gleichzusetzen mit 
„sofort“, so dass eine angemessene Überlegungsfrist beste-
hen bleibt. Das kann im Einzelfall auch dazu führen, dass 
die Personensorgeberechtigten oder Erziehungsberechtig-
ten zunächst nur über die Tatsache der Inobhutnahme in-
formiert werden, ohne dass zugleich der Aufenthaltsort der 
Kinder oder Jugendlichen und der Anlass der Inobhutnahme 
mitgeteilt werden, wenn dies zum Wohle des Kindes oder 
Jugendlichen erforderlich ist, da gemäß § 8 Abs. 3 SGB VIII 
Kinder und Jugendliche ohne Kenntnis der Personensorge-
berechtigten beraten werden können, wenn die Beratung auf 
Grund einer Not- und Konﬂiktlage erforderlich ist und solan-
ge durch Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der 
Beratungszweck vereitelt würde. Kraft Gesetzes übt das Ju-
gendamt während der Inobhutnahme die elterliche Sorge in 
Bezug auf die Beaufsichtigung, Erziehung und Aufenthalts-
bestimmung aus (§ 42 Abs. 2 Satz 4 SGB VIII).
 Widersprechen die Personensorge- oder Erziehungsbe- 
 rechtigten der Inobhutnahme, so hat das Jugendamt  das 
 Kind oder den Jugendlichen den Personensorge- oder 
 Erziehungsberechtigten zu übergeben, sofern nach 
 der Einschätzung des Jugendamts eine Gefährdung des 
 Kindeswohls nicht besteht oder die Personensorge- 
 oder Erziehungsberechtigten bereit und in der Lage 
 sind die Gefährdung abzuwenden oder eine Entschei- 
 dung des Familiengerichts über die erforderlichen Maß- 
 nahmen zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen 
 herbeizuführen (§ 42 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 2 SGB VIII). 
Eine Fortdauer der Inobhutnahme, die nicht ohne Eingriff in 
die Rechte der Personensorgeberechtigten abgewendet wer-
den kann bedarf der Mitwirkung des Familiengerichts. Das 
Familiengericht hat zu prüfen und zu entscheiden, welche 
Maßnahmen nach § 1666 BGB zum Wohl des Kinder oder 
Jugendlichen erforderlich sind. Es wird also durch Eingriff in 
das Personensorgerecht dem Jugendamt ermöglichen, mit 
Hilfen nach dem SGB VIII das Gefährdungsrisiko der Kinder 
oder Jugendlichen in den Griff zu bekommen (Krug/Grüner/
Dalichau, SGB VIII § 42 VIII-2).
 Sind die Personensorge- oder Erziehungsberechtigen 
 nicht erreichbar, so ist eine Entscheidung des Familien- 
 gerichts über die erforderlichen Maßnahmen zum Wohl 
 des Kindes oder des Jugendlichen herbeizuführen (§ 42 
 Abs. 3 Satz 3 SGB VIII).
Die Verpﬂichtung zur Inobhutnahme besteht also immer 
dann, wenn dem Jugendamt eine Kontaktaufnahme mit den 
Personensorge- oder Erziehungsberechtigten nicht möglich 
ist. Dies beinhaltet auch eine Obhutnahme von Säuglingen, 
die in eine Babyklappe gelegt oder nach einer anonymen 
Entbindung von der Mutter im Krankenhaus zurückgelassen 
wurden.
 Widersprechen die Personensorgeberechtigten der In- 
 obhutnahme nicht, so ist unverzüglich ein Hilfeplanver- 
 fahren zur Gewährung einer Hilfe einzuleiten (§ 42 Abs. 
 3 Satz 5 SGB VIII).
 Bei unbegleiteten ausländischen Kindern oder Jugend- 
 lichen ist unverzüglich die Bestellung eines Vormunds 
 oder Pﬂegers zu veranlassen (§ 42 Abs. 3 Satz 4 SGB VIII). 
Die Inobhutnahme nach § 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII 
setzt voraus, dass der ausländische Minderjährige, der nach 
Deutschland kommt, nicht von seinem Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten begleitet wird. Darüber hinaus darf 
der ausländische Minderjährige in Deutschland keinen auf-
enthaltsberechtigten Personensorge- oder Erziehungsbe-
rechtigten haben. Nicht verlangt wird, dass das Jugendamt 
eine dringende Gefahr für das Wohl des eingereisten aus-
ländischen Minderjährigen feststellt. Das Gesetz unterstellt 
ähnlich wie beim Selbstmelder die Gefährdung von Gesetzes 
wegen (Krug/Grüner/Dalichau).
(siehe auch Thüringer  „Informationen zu UMF“ Aufnahme, 
Unterbringung und Betreuung unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge)
Die Inobhutnahme ist eine eigenständige, von anderen Hil-
fearten nach SGB VIII getrennte Hilfe. Es handelt sich nach 
§ 2 Abs. 3 SGB VIII nicht um eine sozialrechtliche Leistungs-
gewährung im engeren Sinne, sondern um eine ande-
re Aufgabe der Jugendhilfe. Gemäß § 76 SGB VIII können 
gleichwohl anerkannte Träger der freien Jugendhilfe an der 
Durchführung der Inobhutnahme beteiligt oder ihnen die-
se Aufgabe zur Ausführung übertragen werden. Die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe bleiben jedoch für die Erfüllung 
der Aufgaben verantwortlich. Die Ausübung der Beaufsich-
tigung, Erziehung und Aufenthaltsbestimmung gegenüber 
dem Kind oder dem Jugendlichen besteht als Amtspﬂicht 
auch dann, wenn der oder die in Obhut Genommene bei 
einer geeigneten Person, einer Einrichtung oder in einer 
sonstigen Wohnform untergebracht ist Die Haftung bleibt 
auch insoweit beim Träger des Jugendamts (Krug/Grüner/
Dalichau SGB VIII).
Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwick-
lungsstand an allen die Inobhutnahme betreffenden Ent-
scheidungen zu beteiligen (§ 8 Abs. 1 SGB VIII).
3. Besonderheiten der Inobhutnahme
3.1  Abgrenzung der Inobhutnahme zur Hilfe zur Erziehung
Die Inobhutnahme ist eine vorläuﬁge Maßnahme, die der 






venentwicklung aus einer Krisensituation dient. Im Gegen-
satz zur Hilfe zur Erziehung bedarf es keines Antrages der 
Personensorge- bzw. der Erziehungsberechtigten. Inobhut-
nahme ist keine Hilfeform, die an Stelle von Hilfe zur Erzie-
hung gewährt werden kann, sondern eine zusätzliche sozi-
alpädagogisch orientierte Interventionsmaßnahme in einer 
aktuellen Krisensituation. Eine Inobhutnahme schließt eine 
bereits bestehende Hilfe zur Erziehung nicht aus; sie kann 
jedoch im Rahmen der Problemklärung zur Neuorientierung 
beitragen.
3.2.  Gewährleistungspﬂicht
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen gewährleisten, 
dass die zur Erfüllung der Inobhutnahme erforderlichen und 
geeigneten Einrichtungen und Dienste rechtzeitig und aus-
reichend zur Verfügung stehen (§ 79 Abs. 2 SGB VIII). Die 
Jugendämter sollen bedarfsgerechte Konzepte für die Inob-
hutnahme entwickeln. Dies kann in alleiniger Zuständigkeit 
eines Jugendamtes oder in Kooperation mit Nachbarjugend-
ämtern geschehen.
3.3  Freiheitsentziehende Maßnahmen
Nach § 42 Abs. 5 SGB VIII sind freiheitsentziehende Maß-
nahmen im Rahmen der Inobhutnahme nur zulässig, wenn 
und soweit sie erforderlich sind, um eine Gefahr für Leib 
oder Leben der Kinder oder Jugendlichen oder eine Gefahr 
für Leib oder Leben Dritter abzuwenden und diese nicht 
durch den Einsatz anderer intensiver Hilfen abgewendet 
werden kann. Eine bloße Gefährdung von Sachgütern recht-
fertigt keine freiheitsentziehenden Maßnahmen im Rahmen 
der Inobhutnahme.
Ohne gerichtliche Entscheidung ist die Freiheitsentziehung 
spätestens mit Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu be-
enden, also höchstens nach 48 Stunden (§ 42 Abs. 5 Satz 2 
SGB VIII). Die Freiheitsentziehung ist ebenfalls sofort zu be-
enden, wenn der Zweck für die Anordnung der Maßnahme 
entfallen ist.
4. Fachliche Umsetzung der Inobhutnahme
4.1  Sozialpädagogische Ausgestaltung der Inobhutnahme
Die Inobhutnahme ist fachlich so zu gestalten, dass sowohl 
die Schutzfunktion, als auch die sozialpädagogische Krisen-
intervention und die gemeinsame Entwicklung weiterführen-
der Perspektiven und gegebenenfalls Hilfen gewährleistet 
werden.
4.2  Mögliche Angebote der Inobhutnahme
Angebotsstruktur und Konzept von Einrichtungen der In-
obhutnahme sollen differenziert und möglichst orts- und 
lebensweltnah entwickelt werden. Neben der Sicherstellung 
von Bereitschaftsdiensten sind differenzierte Einrichtungs-
formen zur vorübergehenden Unterbringung erforderlich.
So weit fachlich sinnvoll, ist die ortsnahe Unterbringung vor-
zuziehen. Für die Inobhutnahme von Kindern unter sechs 
Jahren sollte die Unterbringung in einer Bereitschaftspﬂege-
stelle oder bei einer geeigneten Person erfolgen.
Die pädagogische Qualität der Bereitschaftspﬂege liegt im 
familiären Setting. Bereitschaftspﬂegestellen sind somit be-
sonders für die Aufnahme von Säuglingen und Kleinkindern 
geeignet, da sie deren speziﬁschem Bedürfnis nach Gebor-
genheit, Schutz und emotionaler Zuwendung Rechnung tra-
gen können. Eine fachliche Klärung und Entscheidung über 
die weitere Perspektive dieser Kinder muss so zügig wie 
möglich erfolgen, um den Kindern schnellstmöglich wieder 
einen festen, dauerhaften emotionalen Bezugsrahmen zu 
geben.
Es sollen Möglichkeiten einer Krisenunterbringung im Ver-
bundsystem mit Beratungsstellen geschaffen werden. Damit 
sind parallel Schutz des Kindes und Klärung weiterer Per-
spektiven mit allen Beteiligten möglich.
Die Unterbringung von Kindern und Jugendlichen im Rah-
men von geeigneten Kinderschutzeinrichtungen nach § 42 
SGB VIII ist in der Regel einer Unterbringung in Einrichtungen 
der Hilfe zur Erziehung gemäß § 34 SGB VIII vorzuziehen, 
um den Charakter der Inobhutnahme von Kriseninterventi-
on und ihre Offenheit gegenüber der Zukunftsperspektive zu 
verdeutlichen.
Die Inobhutnahmeeinrichtungen sollen in der Öffentlichkeit 
so bekannt gemacht werden, dass auch Kinder und Jugend-
liche von den Inobhutnahmeeinrichtungen Kenntnis erlan-
gen.
4.3  Fachpersonal
In Inobhutnahmeeinrichtungen muss eine ausreichende 
Zahl von hauptamtlichen Fachkräften zur Verfügung stehen. 
Was unter „Fachkräften“ zu verstehen ist, ergibt sich aus 
§ 23 ThürKJHAG. Diese Fachkräfte sollten über besondere 
Kenntnisse oder Erfahrungen mit Hilfen für misshandelte, 
schwer vernachlässigte und/oder sexuell misshandelte Kin-
der und Jugendliche verfügen. Fortbildung und Supervision 
der Fachkräfte müssen gewährleistet sein. Darüber hinaus 
ist für Kinder und Jugendliche und für das Personal psycho-
logische Hilfe sicherzustellen.
4.4  Räumliche Voraussetzungen
Die räumliche Ausstattung muss dem Bedarf der Kinder 
und Jugendlichen nach einem Schutz- und Schonraum 
entsprechen sowie Gelegenheit zu Beratungsgesprächen 
und sozialen Kontakten geben. Die Räume müssen für un-
terschiedliche Altersgruppen angemessen gestaltet sein. 
Inobhutnahmeeinrichtungen können an bestehende Ein-
richtungen der Erziehungshilfe angegliedert sein. In diesem 
Falle müssen separate Unterbringungseinheiten und eine 
zusätzliche fachliche Betreuung gewährleistet sein. Ferner 
ist sicherzustellen, dass der Tagesablauf der längerfristig in 
dieser Einrichtung lebenden Kinder und Jugendlichen nicht 
unangemessen beeinﬂusst wird.
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5. Verfahren der Inobhutnahme
5.1  Verfahrensfragen
 Für die Hilfe nach § 42 SGB VIII gilt eine von den son- 
 stigen Hilfen abweichende eigene örtliche Zuständigkeit 
 (§ 87 SGB VIII). Zuständig ist der örtliche öffentliche 
 Träger der Jugendhilfe, in dessen Bereich sich das Kind 
 oder der/die Jugendliche vor Beginn der Hilfe tatsäch- 
 lich aufhält. Im Rahmen dieser Zuständigkeit obliegt es 
 diesem Jugendamt, Problemklärung zu betreiben und 
 erste Handlungsschritte zu entwickeln. Es ist nicht Auf- 
 gabe dieses Jugendamtes, das Kind oder den Jugend- 
 lichen unvermittelt den Eltern oder dem Heimatjugend- 
 amt zu überantworten. Zur Problemklärung kann es 
 auch gehören, Unstimmigkeiten zwischen Kindern, Ju- 
 gendlichen und dem Heimatjugendamt aufzuhellen.
 Die Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII bedarf einer 
 sorgfältigen verwaltungsrechtlichen Handhabung. Sie 
 stellt an sich schon einen Verwaltungsakt dar, der ge- 
 gebenenfalls den Sorgeberechtigten schriftlich mitzutei- 
 len ist. Vor diesem Verwaltungshandeln liegt eine Prü- 
 fungsphase des Jugendamtes oder einer beauftragten 
 Stelle, in der die Problematik mit dem Kind oder der/ 
 dem Jugendlichen erörtert wird, bereits Schutz (Aufent- 
 halt) geboten und eine Entscheidung vorbereitet wird.
 Ist ein anerkannter Träger der freien Jugendhilfe an der 
 Durchführung der Inobhutnahme beteiligt oder ist ihm 
 diese Aufgabe zur Ausführung übertragen worden, 
 sollten die Aufgaben des freien Trägers vertraglich fest- 
 gelegt sein.
 Eine solche Vereinbarung sollte u. a. beinhalten:
 -  eine Bestimmung, ob dem freien Träger der Jugend- 
  hilfe gemäß § 76 Abs. 1 SGB VIII die Durchführung 
  der Inobhutnahme übertragen oder ob er lediglich da- 
  ran beteiligt wird,
 
 - ferner die Festschreibung der bereitgestellten Inob- 
  hutnahmeplätze und die Darstellung der Aufgaben 
  im Sinne des § 42 Abs. 2 Satz 3 und 4 SGB VIII,
 
 - zudem die Bestimmung, dass zu den Aufgaben des 
  freien Trägers der Jugendhilfe auch gehört, die Ursa- 
  chen der Krise herauszuﬁnden und mögliche Per- 
  spektiven in Zusammenarbeit zwischen Kindern und 
  Jugendlichen, Personensorge- oder Erziehungsbe- 
  rechtigten und dem Jugendamt zu entwickeln.
 Der freie Träger der Jugendhilfe kann eine Entscheidung 
 (Verwaltungsakt) über die Inobhutnahme gemäß § 42 
 SGB VIII nicht treffen. Unbeschadet davon können freie 
 Träger der Jugendhilfe die Befugnis erhalten, eine Inob- 
 hutnahme ohne vorherigen Verwaltungsakt durch den 
 örtlichen Träger der Jugendhilfe durchzuführen. In die- 
 sem Fall ist der örtliche Träger der Jugendhilfe von jeder 
 Inobhutnahme unverzüglich zu unterrichten.
 Adressat des Verwaltungsaktes sind die in Obhut ge- 
 nommenen Kinder oder Jugendlichen (vergleiche von 
 Wieser/Kaufmann/Mörsberger/Oberloskamp/Struck, 
 SGB VIII, § 42 Rn. 10).
 
Allein den Personensorgeberechtigten oder den Erziehungs-
berechtigten steht das Recht zu, einer Inobhutnahme zu wi-
dersprechen.
5.2  Zusammenarbeit mehrerer beteiligter Jugendämter
Jugendämter arbeiten bei der Inobhutnahme nach § 42 SGB 
VIII nach §§ 86 und 87 SGB VIII zusammen. Es bedarf aller-
dings in den Fällen, in denen zwischen den Personensorge-
berechtigten und dem/der Minderjährigen schnell und ohne 
weitere zusätzliche Hilfe von außen eine Lösung gefunden 
werden muss, nicht unbedingt erst der fachlichen Abstim-
mung mit dem Heimatjugendamt. Ist allerdings erkennbar, 
dass die Personensorgeberechtigten weitere umfassende 
Hilfen brauchen, ist das Heimatjugendamt unverzüglich zu 
unterrichten und die weitere Vorgehensweise abzustimmen.
5.3  Ende der Inobhutnahme
5.3.1  Beendigung
Die Inobhutnahme endet mit,
 der Übergabe des Kindes oder Jugendlichen an die Per- 
 sonensorge- oder Erziehungsberechtigten, (§ 42 Abs. 4 
 Nr. 1 SGB VIII) 
 der Entscheidung über die Gewährung von Hilfen nach 
 dem Sozialgesetzbuch (§ 42 Abs. 4 Nr. 2 SGB VIII ).
5.3.2  Rückkehr
Das nach § 87 SGB VIII zuständige Jugendamt ist für die 
vorläuﬁge Unterbringung, nicht jedoch für die Rückführung 
von Kindern und Jugendlichen zuständig. Die Regelung der 
Rückführung ist Aufgabe der Personensorgeberechtigten. 
Ausnahme: Eltern sind aus gesundheitlichen oder sonstigen 
zwingenden Gründen an der Abholung gehindert. Dann ist 
insbesondere bei jüngeren Kindern das Jugendamt - und zwar 
das nach § 86 SGB VIII örtlich zuständige Heimatjugendamt 
- verpﬂichtet, eine Begleitung anzubieten. Entstehende Aus-
lagen gehen zu Lasten der Personensorgeberechtigten.
Grundsätzlich ist darauf hinzuwirken, dass die Personen-
sorgeberechtigten oder die Pﬂegepersonen oder die in der 
Einrichtung für die Erziehung verantwortlichen Personen die 
Kinder oder die Jugendlichen selbst abholen.
Entscheiden die Personensorgeberechtigten, dass die Kinder 
oder Jugendlichen allein zurückkehren sollen und ist davon 
auszugehen, dass auf Grund der Fähigkeit der Kinder oder 
Jugendlichen zum eigenverantwortlichen Handeln die Rück-
kehr ohne Begleitung möglich ist, werden die Kinder oder 
Jugendlichen bei der Rückkehr nicht begleitet.









hilfe von Mitarbeitern des nach § 87 SGB VIII zuständigen 
Jugendamtes zurückgebracht oder begleitet werden, so weit 
dies erforderlich ist und um Rückführung oder Begleitung 




Das nach § 86 SGB VIII zuständige Jugendamt hat dem nach 
§ 87 SGB VIII zuständigen Jugendamt gemäß §§ 89 b und 
89 f SGB VIII sämtliche Kosten der Inobhutnahme zu erstat-
ten. Leistet ein nach § 87 SGB VIII zuständiges Jugendamt 
bei der Rückführung Amtshilfe, sind die Kosten gemäß 
§ 7 SGB X erstattungsfähig.
§ 89 d SGB VIII regelt die Kostenerstattung im Falle des § 42 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII, Inobhutnahme von unbeglei-
teten ausländischen Kindern und Jugendlichen (Thüringer 
„Informationen zu UMF 2. Empfehlungen zur Kostenerstat-
tung)
6.2.  Kostenheranziehung
Das Kind, der Jugendliche und seine Personensorgeberech-
tigten werden zu den Kosten der Inobhutnahme nach den Re-
gelungen der §§ 91 bis 94 herangezogen. Im Übrigen gilt 6.1. 
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1. Aufnahme, Unterbringung und Betreuung unbegleiteter  
 minderjähriger Flüchtlinge
2. Empfehlungen zur Kostenerstattung 
A: Aufnahme, Unterbringung und Betreuung unbegleiteter 
 minderjähriger Flüchtlinge 
Aus Artikel 22 des Übereinkommens über die Rechte des Kin-
des vom 20.11.1989 i. V. m. Gesetz vom 17.02.1992 (BGBl. II 
S. 121) und Artikel 9 des Übereinkommens vom 05.10.1961 
über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende 
Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen 
i. V. m. Gesetz vom 30.04.1991 (BGBl. II S. 217) ergibt sich 
die Verpﬂichtung unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
entsprechende Schutzmaßnahmen zu gewähren1 . 
Im Einvernehmen mit dem für ausländer- und asylrechtliche 
Angelegenheiten zuständigen Innenministerium gilt bezüg-
lich der Aufnahme, Unterbringung und Betreuung unbeglei-
teter minderjähriger Flüchtlinge2 (im Weiteren „unbegleitete 
Minderjährige“ genannt) Folgendes: 
1. Aufnahme, Betreuung und Versorgung unbegleiteter Min- 
 derjähriger
1.1 Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII 
Minderjährige, die unbegleitet nach Deutschland kommen, 
sind nach § 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 08.12.1998 (BGBl. I S. 3546) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 08.09.2005 (BGBl. I S. 2729) in Obhut zu nehmen, 
wenn sich weder Personensorge- noch Erziehungsberechtig-
te im Inland beﬁnden. 
Bei Eintreffen von unbegleiteten Minderjährigen in der 
Erstaufnahmeeinrichtung des Freistaates Thüringen nach 
§ 44 Abs. 1 AsylVfG, der Landesaufnahmestelle Eisenberg3, 
unterrichtet diese unverzüglich das örtlich zuständige Ju-
gendamt des Saale-Holzland-Kreises. 
Das örtlich zuständige Jugendamt wird unverzüglich tätig, 
sobald es Kenntnis vom Aufenthalt unbegleiteter Minder-
jähriger hat. Es leitet die Inobhutnahme der unbegleiteten 
Minderjährigen ein.
Wegen der geringen Aufnahmequote von unbegleiteten 
Minderjährigen in Thüringen empﬁehlt sich die Inobhut-
nahme aller unbegleiteten Minderjährigen in einer Jugend-
hilfeeinrichtung, um Leistungen, Dienste, Maßnahmen zur 
Gesundheitsvorsorge auch der hinsichtlich der Fachkräfte 
u. ä.  bündeln zu können. Wegen seiner räumlichen Nähe 
zur Erstaufnahmeeinrichtung in Eisenberg bietet sich die Ju-
gendhilfeeinrichtung in Wolfersdorf an.
Während der Inobhutnahme sind vom Jugendamt der not-
wendige Unterhalt der unbegleiteten Minderjährigen sowie 
die gesundheitliche Versorgung (Krankenhilfe, Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung) sicherzustellen. Es hat dafür Sorge 
zu tragen, dass unbegleitete Minderjährige ihrem Entwick-
lungsstand entsprechend an allen sie betreffenden Entschei-
dungen zu beteiligen sind. In geeigneter Weise sind sie auf 
ihre Rechte im Verwaltungs- und Asylverfahren sowie ggf. in 
Verfahren vor anderen Gerichten hinzuweisen. 
Das Jugendamt ist nach § 42 Abs. 3 Satz 4 i. V. m. Absatz 1 
Satz 1 Nr.3 SGB VIII verpﬂichtet, eine Entscheidung des Vor-
mundschaftsgerichts herbeizuführen4.
Leitlinien zum Umgang mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen
vom 8. Mai 2009
  1 Dies gilt trotz der Handlungsfähigkeit der 16- bis 17-jährigen im Asylverfahren nach § 12 Abs. 1 des Asylverfahrensgesetzes (AsylVfG) i. d. F. vom 
 27.07.1993 (BGBl. I S. 1361), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.07.2004 (BGBl. I S. 1950), auch für diesen Personenkreis.
  2 Kinder und Jugendliche, die
 · ausweislich ihrer Dokumente oder durch Festlegung der Ausländerbehörde bei ihrem Erstkontakt mit dem für sie zuständigen Jugendamt das 18. Le- 
  bensjahr noch nicht vollendet haben,
 · einen Asylantrag stellen wollen,
 · angeben, aus ihrem Heimatland wegen politischer Verfolgung bzw. Bedrohung von Leben oder Freiheit auf Grund der Zugehörigkeit zu einer be- 
  stimmten Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit oder sonstiger sozialer Gruppenzugehörigkeit geﬂohen zu sein und
 · ohne Begleitung von Personensorgeberechtigten sind.
  3 Anschrift: Landesaufnahmestelle Thüringen, Jenaer Straße 49, 07607 Eisenberg
  4 Da die Eltern der unbegleiteten Minderjährigen die Personensorge nicht ausüben können, ist zwecks rechtlicher Vertretung die Bestellung einer Per- 
 son als Vormund bzw. Pﬂegerin oder eines Pﬂegers gemäß §§ 1773 ff. BGB zu beantragen. Auch die Gewährung erzieherischer Hilfen gemäß §§ 27 ff. 
 SGB VIII ist erst auf Antrag einer als Vormund bestellten Person bzw. Pﬂegerin oder Pﬂeger möglich. Die örtlichen Jugendhilfeträger sind verpﬂichtet, 
 das Wohl unbegleiteter Minderjähriger zu gewährleisten, unabhängig davon, ob diese sich in einer Einrichtung der Jugendhilfe, einer Aufnahmeeinrich- 
 tung nach § 44 Abs. 1 AsylVfG oder einer Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerberinnen oder Asylbewerber nach § 53 Abs. 1 AsylVfG aufhalten. Sie ha- 
 ben dafür Sorge zu tragen, dass insbesondere für die Aufnahme und Unterbringung unbegleiteter Minderjähriger die erforderlichen und geeigneten 
 Einrichtungen und Dienste zur Verfügung stehen (vgl. § 79 Abs. 2 SGB VIII). Zur Sicherstellung einer Erstversorgung, zur Klärung von Flucht- und bio- 




Nach Aufnahme unbegleiteter Minderjähriger leitet das ört-
lich zuständige Jugendamt ein Clearingverfahren ein. Dabei 
sind die individuellen Lebens- und Fluchtumstände der un-
begleiteten Minderjährigen zu klären, um über die weitere 
Vorgehensweise in ausländerrechtlicher, asylverfahrensrecht- 
licher und jugendhilferechtlicher Hinsicht entscheiden zu 
können. Die Beurteilung des physischen und psychischen 
Reifegrades der unbegleiteten Minderjährigen und gegebe-
nenfalls die Veranlassung einer fachärztlichen Untersuchung 
sind zu beachten.
Folgende Angaben sind unter Hinzuziehung geeigneter Dol-
metscher zu erheben:
 Name, Vorname, Geburtsdatum,
 Nationalität, Volksgruppe,
 letzte Anschrift im Heimatland,
 Personalien und Aufenthaltsort der Eltern,
 Muttersprache, Fremdsprachen, Religionszugehörigkeit.
Zu den weiteren Maßnahmen gehören insbesondere: 
 Versuch der Kontaktaufnahme zu Eltern, Verwandten im 
 Heimatland,
 Versuch der Kontaktaufnahme zu Verwandten, Familien- 
 angehörigen und Bekannten in der Bundesrepublik 
 Deutschland,
 Versuch der Klärung der Umstände und Motive für die 
 Einreise,
 Vorbereitungen zur Klärung des ausländerrechtlichen 
 Status,
 Vorbereitungen zur Asylantragstellung,
 Beratung über mögliche Rückkehrhilfen, Vorbereitung auf 
 eine Rückführung ins Heimatland bzw. Weiterleitung an 
 aufnahmebereite Personen in der Bundesrepublik 
 Deutschland oder in Drittstaaten,
 Vorbereitung und Einleitung geeigneter Hilfen und wei- 
 terführender Betreuungsmaßnahmen nach dem Kinder- 
 und Jugendhilferecht unter besonderer Berücksichtigung 
 des Sprach- und Kulturraums der unbegleiteten Minder- 
 jährigen.
1.3 Unterbringung in einer Einrichtung der Jugendhilfe
Eine Aufnahme unbegleiteter Minderjähriger in einer Ein-
richtung der Jugendhilfe kann nur erfolgen, wenn eine Unter-
bringung bei geeigneten bekannten bzw. verwandten Lands-
leuten nicht möglich oder aus fachlicher Sicht nicht, auch 
nicht unter Zuhilfenahme ambulanter Hilfen zur Erziehung 
(z. B. Beistand), ausreichend ist. Gleiches gilt, wenn beglei-
tende ambulante Hilfen bei einer Unterbringung in der Lan-
desaufnahmestelle oder im Verteilungsverfahren nicht genü-
gen. Die Einrichtung soll den besonderen Erfordernissen der 
unbegleiteten Minderjährigen entsprechen. Diese sind nach 
§ 8 Abs. 1 SGB VIII zu beteiligen und über den Sinn und Zweck 
ihrer Unterbringung sowie den damit verbundenen Regeln 
des Zusammenlebens in dieser Einrichtung zu informieren. 
Die Entscheidung ist zu begründen. Das Landesjugendamt 
berät und vermittelt gemäß § 85 Abs. 2 Nr. 5 SGB VIII die 
erforderlichen Plätze in den Einrichtungen. Das Landesju-
gendamt ist bei Aufnahme und bei Entlassung eines unbe-
gleiteten Minderjährigen unverzüglich durch die Einrichtung 
zu informieren.
Hilfe zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII ist grundsätzlich 
als Prozess mit dem Ziel angelegt, die künftige Entwicklung 
von Kindern und Jugendlichen zu fördern. Sie ist demnach 
nur geeignet, wenn mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
geklärt ist, dass die/der unbegleitete Minderjährige sich vo-
raussichtlich für längere Zeit hier aufhalten wird. Das ist ins-
besondere der Fall, wenn
 der Asylantrag beachtlich im Sinne des Asylverfahrensge- 
 setzes ist,
 die/der Minderjährige als asylberechtigt anerkannt ist,
 bei dem/der Minderjährigen ein Abschiebungsverbot 
 nach § 60 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) festgestellt wur- 
 de oder
 die/der Minderjährige trotz negativem Ausgang des Asyl- 
 verfahrens wegen bestehender Abschiebehindernisse 
 längerfristig geduldet wird.
Zur Erfüllung der Aufgaben des überörtlichen Trägers der 
Jugendhilfe nach § 85 Abs. 2 SGB VIII ist die Statistik nach 
Formblatt5 als Geschäftsstatistik jährlich zu erheben und 
dem Landesjugendamt bis zum 31. Januar des Folgejahres 
zuzustellen.
2. Asylverfahren
2.1 Unbegleitete Minderjährige unter 16 Jahren
Unbegleitete Minderjährige unter 16 Jahren können gemäß 
§ 12 Abs. 1 AsylVfG nicht selbstständig Verfahrenshandlungen 
nach dem Asylverfahrensgesetz vornehmen. Sie sollen nach 
§ 47 Abs. 1 AsylVfG i. V. m. § 14 Abs. 2 Nr. 2 AsylVfG auch 
nicht in einer Aufnahmeeinrichtung im Sinne von § 44 Abs. 
1 AsylVfG wohnen. Eine landesinterne Verteilung dieses Per-
sonenkreises kann daher nicht unter den Voraussetzungen 
des § 50 Abs. 1 AsylVfG erfolgen. Der Erlass einer Zuwei-
sungsentscheidung ist vielmehr erst möglich, wenn durch 
eine als Vormund bestellte Person ein rechtswirksamer Asyl-
antrag gestellt wurde. Mit Inobhutnahme unbegleiteter Min-
derjähriger und im Verlauf des Clearingverfahrens sind der 
Landesaufnahmestelle Eisenberg die persönlichen Daten 
der Betreffenden mitzuteilen.
Die Mitteilung der persönlichen Daten an die Landesauf-
nahmestelle hat auch zu erfolgen, wenn im Einzelfall, z. 
B. auf Grund von Sprachschwierigkeiten oder weil die/der 
unbegleitete Minderjährige sich nicht entsprechend äußert, 
Unklarheit über das Vorliegen von Fluchtmotiven besteht. 
Eine persönliche Meldung unbegleiteter Minderjähriger bei 
der Landesaufnahmestelle ist nicht erforderlich. Unbegleite-
te Minderjährige, die direkt in der Landesaufnahmestelle in 
  












Erscheinung treten, werden dort unmittelbar registriert. Der 
Asylantrag ist nach § 14 Abs. 2 Nr. 3 AsylVfG an das Bundes-
amt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, 90343 







geleitet werden. Die Ausländerbehörde leitet ihn unverzüg-
lich dem Bundesamt zu.
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge teilt der für 
den Aufenthaltsort der/des unbegleiteten Minderjährigen 
zuständigen Ausländerbehörde den Eingang eines rechts-
wirksam gestellten Asylantrages mit. Die Ausländerbehörde 
unterrichtet darüber die Landesaufnahmestelle unter Bei-
fügung einer Ablichtung der Bundesamtsmitteilung sowie 
Angaben über die Anschrift des gesetzlichen Vertreters und 
den weiteren Unterbringungsort der/des unbegleiteten Min-
derjährigen.
Das Landesverwaltungsamt erlässt nach den Bestimmungen 
des § 50 AsylVfG den Zuweisungsbescheid. Die Zuweisung 
erfolgt in der Regel für den Bereich der Ausländerbehörde, in 
dem die oder der unbegleitete Minderjährige sich tatsächlich 
aufhält oder in dem die Unterbringung im Anschluss an eine 
Inobhutnahme erfolgen soll. Um eine gleichmäßige Vertei-
lung der Lasten auf die Kommunen zu gewährleisten, kann 
die Zuweisung auch für den Bereich einer anderen Auslän-
derbehörde erfolgen. 
Zuständig für die Ausstellung der Bescheinigung über die 
Aufenthaltsgestattung ist gemäß § 63 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. 
§ 56 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG grundsätzlich die Ausländerbe-
hörde, in deren Bereich sich der/die unbegleitete Minderjäh-
rige tatsächlich aufhält. In den Fällen, in denen unbegleitete 
Minderjährige nicht am Zuweisungsort untergebracht sind 
oder werden, stellt die für den Zuweisungsbereich zustän-
dige Ausländerbehörde im Benehmen mit der für den tat-
sächlichen Aufenthaltsort zuständigen Ausländerbehörde 
die Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung aus. Die 
Aufenthaltsgestattung hat in diesen Fällen mit einer entspre-
chenden Auﬂage nach § 60 Abs. 2 Nr. 3 AsylVfG zu erfolgen.
2.2 Unbegleitete Minderjährige ab 16 Jahren
Minderjährige Asylsuchende, die das 16. Lebensjahr vollen-
det haben, können nach § 12 Abs. 1 AsylVfG selbstständig 
Verfahrenshandlungen nach dem Asylverfahrensgesetz vor-
nehmen. Sie sind nach § 47 Abs. 1 AsylVfG i. V. m. § 14 Abs. 
1 AsylVfG grundsätzlich verpﬂichtet, bis zu sechs Wochen, 
längstens jedoch bis zu drei Monaten, in einer Aufnahme-
einrichtung im Sinne von § 44 Abs. 1 AsylVfG zu wohnen 
und ihren Asylantrag bei der dieser Aufnahmeeinrichtung 
zugeordneten Außenstelle des Bundesamtes für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge zu stellen.
Nach § 42 Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII sind unbegleitete Minder-
jährige, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
in Obhut zu nehmen. Die Inobhutnahme erfolgt grundsätz-
lich in einer Einrichtung der Jugendhilfe. Nach der Inobhut-
nahme durch das Jugendamt und Feststellung des Jugend-
hilfebedarfes werden sowohl weibliche als auch männliche 
Jugendliche im Alter bis 18 Jahre in Einrichtungen der Ju-
gendhilfe untergebracht. Die derzeitige Praxis, Mädchen 
im Alter zwischen 16 und 18 Jahren auf Grund des erhöhten 
Schutzbedarfes regelmäßig in einer Einrichtung der Jugend-
hilfe unterzubringen, entspricht ebenfalls dem SGB VIII. 
 
Entfallen die Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 Nr. 2 AsylVfG, 
z. B. weil die/der unbegleitete Minderjährige aus einer Ju-
gendhilfeeinrichtung entlassen wird, bevor das Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge über den 
Asylantrag entschieden hat, ist die/der Betreffende unver-
züglich an die Landesaufnahmestelle weiterzuleiten (§ 47 
Abs. 1 Satz 2 AsylVfG).
Bestehen Zweifel, ob eine Person das 16. Lebensjahr voll-
endet hat, sind vor der Einleitung weiterer Maßnahmen, 
z. B. Unterbringung in einer Einrichtung der Jugendhilfe 
oder Weiterleitung an die Landesaufnahmestelle, die not-
wendigen und geeignete Schritte zur Feststellung des Alters 
zu veranlassen.
Um der missbräuchlichen Verwendung falscher Altersan-
gaben entgegenzuwirken, haben sich die Länder mit Ein-
verständnis des Bundesministeriums des Innern auf die 
Verwendung ﬁktiver Geburtsdaten bei offenkundig falschen 
Altersangaben verständigt. Das Bundesamt für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge ist angewiesen, solche ﬁk-
tiven Geburtsdaten anzuerkennen.
Ausweislose männliche Asylsuchende, die ein Alter unter 
16 Jahren angeben, ihrem äußeren Erscheinungsbild nach 
aber offenkundig älter sind, sind deshalb als mindestens 
16-jährige zu behandeln.
Um den Rechtsschein der Richtigkeit des angenommenen 
Geburtsdatums zu vermeiden, ist in solchen Fällen in der 
Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchende oder 
Asylsuchender deutlich sichtbar zu vermerken: „Fiktives Ge-
burtsdatum auf Grund äußeren Anscheins“.
Für Personen, die im Laufe des Jahres 2006 vorsprechen, 
ist als ﬁktives Geburtsdatum der 01.01.1990 anzunehmen, 
in 2007 der 01.01.1991 usw.
Die Asylsuchenden sind darauf hinzuweisen, dass sie die 
Richtigkeit ihrer Altersangabe durch geeignete Dokumente 
oder durch eine medizinische Untersuchung nachweisen 
können.
3. Aufenthaltsbeendigung
Trifft die zuständige Ausländerbehörde während oder nach 
Abschluss des Clearingverfahrens die Entscheidung über 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen, obliegt es dem zustän-
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digen Jugendamt, die für die Rückführung unbegleiteter 
Minderjähriger in das Herkunftsland unter Berücksichtigung 
des Kindeswohls erforderlichen Begleitmaßnahmen vorzu-
nehmen.
Die Abschiebung von unbegleiteten Minderjährigen unter 16 
Jahren wird von der Zentralen Abschiebestelle beim Thürin-
ger Landesverwaltungsamt6 und nur dann organisiert und 
durchgeführt, wenn ihr eine Bescheinigung über die Beteili-
gung des zuständigen Jugendamtes vorgelegt wird. Aus der 
Bescheinigung soll hervorgehen, dass eine notwendige Be-
treuung während der Reise bzw. die Abholung am Ankunfts-
ort im Zielland sichergestellt ist.
Nach den Bestimmungen des § 23 Abs. 4 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII)7 bzw. § 11 Abs. 1 des 
Asylbewerberleistungsgesetzes8 ist auf die Inanspruchnah-
me bestehender Rückführungs- und Weiterwanderungspro-
gramme hinzuwirken. Die Inanspruchnahme der Erstauf-
nahmeeinrichtung zur Vorbereitung und Durchführung von 
freiwilligen Ausreisen außerhalb von Rückführungs- und 
Weiterwanderungsprogrammen bzw. bei Abschiebungsan-
trägen ist erst und nur dann zulässig, wenn die Ausreise 
über solche Programme ausscheidet.
Unbegleitete Minderjährige können z. B. über das REAG-
Programm9 befördert werden, wenn sich mindestens ein 
Elternteil oder eine als Vormund bestellte Person mit der Be-
förderung schriftlich einverstanden erklärt. Voraussetzung 
ist, dass die Minderjährigen am Ankunftsort im Zielland von 
einem Elternteil oder von einer von den Eltern schriftlich be-
rechtigten Person abgeholt werden.
B: Kostenerstattung nach § 89 d SGB VIII
1. Gemäß § 86 Abs. 7 Satz 2 SGB VIII ist der örtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe für erforderliche Leistungen zu-
ständig, in dessen Bereich sich der unbegleitete Flüchtling 
tatsächlich aufhält. Zu den Leistungen gehören insbesonde-
re die Unterbringung in Einrichtungen der Erziehungshilfe, 
in sonstigen betreuten Wohnformen und in Vollzeitpﬂege.
2. Wird die Leistung innerhalb eines Monats nach der Ein-
reise gewährt, stellt der örtliche Träger der Jugendhilfe um-





zur Geltendmachung der Kostenerstattung gegen- 
über dem bestimmten überörtlichen Träger nach § 89 
Abs. 3 SGB VIII. Dabei sind alle Ausgaben für 
Leistungen der Jugendhilfe entsprechend § 89 f SGB VIII gel-
tend zu machen, unabhängig vom Stand eines eventuellen 
Asylverfahrens. 
3. Zuständige Landesbehörde für die Zuweisung von Min-
derjährigen nach § 86 Abs. 7 Satz 1 SGB VIII ist die Landes-
aufnahmestelle beim Thüringer Landesverwaltungsamt. Da-
mit ist in der Regel der Wechsel der örtlichen Zuständigkeit 
verbunden. Erfolgt die Zuweisung erst nach der Antragstel-
lung auf Bestimmung eines überörtlichen Trägers, betreibt 
der ursprünglich zuständige örtliche Träger das Kostener-
stattungsverfahren weiter für die Zeit von der Einreise bis 
zu Zuweisungsentscheidung. Der örtliche Träger des Zuwei-
sungsortes betreibt das Kostenerstattungsverfahren ab dem 
Zeitpunkt der Zuweisung.
Auf die bundeseinheitlichen Empfehlungen der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Landesjugendämter vom 05.05.2000, 
die den Jugendämtern mit Rundschreiben des Landesju-
gendamtes zur Verfügung gestellt worden sind, wird ergän-
zend verwiesen.
  6 Anschrift: Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 210, Weimarplatz 4, 99423 Weimar
  7 In der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 1994 (BGBl. I S. 646, ber. S. 2975), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Dezember 2002 
 (BGBl. I S.4621)
  8 In der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes vom 25. August 1998 (BGBl. I S. 2505), zuletzt geändert durch 
 art. 7 c Bürokratieabbau- und Deregulierungsgesetz vom 21.06.2005 (BGBl. S. 1666)
  9 Das REAG-Programm ist ein humanitäres Hilfeprogramm. Es fördert die freiwillige Rückkehr und Weiterwanderung mittelloser Ausländer. Es wird von 
 der „International Organization for Migration“ (IOM) im Auftrag des Bundesministeriums des Innern und den zuständigen Ministerien der Bundeslän- 
 der durchgeführt und von diesen je zur Hälfte ﬁnanziert. Einzelheiten zu den Bewilligungsvoraussetzungen und zum Verfahren können einem Merkblatt 
 der Internationalen Organisation für Migration entnommen werden.
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1. Vorbemerkungen
Der Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) ist eine außergerichtliche 
Konﬂiktregelung, die die Einstellung eines förmlichen Straf-
verfahrens oder die Strafmilderung ermöglichen kann. Der 
TOA hat mit seiner Konﬂiktregulierung eine sozial- und 
rechtsfriedensstiftende Funktion. Neben dem materiellen 
Schadensausgleich soll der TOA beim Täter dadurch eine 
positive Normverdeutlichung bewirken, dass er mit den Fol-
gen seiner Tat konfrontiert wird und sich aktiv damit aus-
einander setzt. Der Geschädigte hat die Möglichkeit, seine 
Erfahrungen, Betroffenheit, Wut und Ärger und seine Per-
spektiven dem Täter zu verdeutlichen. Die außergerichtliche 
Konﬂiktregelung zwischen dem Täter und dem Opfer wird 
durch Vermittlung eines unparteiischen Konﬂiktberaters 
herbeigeführt. Die fachlichen Empfehlungen wurden vom 
Landesjugendamt in Zusammenarbeit mit Praktikern aus 
TOA-Projekten und Jugendgerichtshelfern in Thüringen er-
arbeitet und mit dem Ministerium für Soziales, Familie und 
Gesundheit und dem Justizministerium abgestimmt. Die 
Empfehlungen benennen fachliche Standards, die nicht un-
terschritten werden sollen.
2. Rechtsgrundlagen, Zuständigkeit 
Gemäß § 38 Abs. 1 Jugendgerichtsgesetz (JGG) wird die Ju-
gendgerichtshilfe von den Jugendämtern im Zusammenwir-
ken mit den Vereinigungen für Jugendhilfe ausgeübt. Nach 
§ 38 Abs. 2 JGG bringen die Vertreter der Jugendgerichtshilfe 
die erzieherischen, sozialen und fürsorgerischen Gesichts-
punkte im Verfahren vor den Jugendgerichten zur Geltung. 
Sie unterstützen zu diesem Zweck die beteiligten Behörden 
durch Erforschung der Persönlichkeit, der Entwicklung und 
der Umwelt des Beschuldigten und äußern sich zu den Maß-
nahmen, die zu ergreifen sind. 
Das Jugendgerichtsgesetz und die Strafprozessordnung 
(StPO) sehen verschiedene Möglichkeiten vor, ein Strafver-
fahren mit dem TOA zu beenden.
2.1 Die Staatsanwaltschaft kann bereits vor Anklageerhebung 
das Jugendstrafverfahren einstellen:
 gemäß § 45 Abs. 2 JGG, wenn eine erzieherische Maßnah- 
 me (TOA) bereits durchgeführt oder eingeleitet ist;
 gemäß § 45 Abs. 3 JGG, wenn der Jugendliche einer Wei- 
 sung des Jugendrichters, einen TOA durchzuführen (§ 10 
 Abs. 1 Nr. 7 JGG), nachgekommen ist;
 gemäß § 153 a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StPO, wenn zur Wieder- 
 gutmachung des durch die Tat verursachten Schadens 
 ein TOA erbracht wird.
2.2 Der Jugendrichter kann nach Anklageerhebung das Ju-
gendstrafverfahren einstellen:
 gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 2 JGG, wenn eine erzieherische  
Fachliche Empfehlungen für den Täter-Opfer-Ausgleich in Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz
vom 24. November 1997
 Maßnahme (TOA) bereits durchgeführt oder eingeleitet 
 ist;
 gemäß § 47 Abs. 1 Nr. 3 JGG, wenn er eine Entscheidung 
 durch Urteil für entbehrlich hält und dem Jugendlichen 
 die Weisung erteilt, einen TOA durchzuführen (§ 10 Abs. 
 1 Nr. 7 JGG);
 gemäß § 153 a Abs. 2 Satz 1 StPO, wenn TOA als Auﬂage 
 erteilt und erbracht wird.
Entsprechend § 38 JGG in Verbindung mit § 52 SGB VIII hat 
das Jugendamt im Verfahren nach dem Jugendgerichtsge-
setz mitzuwirken. Gemäß § 52 Abs. 2 SGB VIII hat das Ju-
gendamt frühzeitig zu prüfen, ob für den Jugendlichen oder 
den jungen Volljährigen Leistungen der Jugendhilfe, hier 
TOA, in Betracht kommen. 
Geeignete Fälle soll das Jugendamt bereits vor Anklageerhe-
bung den TOA-Projekten zuweisen. Ist das der Fall, hat das 
Jugendamt den Staatsanwalt oder den Richter umgehend 
davon zu unterrichten, damit geprüft werden kann, ob diese 
Leistung ein Absehen von der Verfolgung nach § 45 JGG oder 
eine Einstellung des Verfahrens nach § 47 JGG ermöglicht.
Die Anregung des Jugendamtes zur Durchführung des TOA 
im gerichtlichen Verfahren, d. h. nach Anklageerhebung, ist 
zwar grundsätzlich möglich, sollte aber im Interesse eines 
möglichst frühzeitigen Ausgleichsversuches die Ausnahme 
bleiben.
Als zur Schlichtung besonders geeignete Verfahren erschei-
nen:
 Körperverletzung, §§ 223, 224, 229 StGB (in der Regel 
 ohne Verkehrsdelikte),
 Sachbeschädigung, § 303 StGB,
 Hausfriedensbruch, § 123 StGB,
 Beleidigung u. a., §§ 185 - 188, 189 StGB,
 Diebstahl, Betrug und sonstige Vermögensdelikte, §§ 242, 
 246, 248 b, 263, 266 StGB.
Die Anwendung der Prinzipien des TOA bei anderen Delikten 
soll dadurch nicht ausgeschlossen sein. Bei Verbrechen ist 
der TOA in der Regel nicht anwendbar.
Empﬁehlt die Staatsanwaltschaft oder das Gericht die Durch-
führung eines TOA, so hat das Jugendamt diese Empfehlung 
zu prüfen. Insbesondere ist zu prüfen, ob der TOA für den 
Täter die erforderliche und geeignete erzieherische Maßnah-
me darstellt (§ 52 Abs. 2 SGB VIII).
Bei TOA handelt es sich zugleich auch um eine Hilfe zur 
Erziehung im Sinne der §§ 27, 41 SGB VIII. So kann Hilfe zur 
Erziehung nicht nur in Form der in §§ 28 - 35 SGB VIII aus-
drücklich benannten Maßnahmen gewährt werden, sondern 










besondere“). Der TOA ist eine solche Hilfeart im Rahmen 
der Hilfe zur Erziehung. Die Vorhaltung der ambulanten 
Maßnahme TOA gehört somit zu den Pﬂichtaufgaben der 
Jugendämter nach § 85 Abs. 1 SGB VIII.
3. Ziele und Aufgaben des TOA 
Der TOA ist eine relativ junge ambulante Erziehungshilfe 
nach SGB VIII und JGG, die in Form von Gesprächen, Be-
ratung und Intervention die Verständigung zwischen den 
beiden Konﬂiktparteien in den Mittelpunkt, Strafe dagegen 
in den Hintergrund stellt. Die Hilfe hat resozialisierenden 
Charakter (für den Täter) und stützt sich auf den Erziehungs-
gedanken im SGB VIII und JGG. 
Wesentliches Ziel ist es, dem Jugendlichen/Heranwachsen-
den mit sozialpädagogischer Hilfestellung die Möglichkeit 
einzuräumen, Eigenverantwortung für sein Handeln und 
dessen Folgen aktiv selbst zu übernehmen.
Im TOA erhalten Opfer und Täter die Gelegenheit, außerge-
richtlich unter Beteiligung eines neutralen Vermittlers eine 
befriedigende Regelung von Konﬂikten und den daraus re-
sultierenden Folgen und materiellen sowie psychischen Be- 
lastungen selbst herbeizuführen. TOA bietet somit eine grö-
ßere Wahrscheinlichkeit, den Rechtsfrieden wieder herzustel- 
len, als herkömmliche Sanktionen. Für das Opfer sind im TOA 
Aussprachen mit dem Täter über die Tat und die Folgen wich-
tig, da auf diese Art der Tat zu Grunde liegende Konﬂikte und 
die psychische Komponente Berücksichtigung ﬁnden und so 
eine effektivere Möglichkeit der Tatverarbeitung und Angst-
reduzierung besteht. Das Opfer kann zudem schneller und 
unbürokratischer Schadensersatz erhalten und eigene Inte-
ressen artikulieren.
Eine wesentliche Aufgabe des TOA ist es, ausgehend von 
der für Opfer und Täter komplizierten und belastenden Si-
tuation der Straftat eine Stigmatisierung des straffälligen 
jungen Menschen durch ein Jugendstrafverfahren und seine 
damit eventuell verbundene weitere Ausmerzung und er-
neute Straffälligkeit langfristig zu verhindern. Straffälligkeit 
von Jugendlichen ist eine meist episodenhaft auftretende Er-
scheinung. Bei angemessener sozialpädagogischer Reaktion 
darauf besteht die Chance, sie angemessen zu verarbeiten 
und zu überwinden.
TOA als tatbezogene Reaktion ist hierfür eine viel verspre-
chende Möglichkeit und zudem geeignet, die Folgen der 
Straftat für das Opfer zu mildern. 
Die Hilfe ermöglicht es dem Täter, in der unmittelbaren Aus-
einandersetzung mit dem Opfer seiner Tat
 den Fehler aus eigener Kraft wiedergutzumachen,
 alternative Konﬂiktlösungsstrategien ohne Gewalt zu 
 praktizieren,
 lebenspraktische Lösungsmuster für den Umgang mit 
 Konﬂiktsituationen, auch präventiv, zu entwickeln.
Da der TOA zudem Gespräche mit den Personensorgebe-
rechtigten und Institutionen (z. B. Schule) beinhaltet, ist er 
ebenso geeignet, Krisensituationen und Spannungen im so-
zialen Umfeld, insbesondere im familiären Bereich, sowohl 
punktuell als auch langfristig abzubauen. Eltern können mit 
dem Gedanken, „ ... mein Kind ist straffällig und wir kön-
nen nichts dagegen tun...“, häuﬁg nur sehr schlecht umge-
hen und erleben diese Situation selber als starke Belastung 
für die Beziehung zum Jugendlichen. Im Erstgespräch vor 
dem TOA wie auch in weiteren, den TOA ﬂankierenden Ge-
sprächen mit den Eltern, wird der TOA als hilfreiche Krisen-
intervention wahrgenommen, die Entlastung schafft. 
4. Methoden und Durchführung
Die Vermittler/Konﬂiktschlichter stehen in der Verantwor-
tung für die Durchführung des TOA. Dabei ist die Freiwillig-
keit der Teilnahme aller beteiligten Personen Voraussetzung 
für das Gelingen des TOA, auf die Bedürfnisse des Opfers ist 
besondere Rücksicht zu nehmen.
Eine außergerichtliche Konﬂiktschlichtung und Schadens-
wiedergutmachung im Rahmen des TOA beinhaltet in der 
Regel folgende Arbeitsschritte:
 Studium der von der Staatsanwaltschaft übersandten Un- 
 terlagen,
 Prüfung der Zuweisungskriterien (vgl. Nr. 3 der Richtli- 
 nien zur Förderung des TOA in Thüringen),
 Kontaktaufnahme zu den Beteiligten, 
 Vorgespräche mit den Beteiligten,
 Vermittlungs- bzw. Ausgleichsgespräche,
 Ausgleichsvereinbarung/zivilrechtliche Einigung treffen 
 und kontrollieren,
 Abschlussbericht an Staatsanwaltschaft/Gericht und Ju- 
 gendgerichtshilfe.
Der Vermittler/Konﬂiktschlichter hat den Beteiligten insbe-
sondere die Rahmenbedingungen des TOA zu vermitteln 
und die Voraussetzungen zu bieten, dass sich weder Geschä-
digte noch Täter benachteiligt fühlen. Die Aufgabe des Ver-
mittlers ist es, die Beteiligten ins Gespräch zu bringen und 
den Schlichtungsprozess zu begleiten. Er soll eine Verstän-
digung auf der inhaltlichen und emotionalen Ebene ermögli-
chen und eine konstruktive Auseinandersetzung fördern. Mit 
der Thematisierung vorhandener Ängste und Transparenz 
von Gefühlen und Empﬁndungen der Wut und Angst u. ä. 
soll für das Opfer Entlastung erreicht werden. Widersprüche 
und Abwehr sollen durch Aufhellen des Tatgeschehens und 
der Hintergründe abgebaut und die Verﬂechtung mit der ei-
genen Person verständlich gemacht werden.
Beim TOA geht es um Konﬂikte zwischen Menschen. Deren 
Anliegen und Interesse stehen im Vordergrund der Konﬂikt- 
regelung. Einvernehmliche Konﬂiktlösungen bedürfen zu- 
mindest eines teilweisen Interessenausgleiches für beide 
Seiten. Der TOA ist erreicht, wenn sich die Beteiligten entla-
stet begegnen können und Zufriedenheit über die erreichte 
Lösung äußern. Der Erfolg des TOA hängt auch von seiner 
Bewertung und Berücksichtigung durch die Justiz ab (bei 









5. Personelle und materielle Bedingungen/Organisation
5.1 Persönliche Voraussetzungen des TOA-Vermittlers:
Der TOA muss von hauptamtlichen Fachkräften durchge-
führt werden, die über eine abgeschlossene Ausbildung als 
Sozialarbeiter, Sozialpädagoge, Pädagoge, Psychologe, Er-
zieher oder vergleichbare Qualiﬁkationen verfügen. In Aus-
nahmefällen kann mehrjährige Berufserfahrung auf sozialem 
Gebiet anerkannt werden. Die als Vermittler tätige Person 
soll darüber hinaus über eine direkt auf das Arbeitsgebiet be-
zogene Zusatzqualiﬁkation verfügen (z. B. „Ausbildung zum 
Mediator in Strafsachen“ - einjähriger berufsbegleitender 
Lehrgang des Servicebüros für Täter-Opfer-Ausgleich und 
Konﬂiktschlichtung, Aachener Straße 1064, 50850 Köln; das 
Servicebüro wird von dem DBH e. V. unterhalten).
Dem Vermittler ist ausreichend Zeit für Kooperation mit den 
Verfahrensbeteiligten, Fortbildung, Supervision und Öffent-
lichkeitsarbeit im Rahmen der Prävention z. B. an Schulen 
zu gewähren. Die Arbeitszeit sollte ﬂexibel gestaltet und den 
Erfordernissen angepasst werden.
5.2 Materielle Bedingungen/Organisation
Eigene Räumlichkeiten, die unvoreingenommene Kontakte 
ermöglichen (Neutralität sichern). Hierzu gehören:
 Büroraum (Telefon, Anrufbeantworter),
 Beratungsraum mit freundlicher, warmer Atmosphäre 
 (auch für Gruppen geeignet),
 zentrale Lage, Anbindung an öffentliche Verkehrsmittel,
 Zugangsmöglichkeit auch außerhalb der üblichen Dienst- 
 zeiten.
 Bei teilspezialisierter Tätigkeit des TOA-Vermittlers ist zu 
 sichern, dass nicht mit dem gleichen Klientel parallel in 
 anderen sozialen Aufgabenstellungen gearbeitet wird.
Die Projekte sollen pauschal, nicht einzelfallbezogen ﬁnan-
ziert werden. Über die Höhe der Kosten sollen Vereinba-
rungen nach § 77 SGB VIII getroffen werden. 
5.3 Fallzahlen
Ein professioneller Vermittler (Vollzeitkraft) sollte im Jahr 
mindestens 80 bis 100 Fälle (Täterzählung) bearbeiten kön-
nen.
In Abhängigkeit von folgenden Faktoren ist die angegebene 
Fallzahl zu mindern:
 nichtspezialisierte Tätigkeit des Vermittlers,
 fehlende Schreibkraft,
 ländliches Einzugsgebiet/Flächenkreis (weite Anfahrts- 
 wege, Kontaktstellen außerhalb usw.),
 Startphase des Projektes, Einarbeitungszeit,
 Zuweisungspraxis der Staatsanwaltschaft.
6. Trägerschaft/Kostenbeteiligung des überörtlichen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe
Der TOA im Rahmen des JGG kann sowohl von freien als 
auch von öffentlichen Trägern der Jugendhilfe durchgeführt 
werden.
Entsprechend der Richtlinie „Örtliche Jugendförderung“ 
kann der TOA durch den überörtlichen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe gefördert werden. Die Anträge werden 
beim örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gestellt.
Vereinbarung des Justizministeriums und des Ministeriums für Soziales, Familie und Gesundheit über 
Grundsätze der Unterbringung in Einrichtungen der Jugendhilfe gemäß § 71 Abs. 2 und § 72 Abs. 4 
Jugendgerichtsgesetz
vom 22. Dezember 2003 (ThürStAnz. Nr. 9/2004 S. 617)
1.  Allgemeine Grundsätze 
1.  Die einstweilige Unterbringung gemäß § 71 Abs. 2 und 
§ 72 Abs. 4 Jugendgerichtsgesetz wird in einem geeigneten 
Heim der Jugendhilfe oder in einer sonstigen betreuten 
Wohnform im Sinne des § 34 Sozialgesetzbuch Achtes Buch 
- Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) durchgeführt. 
1.2  Die einstweilige Unterbringung in einer Einrichtung der 
Jugendhilfe orientiert sich an dem allgemeinen Ziel der Ju-
gendhilfe, das Recht des Jugendlichen auf Förderung seiner 
Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu gewähr-
leisten. 
1.3 Die tragenden Entscheidungen über die einstweilige Un-
terbringung, d. h. die Entscheidung über die Anordnung, Ur-
laubsbewilligung und Aufhebung, liegen in der Hand des Ju-
gendrichters. Einzelheiten der Unterbringung, z. B. über die 
Art der Unterbringung, die Integration der jungen Straftäter 
in den Einrichtungen der Jugendhilfe, ihre pädagogische Be-
treuung sowie die Besuchs- und Ausgangsregelung, oblie-
gen dagegen dem Träger der Jugendhilfeeinrichtung.
1.4 Bei der Anordnung der einstweiligen Unterbringung des 
Jugendlichen in einer Einrichtung der Jugendhilfe ist eine 
schnelle, enge und gute Kooperation des Jugendrichters mit 
den für die Erziehungsmaßnahmen zuständigen Trägern der 
Jugendhilfe notwendig. Gemeinsame Grundlage ist der Er-
ziehungsgedanke, der für die Jugendstrafrechtspﬂege eben-
so wie für die Jugendhilfe bestimmend ist. Wegen der Eilbe-
dürftigkeit der Haftsachen sollen die für die Entscheidung 
Verantwortlichen, insbesondere Staatsanwalt, Jugendrichter 
sowie die Träger der Jugendhilfe, in unmittelbaren Kontakt 
treten. Hierfür sollen die nachfolgenden Hinweise Anregung 







1.5 Im Strafverfahren soll einem Beauftragten des Trägers 
der Jugendhilfeeinrichtung Gelegenheit gegeben werden, 
über die mit dem Jugendlichen während des Aufenthaltes 
in der Einrichtung gesammelten Erfahrungen und die Beur-
teilung seiner möglichen weiteren Entwicklung zu berichten. 
Die Aufgaben des Jugendamtes - Jugendgerichtshilfe - blei-
ben hiervon unberührt. 
1.6 Auf regionaler und überregionaler Ebene sollen regelmä-
ßige Erfahrungsaustausche durchgeführt werden.
2.  Kriterien für die Geeignetheit einer Jugendhilfeeinrich- 
 tung 
Das Landesjugendamt benennt dem Justizministerium über 
das Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit Ein-
richtungen der Jugendhilfe, die grundsätzlich für die einst-
weilige Unterbringung geeignet sind. 
2.2 Für die Entscheidung der Frage, welche Einrichtung der 
Jugendhilfe im Einzelfall als geeignet anzusehen ist, sind 
von Bedeutung
 die besonderen Möglichkeiten der Erziehung und Aus- 
 bildung, die die jeweilige Einrichtung für den Jugend- 
 lichen entsprechend ihrer Konzeption bietet; 
 die räumliche Nähe zum bisherigen Wohnort, wenn 
 im Einzelfall die Aufrechterhaltung bisheriger sozialer 
 Bindungen insbesondere zur eigenen Familie auf den Ju- 
 gendlichen positiv einwirken kann, unter Umständen 
 aber auch die größere Entfernung vom Ort der Tat, wenn 
 eine Distanz zu den bisherigen Beeinﬂussungen wichtig 
 ist.
2.3 Das Entweichen soll im Rahmen der pädagogischen Ziel-
richtung der Einrichtung durch pädagogische Kontrollmaß-
nahmen und nicht durch zusätzliche bauliche Sicherungen 
verhindert werden. Bei Entweichen oder anderen wichtigen 
Ereignissen unterrichtet die Leitung der Jugendhilfeeinrich-
tung unverzüglich den Jugendrichter und das Jugendamt - 
Jugendgerichtshilfe - .
2.4 Bedarf der Jugendliche wegen einer Behinderung, einer 
psychischen und/oder physischen Krankheit oder bei Dro-
genabhängigkeit der Behandlung oder ist auf Angebote zur 
Rehabilitation angewiesen, sind Einrichtungen erforderlich, 
die dafür besonders ausgestattet sind. Jugendhilfeeinrich-
tungen scheiden dann in der Regel aus. 
3.  Verfahren bei der Anordnung der Heimunterbringung 
3.1 Das Jugendamt nimmt, sobald es von der vorläuﬁgen 
Festnahme eines Jugendlichen unterrichtet wurde, unver-
züglich eine Vorabprüfung vor, ob nach seiner Auffassung 
die Untersuchungshaft durch Unterbringung in einer Ein-
richtung der Jugendhilfe abgewendet werden kann. Das Ju-
gendamt prüft, erforderlichenfalls mit Hilfe des Landesju-
gendamtes, welche Einrichtung unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Einzelfalls für die Aufnahme des Jugend-
lichen in Frage kommt, und vergewissert sich in unmittel-
barem Kontakt mit der Leitung der Jugendhilfeeinrichtung, 
ob dort Aufnahmemöglichkeiten bestehen. 
3.2 Der Träger der Jugendhilfeeinrichtung hat das Recht, sich 
vor seiner Entscheidung über die Aufnahme eines Jugend-
lichen ein eigenes Bild über dessen Persönlichkeit, Werde-
gang und die Möglichkeit erzieherischer Einwirkung zu ma-
chen. Er ist frei in seiner Entscheidung über die Aufnahme 
des Jugendlichen. 
3.3 Das Jugendamt unterrichtet Staatsanwaltschaft und Ju-
gendrichter über das Ergebnis der Vorabprüfung und über-
mittelt nach Möglichkeit einen konkreten Vorschlag für eine 
aufnahmebereite geeignete Einrichtung der Jugendhilfe. 
3.4 Bei der Entscheidung über die Unterbringung des Ju-
gendlichen in einer Einrichtung der Jugendhilfe, die zu des-
sen Aufnahme bereit ist, ist der Richter nicht an Vorschläge 
des Jugendamtes gebunden.
3.5 Ist eine Klärung der Frage, ob eine Maßnahme der Erzie-
hung an Stelle der Untersuchungshaft angeordnet werden 
kann, nicht vor Erlass des Haftbefehls möglich gewesen, soll 
das Jugendamt entsprechend Ziffern 3.1 und 3.3 tätig werden. 
Dem Träger der in Frage kommenden Jugendhilfeeinrich-
tung soll alsbald nach Anordnung der Untersuchungshaft 
Gelegenheit zur Kontaktaufnahme mit dem Jugendlichen 
gegeben werden. In die Vorbereitung der Entscheidung über 
die Anordnung der Unterbringung soll der Sozialdienst der 
Justizvollzugsanstalt einbezogen werden.
3.6 Ein Wechsel der Jugendhilfeeinrichtung soll aus päda-
gogischen Gründen in der Regel vermieden werden. Sollte 
dennoch ausnahmsweise ein solcher Wechsel erforderlich 
sein, weil beispielsweise der Träger der Jugendhilfeeinrich-
tung die weitere Durchführung der Maßnahme ablehnt, soll 
der Jugendrichter vor Abänderung des Unterbringungsbe-
fehls erneut Kontakt zum Jugendamt - Jugendgerichtshilfe 
- aufnehmen. In jedem Fall ist aber das Jugendamt - Jugend-
gerichtshilfe - nach Änderung des Unterbringungsbefehls 
hierüber zu unterrichten. 
4.  Kosten 
Dem Träger der Jugendhilfeeinrichtung sind die Kosten der 
einstweiligen Unterbringung als Auslagen des Strafverfah-
rens von der Justizverwaltung in dem Umfang zu erstat-
ten, wie sie nach Jugendhilferecht als notwendig anerkannt 
werden. Hierzu gehören gemäß §§ 39, 40 SGB VIII auch die 





Relevante Regelungen im Kontext der o. g. Vereinbarung 
sind insbesondere:
1. Jugendgerichtsgesetz (JGG)
§ 71 Vorläuﬁge Anordnung über die Erziehung
(1) Bis zur Rechtskraft des Urteils kann der Richter vorläu-
ﬁge Anordnungen über die Erziehung des Jugendlichen tref-
fen oder die Gewährung von Leistungen nach dem Achten 
Buch Sozialgesetzbuch anregen. 
(2) Der Richter kann die einstweilige Unterbringung in einem 
geeigneten Heim der Jugendhilfe anordnen, wenn dies auch 
im Hinblick auf die zu erwartenden Maßnahmen geboten 
ist, um den Jugendlichen vor einer weiteren Gefährdung 
seiner Entwicklung, insbesondere vor der Begehung neuer 
Straftaten, zu bewahren. Für die einstweilige Unterbringung 
gelten die §§ 114 bis 115 a, 117 bis 118 b, 120, 125 und 126 der 
Strafprozessordnung sinngemäß. Die Ausführung der einst-
weiligen Unterbringung richtet sich nach den für das Heim 
der Jugendhilfe geltenden Regelungen.
§ 72 Untersuchungshaft
(1) Untersuchungshaft darf nur verhängt und vollstreckt 
werden, wenn ihr Zweck nicht durch eine vorläuﬁge Anord-
nung über die Erziehung oder durch andere Maßnahmen er-
reicht werden kann. Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
(§ 112 Abs. 1 Satz 2 der Strafprozessordnung) sind auch die 
besonderen Belastungen des Vollzuges für Jugendliche zu 
berücksichtigen. Wird Untersuchungshaft verhängt, so sind 
im Haftbefehl die Gründe anzuführen, aus denen sich ergibt, 
dass andere Maßnahmen, insbesondere die einstweilige Un-
terbringung in einem Heim der Jugendhilfe, nicht ausreichen 
und die Untersuchungshaft nicht unverhältnismäßig ist. 
(2) Solange der Jugendliche das sechzehnte Lebensjahr noch 
 nicht vollendet hat, ist die Verhängung von Untersu- 
 chungshaft wegen Fluchtgefahr nur zulässig, wenn er 
 1. sich dem Verfahren bereits entzogen hatte oder An- 
  stalten zur Flucht getroffen hat oder
 2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes keinen festen 
  Wohnsitz oder Aufenthalt hat.
(3) Über die Vollstreckung eines Haftbefehls und über die 
 Maßnahmen zur Abwendung seiner Vollstreckung ent- 
 scheidet der Richter, der den Haftbefehl erlassen hat, in 
 dringenden Fällen der Jugendrichter, in dessen Bezirk die 
 Untersuchungshaft vollzogen werden müsste. 
(4) Unter denselben Voraussetzungen, unter denen ein Haft- 
 befehl erlassen werden kann, kann auch die einstwei- 
 lige Unterbringung in einem Heim der Jugendhilfe 
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 (§ 71 Abs. 2 JGG) angeordnet werden. In diesem Fall kann 
 der Richter den Unterbringungsbefehl nachträglich 
 durch einen Haftbefehl ersetzen, wenn sich dies als not- 
 wendig erweist. 
(5) Beﬁndet sich ein Jugendlicher in Untersuchungshaft, so 
 ist das Verfahren mit besonderer Beschleunigung durch- 
 zuführen. 
(6) Die richterlichen Entscheidungen, welche die Unter- 
 suchungshaft betreffen, kann der zuständige Richter aus 
 wichtigen Gründen sämtlich oder zum Teil einem ande- 
 ren Jugendrichter übertragen.
§ 72a Heranziehung der Jugendgerichtshilfe in Haftsachen
Die Jugendgerichtshilfe ist unverzüglich von der Vollstre-
ckung eines Haftbefehls zu unterrichten; ihr soll bereits der 
Erlass eines Haftbefehls mitgeteilt werden. Von der vorläu-
ﬁgen Festnahme eines Jugendlichen ist die Jugendgerichts-
hilfe zu unterrichten, wenn nach dem Stand der Ermittlungen 
zu erwarten ist, dass der Jugendliche gemäß § 128 der Straf-
prozessordnung dem Richter vorgeführt wird.
2. Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz
Richtlinien zu § 71:
1. Vor Erlass einer vorläuﬁgen Anordnung über die Erzie- 
 hung sollte das Gericht regelmäßig die Jugendgerichts- 
 hilfe und, wenn notwendig, auch die Erziehungsberech- 
 tigten sowie die gesetzlichen Vertreter hören. Hiervon 
 kann abgesehen werden, wenn die Anordnung keinen 
 Aufschub duldet. In diesem Fall kann eine nachträgliche 
 Anhörung angezeigt sein. Der Beschluss über die vorläu- 
 ﬁge Anordnung ist zu begründen (§ 34 der Strafprozess- 
 ordnung).
2.  Der einstweiligen Unterbringung in einem geeigneten 
 Heim der Jugendhilfe kommt besondere Bedeutung zu, 
 wenn die Voraussetzungen für den Erlass eines Haftbe- 
 fehls gem. §§ 112 ff. der Strafprozessordnung vorliegen 
 (§ 72 Abs. 4 Satz 1 JGG). Ist die Maßnahme durchführbar 
 und reicht sie aus, so darf Untersuchungshaft nicht ange- 
 ordnet oder vollzogen werden (§ 72 Abs. 1 Satz 1 und 3 
 JGG). Staatsanwaltschaft und Gericht sollten deshalb 
 frühzeitig prüfen, ob ein geeignetes Heim zur Verfügung 
 steht und gegebenenfalls mit der Leitung der Einrichtung 
 in Verbindung treten. Die Jugendgerichtshilfe ist heran- 
 zuziehen. Auf § 72 a JGG und die Richtlinie dazu wird er- 
 gänzend hingewiesen.
3.  Ist ein Haftbefehl bereits erlassen und stellt sich nach- 
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 träglich heraus, dass die Unterbringung möglich ist, so 
 kann der Haftbefehl durch einen Unterbringungsbefehl 
 ersetzt werden.
4.  Der Unterbringungsbefehl nach § 71 Abs. 2 JGG sollte 
 insbesondere durch einen Haftbefehl ersetzt werden, 
 wenn sich die einstweilige Unterbringung als undurch- 
 führbar oder ungeeignet erweist und die Haftvorausset- 
 zungen fortbestehen (§ 72 Abs. 4 Satz 2 JGG).
5.  Auch im Verfahren gegen Jugendliche vor den für allge- 
 meine Strafsachen zuständigen Gerichten kann eine 
 vorläuﬁge Anordnung über die Erziehung getroffen und 
 die einstweilige Unterbringung in einem Heim der Ju- 
 gendhilfe angeordnet werden (§ 104 Abs. 2 JGG). Im 
 Verfahren gegen Heranwachsende sind diese Maßnah- 
 men nicht zulässig.
Richtlinien zu § 72:
1.  Das Verfahren gegen verhaftete Jugendliche soll durch 
 Ermittlungen gegen Mitbeschuldigte oder durch kom- 
 missarische Zeugenvernehmungen nach Möglichkeit 
 nicht verzögert werden. Erforderlichenfalls ist das Verfah- 
 ren abzutrennen.
2. Werden Jugendliche an einem Ort ergriffen, der weder 
 ihr gewöhnlicher Aufenthaltsort ist noch zum Bezirk 
 des Gerichts gehört, dem die vormundschaftsrichter- 
 lichen Erziehungsaufgaben obliegen, so veranlasst die 
 Staatsanwaltschaft in der Regel unverzüglich, dass die 
 Jugendlichen durch Einzeltransport dem Gericht über- 
 stellt werden, das für die vormundschaftsrichterlichen 
 Erziehungsaufgaben zuständig ist. Gleichzeitig beantragt 
 sie beim bisherigen Haftrichter, dass dieser seine Aufga- 
 ben auf das Gericht überträgt, das die vormundschafts- 
 richterlichen Erziehungsaufgaben wahrzunehmen hat.
3.  Zur einstweiligen Unterbringung in einem Heim der Ju- 
 gendhilfe wird auf die Richtlinien zu § 71 JGG hingewie- 
 sen.
4.  Wegen des Vollzugs der Untersuchungshaft wird auf § 93 
 JGG und die Richtlinie dazu hingewiesen.
5.  § 72 gilt auch im Verfahren gegen Jugendliche vor den für 
 allgemeine Strafsachen zuständigen Gerichten (§ 104 
 Abs. 1 Nr. 5 JGG), aber nicht im Verfahren gegen Heran- 
 wachsende (§ 109 JGG).
Richtlinie zu § 72 a:
Staatsanwaltschaft und Gericht tragen dafür Sorge, dass 
die Jugendgerichtshilfe so früh wie möglich, gegebenen-
falls durch die Polizei, unterrichtet wird. Ist gemäß § 128 der 
Strafprozessordnung eine Vorführung zu erwarten, so teilen 
sie der Jugendgerichtshilfe auch Ort und Termin der Vorfüh-
rung mit.
Richtlinien zu § 74:
1.  Zu den Auslagen des Verfahrens gehören auch die Ko- 
 sten einer einstweiligen Unterbringung in einem Heim 
 der Jugendhilfe (§§ 71 Abs. 2, 72 Abs. 4 JGG) und einer 
 Unterbringung zur Beobachtung (§ 73 JGG).
2.  Die Kosten, die einem Jugendlichen dadurch entstehen, 
 dass er einer ihm erteilten Weisung (§ 10 JGG) oder Auf- 
 lage (§ 15 JGG) nachkommt, gehören nicht zu den Kosten 
 und Auslagen im Sinne des § 74 JGG. Sie werden von 
 dem Jugendlichen oder einem für ihn leistungspﬂichti- 
 gen oder leistungsbereiten Dritten getragen.
3. Sozialgesetzbuch Achtes Buch - Kinder- und Jugendhilfe 
 (SGBVIII)
§ 34 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform
Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung über Tag und Nacht 
(Heimerziehung) oder in einer sonstigen betreuten Wohn-
form soll Kinder und Jugendliche durch eine Verbindung von 
Alltagserleben mit pädagogischen und therapeutischen An-
geboten in ihrer Entwicklung fördern. Sie soll entsprechend 
dem Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder des Ju-
gendlichen sowie den Möglichkeiten der Verbesserung der 
Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie 
 1. eine Rückkehr in die Familie zu erreichen versuchen 
  oder 
 2. die Erziehung in einer anderen Familie vorbereiten 
  oder
 3. eine auf längere Zeit angelegte Lebensform bieten und 
  auf ein selbständiges Leben vorbereiten.
Jugendliche sollen in Fragen der Ausbildung und Beschäf- 
tigung sowie der allgemeinen Lebensführung beraten
und unterstützt werden.
§ 39 Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des 
    Jugendlichen
(1)  Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35 a Abs. 2 
Nr. 2 bis 4 SGB VIII gewährt, so ist auch der notwendige 
Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des El-
ternhauses sicherzustellen. Er umfasst auch die Kosten der 
Erziehung. 
(2) Der gesamte regelmäßig wiederkehrende Bedarf soll 
durch laufende Leistungen gedeckt werden. Sie umfassen 
außer im Fall des § 32 und des § 35 a Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII 
auch einen angemessenen Barbetrag zur persönlichen Ver-
fügung des Kindes oder des Jugendlichen. Die Höhe des Be-
trages wird in den Fällen der §§ 34, 35, 35 a Abs. 2 Nr. 4 SGB 
VIII von der nach Landesrecht zuständigen Behörde festge-
setzt; die Beträge sollen nach Altersgruppen gestaffelt sein. 
Die laufenden Leistungen im Rahmen der Hilfe in Vollzeit-
pﬂege (§ 33 SGB VIII) oder bei einer geeigneten Pﬂegeperson 
(§ 35 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 SGB VIII) sind nach den Absätzen 
4 bis 6 zu bemessen. 
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(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse können insbesonde-
re zur Erstausstattung einer Pﬂegestelle, bei wichtigen per-
sönlichen Anlässen sowie für Urlaubs- und Ferienreisen des 
Kindes oder des Jugendlichen gewährt werden. 
(4) Die laufenden Leistungen sollen auf der Grundlage 
der tatsächlichen Kosten gewährt werden, sofern sie einen 
angemessenen Umfang nicht übersteigen. Sie sollen in 
einem monatlichen Pauschalbetrag gewährt werden, soweit 
nicht nach der Besonderheit des Einzelfalls abweichende 
Leistungen geboten sind. Wird ein Kind oder ein Jugendli-
cher im Bereich eines anderen Jugendamts untergebracht, 
so soll sich die Höhe des zu gewährenden Pauschalbetrages 
nach den Verhältnissen richten, die am Ort der Pﬂegestelle 
gelten. 
(5) Die Pauschalbeträge für laufende Leistungen zum Unter-
halt sollen von den nach Landesrecht zuständigen Behörden 
festgesetzt werden. Dabei ist dem altersbedingt unterschied-
lichen Unterhaltsbedarf von Kindern und Jugendlichen durch 
eine Staffelung der Beträge nach Altersgruppen Rechnung 
zu tragen. Das Nähere regelt Landesrecht. 
(6) Wird das Kind oder der Jugendliche im Rahmen des Fa-
milienleistungsausgleichs nach § 31 des Einkommensteu-
ergesetzes bei der Pﬂegeperson berücksichtigt, so ist ein 
Betrag in Höhe der Hälfte des Betrages, der nach § 66 des 
Einkommensteuergesetzes für ein erstes Kind zu zahlen ist, 
auf die laufenden Leistungen anzurechnen. Ist das Kind oder 
der Jugendliche nicht das älteste Kind in der Pﬂegefamilie, so 
ermäßigt sich der Anrechnungsbetrag für dieses Kind oder 
diesen Jugendlichen auf ein Viertel des Betrages, der für ein 
erstes Kind zu zahlen ist.
§ 40 Krankenhilfe
Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach § 35 a Abs. 2 Nr. 3 
oder 4 SGB VIII gewährt, so ist auch Krankenhilfe zu leisten; 
für den Umfang der Hilfe gelten die §§ 36, 36 a, 36 b und 37 
des Bundessozialhilfegesetzes entsprechend. Das Jugend-
amt kann in geeigneten Fällen die Beiträge für eine freiwillige 
Krankenversicherung übernehmen, soweit sie angemessen 
sind.
Festsetzung des Barbetrages (Taschengeld) zur persönlichen 
Verfügung gemäß § 39 Abs. 2 SGB VIII i. V. m. § 26 des Thü-
ringer Kinder- und Jugendhilfe-Ausführungsgesetzes
4. Strafprozessordnung (StPO)
§ 112 Voraussetzungen der Untersuchungshaft; Haftgründe
(1) Die Untersuchungshaft darf gegen den Beschuldigten 
angeordnet werden, wenn er der Tat dringend verdächtig ist 
und ein Haftgrund besteht. Sie darf nicht angeordnet wer-
den, wenn sie zu der Bedeutung der Sache und der zu erwar-
tenden Strafe oder Maßregel der Besserung und Sicherung 
außer Verhältnis steht. 
(2) Ein Haftgrund besteht, wenn auf Grund bestimmter Tat-
sachen
1. festgestellt wird, dass der Beschuldigte ﬂüchtig ist oder 
 sich verborgen hält,
2. bei Würdigung der Umstände des Einzelfalles die Ge- 
 fahr besteht, dass der Beschuldigte sich dem Strafver- 
 fahren entziehen werde (Fluchtgefahr) oder
3. das Verhalten des Beschuldigten den dringenden Ver- 
 dacht begründet, er werde 
 a) Beweismittel vernichten, verändern, beiseite schaffen, 
  unterdrücken oder fälschen oder
 b) auf Mitbeschuldigte, Zeugen oder Sachverständige in 
  unlauterer Weise einwirken oder
 c) andere zu solchem Verhalten veranlassen
 und wenn deshalb die Gefahr droht, dass die Ermittlung 
 der Wahrheit erschwert werde (Verdunkelungsgefahr).
(3) Gegen den Beschuldigten, der einer Straftat nach § 6 
 Abs. 1 Nr. 1 des Völkerstrafgesetzbuches oder § 129 a Abs. 
 1, auch in Verbindung mit § 129 b Abs. 1, oder nach den 
 §§ 211, 212, 226, 306 b oder 306 c des Strafgesetzbuches 
 oder, soweit durch die Tat Leib oder Leben eines anderen 
 gefährdet worden ist, nach § 308 Abs. 1 bis 3 des Strafge- 
 setzbuches dringend verdächtig ist, darf die Untersu- 
 chungshaft auch angeordnet werden, wenn ein Haft- 
 grund nach Absatz 2 nicht besteht.
§ 112a Weitere Haftgründe
(1) Ein Haftgrund besteht auch, wenn der Beschuldigte drin- 
 gend verdächtig ist,
 1. eine Straftat nach den §§ 174, 174 a, 176 bis 179 des 
  Strafgesetzbuches oder
 2. wiederholt oder fortgesetzt eine die Rechtsordnung 
  schwerwiegend beeinträchtigende Straftat nach § 125 a, 
  nach den §§ 224 bis 227, nach den §§ 243, 244, 249 
  bis 255, 260, nach § 263, nach den §§ 306 bis 306 c oder 
  § 16 a des Strafgesetzbuches oder nach § 29 Abs. 1 
  Nr. 1, 4, 10 oder Abs. 3, § 29 a Abs. 1, § 30 Abs. 1, § 30 a 
  Abs. 1 des Betäubungsmittelgesetzes begangen zu ha- 
  ben, und bestimmte Tatsachen die Gefahr begründen, 
  dass er vor rechtskräftiger Aburteilung weitere erheb- 
  liche Straftaten gleicher Art begehen oder die Straftat 
  fortsetzen werde, die Haft zur Abwendung der dro- 
  henden Gefahr erforderlich und in den Fällen der Num- 
  mer 2 eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr zu 
  erwarten ist. 
Alter ab 
Vollendung Euro Alter ab Vollendung Euro
. ebensjahr , . ebensjahr ,
. ebensjahr , . ebensjahr ,
. ebensjahr , . ebensjahr ,
. ebensjahr , . ebensjahr ,
. ebensjahr , . ebensjahr ,
. ebensjahr , . ebensjahr ,
. ebensjahr , . ebensjahr ,
. ebensjahr , ab . ebensjahr ,
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(2) Absatz 1 ﬁndet keine Anwendung, wenn die Vorausset- 
 zungen für den Erlass eines Haftbefehls nach § 112 StPO 
 vorliegen und die Voraussetzungen für die Aussetzung 
 des Vollzugs des Haftbefehls nach § 116 Abs. 1, 2 StPO 
 nicht gegeben sind.
§ 113 Voraussetzungen bei leichteren Taten
(1) Ist die Tat nur mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen 
bedroht, so darf die Untersuchungshaft wegen Verdunke-
lungsgefahr nicht angeordnet werden. 
(2) In diesen Fällen darf die Untersuchungshaft wegen 
Fluchtgefahr nur angeordnet werden, wenn der Beschuldig-
te 
 1. sich dem Verfahren bereits einmal entzogen hatte oder 
  Anstalten zur Flucht getroffen hat,
 2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes keinen festen 
  Wohnsitz oder Aufenthalt hat oder
 3. sich über seine Person nicht ausweisen kann.
§ 114 Haftbefehl
(1) Die Untersuchungshaft wird durch schriftlichen Haftbe- 
 fehl des Richters angeordnet. 
(2) In dem Haftbefehl sind anzuführen
 1. der Beschuldigte,
 2. die Tat, deren er dringend verdächtig ist, Zeit und Ort 
  ihrer Begehung, die gesetzlichen Merkmale der Straftat 
  und die anzuwendenden Strafvorschriften,
 3. der Haftgrund sowie 
 4. die Tatsachen, aus denen sich der dringende Tatver- 
  dacht und der Haftgrund ergeben, soweit nicht da- 
  durch die Staatssicherheit gefährdet wird.
(3) Wenn die Anwendung des § 112 Abs. 1 Satz 2 StPO nahe 
liegt oder der Beschuldigte sich auf diese Vorschrift beruft, 








Tel. 03 61 / 3 79 00
E-Mail: poststelle@tmsfg.thueringen.de 
Obere Landesjugendbehörde
Thüringer Ministerium für Soziales, 




Tel. 03 61 / 3 79 00
E-Mail: poststelle@tmsfg.thueringen.de




Tel. 0 36 81 / 73 32 00
E-Mail: poststelle.suhl@lvwa.thueringen.de
Weitere Adressen
Kinder- und Jugend-Sorgentelefon 
des Freistaates Thüringen
Tel. 08 00 / 0 08 00 80
Thüringer Stiftung HandinHand





Tel. 03 61 / 44 20 10
E-Mail: info@ts-handinhand.de









Tel. 0 36 83 / 68 21 69
E-Mail: poststelle.schmalkalden@schulamt.thueringen.de
Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, 
Lehrplanentwicklung und Medien (Thillm)
Heinrich-Heine-Allee 2-4
99438 Bad Berka


















FB 3 Soziales und Jugend
Lindenaustraße 9
04600 Altenburg
Tel. 0 34 47 / 58 65 61









Gagarinstraße 99 - 101
07545 Gera





























































Tel. 03 66 91 / 7 02 39
E-Mail: ja@lrashk.thueringen.de
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt
FB Jugend und Soziales
Rainweg 81
07318 Saalfeld










































Tel. 0 36 75 / 87 10
E-Mail: jugendamt@lkson.de
Landratsamt Unstrut-Hainich-Kreis
FD Familie und Jugend
Lindenbühl 28/29
99974 Mühlhausen
Tel. 0 36 01 / 800
E-Mail: info@landkreis-unstrut-hainich.de
Stadtverwaltung Weimar
Amt für Familie und Soziales
Schwanseestraße 17
99427 Weimar








AKF Arbeitskreis Thüringer Familienorganisa- 
 tionen
ANBA Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt  
 für Arbeit
ANBest-P Allgemeine Nebenbestimmungen für  













BT-Drs Drucksachen des Deutschen Bundestages
BVA Bundesverwaltungsamt






d. h. das heißt
DIN Deutsche Industrie-Norm(en)
DVJJ-Journal Mitgliederrundbrief der Deutschen Ver- 
 einigung für Jugendgerichte und Jugend- 
 gerichtshilfen, jetzt ZJJ: Zeitschrift für  










FJD Freiwilliges Soziales Jahr in der Denk- 
 malpﬂege
FÖJ Freiwilliges Ökologisches Jahr
FÖJG Gesetz zur Förderung des Freiwilligen  
 Ökologischen Jahres
FSG Thüringer Förderschulgesetz
FSJG Gesetz zur Förderung eines Freiwilligen  
 Sozialen Jahres
Abkürzungsverzeichnis
FSJK Freiwilliges Soziales Jahr im kulturellen  
 Bereich
G 
g. A. gewöhnlicher Aufenthalt
GEMA Gesellschaft für musikalische Auffüh- 
 rungs- und mechanische Vervielfälti- 
 gungsrechte
ggf. gegebenenfalls
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt
H 
HzE Hilfe zur Erziehung
I 
i. d. F. in der Fassung
i. d. R. in der Regel
InsO Insolvenzordnung
i. S. im Sinne
i. S. v. im Sinne von





KitaG Thüringer Kindertageseinrichtungsge- 
 setz
KJHG Kinder- und Jugendhilfegesetz
L 
LASF Landesamt für Soziales und Familie
LHO Landeshaushaltsordnung
LKZOst Lohnkostenzuschüsse gem. § 249 h des  
 Arbeitsförderungsgesetzes
M 
MOE-Staaten Mittel- und Osteuropäische Staaten
MSA Minderjährigen-Schutz-Abkommen
N 
NATO North Atlantic Trust Organisation
Nr. Nummer
O 




REAG-Programm Reintegration and Emigration Pro- 
 gramme for Asylum-Seekers in Germany
RL-LJFP Richtlinie über die Gewährung von Zu- 
 wendungen an Träger der freien Jugend- 
 hilfe und an kommunale Gebietskörper- 





SGB III Sozialgesetzbuch - Drittes Buch, Arbeits- 
 förderung 
SGB VIII Sozialgesetzbuch - Achtes Buch, Kinder-  
 und Jugendhilfe






t. A. tatsächlicher Aufenthalt
TFM Thüringer Finanzministerium
ThürAGInsO Thüringer Ausführungsgesetz zur Insol- 
 venzordnung
ThürAGUVG Thüringer Ausführungsgesetz zum Un- 
 terhaltsvorschussgesetz
ThürErzGGDVO Verordnung zur Durchführung des Thü- 
 ringer Erziehungsgeldgesetzes
ThürFamFöSiG Thüringer Familienförderungssiche- 
 rungsgesetzes
ThürFamFöSiGDVO  Verordnung zur Durchführung des  
 Familienförderungssicherungsgesetztes
ThürFördInsOZVO    Thüringer Verordnung über die   
 Bestimmung der zuständigen Stelle    
 zur Förderung  von geeigneten Stellen  
 im Verbraucherinsolvenzverfahren
ThürFAG Thüringer Gesetz zur Regelung des kom- 
 munalen Finanzausgleiches
ThürGemHV Thüringer Gemeindehaushaltsverord- 
 nung
ThürJuSchZVO Thüringer Jugendschutzzuständigkeits- 
 verordnung
ThürKitaG Thüringer Kindertageseinrichtungsge- 
 setz
ThürKitaVO Thüringer Kindertageseinrichtungsver- 
 ordnung
ThürKitapﬂegVO   Thüringer Kindertageseinrichtungsver 
 ordnung 




ThürSchiedsVO-SGB VIII  Thüringer Verordnung über    
 die Schiedsstelle nach § 78 des  
 Achten Buches Sozialgesetzbuch
ThürSchulG Thüringer Schulgesetz
ThürSchKG Thüringer Schwangerschaftskonﬂikt- 
 gesetz
ThürSchKBVO Thüringer Schwangerschaftskonﬂikt- 
 beratungsstellenverordnung




ThürVIBSVO Thüringer Verordnung über die Anforde- 
 rung an geeignete Stellen im Verbrau- 
 cherinsolvenzverfahren und über das  
 Anerkennungsverfahren
ThürVwVfG Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetz
TMSFG Thüringer Ministerium für Soziales,  
 Familie und Gesundheit
TOA Täter-Opfer-Ausgleich
U 
u. a. unter anderem, unter anderen
u. ä. und Ähnliche(s)
V 
VbE Vollbeschäftigteneinheit
v. H. vom Hundert
VMBl Ministerialblatt des Bundesministers für  
 Verteidigung
VO Verordnung
VO(EG) Verordnung der Europäischen Gemein- 
 schaft
VOL Verdingungsordnung für Leistungen
VV Verwaltungsvorschrift
Z 
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c) Intervention
Folgendes Vorgehen wird bei Verdacht auf Kin-
deswohlgefährdung empfohlen:
Handlungsschema
1. Beratung mit den Teamkollegen über die
Beobachtungen
2. Dokumentation der Verdachtsmomente
3. Information der Leitung der Frühförder-
stelle
4. Information des Trägers bei Einschätzung,
dass ein hohes Gefährdungsrisiko für das
Kind besteht
5. Gesprächsführung mit den Eltern sowie
Planung von Hilfe- und Unterstützungs-
maßnahme
6. Information des Jugendamts, wenn die
Gespräche mit den Eltern nicht oder nicht
ausreichend erfolgreich sind
Es besteht grundsätzlich die Notwendigkeit, alle
Schritte bezogen auf den konkreten Fall zu do-
kumentieren. In Abhängigkeit vom konkreten
Fall ist zu entscheiden, ob jeder der aufgezeigten
Schritte zu gehen ist.
Es wird empfohlen, Verfahrensabsprachen zu den
einzelnen Handlungsschritten mit den Jugend-
ämtern zu führen.
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